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1. Teil: Einführung 
A. Einleitung 
 
Seit den verheerenden Terroranschlägen in den USA am 11. September 2001 auf das World 
Trade Center und das Pentagon, bei denen etwa 3000 Menschen ihr Leben verloren0F1 und zu 
denen sich die islamistische Terrorgruppe Al-Qaida bekannte, hat sich der internationale is-
lamistische Terrorismus zur größten Bedrohung und damit auch zur größten Herausforderung 
für die internationale Staatengemeinschaft entwickelt. Die Anschläge waren ein beispielloser 
Schock für die ganze Welt und haben das Phänomen des internationalen islamistischen Terro-
rismus auf erschütternde Art und Weise in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt. 
Nicht einmal die Weltmacht USA war in der Lage, die Bedrohung durch den internationalen 
islamistischen Terrorismus alleine zu bewältigen. Die Anschläge haben deutlich gemacht, 
dass eine wirksame Bekämpfung eine enge Zusammenarbeit der internationalen Staatenge-
meinschaft erfordert. Deshalb haben die Vereinten Nationen, regionale Sicherheitsorganisati-
onen und sonstige internationale Organisationen begonnen, ihre gemeinsamen Anstrengungen 
im Kampf gegen den Terrorismus zu verstärken. 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen reagierte bereits am 12. September 2001 
mit der Konsens-Resolution 56/1 „Verurteilung der Terroranschläge in den Vereinigten Staa-
ten von Amerika“ auf die Terroranschläge in den USA, in dem sie diese verurteilte und zu 
präventiven und repressiven Maßnahmen gegen den Terrorismus aufrief: Jede Maßnahme des 
internationalen Terrorismus stelle eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit dar und müsse mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft werden1F2. 
Die NATO stellte nach den Anschlägen in den USA erstmals in ihrer Geschichte am 4. Okto-
ber 2001 den Bündnisfall fest, nachdem sie in ihrem strategischen Konzept bereits 1999 klar-
gestellt hatte, dass auch Akte des Terrorismus die Sicherheitsinteressen des Bündnisses berüh-
ren können. 
Auch auf europäischer Ebene wurde umgehend auf die Anschläge in den USA reagiert. Auf 
                                                 
1  Brockhaus, S. 9. 
2  Vgl. www.un.org/Docs/sc/committees/1373/. 






der Sondertagung vom 21. September 2001 wies der Europäische Rat der EU2F3 eine zentrale 
Rolle im Kampf3F4 gegen den Terrorismus zu: 
 
„Terrorism is a real challenge to the world and to Europe. The European Council has decided 
that the fight against terrorism will, more than ever, be a priority objective of the Union. (...) 
The European Council reaffirms its firm determination to act in concert in all circumstances. 
(...) The European Union will step up its action against terrorism through a coordinated and 
inter-disciplinary approach embracing all Union policies4F5.” 
 
In der Folgezeit verstärkte die EU ihren politischen und legislativen Willen zur Bekämpfung 
des Terrorismus und brachte weitere Entwicklungen in ihrer Terrorismusbekämpfungspolitik 
auf den Weg5 F6. 
Alle Bemühungen und Anstrengungen im Kampf gegen den Terrorismus konnten allerdings 
nicht verhindern, dass Europa durch zwei weitere terroristische Anschläge am 11. März 2004 
in Madrid und am 7. Juli 2005 in London6F7 geschockt wurde. Die Anschläge in London koste-
ten 56 Menschen7 F8, die Anschläge in Madrid 191 Menschen das Leben8F9. 
Seit diesen Anschlägen ist klar, dass sich der islamistische Terrorismus nicht nur gegen die 
                                                 
3  Die Bezeichnung Europäische Union wird in der Folge entweder für die Gesamtheit der drei Säulen des EU-
Vertrages oder nur für Handlungen innerhalb der zweiten (Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik) oder 
dritten Säule (Polizeiliche und Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen) verwendet. Die Bezeichnung Eu-
ropäische Gemeinschaften wird dagegen in Bezug auf das Recht der Europäischen Gemeinschaften verwen-
det. 
4  Anders als die USA, die das Vorgehen gegen den Terrorismus als Krieg („war“) bezeichnen, sprechen die 
EU und ihre Mitgliedstaaten von einem Kampf („fight“). 
5  Ratsdokument SN 140/01. 
6  Bemerkenswert ist, dass bis zum 11. September 2001 lediglich sechs der fünfzehn Mitgliedstaaten der EU 
eine spezifische Antiterrorismusgesetzgebung hatten, nämlich Frankreich, Deutschland, Italien, Portugal, 
Spanien und England. 
7  Bereits am 21. Juli 2005 kam es in London erneut zu Anschlägen. Glücklicherweise detonierten dabei nicht 
die eigentlichen Sprengsätze, vgl. Verfassungsschutzbericht des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren 
von 2004, S. 31. 
8  Vgl. Verfassungsschutzbericht des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren von 2005, S. 30/31. 
9  Vgl. Verfassungsschutzbericht des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren von 2004, S. 165. 






USA, sondern auch gegen europäische Staaten richtet. Europa ist seitdem nicht nur Aus-




Terrorismus- und Antiterrorismusforschung waren lange Zeit eine Domäne der Sozial- und 
Politikwissenschaften. Vielfach analysiert wurden die Entstehungsgeschichte, Ursprünge, 
Hintergründe, die Entwicklung des Terrorismus und politische Zusammenhänge. Weniger 
Beachtung fand bisher der juristisch-normative Kontext der Terrorismusbekämpfung. Erst mit 
den Anschlägen am 11. September 2001 in den USA haben auch die normativen Fragen der 
Terrorismusbekämpfung für die Rechtswissenschaften an Bedeutung gewonnen. 
Eine internationale Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terrorismus ist unverzichtbar10F11. 
Mehr als jeder andere Kontinent hat sich deshalb Europa zum Ziel gesetzt, die Zusammenar-
beit im Rahmen der Terrorismusbekämpfung zu institutionalisieren, und zwar insbesondere 
im Rahmen der EU als bedeutendste derjenigen Organisationen, in denen sich die europäi-
schen Staaten zusammengeschlossen haben11F12. 
Zunächst beschränkte sich die Terrorismusbekämpfung in Europa auf Anstrengungen und 
Bemühungen der Nationalstaaten, welche sich in einem Kampf mit nationalen Terrororganisa-
tionen befanden, wie beispielsweise in Deutschland der RAF, in Spanien der ETA und in Ir-
land der IRA. Ziel war es, im Rahmen der geltenden Gesetze die innere Sicherheit der Bürger 
zu gewährleisten bzw. wiederherzustellen. Einer Zusammenarbeit zwischen den europäischen 
Staaten bedurfte es damals nicht, da sich der Terrorismus im Wesentlichen als rein nationales 
Problem darstellte. Eine Kooperation zwischen den europäischen Staaten gab es lediglich im 
rein politischen und wirtschaftlichen Kontext. 
Erst im Jahre 1975 schlossen sich die Innenminister der Mitgliedstaaten der europäischen 
                                                 
10  Stichwort „Hamburger Zelle“. Die Hamburger Terrorzelle war eine Gruppe von radikal-islamischen Musli-
men, welche maßgeblich an der Planung und Organisation der Anschläge vom 11. September 2001 beteiligt 
waren. Treffpunkt der Gruppe war eine Wohnung in Hamburg.  
11  Vgl. hierzu 2. Teil: "Notwendigkeit der Terrorismusbekämpfung durch die EU". 
12  Zu nennen sind neben der EU vor allem der Europarat und die OSZE. 






Gemeinschaften unter der Bezeichnung TREVI-Gruppe I12F13 zusammen, um die polizeiliche 
Zusammenarbeit für den Kampf gegen den Terrorismus zu intensivieren, und begannen im 
Rahmen der Terrorismusbekämpfung zu kooperieren13F14. Die EU versteht die Terrorismusbe-
kämpfung jedoch erst seit den Anschlägen vom 11. September 2001 sowie vom 11. März 
2004 in Madrid und vom 7. Juli 2005 in London als zentrale Aufgabe14F15. Am 21. September 
2001 hat die EU in Form eines Aktionsplanes einen umfassenden Maßnahmenkatalog be-
schlossen und sich weitreichende Zielvorgaben für den Kampf gegen den Terrorismus gesetzt. 
Basierend auf diesem Aktionsplan wurden vielfältige Maßnahmen getroffen und die Mitglied-
staaten zur Umsetzung dieser Maßnahmen in nationales Recht verpflichtet. Neben den zwei 
bekanntesten Maßnahmen, dem Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämpfung“ vom 13. 
Juni 200215F 16  und dem Rahmenbeschluss „über den europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren“ vom 13. Juni 200216F17 wurden weitere Maßnahmen vor allem zur Verhin-
derung der Finanzierung des Terrorismus17F18 und betreffend den Informationsaustausch zwi-
schen den Mitgliedstaaten18F19 beschlossen. Damit einhergehend ist die Anzahl der Akteure im 
Rahmen der EU im Kampf gegen den Terrorismus angewachsen. Zu nennen sind in diesem 
Zusammenhang neben den Organen der EU insbesondere die zwei europäischen Behörden 
                                                 
13  Nicht ganz klar ist, worauf der Name „TREVI“ zurückzuführen ist. Während die einen hierin eine Abkür-
zung für Terrorisme, Radicalisme, Extremisme und Violence Internationale sehen wollen, so z.B. 
Stein/Meiser, Die Friedenswarte 2001, S. 40, oder Mokros, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizei-
rechts, Teil O, Rn. 1, führen andere den Namen auf den römischen Brunnen Fontana di Trevi zurück, da in 
Rom der Grundstein für TREVI gelegt wurde, so z.B. Jour/Wasmeier, in: von der Groeben, Band I, Vorbe-
merkung zu den Artikeln 29 bis 42 EU-Vertrag, Rn. 11, Fn. 20. 
14  Genauer hierzu Knelangen, S. 88 ff. 
15  Vgl. u.a. die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 21. September 2001. Zu finden unter 
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/ec/85097.pdf. 
16  ABl. EG Nr. L 164, 3. 
17  ABl. EG Nr. L 190, 1. 
18  Insbesondere Gemeinsame Standpunkte und Verordnungen zur Umsetzung der UN-Resolutionen 1267, 
1333 und 1373 sowie die dritte Geldwäscherichtlinie 2005/60/EG und zwei EG-Verordnungen Nr. 
1889/2005 und Nr. 1781/2006. Siehe hierzu die Ausführungen im 5. Teil dieser Arbeit unter B.I. 
19  Insbesondere die Richtlinie „über die Vorratsdatenspeicherung“, die Beschlüsse 2005/671/JI und 
2005/876/JI sowie weitere Beschlüsse und Gemeinsame Standpunkte. Siehe hierzu die Ausführungen im 5. 
Teil dieser Arbeit unter B.II. 






Europol und Eurojust und der erst 2005 eingesetzte Koordinator für Terrorismusbekämpfung. 
Die Vielzahl der Akteure und Maßnahmen im Rahmen der Terrorismusbekämpfung durch die 
EU erschwert es den Überblick zu behalten19F20. 
Beschränkt ist die EU in der Rechtsetzung auf den institutionellen Rahmen, der durch den 
EG- und EU-Vertrag vorgegeben wird. Anders als die Legislativorgane eines Nationalstaats, 
die aufgrund ihrer Verbands- und Organkompetenz grundsätzlich jede Materie regeln und 
auch hinsichtlich der Form wählen können, bedürfen die Rechtsetzungsorgane der EU einer 
ausdrücklichen Kompetenzzuweisung in den Gründungsverträgen20F21. Solche Kompetenzzu-
weisungen finden sich beispielsweise für den Kapital- und Zahlungsverkehr in den Art. 56 ff. 
EG-Vertrag und für den Verkehr in den Art. 70 ff. EG-Vertrag. Ein eigener Politikbereich der 
Terrorismusbekämpfung existiert in den Gründungsverträgen nicht. Es verwundert, dass der 
großen Anzahl an Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung lediglich zwei ausdrückliche 
Nennungen des Terrorismus in den Gründungsverträgen gegenüberstehen21F22. Damit stellt sich 
die Frage nach den Kompetenzen, welche die Gründungsverträge für die Terrorismusbekämp-
fung bereithalten. 
Mangels eigener Exekutivorgane ist die EU zur Durchsetzung ihrer Maßnahmen auf die Mit-
gliedstaaten angewiesen. Diese sind verpflichtet, die von der EU getroffenen Maßnahmen in 
ihr nationales Recht um- und dann nationalstaatlich durchzusetzen. Die Umsetzung der im 
Rahmen der Terrorismusbekämpfung durch die EU getroffenen Maßnahmen gestaltet sich für 
die Mitgliedstaaten allerdings häufig schwierig, da die Terrorismusbekämpfung die sensiblen 
Bereiche der europäischen Innen- und Rechtspolitik sowie die nicht weniger heiklen Fragen 
der Außen- und Sicherheitspolitik berührt, welche die Mitgliedstaaten nur sehr ungern aus der 
Hand geben. Verständlich ist die Zurückhaltung der Mitgliedstaaten, wenn man bedenkt, dass 
es in diesen beiden Politikbereichen vornehmlich um die Herstellung der inneren und äußeren 
Sicherheit der Bürger geht. Gleichwohl stellt die Terrorismusbekämpfung einen Politikbe-
reich der EU dar, in dem die Bürger der EU im Gegensatz zur allgemeinen teils europakriti-
schen Stimmung mehr von Europa und der EU erwarten. Unter diesem Druck sind die EU 
                                                 
20  Die Unübersichtlichkeit beklagt auch Ambos, S. 413. 
21  Streinz, Rn. 498. 
22  Ausdrücklich genannt wird der Terrorismus lediglich in Art. 29 EU-Vertrag und Art. 31 Abs. 1 e) EU-
Vertrag. 






und auch die Mitgliedstaaten mehr denn je gefordert, eine wirksame Antiterrorismuspolitik zu 
betreiben, um so den europäischen Bürgern einen größtmöglichen Schutz vor terroristischen 
Anschlägen zu bieten. 
Bei der Umsetzung der europäischen Vorgaben sind die Mitgliedstaaten allerdings an ihr ei-
genes nationales Recht gebunden, in welches die Vorgaben eingefügt werden müssen. Dass 
die Umsetzung der europäischen Maßnahmen deshalb an nationale Grenzen stoßen kann, 
zeigt beispielsweise die Umsetzung der Vorgaben des Europäischen Haftbefehls in deutsches 
Recht. Die Vorgaben des Rahmenbeschlusses „über den Europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten“22F23 wurden zwar durch den deutschen Ge-
setzgeber durch das „Europäische Haftbefehlsgesetz“23F24 vom 21. Juli 2004 in nationales Recht 
umgesetzt, allerdings hat das Bundesverfassungsgericht das Umsetzungsgesetz mit Urteil vom 
18. Juli 2005 für nichtig erklärt24F25. Bundestag und Bundesrat reagierten darauf mit einem Ge-
setzgebungsverfahren. Dabei wurden die vom Bundesverfassungsgericht als verfassungswid-
rig genannten Punkte überarbeitet und die übrigen Regelungen weitgehend aus dem alten Ge-
setz übernommen. Das neue Umsetzungsgesetz wurde schließlich am 20. Juli 2006 vom Bun-
despräsidenten Horst Köhler unterschrieben und am 25. Juli 2006 im Bundesgesetzblatt veröf-
fentlicht25F26. 
Bedeutsam ist die Frage, wie weit und durch welche Maßnahmen die EU auf die Politik der 
Mitgliedstaaten Einfluss nimmt und welche Maßnahmen durch die Mitgliedstaaten zur Um-
setzung erforderlich sind. Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit ist deshalb die Terroris-
musbekämpfung auf europäischer Ebene. 
 
C. Ziel und Gang der Untersuchung 
 
Die vorliegende Untersuchung will einen systematischen Gesamtüberblick über die Maßnah-
men der EU zur Terrorismusbekämpfung geben und in einen rechtlichen Rahmen stellen. Die 
                                                 
23  ABl. EG Nr. L 190, 1. 
24  BGBl. I 2004,  S. 1748. 
25  BVerfG, 2 BvR 2236/04. 
26  BGBl. I 2006, S. 1721ff. 






bisherigen Abhandlungen haben stets nur Ausschnitte aus dem Gesamtsystem der Terroris-
musbekämpfung behandelt, ohne dabei umfassend auf die rechtlichen Möglichkeiten im insti-
tutionellen Rahmen von EG- und EU-Vertrag hinzuweisen. Ziel der Untersuchung ist es des-
halb, diese Lücke zu schließen, die Terrorismusbekämpfung auf europäischer Ebene durch die 
EU zusammenhängend darzustellen, die institutionellen Eckpunkte und wichtigsten Maßnah-
men der Terrorismusbekämpfung zusammenzufassen und den besonderen Charakter der Ter-
rorismusbekämpfung durch die EU herauszuarbeiten. 
 
Die Arbeit soll Antwort insbesondere auf drei Fragestellungen geben: 
 
1. Welche Maßnahmen ergreift die EU im Rahmen der Terrorismusbekämpfung? 
2. Gibt es innerhalb der EU ein umfassendes Konzept zur Terrorismusbekämpfung? 
3. Wodurch werden die Anstrengungen der EU behindert? 
 
Der 2. Teil fasst die Punkte zusammen, die eine gemeinsame Terrorismusbekämpfung der 
europäischen Staaten im institutionellen Rahmen der EU erforderlich machen, weil eine rein 
nationale Bekämpfung der Dimension des aktuellen Terrorismus nicht gerecht wird. 
 
Der 3. Teil behandelt die tatsächlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen der Terrorismus-
bekämpfung durch die EU. In tatsächlicher Hinsicht beeinflusst vor allem die aktuelle Bedro-
hung durch den islamistischen Terrorismus die Terrorismusbekämpfung der EU. Zu den 
rechtlichen Rahmenbedingungen gehören die Gründungsverträge, welche den institutionellen 
Rahmen bilden, die rechtlichen Vorgaben der Vereinten Nationen, die Terrorismusbekämp-
fung durch den Europarat und schließlich die Grund- und Menschenrechte, welche die EU in 
ihren Aktivitäten beschränken. Insbesondere soll vermittelt werden, dass Terrorismusbekämp-
fung keinen bestimmten Politikbereich betrifft, sondern eine Vielzahl unterschiedlicher Poli-
tikfelder der EU berührt. 
 
Im 4. Teil folgt eine Darstellung der institutionellen Strukturen der Terrorismusbekämpfung. 
Die EU handelt nicht als Ganzes, sondern tritt durch ihre Organe und Einrichtungen in Er-
scheinung. Untersucht wird, welche Organe und EU-Einrichtungen sich mit der Terrorismus-






bekämpfung befassen und welche Aufgabe ihnen dabei zukommt. 
 
Der 5. Teil analysiert die wichtigsten aktuellen normativen Maßnahmen der Terrorismusbe-
kämpfung durch die EU. Dargestellt werden die von der EU aufgestellten Leitlinien der Ter-
rorismusbekämpfung und die wichtigsten aktuellen Maßnahmen der EU. Da eine umfassende 
Analyse aller Maßnahmen den Rahmen der Arbeit sprengen würde, beschränkt sich die Dar-
stellung darauf, den Inhalt, die Zielsetzung, einzelne rechtliche Probleme im Zusammenhang 
mit den konkreten Maßnahmen, gegebenenfalls deren Umsetzung in das Recht der BRD so-
wie systematische Zusammenhänge zu behandeln. 
 
Es folgt im 6. Teil eine Analyse des „Vertrags von Lissabon“, welcher zum 1. Dezember 2009 
in Kraft getreten ist. Der „Vertrag von Lissabon“ baut auf der bestehende Struktur von EG- 
und EU-Vertrag auf und modifiziert diese. Deshalb wird ein Vergleich zwischen EG- und 
EU-Vertrag und dem „Vertrag von Lissabon“ angestellt, der feststellen soll, welche Änderun-
gen sich speziell für die Terrorismusbekämpfung ergeben. 
 






2. Teil: Notwendigkeit der Terrorismusbekämpfung durch die EU 
 
Zwar behandelt die Literatur die Entwicklung und Entstehungsgeschichte der Terrorismusbe-
kämpfung auf europäischer Ebene26F27, jedoch wird dabei zumeist die Frage nach der Notwen-
digkeit einer europäischen Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terrorismus übergangen. In 
der Literatur wird das Bedürfnis nach einem gemeinsamen Vorgehen regelmäßig als gegeben 
vorausgesetzt, obwohl die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Terrorismusbe-
kämpfung keine Selbstverständlichkeit ist, da die Terrorismusbekämpfung Kernbereiche nati-
onaler Souveränität der einzelnen Staaten betrifft27F28 und deshalb lange Zeit eine Domäne der 
Nationalstaaten in Europa war. Die mit der TREVI-Gruppe28F29 im Jahre 1975 beginnenden und 
seit den Anschlägen am 11. September 2001 intensivierten Bemühungen auf europäischer 
Ebene lassen allerdings erahnen, dass es für die europäischen Staaten Gründe geben muss, im 
Kampf gegen den Terrorismus vermehrt zusammenarbeiten. Deshalb sollen hier die in Be-
tracht kommenden Motive und Gründe für das Erfordernis einer gesamteuropäischen Terro-
rismusbekämpfung durch die EU sowie deren unterschiedliche Gewichtung untersucht wer-
den. 
 
A. Internationalisierung des Terrorismus 
 
Anlass für das gemeinsame Tätigwerden der europäischen Staaten im Kampf gegen den Ter-
rorismus war die Entstehung des neuen internationalen Terrorismus Anfang der 70er Jahre. 
Der neue Terrorismus beschränkt seine Tätigkeit nicht auf ein Land, sondern ist grenzüber-
schreitend tätig. Der gemeinsame Kampf gegen den Terrorismus war die einzig sinnvolle 
Möglichkeit, um diese neue Form des grenzüberschreitenden internationalen Terrorismus 
effektiv zu bekämpfen. Denn aufgrund des völkerrechtlichen Gebots der Achtung der Ge-
bietshoheit, welches die Vornahme und Durchsetzung staatlicher Hoheitsakte auf fremdem 
                                                 
27  So beispielsweise Glaeßner, S. 7-19. 
28  Wehr, Blätter für deutsche und internationale Politik 2002, S. 866. 
29  Zum Begriff der TREVI-Gruppe vgl. die obigen Ausführungen im Rahmen der Einleitung. 






Staatsgebiet ohne besondere Erlaubnis des ausländischen Staates verbietet29F30, konnten die na-
tionalen Strafverfolgungsbehörden die Terroristen nicht über die eigenen Grenzen hinaus ver-
folgen, so dass ihr Kampf gegen den Terrorismus regelmäßig an ihren Staatsgrenzen ein Ende 
fand. Da es früher zwischen den europäischen Staaten auch kein effizientes Auslieferungsver-
fahren gab, konnten sich die Terroristen die Länder, in denen sie sich aufhielten, danach aus-
suchen, ob ihnen in diesem Land eine Strafverfolgung drohte oder nicht. Diesem Vorgehen 
der Terroristen waren die europäischen Staaten als „Einzelkämpfer“ nicht mehr gewachsen. 
Aufgrund des Vorsprungs an Mobilität waren die Terroristen für die Sicherheitsbehörden der 
europäischen Staaten nur selten greifbar. Deshalb konnte der internationale Terrorismus ef-
fektiv nur dadurch wirksam verhütet und bekämpft werden, dass die europäischen Staaten ihre 
Tätigkeiten nicht auf die Aufrechterhaltung der eigenen inneren Sicherheit konzentrierten, 
sondern auf die innere Sicherheit von ganz Europa abstellten. Den Mitgliedstaaten wurde klar, 
dass eine effektive Bekämpfung des grenzüberschreitenden Terrorismus auch eine grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit voraussetzt. Diese Erkenntnis führte zur Gründung der bereits 
genannten TREVI-Gruppe. 
 
B. Größenordnung der Anschläge 
 
Ein weiterer Grund für die Notwendigkeit der Terrorismusbekämpfung ist die neue Dimensi-
on der Anschläge. Nicht nur die Terroristen agieren grenzüberschreitend, sondern auch die 
potenziellen Auswirkungen der Terroranschläge können ohne weiteres jenseits der Grenzen 
spürbar werden und mehrere Staaten zugleich treffen30F31. Beispiel dafür sind die Anschläge in 
den USA am 11. September 2001. Diese hatten zwar keine körperlichen Auswirkungen auf 
die Menschen in Europa, die wirtschaftlichen Folgen waren allerdings auch in Europa in 
Form von erhöhten Konjunkturrisiken spürbar31F32. Vorstellbar sind aber auch Anschläge mit 
Massenvernichtungswaffen oder Anschläge auf Chemieanlagen in einem europäischen Staat, 
                                                 
30  Zippelius/Würtenberger, S. 28; Mokros, in: Lisken/Denninger, Teil N, Rn. 8. 
31  Vgl. den Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zum Gedenken an die Opfer des Terro-
rismus, S. 3. 
32  Thiel, SWP-Aktuell 12/2001, S. 2. 






welche direkt körperliche Auswirkungen auf die Bürger angrenzender Staaten haben könnten 
und deshalb von grenzüberschreitender Relevanz wären. 
 
C. Möglichkeit einer effektiven Zusammenarbeit 
 
Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit der europäischen Staaten im Rahmen der EU zur 
Terrorismusbekämpfung ergibt sich auch aus der Möglichkeit, in diesem Gremium effektiver 
als innerhalb sonstiger Staatenzusammenschlüsse zusammenzuarbeiten. Es ist kein Zufall, 
dass sich gerade die europäischen Staaten zusammengeschlossen haben, um durch eine euro-
päische Zusammenarbeit den internationalen Terrorismus zu bekämpfen und nicht lediglich 
im Rahmen der Vereinten Nationen zum internationalen Kampf gegen den Terrorismus beizu-
tragen. Grund für den Zusammenschluss der europäischen Staaten war neben der Internatio-
nalisierung des Terrorismus auch, dass sich das Zusammenwirken der europäischen Staaten 
durch größere Effektivität auszeichnet und sich so von anderen Zusammenschlüssen unter-
scheidet, wie zum Beispiel dem Zusammenschluss in der internationalen Organisation der 
Vereinten Nationen. Die Effektivität der europäischen Zusammenarbeit ergibt sich dabei nicht 
nur aus der geographischen Lage der europäischen Staaten, sondern auch aus dem Vorhan-
densein gemeinsamer Ideale, Grundsätze und Auffassungen32F33, welchen sich die europäischen 
Staaten verpflichtet fühlen und an denen sie ihre Politik ausrichten. Die wichtigsten gemein-
samen Grundsätze und Werte der EU-Mitgliedstaaten sind vor allem in Art. 6 EU verankert33F34. 
Gemeinsam sind den 27 Mitgliedstaaten der EU danach die Grundsätze der Freiheit, der De-
mokratie, der Achtung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten, der Rechtsstaatlichkeit so-
wie der Grundrechte. Diese gemeinsamen Grundsätze sind verantwortlich für die sehr guten, 
durch gegenseitiges Vertrauen gekennzeichneten Beziehungen der europäischen Staaten zuei-
nander. 
Das gegenseitige Vertrauen unter den europäischen Staaten ermöglicht es ihnen, besonders 
eng zusammenzuarbeiten34F35, relativ zügig Entscheidungen zu treffen und auch Eingriffe in 
                                                 
33  Corves, ZStW 1984, S. 508. 
34  Bei Nichteinhaltung sieht Art. 7 EU-Vertrag Sanktionen vor. 
35  Corves, ZStW 1984, S. 508. 






Kernbereiche der nationalen Souveränität zuzulassen, wenn es dem Erreichen gemeinsamer 
Ziele dient. Denn je mehr sich die Interessen der einzelnen Staaten überschneiden, umso eher 
ist es möglich ein übergeordnetes gemeinsames Interesse zu entwickeln und dem gemeinsa-
men Interesse entsprechend Maßnahmen auch zur Terrorismusbekämpfung zu ergreifen35F36. 
Dass dies auf europäischer Ebene im Rahmen der EU möglich ist, hat die überaus rasche Re-
aktion der EU auf die tragischen Anschläge in den USA am 11. September 2001 gezeigt. Dass 
sonstige Zusammenschlüsse nicht gleich effizient sind, zeigte beispielsweise der EU-
Mittelmeergipfel zur Terrorismusbekämpfung am 27. November 2005 in Barcelona, zu dem 
viele geladene Staatschefs aus Nordafrika und dem Nahen Osten gar nicht erst erschienen 
waren. Zwar wurde auf der Konferenz einhellig der Terrorismus verurteilt, jedoch waren die 
Ergebnisse der Konferenz enttäuschend. Aufgrund des Widerstandes der Staaten des Nahen 
Ostens und des nördlichen Afrikas einigten sich die Teilnehmer nur auf eine „abgespeck-
te“ Erklärung gegen den Terrorismus und auf ein gemeinsames Programm für die kommen-
den fünf Jahre36F37. Aufgrund der Integration im Kreis ihrer Mitgliedstaaten kann die EU somit 
über dasjenige hinausgehen, was in internationalen Foren an Maßnahmen zur Terrorismusbe-
kämpfung durchsetzbar ist37F38. 
 
D. Sicherheitsverluste durch das Schengener Abkommen 
 
Ein gesteigertes Bedürfnis nach einem Zusammenwirken zwischen den europäischen Staaten 
im Kampf gegen den Terrorismus ergab sich auch aus den Folgen des Schengener Abkom-
mens vom 14. Juni 198538F39. Dieses zwischen ursprünglich 5 Mitgliedstaaten39F40 der EU auf völ-
kerrechtlicher Ebene geschlossene Abkommen sieht in Verfolgung des Ziels des Art. 14 EG-
Vertrag den Abbau der Grenzkontrollen zwischen den Mitgliedstaaten vor. Mittlerweile sind 
aufgrund des Beitritts zu dem Übereinkommen die Grenzkontrollen zwischen den folgenden 
                                                 
36  So schon Reiter, Aus Politik und Zeitgeschichte 2004, S. 29. 
37  FAZ vom 28.11.2005, SZ vom 29.11.2005. 
38  So schon Thiel, SWP-Aktuell 12/2001, S. 2. 
39  ABl. EG Nr. L 239, 13. 
40  Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Belgien, Luxemburg und die Niederlande. 






Ländern weggefallen: Belgien, Dänemark, Deutschland, Estland, Frankreich, Finnland, Grie-
chenland, Italien, Island, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Ös-
terreich, Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien und 
Ungarn40F41. 
Durch den Wegfall der Binnengrenzen drohen der Staatengemeinschaft Sicherheitsverluste, 
da die Öffnung der Grenzen und die Abschaffung von Grenzkontrollen es der organisierten 
Kriminalität und insbesondere auch dem Terrorismus leichter macht, seine Tätigkeiten weiter 
zu internationalisieren und die Lücken und Schwachstellen der zwischenstaatlichen Verbre-
chensbekämpfung auszunutzen. Das nicht unbeträchtliche Entdeckungsrisiko, dem sich Terro-
risten früher beim Grenzübertritt ausgesetzt sahen, ist durch die Öffnung der Binnengrenzen 
weggefallen. Auch deshalb setzt eine wirksame Bekämpfung des Terrorismus neben rein na-
tionalen Maßnahmen eine gemeinsame Sicherheitsstrategie der europäischen Länder, Infor-
mationsaustausch und gegenseitige Anerkennung voraus41F42. 
Am 19. Juni 1990 hat die Bundesrepublik Deutschland deshalb zur Umsetzung des Schenge-
ner Abkommens das Übereinkommen zur Durchführung des Schengener Abkommens 
(Schengener Durchführungsübereinkommen-SDÜ)42F43 unterzeichnet. Regelungsgegenstand des 
Abkommens sind Ausgleichsmaßnahmen, die infolge der Abschaffung der Binnengrenzkon-
trollen einen einheitlichen Raum der Sicherheit und des Rechts gewährleisten sollen. Betrof-
fen hierdurch sind insbesondere die Visa-, Asyl- und Einwanderungspolitik, der Schutz der 
Außengrenzen, die Bekämpfung des Terrorismus und des organisierten Verbrechens und der 
Bereich der Harmonisierung des Strafrechts. Diese Bereiche sollten durch eine engere Zu-
sammenarbeit der Staatengemeinschaft effektiver gestaltet werden43F44, damit Verbrecher und 
Terroristen nicht von der Öffnung der Binnengrenzen und unterschiedlichen Vorschriften 
zwischen den Mitgliedstaaten profitieren können. 
                                                 
41  Stand 11.12.2008, vgl. hierzu die Homepage des Auswärtigen Amts unter http://www.auswaertiges-
amt.de/diplo/de/WillkommeninD/EinreiseUndAufenthalt/Schengen.html#t8. 
42  Beispielsweise durch Angleichung der Anforderungen bei Visaerteilung, da die Erteilung eines Visums zum 
Aufenthalt in allen europäischen Partnerländern berechtigt. 
43  BGBl. II 1993, S. 1013 ff. 
44  Von besonderer Bedeutung für die Zusammenarbeit im Rahmen der Verbrechensbekämpfung war der dritte 
Titel des SDÜ „Polizei und Sicherheit“. 






E. Nutzen der EU als Zusammenschluss der meisten europäischen Staaten 
 
Die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten im Rahmen der EU ist von ganz entscheidender Be-
deutung für die europäische Terrorismusbekämpfung, da sie gegenüber sonstigen multilatera-
len Arten der Zusammenarbeit einen zusätzlichen Nutzen bieten kann, welcher ein Handeln 
der EU auf dem Gebiet der Terrorismusbekämpfung rechtfertigt und erforderlich macht. Da 
sich innerhalb der EU die meisten europäischen Staaten zusammengeschlossen haben, kann 
die EU Kenntnisse und Erfahrungen der einzelnen Mitgliedstaaten im Kampf gegen den Ter-
rorismus sammeln und an alle Mitgliedstaaten weitergeben, um so zur Anwendung bewährter 
Vorgehensweisen in den Mitgliedstaaten beizutragen. Dadurch können gezielt die einzelstaat-
lichen Fähigkeiten der EU-Mitglieder zur Prävention, zum Schutz, zur Strafverfolgung und 
zur Reaktion bei Terroranschlägen verbessert werden. Durch konkrete Maßnahmen kann die 
EU die Zusammenarbeit und insbesondere den Informationsaustausch zwischen ihren Mit-
gliedstaaten fördern. Von Bedeutung ist ein solcher Informationsaustausch insbesondere für 
die im Kampf gegen den Terrorismus auf einen guten Informationsaustausch angewiesenen 
Justiz- und Polizeibehörden. 
Im Namen der EU können die europäischen Länder aber auch nach außen geschlossen auftre-
ten und so als starker Verhandlungspartner mit Dritten außerhalb der EU, insbesondere den 
USA, anderen wichtigen Drittländern und internationalen Organisationen zusammenarbeiten, 
um einen Konsens herzustellen, Fähigkeiten aufzubauen und die Zusammenarbeit bei der Ter-
rorismusbekämpfung zu stärken. 
 
F. Institutionalisierung der Terrorismusbekämpfung in der EU 
 
Schließlich macht die Institutionalisierung der Terrorismusbekämpfung im Rahmen der EU 
eine Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten erforderlich. Bis zum Jahr 1992 war die internatio-
nale Terrorismusbekämpfung eine rein zwischenstaatliche Angelegenheit, basierend auf inter-
nationalen Übereinkommen wie dem Europarats-Übereinkommen zur Bekämpfung des Terro-
rismus vom 27. Januar 1977 und dem bereits erwähnten SDÜ vom 19. Juni 1990, denn die 
Terrorismusbekämpfung war ursprünglich nicht in die Strukturen der EG integriert. 






Erst der Vertrag von Maastricht 1992 wertete die Kooperation der Mitgliedstaaten im Bereich 
der Terrorismusbekämpfung mit der dritten Säule in den Bereichen Justiz und Inneres auf und 
stellte sie neben das Vertragsrecht der EG als erste Säule und die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik als zweite Säule. 
Der im Mai 1999 in Kraft getretene Vertrag von Amsterdam führte schließlich das sogenannte 
Integrationsprojekt des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ formell ein, mit 
dessen Aufbau sich die EU ein neues und weitreichendes Ziel setzte. Die Bereiche Asylpolitik, 
Außengrenzen und Einwanderungspolitik sowie die justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen 
wurden vergemeinschaftet und in Art. 61 ff. EG-Vertrag überführt und damit der Schengener 
Besitzstand institutionalisiert. Der Anwendungsbereich der Art. 29 ff. EU-Vertrag hat sich auf 
die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen reduziert und damit eine straf-
rechtliche Akzentuierung erfahren. 
Obwohl die vertraglichen Bestimmungen (Art. 2, 29 EU-Vertrag, Art. 61 EG-Vertrag) zum 
„Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ die Terrorismusbekämpfung nicht zentral 
behandeln, betrifft die Herausforderung des internationalen Terrorismus dennoch den Kern 
des durch Art. 2 EU-Vertrag zu einem fundamentalen Integrationsziel erhobenen „Raums der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“44F45. Die gemeinsame Terrorismusbekämpfung durch 
die Mitgliedstaaten nennt Art. 29 Abs. 2 EU-Vertrag ausdrücklich als Mittel zur Schaffung 
eines „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“. Verpflichtet haben sich damit alle 
Mitgliedstaaten zu einem „gemeinsamen Vorgehen“ im Sinne des Art. 29 Abs. 1 EU-Vertrag 
im Wege der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit im Bereich der Terrorismusbekämpfung. 
Die EU verfügt somit über ein ausdrückliches Sicherheitsmandat hinsichtlich der Terroris-
musbekämpfung und ist im Rahmen der vertraglichen Bestimmungen zum Handeln ermäch-
tigt und aufgefordert45F46. Besonderheit gegenüber früheren Übereinkommen ist, dass die Art. 
29 ff. EU-Vertrag von einem gemeinsamen Vorgehen aller Mitgliedstaaten ausgehen46F47 und 
eine Pflicht begründen, durch gegenseitige Information und Konsultation zu kooperieren47F48. 
 
                                                 
45  Monar, Integration 2002, S. 171. 
46  Monar, in: Weidenfeld, S. 138. 
47  Satzger, in: Streinz, Art. 29 EUV, Rn. 17. 
48  Böse, in: Schwarze, Art. 29 EUV, Rn. 7. 








Festzuhalten bleibt, dass sich die Terrorismusbekämpfung als Aufgabe der europäischen Staa-
ten im Rahmen der EU etabliert hat. Die Notwendigkeit dazu ergibt sich aus der stetig wach-
senden Internationalisierung des Terrorismus, der wachsenden Dimension der Terroranschlä-
ge, der höheren Effektivität der Zusammenarbeit zwischen den europäischen Staaten, der Öff-
nung der Binnengrenzen durch das Schengener Übereinkommen und schließlich aus der Insti-
tutionalisierung der Terrorismusbekämpfung im Rahmen der EU durch die Verträge von 
Maastricht und Amsterdam. Zusammengenommen machen diese Punkte eine Koordinierung 
der Terrorismusbekämpfung durch die EU notwendig und zeigen, dass rein nationale Maß-
nahmen im Kampf gegen den internationalen Terrorismus nur wenig Erfolg haben können. 







3. Teil: Grundlagen der EU-Terrorismusbekämpfung 
A. Terrorismus – das Objekt der Bekämpfung durch die EU 
 
Eine Vielzahl tatsächlicher und rechtlicher Faktoren beeinflusst die Terrorismusbekämpfung 
der EU. Die tatsächlichen Faktoren bilden die Ausgangslage, auf welche die EU im Rahmen 
ihrer rechtlichen Möglichkeiten reagiert. Erst die Kenntnis der tatsächlichen und rechtlichen 
Grundlagen macht es deshalb möglich, die Rolle der Terrorismusbekämpfung durch die EU in 




Trotz des umfangreichen Kampfes gegen den Terrorismus fehlt eine exakte, verbindliche, 
einheitliche und weltweit anerkannte Definition48F49. Dies hat vornehmlich zwei Gründe: 
Zum einen die Vielgestaltigkeit und Wandelbarkeit. Terrorismus ist weltweit verbreitet und 
ein sehr altes Phänomen. Das Wort „Terrorismus“ wurde zum ersten Mal während der Fran-
zösischen Revolution gebräuchlich und leitet sich von dem „régime de la terreur“ der Jahre 
1793/1794 ab, welches zur Durchsetzung der öffentlichen Ordnung errichtet wurde49F50. Auf-
grund seines Alters und seiner Internationalität zeigt sich der Terrorismus in vielfältigen, nach 
Ursachen, Zielsetzung und Aktionsverhalten unterschiedlichen Organisations- und Erschei-
nungsformen50F51. Er unterliegt einer stetigen Entwicklung, so dass neue Varianten auftauchen 
und bestehende Varianten verschwinden51F52. 
Zum anderen liegt es aber auch an politischen und ethnischen Kontroversen zwischen den 
Begriffsforschern, die eine einheitliche Forschung behindern und so Einverständnis über Be-
                                                 
49  Siehe hierzu die Aufstellung in Schmid/Jongmann, S. 5 und 6. 
50  Hoffmann, S. 23 ff.; Richardson, S. 57/58. 
51  v. Bubnoff, NJW 2002, S. 2672; v. Bubnoff, in: LK, Band IV, Vor § 129 a StGB, Rn. 2; Tomuschat, S. 7. 
52  Zum Bedeutungswandel des Terrorismus vgl. Hoffmann, S. 23 ff. 







griffe und Erklärungen des Terrorismus verhindern52F53. Gerade der Terrorismus stellt wie kein 
anderes Kriminalitätsfeld ein in höchstem Maße politisiertes Feld dar, dessen Wahrnehmung 
und Bewertung vom jeweiligen politischen Standpunkt kaum zu trennen ist53F54. Auf dieser 
Feststellung beruht das aus den 1970er Jahren stammende Zitat des Terrorismusforschers 
Brian Jenkins „was des einen Terrorist, ist des anderen Freiheitskämpfer“. 
 
Trotz der Schwierigkeit einer exakten allgemeingültigen Definition und gerade aufgrund der 
Brisanz der Terrorismusdefinition gibt es in der Literatur eine unübersehbare Anzahl politi-
scher Definitionsversuche. Beispielhaft seien genannt: 
 
„Terrorismus bedeutet einfach, für politische Zwecke planmäßig und gewaltsam gegen 
Zivilisten vorzugehen.“ 
Richardson, Louise, in: Was Terroristen wollen, S. 28. 
 
„Terrorismus sind planmäßig vorbereitete, schockierende Gewaltanschläge gegen eine 
politische Ordnung aus dem Untergrund. Sie sollen vor allem Unsicherheit und Schre-
cken verbreiten, daneben aber auch Sympathie und Unterstützungsbereitschaft erzeu-
gen.“ 
 Waldmann, Peter, in: Terrorismus – Provokation der Macht, S. 12. 
 
„Terrorismus ist die Androhung und Durchführung von vereinzelter und unvorherseh-
barer Gewalt durch zumindest nicht staatlich legitimierte Personen, wobei im Rahmen 
einer politischen Strategie mit dem Ziel einer psychischen Wirkung aus politischen 
Motiven gehandelt wird.“ 
 Schrader, Tobias, in: Kriminalistik 2002, S. 572. 
 
„Ausübung von Terror (gewalttätiges Vorgehen, das die Betroffenen in Angst und 
Schrecken versetzen soll), um bestimmte politisch motivierte Ziele durchzusetzen.“ 
                                                 
53  Daase, Die Friedenswarte 2001, S. 55. 
54  Zierke, S. 21; vgl. zur Problematik der Begriffsbestimmung auch Richardson, S. 30. 







 Wahrig, Deutsches Wörterbuch, 8. Auflage, 2006, S. 1245. 
 
Diese Definitionsversuche lassen gewisse gemeinsame Grundvorstellungen über den Terro-
rismus erkennen, indem sie Aussagen zur Tathandlung, zum Täterkreis und zur Motivation 
enthalten54F55. 
Allen Terrorismusdefinitionen gemeinsam ist eine überraschende und illegale Gewaltanwen-
dung (Tathandlung) durch einen Zusammenschluss einer Mehrzahl von Personen (Täterkreis), 
um die Bevölkerung einzuschüchtern und so politische, soziale oder militärische Ziele zu er-
reichen (Motivation). Diese Merkmale lassen zugegebenermaßen aber auch viel Raum für 
eigene Interpretationen und den Missbrauch des Terrorismusbegriffs55F56. 
 
Neben den politischen Definitionen gibt es zahlreiche rechtliche Begriffsbestimmungen zum 
Terrorismusbegriff. Das Fehlen einer Definition betrifft nicht nur die allgemeine Begriffsbe-
stimmung, sondern hat vor allem auch Auswirkungen auf die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen der Terrorismusbekämpfung. Denn eine gemeinsame allgemeingültige Definition ist un-
verzichtbar für den Kampf gegen den Terrorismus und insbesondere dessen Kriminalisie-
rung56F57. Im Hinblick auf den Bestimmtheitsgrundsatz57F58 ist sie rechtsstaatlich unverzichtbar als 
Grundlage zur Schaffung gleichläufiger Strafbestimmungen gegen terroristische Handlungen 
wie auch für zahlreiche Folgeregelungen von erheblicher Eingriffsqualität58F59. Erst ein Konsens 
darüber, was innerhalb eines „Rechtskreises“ als zu ächtender und zu bekämpfender Terro-
rismus zu bewerten ist, ermöglicht verbindliche Bekämpfungskonzeptionen59F60 und die Mög-
lichkeit, dem Terror jede Legitimität und Rechtfertigung abzusprechen. 
Zu diesem Zweck haben die EU wie auch die Vereinten Nationen60F61 und der deutsche Gesetz-
                                                 
55  So schon Mager, S. 24. 
56  Daase, Die Friedenswarte 2001, S. 58; genauer zu abgrenzungsrelevanten Fragestellungen in Bezug auf die 
einzelnen Merkmale Mager, S. 24-27. 
57  Cassese, in: Evans, S. 750. 
58  Deutscher Bundestag – Terrorismus und innere Sicherheit in Europa, S. 23. 
59  v. Bubnoff, NJW 2002, S. 2673. 
60  Schrader, Kriminalistik 2002, S. 570. 
61  Vgl. die UN-Resolution 1566 vom Oktober 2004 (S/Res/1566 (2004)). Ausführlich hierzu Mager, S. 20-22. 







geber61F62 spezifische Tatbestände definiert. In Rechtsakten wurde festgehalten, was unter einer 
terroristischen Straftat, einer terroristischen Vereinigung und terroristischen Aktivitäten zu 
verstehen ist, ohne den Begriff des „Terrorismus“ selbst umfassend zu definieren. Auf diese 
Weise haben die vorgenannten Definitionen aber eine Basis für einen einheitlichen strafrecht-
lichen Umgang mit dem Problem des Terrorismus geschaffen, welche den praktischen Be-
dürfnissen zur Bekämpfung des Terrorismus genügt.In der EU wurden die terroristischen Tat-
bestände in zwei Rechtsakten festgehalten: 
 
Art. 1 Abs. 3 Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 27. Dezember 2001 „über die 
Anwendung besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus“62F63. 
  
„Im Sinne dieses Gemeinsamen Standpunkts bezeichnet der Ausdruck terroristische 
Handlung eine der nachstehend aufgeführten vorsätzlichen Handlungen, die durch die 
Art oder durch ihren Kontext ein Land oder eine internationale Organisation ernsthaft 
schädigen kann und im innerstaatlichen Recht als Straftat definiert ist, wenn sie mit 
dem Ziel begangen wird, die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise einzuschüchtern 
oder eine Regierung oder eine internationale Organisation zu einem Tun oder Unter-
lassen zu zwingen oder die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder 
sozialen Grundstrukturen eines Landes oder einer internationalen Organisation ernst-
haft zu destabilisieren oder zu zerstören 
 
 a) Anschläge auf das Leben einer Person, die zum Tode führen können; 
 b) Anschläge auf die körperliche Unversehrtheit einer Person; 
 c) Entführung oder Geiselnahme; 
d) weit reichende Zerstörungen an einer Regierungseinrichtung, einem 
Verkehrssystem, einer Infrastruktur, einschließlich eines Informatiksystems, 
einer festen Plattform, die sich auf dem Festlandssockel befindet, einem allge-
mein zugänglichen Ort oder einem Privateigentum, die Menschenleben gefähr-
                                                 
62  Vgl. § 129 a StGB. Ausführlich hierzu Mager S. 19 und 20. 
63  ABl. EG Nr. L 344, 93. 







den oder zu erheblichen wirtschaftlichen Verlusten führen können; 
e) Kapern von Luft- und Wasserfahrzeugen oder von anderen öffentlichen 
Verkehrsmitteln oder Güterverkehrsmitteln; 
f) Herstellung, Besitz. Erwerb, Beförderung oder Bereitstellung oder Verwen-
dung von Schusswaffen, Sprengstoffen, Kernwaffen, biologischen und chemi-
schen Waffen sowie die Forschung und Entwicklung in Bezug auf biologische 
und chemische Waffen; 
g) Freisetzung gefährlicher Stoffe oder Herbeiführen eines Brandes, einer Explo-
sion oder einer Überschwemmung, wenn dadurch das Leben von Menschen in 
Gefahr gebracht wird; 
h) Manipulation oder Störung der Versorgung mit Wasser, Strom oder anderen 
lebenswichtigen natürlichen Ressourcen, wenn dadurch das Leben von Men-
schen in Gefahr gebracht wird; 
i) Drohung mit der Begehung einer unter den Buchstaben a) bis h) genannten 
Straftaten; 
j) Anführen einer terroristischen Vereinigung; 
k) Beteiligung an den Aktivitäten einer terroristischen Vereinigung einschließlich 
durch Bereitstellung von Informationen oder materiellen Mitteln oder durch 
jegliche Art der Finanzierung ihrer Aktivitäten in dem Wissen, dass diese Be-
teiligung zu den kriminellen Aktivitäten der Gruppe beiträgt.“ 
 
Art. 1 Abs. 1 Rahmenbeschluss des Rates „zur Terrorismusbekämpfung“ vom 13. Juni 
200163F64. 
  
„Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen um sicherzustellen, dass die 
unter den Buchstaben a) bis i) aufgeführten, nach den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften als Straftaten definierten vorsätzlichen Handlungen, die durch die Art ihrer 
Begehung oder den jeweiligen Kontext ein Land oder eine internationale Organisation 
ernsthaft schädigen können, als terroristische Straftaten eingestuft werden, wenn sie 
                                                 
64  ABl. EG Nr. L 164, 4. 







mit dem Ziel begangen werden, die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise einzu-
schüchtern oder öffentliche Stellen oder eine internationale Organisation rechtswidrig 
zu einem Tun oder Unterlassen zu zwingen oder die politischen, verfassungsrechtli-
chen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Landes oder einer interna-
tionalen Organisation ernsthaft zu destabilisieren oder zu zerstören 
 
a) Anschläge auf das Leben einer Person, die zum Tode führen können; 
 b) Anschläge auf die körperliche Unversehrtheit einer Person; 
 c) Entführung oder Geiselnahme; 
d) schwer wiegende Zerstörungen an einer Regierungseinrichtung, einem Ver-
kehrssystem, einer Infrastruktur, einschließlich eines Informatiksystems, einer 
festen Plattform, die sich auf dem Festlandssockel befindet, einem allgemein 
zugänglichen Ort oder einem Privateigentum, die Menschenleben gefährden 
oder zu erheblichen wirtschaftlichen Verlusten führen können; 
e) Kapern von Luft- und Wasserfahrzeugen oder von anderen öffentlichen 
Verkehrsmittel oder Gütertransportmitteln; 
f) Herstellung, Besitz. Erwerb, Beförderung oder Bereitstellung oder Verwen-
dung von Schusswaffen, Sprengstoffen, atomaren, biologischen und chemi-
schen Waffen sowie die Forschung und Entwicklung im Zusammenhang mit 
biologischen und chemischen Waffen; 
g) Freisetzung gefährlicher Stoffe oder Herbeiführen von Bränden, Über-
schwemmungen oder Explosionen, wenn dadurch das Leben von Menschen ge-
fährdet wird; 
h) Störung oder Unterbrechung der Versorgung mit Wasser, Strom oder anderen 
lebenswichtigen natürlichen Ressourcen, wenn dadurch das Leben von Men-
schen gefährdet wird; 












Art. 2 Abs. 1 Rahmenbeschluss des Rates „zur Terrorismusbekämpfung“ vom 13. Juni 
2001. 
  
„Im Sinne dieses Rahmenbeschlusses bezeichnet der Begriff terroristische Vereini-
gung einen auf längere Dauer angelegten organisierten Zusammenschluss von mehr 
als zwei Personen, die zusammenwirken, um terroristische Straftaten zu begehen. Der 
Begriff organisierter Zusammenschluss bezeichnet einen Zusammenschluss, der nicht 
nur zufällig zur unmittelbaren Begehung einer strafbaren Handlung gebildet wird und 
der nicht notwendigerweise förmlich festgelegte Rollen für seine Mitglieder, eine kon-
tinuierliche Zusammensetzung oder eine ausgeprägte Struktur hat.“ 
 
Diese Definitionen unterscheiden nicht zwischen verschiedenen Arten des Terrorismus, son-
dern definieren, was unter einer „terroristischen Handlung“, einer „terroristischen Straf-
tat“ und einer „terroristischen Vereinigung“ zu verstehen ist64F65. Diese Definitionen sind aus-
reichend, um einen einheitlichen strafrechtlichen Umgang mit dem Problem des Terrorismus 
innerhalb der EU zu gewährleisten. Nicht nötig ist deshalb eine umfassende Definition des 
„Terrorismus“ selbst, über die wohl nur schwerlich Einigkeit zu erzielen ist. 
 
II. Merkmale der aktuellen Bedrohung durch den islamistischen Terroris-
mus 
 
Seit dem 11. September 2001 ist es der islamistische Terrorismus, der die ganze Welt bedroht. 
In dieser Ausprägung tritt er unter den gegenwärtigen machtpolitischen und militärtechnolo-
gischen Verhältnisses weitgehend an die Stelle des Staatenkrieges65F66. 
Um die Gegenmaßnahmen der EU zu verstehen und einordnen zu können, ist zu klären, was 
diese Erscheinungsform des islamistischen Terrorismus ausmacht66F67 und welche Bedrohung 
                                                 
65  Vgl. auch den Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zum Gedenken an die Opfer des 
Terrorismus, S. 4. 
66  Pawlik, S. 17. 
67  In der Literatur finden sich für diese Erscheinungsform des Terrorismus neben der Bezeichnung als „islamis-







von dieser Erscheinungsform des Terrorismus ausgeht. 
Der islamistische Terrorismus stellt eine Weiterentwicklung des herkömmlichen nationalen 
Terrorismus sowie des international operierenden Terrorismus der 1970er und 1980er Jahre 
dar. Dominierten in den siebziger und achtziger Jahren der nationale und internationale Terro-
rismus, hat seit den neunziger Jahren, und nicht erst seit dem 11. September 2001, der islamis-
tisch-fundamentalistisch motivierte Terrorismus den größten Einfluss auf die internationale 
und europäische Politik. Im Unterschied zum nationalen und internationalen Terrorismus er-
reicht der islamistische Terrorismus ein globales Gefährdungspotential, welches ihn zur größ-
ten terroristischen Bedrohung Europas und der Welt macht. Paradigmatisch wird er durch das 
islamistische Netzwerk der Al-Qaida verkörpert. Dennoch ist das Problem des islamistischen 
Terrorismus nicht auf Al-Qaida beschränkt67F68, sondern es existiert eine Vielzahl islamistischer 
Terrororganisationen68F69, welche sich den globalen Kampf gegen den Westen zur Aufgabe ge-
macht haben. 
Es ist nicht möglich, die Eigenheiten und Hintergründe des islamistischen Terrorismus im 
Rahmen dieser Arbeit umfassend zu behandeln und darzustellen69F70. Ein Grundwissen ist aller-
dings erforderlich, um die aktuellen Maßnahmen der europäischen Terrorismusbekämpfung 




Wesentliches Merkmal der neuen Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus (und Ab-
grenzungsmerkmal zum nationalen Terrorismus) ist dessen Internationalität. Charakteristisch 
                                                                                                                                                        
tischer Terrorismus“, so u.a. Daase, Gewerkschaftliche Monatshefte 2004; Schily, S. 5-14, auch die Be-
zeichnungen „internationaler Terrorismus“, so u.a. Wilkinson, Chaillot Paper No. 84, 2005, und „transnatio-
naler Terrorismus“, so u.a. Schneckener, SWP-Studie 12/2002. Der Klarheit halber werde ich mich in dieser 
Arbeit auf die Bezeichnung „islamistischer Terrorismus“ beschränken. 
68  Krause, Internationale Politik 4/2004, S. 75. 
69  Eine Zusammenstellung der wichtigsten islamistischen Terrorgruppen findet sich bei Forsteneichner, IAP 
Sonderheft 2001, S. 9. 
70  Hierzu vergleiche u.a. Schneckener, SWP-Studie 12/2002; Frank/Hirschmann S. 27-66 und S. 242-262. 
71  Vgl. zu den Merkmalen des Terrorismus auch Richardson, S. 28-30. 







ist, dass sein Aktionsradius über die Grenzen eines Landes hinausreicht, weil er grenzüber-
schreitend operiert und nicht mehr auf einzelne Staaten und Regionen beschränkt ist. Insofern 
stellt er eine Form des internationalen Terrorismus der siebziger Jahre dar, welcher sich paral-
lel zu der politischen und gesellschaftlichen Entwicklung im 20. Jahrhundert hin zu mehr 
Internationalität entwickelt hat71F72. Der islamistische Terrorismus greift auf das gesamte Spekt-
rum heutiger weltweiter Mobilität und Kommunikation zurück und missbraucht dadurch das 
Zusammenrücken der Welt und ihre wachsende Vernetzung zu seinen Zwecken72F73. 
Die Internationalität zeigt sich vor allem darin, dass der islamistische Terrorismus gezielt Lü-
cken und Schwachstellen in der zwischenstaatlichen Verbrechensbekämpfung ausnutzt. Die 
Unterschiede in der Strafverfolgung zwischen den Staaten und die Inkohärenz der einzelstaat-
lichen Systeme Straffreiheit zu erlangen73F74, erleichtern die Planung und Durchführung terroris-
tischer Anschläge. Der internationale Terrorismus nutzt die Infrastruktur, um sich den natio-
nalen Strafverfolgungsbehörden immer wieder durch Verlegung der Verbrechensschwerpunk-
te zu entziehen74F75. Häufig fallen das Land der Planung und Vorbereitung und das Land des 
Anschlags auseinander. So wurden zum Beispiel die Anschläge vom 11. September 2001 
nicht nur in den USA, sondern auch in Hamburg von einer selbstständigen, nach außen abge-




Die spezifische Organisationsform des islamistischen Terrorismus sind dezentrale, horizontale 
netzwerkartige Strukturen. Hierdurch unterscheidet sich der islamistische Terrorismus vom 
klassischen internationalen Terrorismus der siebziger Jahre. Denn während der internationale 
Terrorismus trotz seines grenzüberschreitenden Aktionsraums auf ein bestimmtes Gebiet be-
schränkt war, erstrecken sich die netzwerkartigen Strukturen des islamistischen Terrorismus 
ungeachtet regionaler Schwerpunkte über den gesamten Globus und machen ihn noch gefähr-
                                                 
72  Vgl. dazu Langguth, Außenpolitik 1986, S. 169-171. 
73  Schily, S. 7. 
74  Stein/Meiser, Die Friedenswarte 2001, S. 34. 
75  Möbius, Gerald: Europol gegen das organisierte Verbrechen, in Das Parlament 1993, Nr. 11 vom 12.03.1993. 







licher und bedrohlicher für die internationale Staatengemeinschaft. Im Gegensatz zu den tra-
ditionellen Formen des Terrorismus hat der islamistische Terrorismus keine festen Strukturen 
und auch keine zentrale Kontrolle, sondern verfügt über ein weltweites Netzwerk75F76 bestehend 
aus zerstreuten Terrorzellen, die in unterschiedlicher Intensität miteinander verbunden sind76F77. 
Die ideologische, taktische und strategische Richtung wird dabei von einem inneren Zirkel 
vorgegeben, der gewissermaßen wie ein Vorstand oder Aufsichtsrat tätig ist77F78. Diese Struktur 
und Organisationsform des islamistischen Terrorismus erschwert seine Bekämpfung erheblich. 
Zum einen ermöglicht die Netzwerkstruktur, mehrere Anschläge, parallel und unabhängig 
voneinander zu planen und zeitgleich an unterschiedlichen Orten durchzuführen78F79. 
Zum anderen sind Netzwerke für staatlichen Druck und Infiltration aufgrund der fehlenden 
territorialen Verankerung79F80 und einer sogenannten „Asymmetrierung“80F81 nahezu unsichtbar, 
weitgehend unangreifbar und weitaus weniger anfällig als hierarchisch gegliederte Organisa-
tionen81F82. Die spezifische Netzwerkstruktur bedingt eine hohe Flexibilität und Resistenz ge-
genüber Angriffen von außen und kann, zumindest in Teilen, weiter bestehen, solange wichti-
ge Knotenpunkte innerhalb der Organisation oder Schnittstellen zu anderen Terrorgruppen 
funktionstüchtig bleiben. Nicht ausreichend ist es daher, die Kommandozentrale auszuschal-
ten oder einzelnen „Topterroristen“ nachzujagen82F83. 
 
3. Weltweite Rekrutierung 
 
Im Gegensatz zum internationalen Terrorismus der siebziger Jahre rekrutiert der islamistische 
Terrorismus sein Personal weltweit83F84; die Mitstreiter stammen ähnlich wie in einem multina-
                                                 
76  Wilkinson, Chaillot Paper No. 84, 2005, S. 13. 
77  Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 5 
78  Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 26. 
79  Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 6. 
80  Pawlik, S. 21. 
81  Pawlik, S. 16. 
82  Mair, SWP-Studie 4/2002, S. 16; Pawlik, S. 21. 
83  Schneckener, S. 56. 
84  Schily, S. 7. 







tionalen Unternehmen84F85 aus der ganzen Welt. Möglich ist diese weltweite Rekrutierung auf-
grund einer transnationalen Ideologie, die möglichst viele Personen und Gruppen erreichen 
und miteinander verbinden soll85F86. Der islamistische Terrorismus überbrückt nationale, geo-
graphische, sprachliche und kulturelle Unterschiede. 
 
Schneckener86F87 nennt vier Rekrutierungsmethoden, die der islamistische Terrorismus anwen-
det: 
 
1) Rekrutiert werden islamische Kämpfer, die in lokalen Konflikten eingesetzt waren. 
2) Bewährte Kräfte werden aus anderen Terrorgruppen abgeworben. 
3) Personen aus dem kriminellen Milieu werden rekrutiert, die über illegale Geschäfte 
mit Al-Qaida in Kontakt kommen und dann als feste Mitarbeiter eingesetzt werden. 
4) Schließlich werden neue Rekruten gezielt durch bestimmte Geistliche/Prediger oder 




Anders als der internationale Terrorismus beabsichtigt der islamistische Terrorismus nicht 
mehr alleine die Änderung einer nationalen Ordnung, sondern die Änderung der internationa-
len Ordnung87F88. Gegner bzw. Feind des islamistischen Terrorismus ist der Westen selbst, der 
nach Auffassung der Terroristen einen zu großen Einfluss auf die arabische und islamistische 
Welt hat. Im Gegensatz zum internationalen Terrorismus will der islamistische Terrorismus 
nicht mehr auf einen lokalen Konflikt aufmerksam machen, sondern die westliche Staatenge-
meinschaft und dabei vor allem die USA und Israel als Hauptfeind bekämpfen. Der islamisti-
sche Terrorismus führt damit (anders als der frühere internationale Terrorismus) einen globa-
                                                 
85  Schneckener SWP-Studie 12/2002, S. 29. 
86 Schneckener SWP-Studie 12/2002, S. 23. 
87  Schneckener SWP-Studie 12/2002, S. 29 und 30. 
88  Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 22. 







len Krieg88F89, indem er versucht, seinen Gegnern einen möglichst großen Schaden durch eine 
hohe Zahl an Todesopfern und durch soziale, ökonomische und psychologische Folgen89F90 zu-
zufügen. Zweck des Terrorismus ist es jedoch nicht, einen Feind zu besiegen, sondern eine 




Wesentliches Charakteristikum des neuen islamistischen Terrorismus ist die Wahl des 
Selbstmordanschlags als die häufigste Methode. Seit dem 11. September 2001 hat die Anzahl 
der Selbstmordanschläge drastisch zugenommen91F92. Die Gründe für diese Methode sind viel-
fältig. Selbstmordanschläge sind eine vergleichsweise billige Methode, aufgrund der selbst-
mörderischen Ausführung sind die Erfolgsaussichten größer und schließlich führt die Mi-
schung aus Religion und Terrorismus dazu, dass sich viele religiös motivierte Freiwillige 




Von nicht zu unterschätzender Bedeutung für jede Terrororganisation ist die Finanzierung und 
externe Unterstützung, welche die Grundlage dafür bildet, dass terroristische Strukturen über 
einen längeren Zeitraum aufrechterhalten werden können. Kosten entstehen vor allem für 
technische Geräte und Waffen, für Reisen, für die Anmietung von Wohnungen, für den Un-
terhalt der Terroristen und für Versorgungsleistungen an Familien getöteter Terroristen93F94. Der 
                                                 
89  Wilkinson, Chaillot Paper No. 84, 10/2005, S. 15. 
90  Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 6. 
91  Richardson, S. 28. 
92  Vgl. hierzu die statistischen Zahlen bei Hoffman, S. 209. 
93  Zur Entstehung und Entwicklung des Selbstmordterrorismus vgl. Hoffman, S. 209-267; Richardson, S. 146-
182. 
94  So Waldmann, S. 71. Vgl. auch die typischen Einnahmen- und Ausgabenprofile terroristischer Organisatio-
nen auf S. 75. 







islamistische Terrorismus verfügt über legale und illegale Finanzquellen94F95. Im Gegensatz zum 
nationalen Terrorismus und zum internationalen Terrorismus der siebziger Jahre wird der is-
lamistische Terrorismus vorrangig von nicht-staatlichen Akteuren finanziell unterstützt. Staat-
liche Unterstützung in Form von staatlicher Förderung oder Duldung hat für den islamisti-
schen Terrorismus lediglich eine sehr geringe Bedeutung95F96, was ihm ein hohes Maß an Unab-
hängigkeit garantiert. 
Die Terrororganisation Al-Qaida, welche den islamistischen Terrorismus maßgeblich verkör-
pert, finanziert sich im Wesentlichen über drei Einnahmequellen96F97: Über das Privatvermögen 
und die gesellschaftliche Tätigkeit von Osama Bin Laden, dem selbsternannten Wortführer 
dieser Terrororganisation, über legale Quellen in Form von Spenden und Abgaben wohlha-
bender Privatleute, islamistischer Gruppen bzw. muslimischer Diaspora-Gemeinschaften97F 98 
sowie schließlich über illegale Quellen in Form von Einnahmen aus kriminellen Geschäften 
wie Entführungen, Schutzgelderpressungen, Kreditkartenbetrug, Zigarettenschmuggel, Waf-
fen- und Rauschgifthandel98F99. 
 
III. Verknüpfung mit der organisierten Kriminalität 
 
Eine neue Qualität bekommt der Terrorismus insbesondere auch durch seine Verknüpfung mit 
der organisierten Kriminalität. Organisierte Kriminalität und Terrorismus sind zwei Krimina-
litätsformen, deren Ausprägungen sich häufig in ihren Vorgehensweisen und in ihren Auswir-
kungen ähneln. In Tathandlung und Täterkreis stimmen diese zwei Kriminalitätsformen weit-
gehend überein. Jeweils geht es um einen Zusammenschluss einer Mehrzahl von Personen, 
welche Gewalt anwenden und so bestimmte Ziele erreichen wollen. Abzugrenzen sind diese 
beiden Arten der Kriminalität grundsätzlich über das Merkmal der Motivation. Während Ter-
                                                 
95  Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 6, 31 und 32. 
96  Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 6; Eden, S. 649-661. 
97  So u.a. Schneckener, SWP-Studie 12/2002, S. 31-32; Nacos, S. 158/159; Eden, S. 649-661. 
98  Vgl. Grünewald, S. 152; Basile, Studies in Conflict & Terrorism 2004, S. 172. 
99  Zur Kooperation zwischen Terrorismus und organisierter Kriminalität vergleiche Soiné, Kriminalistik 2005, 
S. 414-417 sowie Dienstbühl, S. 1-7. 







roristen die Straftaten in erster Linie begehen, um soziale, politische oder militärische Ziele zu 
erreichen, stehen bei der organisierten Kriminalität monetäre Ziele im Vordergrund99F100. Fest-
gestellt wurde allerdings, dass der im Rahmen der organisierten Kriminalität stattfindende 
illegale Handel mit Drogen, Waffen, Rauschgift und sonstiger Schmuggelware eine häufige 
Finanzierungsquelle für Terroristen darstellt100F101 und diese sich in zunehmendem Maße auch 
aus illegalen Quellen finanzieren. Da Terroristen insofern auch profitorientiert und aus mone-
tären Motiven handeln, ist es zunehmend schwierig, die Motive der Terroristen von denen der 
organisierten Kriminalität zu unterscheiden101F102. 
Für die Maßnahmen der EU zur Terrorismusbekämpfung bedeutet dies, dass auch Maßnah-
men zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität ein Mittel zur Verhütung und Bekämp-
fung des Terrorismus darstellen und zu den Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus 
gezählt werden können102F103. Viele Maßnahmen sind deshalb nicht speziell auf die Terrorismus-
bekämpfung ausgerichtet, sondern betreffen einen breiteren Bereich der Kriminalität, finden 
jedoch insbesondere bei der Bekämpfung des Terrorismus Anwendung103F104. 
 
IV. Verknüpfung mit weiteren Sicherheitsbedrohungen 
 
Schließlich zeichnet sich der „neue Terrorismus“ durch Verknüpfungen mit weiteren Bedro-
hungen für die Sicherheit und den Frieden aus. Dazu zählen neben der organisierten Krimina-
lität vor allem die in der „Europäischen Sicherheitsstrategie“104F105 genannten Hauptgefahren, 
nämlich die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, regionale Konflikte und das Schei-
                                                 
100  Vgl. Soiné, Kriminalistik 2005, S. 411. 
101  Vgl. Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses zur Bekämpfung des Terrorismus über die bei der Durchfüh-
rung der Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats angetroffenen Probleme vom 26. Januar 2004, S. 5; 
Dienstbühl, S. 6. 
102  Soiné, Kriminalistik 2005, S. 414. 
103  So auch Wouters, S. 110 und Dienstbühl, S. 7. 
104  Dies gilt vor allem für Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustausches und zur Verbesserung 
der Rechtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten der EU. Ausführlich hierzu im 5. Teil dieser Arbeit. 
105  Genauer zu dieser Strategie der EU im 5. Teil dieser Arbeit. 







tern von Staaten105F106. 
V. Fazit 
 
Es existiert zwar keine allgemeingültige Definition des Terrorismus, jedoch sind drei aner-
kannte Merkmale für den Terrorismus kennzeichnend. Dies sind die Tathandlung in Form 
einer illegalen Gewaltanwendung, der Täterkreis in Form eines Zusammenschlusses einer 
Mehrzahl von Personen und die Motivation, nämlich die Einschüchterung der Bevölkerung, 
um politische, soziale oder militärische Ziele zu erreichen. 
Der islamistische Terrorismus bildet aufgrund seiner Internationalität, seiner Organisations-
struktur, der weltweiten Rekrutierung, seiner Zielsetzung, der flexiblen Finanzierung, der häu-
figen Begehung von Selbstmordattentaten und der Verknüpfungen mit der organisierten Kri-
minalität und weiteren Bedrohungen für die Sicherheit eine der größten Gefahren für die 
westliche Staatengemeinschaft. Es sind diese Merkmale, an denen sich die EU wesentlich 
orientieren muss, um den islamistischen Terrorismus erfolgreich zu bekämpfen. 
Nicht ausreichend ist eine Bekämpfung mit den Mitteln, die im Kampf gegen den nationalen 
und internationalen Terrorismus der siebziger Jahre angewandt wurden, da der islamistische 
Terrorismus eine Weiterentwicklung dieser Terrorismusformen mit einem besonderem Ge-
fährdungspotential darstellt. Mehr denn je ist die tatsächliche Gefahr unkalkulierbar. Spätes-
tens seit den Anschlägen am 11. September 2001 ist jede Art von Anschlag denkbar. Deshalb 
ist es auch für jeden Staat und jeden Staatenzusammenschluss letztendlich unmöglich, sich 
auf sämtliche Szenarien vorzubereiten. Dennoch ist die Terrorismusbekämpfung durch die EU 
nicht auf den islamistischen Terrorismus beschränkt. Vielmehr hat die EU in dem Gemeinsa-
men Standpunkt 2001/931/GASP106F 107  und im Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämp-
fung“ vom 13. Juni 2002107F108, auf welche in vielen weiteren Maßnahmen der EU Bezug ge-
nommen wird, dargelegt, was sie unter einer „terroristischen Vereinigung“, einer „terroristi-
schen Handlungen“ und einer „terroristischen Straftat“ versteht und ist dabei von einem wei-
                                                 
106  Das Scheitern von Staaten und regionale Konflikt können selbst den Terrorismus begünstigen wie bei-
spielsweise in Afghanistan oder im Irak. 
107  ABl. EG Nr. L 344, 93. 
108  ABl. EG Nr. L 164, 3. 







ten Terrorismusbegriff ausgegangen, von dem jegliche Form des Terrorismus erfasst wird. 
 
B. EG- und EU-Vertrag als rechtlicher Rahmen 
I. Säulenkonstrukt der EU 
 
Grundlage der EU sind gemäß Art. 1 Satz 1 EU-Vertrag die EG, ergänzt durch die mit diesem 
Vertrag eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit, die GASP gemäß Art. 11 ff. 
EU-Vertrag und die PJZS gemäß Art. 29 ff. EU-Vertrag. 
Um die Dogmatik der Terrorismusbekämpfung durch die EU zu verstehen und in das Rechts-
system der EU einzuordnen, ist die Kenntnis des grundlegenden Aufbaus der EU – ihre Säu-
lenstruktur – erforderlich. Nach dem Bild der „Tempelkonstruktion“108F109 ruht auf den drei Säu-
len109F110 der EG, der GASP und der PJZS als „Dach“ die EU. Die EU verkörpert die Zusam-
menfassung der Gemeinschaften und die Zusammenarbeit ihrer Mitgliedstaaten in den Berei-




Die EG als erste Säule haben den dichtesten Integrationsstand und den breitesten Wirkungs-
grad der drei Säulen110F111. Besonderheit der ersten Säule und Abgrenzungsmerkmal gegenüber 
den übrigen beiden Säulen ist ihre Supranationalität. Merkmale der Supranationalität sind die 
Kompetenz zur Rechtsetzung mit einer die Mitgliedstaaten verpflichtenden Wirkung, die 
Möglichkeit der Bindung auch gegen den Willen der Mitgliedstaaten und der Durchgriff der 
                                                 
109  Neben der Tempelkonstruktion werden noch weitere Konstruktionen wie die Mantel-, Dach-, Baum- oder 
Plattformkonstruktion verwendet. Für die entscheidenden rechtlichen Fragen ist es aber mangels rechtlichen 
Erklärungswerts egal, welcher Konstruktion man sich anschließt. 
110  Teilweise werden auch fünf oder zwei Säulen gezählt. Aber auch diese Unterschiede sind für die rechtliche 
Bewertung ohne Bedeutung. 
111  Pechstein, in: Streinz, Art. 1 EUV, Rn. 22. 







Rechtsetzung in den innerstaatlichen Bereich der Mitgliedstaaten111F112. Damit besitzt das Ge-
meinschaftsrecht Eigenständigkeit, hat Vorrang vor nationalem Recht und unmittelbare Gel-
tung bzw. Wirkung für die Mitgliedstaaten112F113. Das Recht der EG ist damit, wie es auch der 
EuGH in seiner Rechtsprechung ausdrückt113F114, eine „eigene Rechtsordnung“. 
Der EG-Vertrag legt fest, auf welchen Politikfeldern die EG umfassend tätig werden darf und 
die Mitgliedstaaten auch gegen ihren Willen verpflichten kann. Dazu zählen der Gemeinsame 
Agrarmarkt, der Gemeinsame Binnenmarkt, der Gemeinsame Energiemarkt, die Gemeinsame 
Fischereipolitik, die Gemeinsame Handelspolitik, die Wettbewerbspolitik und die Wirt-
schafts- und Währungspolitik114F115. 
 
2. GASP und PJZS 
 
Im Gegensatz zu den EG betreffen die zwei Säulen der GASP und der PJZS die Bereiche der 
sogenannten intergouvernementalen Zusammenarbeit. Es handelt sich um Bereiche, in denen 
die Mitgliedstaaten bisher nicht bereit waren, ihre Kompetenzen umfassend auf die EU als 
Hoheitsträger zu übertragen115F116. 
Die Bestimmungen der GASP und der PJZS sind völkerrechtlicher Natur geblieben und bil-
den eine Plattform zur Koordinierung nationaler Politiken in den Bereichen Äußeres, Sicher-
heit und polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen116F117. Charakteristisch für 
diese zwei Säulen ist, dass sie beide Kompetenzfelder der Mitgliedstaaten betreffen und der 
                                                 
112  So u.a. Geiger, Art. 1 EGV, Rn. 13 ff; Pechstein, in: Streinz, Art. 1 EUV, Rn. 17. 
113  Pechstein, in: Streinz, Art. 1 EUV, Rn. 17. 
114  EuGH, Rs. 6/64 (Costa/ENEL), Slg. 1964, S. 1141. 
115  Zusätzlich nennen die verschiedenen Artikel des EG-Vertrages eine Reihe von Politikfeldern, in denen die 
EG nur eine die Politik der Mitgliedstaaten ergänzende, koordinierende und fördernde Rolle besitzen. Dies 
sind die Beschäftigungspolitik, die Bildungspolitik, die Entwicklungspolitik, die Forschungspolitik, die 
Gesundheitspolitik, die IT/Infogesellschaft, die Jugendpolitik, die Kulturpolitik, die Medienpolitik, die Men-
schenrechtspolitik, die Regionalpolitik, die Sozialpolitik, die Umweltpolitik, die Verbraucherpolitik und die 
Verkehrspolitik. 
116  Pechstein, in: Streinz, Art. 1 EUV, Rn. 22. 
117  Streinz, S. 51. 







EU-Vertrag für diese zwei Bereiche bislang kein eigenes Handlungsinstrumentarium vor-
sieht117F118. Dementsprechend haben das Recht der GASP und der PJZS sowie die auf seiner 
Grundlage ergriffenen Maßnahmen nicht die supranationalen Qualitäten der unmittelbaren 
Geltung und Anwendbarkeit in den Mitgliedstaaten sowie des Anwendungsvorrangs vor nati-
onalem Recht118F119. 
Akteure sind weiterhin die in der EU zusammengeschlossenen Mitgliedstaaten vertreten 
durch den Europäischen Rat, bestehend aus den Staats- und Regierungschefs der Mitglied-
staaten sowie dem Kommissionspräsidenten gemäß Art 4 Abs. 2 EU-Vertrag, und den Rat der 
EU, bestehend aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaates auf Ministerebene gemäß Art. 203 
Abs. 1 EG-Vertrag. Gemäß Art. 13 Abs.1 EU-Vertrag werden die Leitlinien der Politik im 
Rahmen der zweiten und dritten Säule durch den Europäischen Rat bestimmt und gemäß Art. 
13 Abs. 3 EU-Vertrag durch den Rat der EU konkretisiert. Eine führende Rolle der Europäi-
schen Kommission, welche das politische Organ der EU darstellt, in dem die Mitglieder bei 
der Willensbildung ganz von den Mitgliedstaaten gelöst sind119F120, ist dabei ebenso wenig vor-
gesehen wie eine Mitentscheidung des Europäischen Parlaments, welches als das demokrati-
sche Repräsentativorgan fungiert120F121. Die einzige Bindung der Mitgliedstaaten ergibt sich da-
raus, dass sie dort, wo ein gemeinsames Vorgehen vorgeschrieben ist, wie zum Beispiel in Art. 
29 Abs. 1 EU-Vertrag, zur Kooperation verpflichtet sind und grundsätzlich in diesen Berei-
chen nicht mehr außerhalb der Bereiche der GASP oder PJZS zusammenarbeiten dürfen, da 
sie so die Regeln der GASP oder PJZS umgehen könnten121F122. 
Im Gegensatz zu der Fülle an Politikbereichen der ersten Säule sind die Bereiche der inter-
gouvernementalen Zusammenarbeit überschaubar und beschränken sich im Wesentlichen auf 
zwei Politikbereiche. Die zweite Säule enthält den Politikbereich der „Außen- und Sicher-
heitspolitik“, die dritte Säule den Politikbereich „Justiz und Inneres“. 
 
                                                 
118  Herdegen, S. 425. 
119  Pechstein, in: Streinz, Art. 1 EUV, Rn. 26. 
120  Herdegen, S. 119 ff. 
121  Herdegen, S. 126 ff. 
122  Böse, in: Schwarze, Art. 29 EUV, Rn. 7. 







II. Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung 
 
Bestimmt und geprägt wird die Tätigkeit der EU neben der Säulenkonstruktion vor allem 
durch das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung. Dieses Prinzip beschränkt die Tätigkeit 
der EU auf bestimmte Aufgaben- und Kompetenzbereiche und legt somit den Tätigkeitsum-




Im Gegensatz zu den Rechtsetzungsorganen auf nationaler Ebene, die aufgrund ihrer Ver-
bands- und Organkompetenz grundsätzlich jede Materie gesetzlich regeln können und dabei 
in der Wahl der Form nicht beschränkt sind, benötigen die Rechtsetzungsorgane der EU eine 
ausdrückliche Ermächtigung in den Gründungsverträgen122F123. Die EU verfügt nur über diejeni-
gen Kompetenzen, welche ihr die Mitgliedstaaten durch die Gründungsverträge übertragen 
haben123F124. Nur diese übertragenen Aufgaben darf die EU wahrnehmen und nicht in die den 
Mitgliedstaaten verbleibenden Zuständigkeiten eingreifen124F125. Der EU steht damit lediglich 
eine beschränkte Verbands-125F126 und Organkompetenz126F127 zu. 
 
                                                 
123  Streinz, Rn. 436. 
124  Herdegen, S. 167. 
125  Geiger, Art. 5 EGV, Rn. 5. 
126  Die beschränkte Verbandskompetenz der EU ergibt sich für die erste Säule aus Art. 5 EG-Vertrag, wonach 
die Gemeinschaft nur „innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse und ge-
setzten Ziele tätig“ wird. Gleiches wird auch für die Bereiche der intergouvernementalen Zusammenarbeit in 
Art. 2 Abs. 2 EU-Vertrag festgelegt, wonach die dort genannten Ziele „nach Maßgabe dieses Vertra-
ges“ verwirklicht werden sollen. 
127  Die beschränkte Organkompetenz folgt für die erste Säule aus Art. 249 EG-Vertrag, welcher vorschreibt, 
dass die Organe der EG nur zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrags Rechtsakte er-
lassen dürfen. Gleiches gilt für die zweite und dritte Säule gem. Art. 5 EU-Vertrag, wonach die Institutionen 
ihre Befugnisse nach Maßgabe und im Sinne der Verträge ausüben. 









Das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung entfaltet seine Wirkung in zweifacher Hin-
sicht. Zum einen legt es durch Zielbestimmungen den sachlichen Anwendungsbereich der drei 
Säulen fest, zum anderen macht es ein Tätigwerden der EU von der Existenz einer 
Befugnisnorm abhängig. 
 
a) Festlegung des sachlichen Anwendungsbereichs der drei Säulen 
 
Jede der drei Säulen enthält Zielbestimmungen, an denen sich die Politik der EU orientieren 
muss. Nach der Rechtsprechung des EuGH sind die Zielbestimmungen für die Institutionen 
der EU insoweit verbindlich, als sie Aufträge zum Handeln sowie Orientierung und Grenzen 
des dafür eingeräumten Ermessens bestimmen127F128. Grundlage für die Bindung an die Zielbe-
stimmungen ist das Prinzip der beschränkten Einzelermächtigung128F129. Die Zielbestimmungen 
legen damit den grundsätzlichen Aufgabenbereich der EU fest und entscheiden über den sach-
lichen Anwendungsbereich der drei Säulen129F130 und die Entwicklung der Rechtsordnung durch 
die zuständigen Organe130F131. Entscheidend für das Tätigwerden der EU im Rahmen ihrer Säu-
len ist, welches Ziel mit der jeweiligen Maßnahme erreicht werden soll und ob sich die Maß-
nahme im Hinblick auf eines der in den Gründungsverträgen genannten Ziele begründen 
lässt131F132. Der Pflicht, die genannten Ziele zu fördern, kommt die EU bereits dann nach, wenn 
sich aus ihren Tätigkeiten objektiv positive Effekte für angestrebte Zustände ergeben132F133. 
Die Zielbestimmungen der EU sind über die Verträge verstreut. Die wichtigsten Zielbestim-
                                                 
128  So beispielsweise v. Bogdany, in: Grabitz, Band I, Art. 2 EGV, Rn. 52. 
129  So u.a. Zuleeg, S. 61. 
130  Ruffert, in: Calliess, Art. 2 EGV, Rn. 7; Streinz, in: Streinz, Art. 2 EGV, Rn. 14. 
131  Pechstein, in: Streinz, Art. 2 EGV, Rn 8. 
132  Zur unterschiedlichen und darüber hinausgehenden Bedeutung des Prinzips der begrenzten Einzelermächti-
gung in den Bereichen der Supranationalität und der intergouvernementalen Zusammenarbeit vgl. Pechstein, 
in: Streinz, Art. 2 EUV, Rn. 17. 
133  v. Bogdany, in: Grabitz, Band I, Art. 2 EGV, Rn. 20. 







mungen enthalten Art. 2, 3, 4 EG-Vertrag für die erste Säule, Art. 11 EU-Vertrag für die 
zweite Säule und Art. 29 EU-Vertrag für die dritte Säule. 
 
Der sachliche Anwendungsbereich der ersten Säule wird entsprechend ihrer Politikbereiche 
durch wirtschaftliche Ziele und Mittel geprägt133F134, wobei die Beseitigung aller Hemmnisse im 
innergemeinschaftlichen Handel im Vordergrund steht. Das alles überragende Ziel ist die Er-
richtung des Gemeinsamen Markts bzw. Binnenmarkts134F135 in einem System offener Markt-
wirtschaft. Der Begriff gemeinsamer Markt bedeutet dabei „die Beseitigung aller Hemmnisse 
im innergemeinschaftlichen Handel mit dem Ziel der Verschmelzung der nationalen Märkte 
zu einem einheitlichen Markt, dessen Bedingungen denjenigen eines wirklichen Binnenmark-
tes nahe kommen“135F136. Seiner rechtspositiven Stellung nach ist er gemäß Art. 14 Abs. 2 EG-
Vertrag ein Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gewährleistet ist. 
 
Zielbestimmung der zweiten Säule gemäß Art. 11 EU-Vertrag ist es, durch Förderung der 
internationalen Zusammenarbeit die Unversehrtheit der Union und die Sicherheit in der Union 
zu wahren, sowie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der Menschenrechte und die 
Grundfreiheiten zu stärken. Wie sich aus der begrifflichen Verbindung von „Außen- und 
Sicherheitspolitik“ in der Überschrift von Titel V und dem 3. Spstr. „internationale Sicher-
heit“ ergibt136F137, betreffen die Ziele der GASP die äußere und nicht die innere Sicherheit der 
Union. Die GASP soll der EU ein geschlossenes internationales Handeln ermöglichen, die 
Wahrung gemeinsamer Interessen erleichtern und ihre Identität auf internationaler Ebene be-
haupten helfen137F138. 
 
                                                 
134  Genauer zu den Zielbestimmungen der ersten Säule vgl. Geiger, Art. 2, Rn. 1 ff. EGV; Ruffert, in: Calliess, 
Art. 2, Rn. 13 ff. EGV. 
135  Zur hier nicht bedeutsamen Abgrenzung zwischen Binnenmarkt und Gemeinsamem Markt vgl. Streinz, Rn. 
948; EuGH, Rs. 15/81 (Gaston Schul), Slg.1982, S. 1409. 
136  EuGH, Rs. 15/81 (Gaston Schul), Slg. 1982, S. 1409; Herdegen, S. 249; Oppermann, S. 406. 
137  Cremer, in: Calliess, Art. 11 EUV, Rn. 3. 
138  Lange, JZ 1996, S. 442. 







Gemäß Art. 29 EU-Vertrag verfolgt die EU mit der PJZS im Rahmen der dritten Säule das 
Ziel, den Bürgern in einem „Raum der Sicherheit, der Freiheit und des Rechts“ ein hohes Maß 
an Sicherheit zu bieten, indem sie ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten im Bereich 
der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen entwickelt sowie Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit verhütet und bekämpft. In Abgrenzung zur zweiten Säule betrifft 
die dritte Säule damit die Stärkung der inneren Sicherheit der EU, deren Ausgestaltung vor 
allem der Bewältigung von Folgeerscheinungen der konsequenten Verwirklichung des Bin-
nenmarktes durch das Schengener Abkommen dient138F139. 
 
b) Bindung der EU an Befugnisnormen 
 
Selbst wenn der sachliche Anwendungsbereich einer Säule für eine bestimmte Tätigkeit der 
EU eröffnet ist, bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass die EU im Sinne des Prinzips der be-
grenzten Einzelermächtigung tätig werden darf. Vielmehr bedarf es zusätzlich einer ausdrück-
lichen Ermächtigungsgrundlage im EG- oder EU-Vertrag. Das Vertragsziel allein kann nach 
herrschender Ansicht nicht genügen, um Befugnisse zu begründen oder zu erweitern139F140. Zu 
unterscheiden ist insofern zwischen Ziel-, Aufgaben- und Kompetenznormen. Die Tätigkeit 
der EU wird damit sowohl durch die gesetzten Ziele bzw. Zielbestimmungen als auch durch 
die ihr zugewiesenen Befugnisse konkretisiert. 
 
III. Durchbrechung des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung 
 
Das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung und deren Anforderungen an das 
Tätigwerden der EU werden in zweifacher Hinsicht durchbrochen. Zum einen durch die all-
gemein anerkannte140F141 „Implied Powers“-Lehre und zum anderen durch die „Generalermäch-
tigung“ des Art. 308 EG-Vertrag. Sowohl die „Implied Powers“-Lehre als auch die „General-
                                                 
139  Herdegen, S. 431. 
140  Streinz, in: Streinz, Art. 5 EGV, Rn. 9. 
141  So bereits EuGH, Rs. 8/55 (Fédération Charbonnière de Belgique/Hohe Behörde), Slg. 1955, S. 297. 







ermächtigung“ des Art. 308 EG-Vertrag ermöglichen es den EG auch dann tätig zu werden, 
wenn der EG-Vertrag nicht die erforderlichen Befugnisse enthält. Anerkannt ist zwischenzeit-
lich, dass die „Implied Powers“-Lehre und Art. 308 EG-Vertrag nebeneinander bestehen kön-
nen141F142. 
 
1. „Implied Powers“-Lehre 
 
Nach der „Implied Powers“-Lehre des EuGH, die sich am Gedanken des effet-utile orientiert, 
stehen der Gemeinschaft ungeachtet des Wortlauts einer Ermächtigungsnorm alle Kompeten-
zen zu, die zur wirksamen und sinnvollen Erfüllung der bereits ausdrücklich eingeräumten 
Befugnisse ergänzend erforderlich sind. Insofern kann die EU in engen Grenzen Kompeten-
zen wahrnehmen, die ihr nicht ausdrücklich zugewiesen sind, wenn sich deren Inanspruch-
nahme mit einer gewissen inneren Logik aus ausdrücklich übertragenen Befugnissen ergibt14 2F143. 
Insbesondere gestattet die „Implied Powers“-Lehre, aus einer Zielnorm eine Kompetenz her-
zuleiten. Diese Vorgehensweise ist ein anerkanntes, wenngleich in seinen konkreten Voraus-
setzungen umstrittenes Institut143F144. 
 
2. „Generalermächtigung“ nach Art. 308 EG-Vertrag 
 
Durch die allgemeine Kompetenzergänzungsvorschrift des Art. 308 EG-Vertrag sind die EG 
auch dann zur Rechtssetzung ermächtigt, wenn zwar keine Einzelermächtigung im EG-
Vertrag enthalten ist, ein Tätigwerden der Gemeinschaft aber zum Zwecke der Zielverwirkli-
chung erforderlich ist144F145. Dadurch soll ein Ausgleich in Fällen geschaffen werden, in denen 
den Gemeinschaftsorganen durch spezifische Bestimmungen des Vertrags ausdrückliche oder 
implizit verliehene Befugnisse fehlen und gleichwohl Befugnisse erforderlich sind, damit die 
                                                 
142  Vgl. Calliess, in: Calliess, Art. 5 EGV, Rn. 18. 
143  Herdegen, S. 176. 
144  v. Bogdany, in: Grabitz, Band I, Art. 2 EGV, Rn. 18. 
145  Geiger, Art. 308 EGV, Rn. 1. 







Gemeinschaft ihre Aufgaben im Hinblick auf die Erreichung eines der vom EG-Vertrag fest-
gelegten Ziele wahrnehmen kann145 F146. 
 
C. Terrorismusbekämpfung im Rahmen des EG- und EU-Vertrages 
 
Im Rahmen des EG- und EU-Vertrages, insbesondere im System der begrenzten Einzeler-
mächtigung (Art. 5 Abs. 1 EG-Vertrag), kommt der Terrorismusbekämpfung trotz ihrer Be-
deutung allenfalls eine untergeordnete Rolle zu146F147. Die Bekämpfung des Terrorismus wird in 
Art. 29 EU-Vertrag und Art. 31 Abs. 1 EU-Vertrag lediglich zweimal ausdrücklich genannt. 
Dennoch hat die EU seit dem 11. September 2001 eine Vielzahl an Maßnahmen zur Terroris-
musbekämpfung beschlossen. Hierzu zählen u.a. ein Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 
27.12.2001 „über die Bekämpfung des Terrorismus“147F148, ein Gemeinsamer Standpunkt des 
Rates vom 27.12.2001 „über die Anwendung besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus“148F149, die Verordnung Nr. 2580/2001 vom 27.12.2001 „über spezifische, gegen 
bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Terrorismus“149F 150  und der Rahmenbeschluss des Rates „zur Bekämpfung des Terroris-
mus“ vom 13.6.2002150F151. Bemerkenswert ist, dass der Aktionsplan151F152, dem diese Maßnahmen 
entspringen, in seiner fortentwickelten und modifizierten Form152F153 Grundlage einer road map 
ist, welche tatsächlich mehr als 200 Einzelmaßnahmen zur Terrorismusbekämpfung in 72 
Politikbereichen vorsieht. Im Folgenden wird deshalb dargestellt, wo die Aufgabe der Terro-
rismusbekämpfung innerhalb der drei Säulen im Rahmen der unterschiedlichen Politikberei-
                                                 
146  Herdegen, S. 177; Oppermann, S. 160 und 161. 
147  So schon Gusy, GA 2005, S. 215. 
148  ABl. EG Nr. L 344, 90. 
149  ABl. EG Nr. L 344, 93. 
150  ABl. EG Nr. L 344, 70. 
151  ABl. EG Nr. L 164, 4. 
152  Ratsdokument SN 140/01. 
153  Der Aktionsplan wurde am 14. Dezember 2004 als Reaktion auf die Anschläge in Madrid vom 11. März 
2004 neu aufgelegt. Der Europäische Rat einigte sich auf sieben strategische Ziele. Hierzu später im Rah-
men der Erörterung der Leitlinien der Terrorismusbekämpfung. 







che angesiedelt ist. 
 
I. Politikbereich Justiz und Inneres – erste und dritte Säule 
 
Klassisch unterfällt die innere Sicherheit und damit auch die Terrorismusbekämpfung dem 
Politikbereich Justiz und Inneres, der lange Zeit lediglich in der dritten Säule verankert war. 
Nach Ansicht der Mitgliedstaaten bildet die Terrorismusbekämpfung vornehmlich ein straf-
rechtliches, polizeiliches und justizielles Problem, sodass sie „lediglich“ dem Politikbereich 
Justiz und Inneres im Rahmen der dritten Säule zugewiesen wurde. Seit dem Amsterdamer 
Vertrag153F154 findet sich der Politikbereich Justiz und Inneres und in dessen Rahmen auch die 
Terrorismusbekämpfung jedoch zusätzlich auch im Titel VI der ersten Säule wieder, der die 
Politikbereiche der Asyl-, Migrations- und Außengrenzpolitik sowie der zivilrechtlichen Zu-
sammenarbeit von der dritten Säule in die erste Säule überführt und vergemeinschaftet hat154F155. 
 
1. Zugehörigkeit zur dritten Säule 
 
Die Terrorismusbekämpfung wird lediglich in der dritten Säule in Art. 29 Abs. 2 und 31 Abs. 
1 e) EU-Vertrag ausdrücklich genannt und als Aufgabe vorgegeben, um den Bürgern in einem 
„Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten. 
Dazu enthält der EU-Vertrag in der dritten Säule eine Reihe näher definierter Handlungsbe-
reiche und Handlungsziele, die für die Terrorismusbekämpfung durch die EU von erheblicher 
Bedeutung sind. Gemäß Art. 29 EU-Vertrag soll der Terrorismus durch die Zusammenarbeit 
der Polizei-, Zoll-, Justiz- sowie anderer zuständiger Behörden der Mitgliedstaaten und durch 
Annäherung der Strafvorschriften der Mitgliedstaaten bekämpft werden. Wie die Zusammen-
arbeit ausgestaltet sein soll, regeln Art. 30, 31 EU-Vertrag. Zu nennen sind vor allem die fol-
genden für Maßnahmen des Rates vorgesehenen Bereiche: 
                                                 
154  ABl. EG Nr. C 340, 1-144. 
155  Hauptziel im Politikbereich "Justiz und Inneres" ist seitdem die Schaffung eines sogenannten "Raums der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität und des Terrorismus. 








– Die polizeiliche Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten insbesondere unter 
Einschluss der operativen Zusammenarbeit, des Informationsaustauschs und der In-
formationsanalyse, gemeinsamer Ausbildungsmaßnahmen und gemeinsamer Bewer-
tung von Ausbildungstechniken, Art. 30 Abs. 1 a), b), c), d) EU-Vertrag. 
 
– Die intensivere Nutzung der europäischen Koordinationsinstitution Europol unter Ein-
schluss der Unterstützung, Koordinierung und Durchführung spezifischer Ermitt-
lungsmaßnahmen nationaler Behörden und der Zusammenarbeit zwischen Europol 
und nationalen Strafverfolgungs- und Ermittlungsbehörden zur Bekämpfung der orga-
nisierten Kriminalität, Art. 30 Abs. 2 a), b), c), d) EU-Vertrag. 
 
– Die Verbesserung der justiziellen Zusammenarbeit durch Erleichterung und Beschleu-
nigung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei Gerichtsverfahren und 
der Vollstreckung von Entscheidungen, Art. 31 Abs.1 a), b) EU-Vertrag. 
 
– Die Gewährleistung der Vereinbarkeit der geltenden Vorschriften der Mitgliedstaaten 
untereinander und die Vermeidung von Kompetenzkonflikten, Art. 31 Abs. 1 c), d) 
EU-Vertrag. 
 
– Die Festlegung von Mindestvorschriften über die Tatbestandsmerkmale strafbarer 
Handlungen und die Strafen in auch den Terrorismus umfassenden Bereichen der 
schweren Kriminalität, Art. 31 Abs. 1 e) EU-Vertrag. 
 
– Die intensivere Nutzung der Koordinierungsstelle Eurojust unter Einschluss der Koor-
dinierung zwischen den für die Strafverfolgung zuständigen nationalen Behörden, der 
Unterstützung bei Ermittlungen im Zusammenhang mit grenzüberschreitender Krimi-
nalität, mithin auch Terrorismus, und der Erleichterung von Rechts- und Ausliefe-
rungsersuchen, Art. 31 Abs. 2 a), b), c) EU-Vertrag. 
 
Art. 29 ff. EU-Vertrag enthalten die Handlungsmöglichkeiten und ermächtigen die EU zu 







einer engeren Zusammenarbeit der Polizei-, Zoll-, Justiz- und anderer zuständiger Behörden 
sowie zu einer Annäherung der Strafvorschriften der Mitgliedstaaten durch die in Art. 34 EU-
Vertrag genannten Handlungsformen. Diese Handlungsformen sind: 
 
– gemeinsame Standpunkte gemäß Art. 34 Abs. 2 a) EU-Vertrag, 
– Rahmenbeschlüsse gemäß Art. 34 Abs. 2 b) EU-Vertrag, 
– Beschlüsse gemäß Art. 34 Abs. 2 c) EU-Vertrag und 
– Übereinkommen gemäß Art. 34 Abs. 2 d) EU-Vertrag. 
 
2. Zugehörigkeit zur ersten Säule 
 
Neben den Maßnahmen der dritten Säule kann die EU nach Titel IV des EG-Vertrags zum 
schrittweisen Aufbau eines „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ Maßnahmen 
zur Gewährleistung des freien Personenverkehrs nach Art. 14 EG-Vertrag und damit zusam-
menhängende flankierende Visamaßnahmen, Asylmaßnahmen und Maßnahmen der Einwan-
derung treffen. Aber auch Maßnahmen nach Art. 61 ff. EG-Vertrag weisen Berührungspunkte 
zur Terrorismusbekämpfung auf. Damit wurde die bisherige Zielsetzung des EG-Vertrags, in 
einem Raum ohne Binnengrenzen die Personenfreizügigkeit zu gewährleisten (Art. 14 EG-
Vertrag), um die grundlegende Aufgabe eines jeden Staats erweitert, nämlich die Gewährleis-
tung von Freiheit, Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit. Diese Maßnahmen sollen den freien 
Personenverkehr garantieren, aber auch Sicherheitsdefizite ausgleichen, die aufgrund des frei-
en Personenverkehrs entstanden sind155F156. 
Eine Angleichung der nationalen Regelungen in den Bereichen Visa, Asyl und Einwanderung 
sorgt dafür, dass keine Lücken und Schwachstellen in nationalstaatlichen Regelungen beste-
hen und Terroristen durch Ausnutzen der Unterschiede in der Visa-, Asyl- und Einwande-
rungspolitik der Einzelstaaten leichten Zugang zum Hoheitsgebiet der EU haben. Die EU 
kann durch Maßnahmen in diesem Bereich die Außengrenzen der EU sichern, gegen illegale 
Einwanderung vorgehen und einen Missbrauch des Systems verhindern. Ein Tätigwerden der 
                                                 
156  Zu den Sicherheitsverlusten durch das Schengen Abkommen vgl. die Ausführungen im 2. Teil dieser Arbeit 
zur „Notwendigkeit der Terrorismusbekämpfung durch die EU“. 







EU in diesen Bereichen kann es Terroristen zumindest erschweren, illegal in das Hoheitsge-
biet der EU zu gelangen oder dieses wieder zu verlassen156F157. Im Gegensatz zu den Handlungs-
ermächtigungen der dritten Säule betreffen die Handlungsermächtigungen des Titels IV des 
EG-Vertrages nicht direkt die Bekämpfung des Terrorismus im Inneren der EU, sondern zie-
len darauf ab, an den Außengrenzen der EU einen Schutzschild zu errichten, welcher ein Ein-
dringen von Terroristen verhindern oder jedenfalls erschweren soll. 
Die Handlungsermächtigungen finden sich in den Art. 61 ff. EG-Vertrag. Art. 61 a) EG-
Vertrag und Art. 61 e) EG-Vertrag stellen durch Verweisungen eine unmittelbare Verbindung 
her zwischen gemeinschaftlichen Maßnahmen des freien Personenverkehrs und Maßnahmen 
der PJZS zur Bekämpfung und Vorbeugung von Straftaten157F158, insbesondere auch des Terro-
rismus158F159. Das Nennen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen in 
Art. 61 a) und e) EG-Vertrag ist nach herrschender Ansicht allerdings lediglich deklaratori-
scher Natur159F160 und gewährt der EG noch keine Rechtsetzungskompetenz auf diesem Gebiet, 
unterstrichen werden soll lediglich die enge Verbindung mit der dritten Säule und damit der 
Zusammenhang zwischen Maßnahmen des freien Personenverkehrs und Maßnahmen der drit-
ten Säule zur Bekämpfung der Kriminalität, insbesondere des Terrorismus160F161. 
Die Befugnisse im Rahmen der ersten Säule ermächtigen die EU zum Erlass der in Art. 249 





                                                 
157  So im Ergebnis auch Monar, S. 140. 
158  Röben, in: Grabitz, Band II, Art. 61 EGV, Rn. 4. 
159  Art. 61 a) EU-Vertrag verweist auf Art. 31 Abs. 1 e) EU-Vertrag; Art. 61 e) EG-Vertrag verweist auf Maß-
nahmen im Bereich der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen und damit auf Art. 29 
EU-Vertrag. 
160  So u.a. Rossi, in: Calliess, Art. 61 EGV, Rn. 4; Weiß, in: Streinz, Art. 61 EGV, Rn 5, 6. 
161  Anderer Ansicht Müller-Graff, S. 11. 
162  Die zum Zwecke der Terrorismusbekämpfung am häufigsten genutzte Handlungsform ist aufgrund ihrer 
allgemeinen, verbindlichen und unmittelbaren Geltung in jedem Mitgliedstaat die Verordnung. 







3. „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ 
 
In ihrer Gesamtheit dienen die Regelungen der dritten Säule und des Titels IV EG-Vertrag 
(und damit der ersten Säule) der Errichtung eines „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts“, mit dessen Aufbau der EU-Vertrag eine inhaltliche Zielvorgabe für die Justiz- und 
Innenpolitik der EU festlegt. Den Bürgern soll ein hohes Maß an Sicherheit geboten werden. 
Durch die Definition des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ hat eine neue 
Phase der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Inneren Sicherheit und damit auch der Terro-
rismusbekämpfung begonnen. Es hat lange gedauert, bis sich die EU-Mitgliedstaaten auf eine 
gemeinsame Justiz- und Innenpolitik einigen konnten, da Fragen wie die Asylpolitik, die Ver-
brechensbekämpfung, die Strafverfolgung, die Vorgehensweise bei Grenzkontrollen und der 
Umgang mit Terroristen im Zentrum des Konzepts staatlicher Souveränität stehen und sich 
die Mitgliedstaaten daher zögerlich verhielten, wenn es darum ging, die Kontrolle über den 
jeweiligen Bereich ganz oder teilweise aufzugeben162F163. Die Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus betrifft den Kern des durch Art. 2 EU-Vertrag zu einem fundamentalen Integrati-
onsziel erhobenen „Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“163F164, obwohl die Be-
stimmungen zum „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ die Terrorismusbe-
kämpfung nicht zentral behandeln, sondern als Ziel in Art. 29 und 31 Abs. 1 e) EU-Vertrag 
eher beiläufig nennen. 
Um den Sicherheitsverlusten durch den Wegfall der Binnengrenzen gerecht zu werden, wurde 
die erweiterte Personenfreizügigkeit mit den in Art. 61 a) EG-Vertrag genannten sicherheits-
relevanten Begleitmaßnahmen in Bezug auf die Kontrolle an den Außengrenzen, Asyl, Ein-
wanderung, Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität nach Art. 31 e) EU-Vertrag164F165 ver-
knüpft. Titel IV des EG-Vertrages soll verhindern, dass Kriminelle (Terroristen) in das Ho-
heitsgebiet der EU gelangen. Zur Bekämpfung derjenigen Kriminellen und Terroristen, wel-
che trotz der Maßnahmen nach Titel IV EG-Vertrag in das Hoheitsgebiet der EU gelangen 
oder sich bereits als europäische Bürger im Hoheitsgebiet der EU befinden, sieht die dritte 
                                                 
163  Europäische Kommission- Justiz und Inneres, S. 3. 
164  So schon Monar, S. 136. 
165  Röben, in: Grabitz, Band I, Art. 29 EUV, Rn. 3. 







Säule eine polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten vor. 
Beim „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ handelt es sich aufgrund seiner säu-
lenübergreifenden Natur um ein rechtlich komplexes Gebilde165F166. Zum einen gibt es keinen 
geschlossenen Katalog von Handlungsformen, zum anderen können die Bereiche der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts nicht losgelöst voneinander betrachtet werden, da sie in gegen-
seitiger Abhängigkeit stehen. 
 
II. Politikbereich der „Außen- und Sicherheitspolitik“ – zweite Säule 
 
Aufgrund seiner internationalen Ausgestaltung betrifft der islamistische Terrorismus neben 
der inneren Sicherheit auch die äußere Sicherheit der EU. Die Vielzahl der internationalen, 
auch außerhalb der EU gelegenen Anknüpfungspunkte des terroristischen Netzwerkes macht 
es unabdingbar, den transnational handelnden islamistischen Terrorismus im Rahmen der EU 
auch durch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zu bekämpfen. Wie die Ereignis-
se vom 11. September 2001 gezeigt haben, ist der islamistische Terrorismus nicht auf Europa 
beschränkt, sondern agiert weltweit. Die Terroranschläge werden in und außerhalb der EU 
geplant, vorbereitet und finanziert. Die EU hat häufig betont, dass deshalb ein über die Gren-
zen der EU hinausgehender Aktionsradius im Kampf gegen den Terrorismus durch eine ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik nötig ist166F167. 
Die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU ist in der zweiten Säule der EU gere-
gelt. Durch sie soll vor allem die äußere Sicherheit der EU gestärkt werden. Art. 11 EU-
Vertrag enthält die Ziele, welche die EU durch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik erreichen soll. Dazu gehören „die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden 
Interessen, der Unabhängigkeit und der Unversehrtheit der Union“, „die Stärkung der Sicher-
heit der Union in allen ihren Formen“, „die Wahrung des Friedens und die Stärkung der inter-
nationalen Sicherheit“, „die Förderung der internationalen Zusammenarbeit“ und „die Ent-
wicklung und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung der Men-
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schenrechte und Grundfreiheiten“. 
Auch wenn die Bekämpfung des Terrorismus nicht ausdrücklich in Art. 11 EU-Vertrag als 
Vertragsziel genannt ist, ist sie doch diesem Zielkatalog zuzuordnen167F 168. Insbesondere die 
Grundziele der „Stärkung der Sicherheit der Union“ und „der internationalen Sicherheit“ be-
treffen die Bekämpfung des Terrorismus. Denn die Formulierungen dieser zwei Vertragsziele 
schließen aufgrund ihrer Breite eindeutig auch Bedrohungen durch den internationalen, isla-
mistischen Terrorismus ein168F169. Den Grundzielen des Art. 11 EU-Vertrag entsprechend erfor-
dert eine wirksame Bekämpfung des internationalen, über die Grenzen der EU hinausreichen-
den Terrorismus deshalb auch eine umsichtige Außen- und Sicherheitspolitik der EU, wozu 
insbesondere die „Förderung der internationalen Zusammenarbeit“ gehört. 
 
1. Intensivierung bi- und multilateraler Kooperationen 
 
Unter den sachlichen Anwendungsbereich der zweiten Säule fallen bi- und multilaterale Ko-
operationen der EU mit Nicht-EU-Staaten und internationalen Organisationen zum Zwecke 
der Terrorismusbekämpfung169F170. Von herausragender Bedeutung ist dabei der Einfluss der EU 
auf multilaterale Prozesse der Vereinten Nationen170F171 und der G8-Staaten, welche ihrerseits im 
Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten versuchen, den Terrorismus zu bekämpfen171F172. Aber 
auch die Zusammenarbeit mit den USA, der Russischen Föderation und den Partnern in der 
arabischen und moslemischen Welt ist für die EU spätestens seit den Anschlägen am 11. Sep-
tember 2001 von großer Bedeutung172F173. Neben dem Versuch, eine polizeiliche und justizielle 
Zusammenarbeit auf der Grundlage bi- und multilateraler Verträge aufzubauen, ist es wichtig, 
einen politischen Dialog gerade mit den Ländern und Regionen zu führen, in denen sich der 
                                                 
168  Regelsberger/Kugelmann, in: Streinz, Art. 11 EUV, Rn. 6. 
169  Monar, S. 141. 
170  Vgl. Europäische Kommission – Ein globaler Akteur, S. 5/10; Neisser, S. 232. 
171  Hierzu später im Rahmen des Einflusses internationaler Organisationen auf die Terrorismusbekämpfung der 
EU. 
172  So schon Stein/Meiser, Die Friedenswarte 2001, S. 49. 
173  So schon Deutscher Bundestag – Terrorismus und innere Sicherheit in Europa, S. 3. 







Terrorismus entwickelt173F174. Denn erst wenn alle Länder in ein weltweites Sicherheitssystem 
integriert sind, kann der Kampf gegen den Terrorismus erfolgreich auch weltweit geführt 
werden. 
 
2. Terrorismusbekämpfung in Krisengebieten 
 
Einen speziellen Aspekt der Terrorismusbekämpfung der EU im Rahmen der GASP bildet die 
Terrorismusbekämpfung in Krisengebieten. Darunter versteht man die Gewährung aktiver 
Hilfe zur Terrorismusbekämpfung an Drittstaaten entweder durch polizeiliche oder durch 
entwicklungspolitische Maßnahmen174F175. Hintergrund dieser Politik der EU ist, dass der Zu-
sammenbruch von Staaten eng mit Terrorismus verbunden ist, da diese sogenannten „failed 
states“ den Terroristen die Möglichkeit bieten, ihre Kräfte zu bündeln, ohne mit Strafverfol-
gung rechnen zu müssen. In diesen Staaten, wie beispielsweise Afghanistan oder dem Irak, 
können Terroristen weitgehend ungestört Attentäter rekrutieren, ausbilden und Anschläge 
vorbereiten. Deshalb ist es Ziel einer effektiven Terrorismusbekämpfung, die staatlichen 
Strukturen der Staaten zu stabilisieren, in welchen sich Terroristen aufhalten und deren Ho-
heitsgebiet Terroristen nutzen, um ungestört Anschläge vorzubereiten. 
 
3. Maßnahmen gegen Unterstützerstaaten 
 
Einen dritten speziellen Aspekt der Terrorismusbekämpfung im Rahmen der GASP bilden 
Maßnahmen gegenüber Staaten, die den Terrorismus auf irgendeine Art und Weise offen oder 
verdeckt unterstützen (sog. Unterstützerstaaten)175F176. Um gegen Unterstützerstaaten vorzugehen, 
kann die EU diplomatische, politische und wirtschaftliche Sanktionen und Abschreckungs-
maßnahmen in Form von Embargomaßnahmen zu dem Zweck ergreifen, die Unterstützung 
durch Drittstaaten zu verhindern oder die Mitarbeit im Kampf gegen den Terrorismus zu er-
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Ein Embargo ist die wichtigste Form der Wirtschaftssanktionen. Es ist das Verbot eines Ho-
heitsträgers an seine Wirtschaftssubjekte, mit einem anderen Staat Handelsgeschäfte abzu-
schließen oder durchzuführen176F177. Durch ein Embargo verbietet die EU ihren Mitgliedstaaten, 
mit dem in Frage stehenden Drittstaat Handelsgeschäfte zu schließen. 
Ein Beispiel für ein Embargo, welches sich gegen einen Unterstützerstaat richtete, ist das Li-
byen-Embargo der EU. Am 29. November 1993 erließ der Rat der EU auf der Grundlage der 
UN-Resolution 883 die Verordnung (EG) Nr. 3274/93177F178, mit der der Gemeinsame Stand-
punkt 93/614/GASP178F179 zur Verhinderung der Versorgung Libyens mit bestimmten Waren und 
Dienstleistungen179F180 umgesetzt wurde. Hintergrund des Embargos waren die Bombenanschlä-
ge vom 21. Dezember 1988 und 19. September 1989 auf Flugzeuge, durch die zahlreiche 
Menschen ums Leben kamen. In den folgenden Jahren erhärtete sich der Verdacht, dass sechs 
libysche Staatsangehörige für die Sprengstoffattentate verantwortlich waren. Als Libyen auf 
die Aufforderung Frankreichs, Großbritanniens und der USA zur Zusammenarbeit und Aus-
lieferung der Tatverdächtigen nicht reagierte, erließ der Rat die oben genannte Verordnung180F181. 
Rechtsgrundlage für den Erlass solcher Wirtschaftssanktionen ist Art. 301 i.V.m. Art. 60 EG-
Vertrag. Art. 301 EG-Vertrag sieht vor, dass die Gemeinschaft tätig werden kann, um die 
Wirtschaftsbeziehungen zu Drittländern einzuschränken bzw. vollständig einzustellen. Auf-
grund dieser Rechtsgrundlage kann die EG Handelsverbote gegen Drittstaaten181F182 erlassen, die 
Ein- und Ausfuhrbeschränkungen in Bezug auf Waren, Dienstleistungen und Kapital umfas-
sen182F183. Im Bereich des Kapital- und Zahlungsverkehrs ist Art. 60 EG-Vertrag lex specialis zur 
                                                 
177  So schon Garçon, S. 23. 
178  ABl. EG Nr. L 295, 1. 
179  ABl. EG Nr. 295, 7. 
180  Zuvor hatte der Rat bereits die Verordnung (EG) Nr. 945/92 erlassen. Diese bezog sich allerdings hauptsäch-
lich auf den Transportsektor und enthielt kein allgemeines Handels- und Dienstleistungsembargo. Vgl. hier-
zu Kokott, in: Streinz, Art. 301 EGV, Rn. 44; Garçon, S. 103 und 104. 
181  Zu sonstigen Maßnahmen in diesem Zusammenhang durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen und 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft vgl. Garçon, S. 103 und 104. 
182  Zur umstrittenen Frage der Rechtsgrundlage von Sanktionen gegen Einzelpersonen oder Vereinigungen 
später im Rahmen der Einzelmaßnahmen der EU. 
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Sanktionsvorschrift des Art. 301 EG-Vertrag, wobei sich die enge Verbindung dieser zwei 
Vorschriften aus Art. 60 Abs. 1 EG-Vertrag ergibt183F184. Grundlage für Maßnahmen nach Art. 
301 EG-Vertrag sind Gemeinsame Standpunkte oder Gemeinsame Aktionen, „die nach den 
Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union betreffend die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik angenommen worden sind“. 
Handelsembargen stellen insofern eine Besonderheit im Säulensystem der EU dar, als sie 
nicht nur die Außenpolitik und damit die zweite Säule der EU, sondern auch die Handelspoli-
tik der EG betreffen, welche gemäß Art. 3 Abs. 1 b) EG-Vertrag zu den Grundlagen zur Ver-
wirklichung eines gemeinsamen Marktes184F185 als eines der wichtigsten Ziele der ersten Säule 
zählt. In der Verbindung von Außen- und Handelspolitik sind Handelsembargen somit eine 
einmalige Verzahnung zwischen der ersten und zweiten Säule185F186. Damit stellt Art. 11 EU-
Vertrag i.V.m. Art. 301 EG-Vertrag bzw. 60 EG-Vertrag eine besondere Handlungsermächti-
gung dar. Denn über Art. 301 EG-Vertrag bzw. Art. 60 EG-Vertrag können nicht nur die spe-
zifischen außen- und sicherheitspolitischen Instrumente des Art. 12 EU-Vertrag und des Art. 





Die Befugnisse bzw. Handlungsformen der zweiten Säule sind in Art. 12 EU-Vertrag aufge-
zählt. Danach ist die EU befugt, die Ziele des Art. 11 Abs. 1 EU-Vertrag und insbesondere 
auch das Ziel der Terrorismusbekämpfung durch Bestimmung der Grundsätze und der allge-
meinen Leitlinien für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, durch Beschlüsse über 
gemeinsame Strategien, durch die Annahme gemeinsamer Aktionen, durch die Annahme ge-
meinsamer Standpunkte und durch den Ausbau der regelmäßigen Zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten bei der Führung ihrer Politik zu erreichen. In Verbindung mit Instrumenten der 
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185  Geiger, Art. 70 EGV, Rn 1. 
186  Sedlaczek, in: Streinz, Art 60 EGV, Rn. 4. 
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ersten und dritten Säule liefern diese sicherheitspolitischen Handlungsinstrumente Elemente 
der Außensteuerung187F188. 
 
III. Politikbereich der „Finanz-, Wirtschafts- und Verkehrspolitik“ – erste 
Säule 
 
Auf den ersten Blick erscheint es zweifelhaft, ob die Terrorismusbekämpfung dem sachlichen 
Anwendungsbereich der „Finanz-, Wirtschafts- und Verkehrspolitik“ unterfällt. Die Terroris-
musbekämpfung ist schließlich nicht das klassische Mittel, um die wirtschaftlichen Ziele der 
ersten Säule zu fördern und zur Herstellung eines „gemeinsamen Markts“/„Binnenmarkts“ als 
primäres Ziel der ersten Säule beizutragen. 
Tatsächlich hat der islamistische Terrorismus von heute auch Auswirkungen auf Politikberei-
che, die der ersten Säule unterfallen, und ist deshalb eine Bedrohung für die Verwirklichung 
der Ziele der ersten Säule, vor allem des Binnenmarkts. Gemäß Art. 14 Abs. 2 EG-Vertrag 
umfasst der Binnenmarkt einen „Raum ohne Binnengrenzen“, in dem der freie Verkehr von 
Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen des Vertrages ge-
währleistet ist. Gemäß Art. 14 Abs. 1 EG-Vertrag ist die EG verpflichtet, dieses Raumkonzept 
des „Binnenmarkts“ durch erforderliche Maßnahmen zu verwirklichen188F189. 
Die Terrorismusbekämpfung ist zwar keine ausdrücklich genannte Gemeinschaftsaufgabe, sie 
unterfällt allerdings, wie bereits am Beispiel der Einwanderung und der Grenzkontrollen ge-
mäß Art. 61 ff. EG-Vertrag aufgezeigt wurde, als Teilbereich anderer Aufgaben der ersten 
Säule der EU. 
Daneben können auch die Bereiche der Verkehrs-, Wirtschafts-, Währungs-, Zahlungsver-
kehrs-, Außen- oder Binnenwirtschaftspolitik Bezüge zu terrorismusspezifischen Fragestel-
lungen erlangen189F190, sodass die Terrorismusbekämpfung in einigen Fällen implizit ausdrück-
                                                 
188  Weidenfeld, S. 21. 
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lich genannten Gemeinschaftsaufgaben und somit auch dem sachlichen Anwendungsbereich 
der ersten Säule („Implied-Powers“) unterfällt. 
 
1. Finanz- und Wirtschaftspolitik 
 
Gemäß den obigen Ausführungen betreffen vor allem außenwirtschaftliche Instrumente der 
ersten Säule im Rahmen der Terrorismusverhinderungspolitik gegenüber Unterstützerstaaten 
die Terrorismusbekämpfung durch die EU. Als säulenübergreifendes Instrument der Außen-
wirtschaft unterfallen die Wirtschaftssanktionen auch dem Politikbereich „Finanz und Wirt-
schaft“ und damit der ersten Säule, in welcher die Rechtsgrundlagen der Art. 301, 60 EG-




Wesentliche Berührungspunkte weist die Terrorismusbekämpfung mit dem Bereich der euro-
päischen Verkehrspolitik auf. Wie die Anschläge von New York am 11. September 2001 ge-
zeigt haben, stellt der Terrorismus eine Bedrohung des Luftverkehrs dar. Aber auch Bedro-
hungen anderer Verkehrsträger wie der Seeschifffahrt, der Straße, der Eisenbahn und der Bin-
nenschifffahrt durch Anschläge sind vorstellbar. Damit hat der Terrorismus direkte Auswir-
kungen auf den Verkehr und vor allem auf die Sicherheit des Verkehrs. 
Die Verkehrspolitik stellt gemäß Art. 3 Abs. 1 f) EG-Vertrag und Art. 70 ff. EG-Vertrag eine 
der gemeinsamen Politiken der EG dar. Der internationale, innergemeinschaftliche Verkehr 
zählt zu den Grundlagen zur Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes190F191 als eines der 
wichtigsten Ziele der EG und ist zugleich Instrument und Gegenstand der Integration191F192. Der 
internationale Verkehr dient vor allem der Verwirklichung der Grundfreiheiten des freien Wa-
renverkehrs und der Freizügigkeit der Personen, aber auch der Verwirklichung der sonstigen 
Politiken der Gemeinschaft. Dementsprechend hemmen Eingriffe des Terrorismus in den 
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Verkehr die Errichtung des Binnenmarktes, in dem gemäß Art. 14 EG-Vertrag der freie Ver-
kehr von Waren und Personen gewährleistet ist. Die Bekämpfung des Terrorismus in Form 
der Verhinderung von Anschlägen auf den Verkehr dient somit der Verwirklichung der Ziele 
der ersten Säule und unterfällt ihrem sachlichen Anwendungsbereich. 
Gemäß Art. 3 Abs. 1 f) EG-Vertrag unterfällt die Verkehrspolitik als Ziel der EG dem sachli-
chen Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts192F193. Art. 80 Abs. 2 EG-Vertrag enthält alle 
Aufgaben und Befugnisse der Gemeinschaft für den See- und Luftverkehr, die für die drei 
Binnenverkehrsarten in den Artikeln 70 bis 79 EG-Vertrag zu finden sind193F194. 
Relevant für den Kampf gegen den Terrorismus ist dabei lediglich Art. 71 Abs. 1 c) EG-
Vertrag, der zu Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit ermächtigt. Gemäß Art. 
80 Abs. 1 und 2 EG-Vertrag i.V.m. Art. 71 Abs. 1 c) EG-Vertrag kann der Rat mit qualifizier-
ter Mehrheit darüber entscheiden, ob, inwieweit und nach welchen Verfahren geeignete Vor-
schriften für den Landverkehr, die Seeschifffahrt und Luftfahrt zu erlassen sind. 
Angesichts der Gefahr des Terrorismus für die Luftfahrt und veranlasst durch die Terroran-
schläge vom 11. September 2001 beschloss die Gemeinschaft gestützt auf die vorgenannte 
Rechtsgrundlage die Verordnung Nr. 2320/2002 vom 16. Dezember 2002 „zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt“194F195. Diese Verordnung wur-
de durch die Verordnung Nr. 300/2008 vom 9. April 2008195F196 ersetzt. Durch diese Verordnun-
gen soll innerhalb der Gemeinschaft der Schutz der Bürger in der Zivilluftfahrt jederzeit ge-
währleistet werden, indem unrechtmäßige Eingriffe, insbesondere durch Terroristen, verhin-
dert werden. 
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3. Art. 308 EG-Vertrag 
 
Aus dem Umstand, dass im Rahmen der ersten Säule keine ausdrücklichen Ermächtigungs-
grundlagen zur Terrorismusbekämpfung existieren, folgt zwangsläufig die große Bedeutung 
der Generalermächtigungsnorm des Art. 308 EG-Vertrag als Kompetenznorm zur Lücken-
schließung. Obwohl im EG-Vertrag keine ausdrückliche Einzelermächtigung zur Terroris-
musbekämpfung vorgesehen ist, ergibt sich aus Art. 308 EG-Vertrag für die EG die Möglich-
keit zum Tätigwerden zur Bekämpfung des Terrorismus, wenn es zum Zwecke der Zielver-
wirklichung der ersten Säule notwendig ist. Da die Errichtung des „Raums der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts“ zu den Zielen des EG-Vertrages zählt, kann Art. 308 EG-Vertrag 
ebenfalls ergänzend zur Terrorismusbekämpfung herangezogen werden196F197. 
 
4. Handlungsmöglichkeiten  
 
Da im Rahmen der ersten Säule keine ausdrücklichen Ermächtigungsgrundlagen für die Ter-
rorismusbekämpfung existieren, die Terrorismusbekämpfung sich aber dennoch als Teilbe-
reich dort genannter Politiken darstellt, wird die Terrorismusbekämpfung im Rahmen der ers-
ten Säule durch den Gebrauch der Befugnisse verwirklicht, welche der EU für diese Politiken 
zustehen. Im Sinne des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung ist die EU deshalb zur 
Verwirklichung der Terrorismusbekämpfung in diesem Bereich an die in Art. 249 EG-Vertrag 
genannten Handlungsformen gebunden, nämlich Verordnung, Richtlinie, Entscheidung, Emp-




Angesichts der säulenübergreifenden Dimension des Terrorismus hat sich in den letzten Jah-
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ren die Entwicklung säulenübergreifender Strategien unter dem Stichwort der „cross-
pillarisation“ zu einem wichtigen Thema im Rahmen der Terrorismusbekämpfung entwickelt. 
Unter „cross-pillarisation“ versteht man die parallele Nutzung außenpolitischer Instrumente 
der zweiten Säule, finanzieller und wirtschaftlicher Instrumente der ersten Säule und innen- 
und justizpolitischer Instrumente der dritten Säule197F 198 . Vermischt werden damit die 
vergemeinschafteten und die intergouvernementalen Politiken, um einen möglichst großen 
Synergieeffekt zu haben und den Terrorismus so effektiv wie möglich zu bekämpfen. 
„Cross-pillarisation“ ergibt sich heutzutage vor allem aus breit angelegten Strategien der EU. 
Im Kampf gegen den Terrorismus wird ein Ziel vorgegeben, welches mit den Mitteln aller 




Geprägt und beschränkt wird die Tätigkeit der EU im Rahmen der Terrorismusbekämpfung 
insbesondere auch durch das Subsidiaritätsprinzip. Das Subsidiaritätsprinzip ist eine Kompe-
tenzausübungsschranke zugunsten mitgliedstaatlicher Tätigkeit198F199 und gibt dementsprechend 
zwei Kriterien für ein Tätigwerden der EU vor. Zum einen, dass die Ziele der in Betracht ge-
zogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kön-
nen, und zum anderen, dass die Ziele wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf 
Ebene der EU erreicht werden können199F200. Grundlage des Subsidiaritätsprinzips ist für die ers-
te Säule Art. 5 Abs. 2 EG-Vertrag und für die zweite und dritte Säule Art. 2 Abs. 2 EU-
Vertrag i.V.m. Art. 5 Abs. 2 EG-Vertrag. 
Aufgrund der Notwendigkeit der europäischen Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terro-
rismus wird sich im Zweifelsfall kaum widerlegen lassen, dass Ziele durch Maßnahmen auf 
Unionsebene „besser erreicht“ werden können. In den einleitenden Erwägungen der einzelnen 
Maßnahmen findet sich deshalb stets der Hinweis darauf, dass die Ziele der vorgeschlagenen 
Maßnahme auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und da-
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Der internationale Terrorismus hat Auswirkungen auf die Finanz-, Wirtschafts- und Ver-
kehrspolitik, die Außen- und Sicherheitspolitik, die Innen- und Justizpolitik und damit auf alle 
drei Säulen der EU. Ein eigener Politikbereich der Terrorismusbekämpfung existiert nicht. 
Deshalb lässt sich die Antiterrorpolitik der EU keinem einzelnen Aufgaben- bzw. Organisati-
onsbereich der EU sachlich zuordnen. Die Säulenstruktur der EU führt dazu, dass sich die 
Terrorismusbekämpfung als keine eigenständige Gemeinschaftsaufgabe darstellt, sondern sich 
aus einer Vielzahl von Aufgaben aller drei Säulen zusammensetzt. In der Literatur findet sich 
deshalb für sie die Bezeichnung als ein Mosaik- oder Fleckenteppich aus unterschiedlichen 
Organisations-, Handlungs- und Kompetenzformen und -normen200F201. 
Obwohl die Bestimmungen des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ die Ter-
rorismusbekämpfung nicht zentral, sondern eher beiläufig in Art. 29 EU-Vertrag behandeln, 
trifft die Herausforderung des internationalen Terrorismus dennoch den Kern dieses Integrati-
onsziels der EU. Hauptziel des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ ist es, den 
Bürgern ein hohes Maß an innerer Sicherheit zu bieten, und gerade die innere Sicherheit wird 
durch den internationalen Terrorismus gefährdet. Sowohl die Ermächtigungsgrundlagen der 
Art. 61 ff. EG-Vertrag in der ersten Säule als auch die Ermächtigungsgrundlagen der Art. 29 
ff. EU-Vertrag in der dritten Säule betreffen die Bekämpfung des internationalen Terrorismus. 
Auch wenn viele Autoren ihre Ausführungen zur Terrorismusbekämpfung durch die EU des-
halb auf den „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ oder nur auf den Bereich der 
PJZS in Art. 29 ff. EU-Vertrag beschränken, darf nicht übersehen werden, dass auch außer-
halb des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ in der ersten und zweiten Säule 
Handlungsermächtigungen für den Kampf gegen den Terrorismus existieren. 
Die Terrorismusbekämpfung ist ein Politikbereich, in dem die Trennung zwischen äußerer 
                                                 
201  Etwa bei Gusy, GA 2005, S. 216. 







und innerer Sicherheit verschwimmt201F202. Deshalb müssen die europäischen Maßnahmen mit 
anderen außereuropäischen Initiativen koordiniert werden, um höchstmögliche Effektivität zu 
erreichen. Diesem Erfordernis entsprechend erbringt die EU auch in der zweiten Säule An-
strengungen für ein gemeinsames Sicherheitskonzept gegen den Terrorismus202F203. Außen- und 
sicherheitspolitische Handlungsermächtigungen der zweiten Säule, die der Stärkung der äuße-
ren Sicherheit dienen, können im Kampf gegen den Terrorismus eingesetzt werden, da der 
aktuelle Terrorismus, insbesondere der islamistische Terrorismus, aufgrund seiner Internatio-
nalität eine Gefahr für die äußere Sicherheit der EU darstellt und anders als der nationale Ter-
rorismus nicht nur die innere Sicherheit betrifft.  
Von großer Bedeutung für die Terrorismusbekämpfung sind schließlich Finanzsanktionen 
bzw. Embargen als säulenübergreifendes Instrument der ersten und zweiten Säule. Daneben 
haben aber auch finanz-, wirtschafts- und verkehrspolitische Handlungsermächtigungen der 
ersten Säule, die in erster Linie der Herstellung des Integrationsziels des Binnenmarktes die-
nen, Berührungspunkte mit der Terrorismusbekämpfung. Die Handlungsermächtigungen zur 
Terrorismusbekämpfung ergeben sich mangels ausdrücklicher Befugnis häufig aus der 
„Implied Powers“-Lehre und können deshalb auch im Kampf gegen den Terrorismus einge-
setzt werden. 
 
D. Die EU und die Terrorismusbekämpfung durch internationale Organisa-
tionen 
I. Terrorismusbekämpfung durch die Vereinten Nationen 
 
Die Vereinten Nationen spielen bei der weltumspannenden Bekämpfung des Terrorismus als 
Zusammenschluss von 191 Staaten der Erde und als globale internationale Organisation stets 
eine führende Rolle und setzen die dafür notwendigen politischen und rechtlichen Maßstäbe 
auch für die EU. 
 
                                                 
202  Vgl. die Darstellung bei Glaeßner S. 9. 
203  Vgl. auch Storbeck, Der Kriminalist 2005, S. 263. 







1. Die Bedeutung der Vereinten Nationen im Rahmen der Terrorismusbe-
kämpfung 
 
Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen trägt gemäß Art. 1 Nr. 1 UN-Charta die primäre 
Verantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit und leis-
tet in dieser Eigenschaft einen entscheidenden Beitrag zur Sicherheit und Stabilität in der 
Welt. Deshalb gehört die Bekämpfung des Terrorismus als große Gefahr für die internationale 
Sicherheit zu den wesentlichen Aufgaben der Vereinten Nationen. Dass die Vereinten Natio-
nen diese Aufgabe sehr ernst nehmen, zeigte sich daran, dass die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen bereits am 12. September 2001 mit der Resolution 56/1 und der UN-
Sicherheitsrat am 28. September 2001 mit der Resolution 1373 auf die Angriffe in den USA 
reagierte, diese verurteilte und zu präventiven und repressiven Maßnahmen gegen den Terro-
rismus aufrief. Jede Maßnahme des internationalen Terrorismus stelle eine Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit dar und müsse mit allen zur Verfügung ste-
henden Mitteln bekämpft werden203F204. In diesem Zusammenhang wurde ein Ausschuss gegen 
Terrorismus (UN Counter-Terrorism Committee/CTC), bestehend aus den 15 Mitgliedern des 
UN-Sicherheitsrates eingerichtet, um die Umsetzung der UN-Resolution 1373 zu überwa-
chen204F205. 
Weitere terrorismusspezifische Einrichtungen im Rahmen der UN sind das „Taliban/Al-Qaida 
Sanctions Committee“, welches zur Durchführung der UN-Resolution 1267 vom 15. Oktober 
1999 eingerichtet wurde205F 206 , und die Abteilung der Terrorismusprävention (Terrorism 
Prevention Branch/TPB), eingegliedert in das UN-Büro für Drogenkontrolle und Verbre-
chensprävention in Wien206F 207. Bereits bestehende Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung 
wurden nach den Anschlägen vom 11. September 2001 ergänzt und ausgeweitet207F208. 
 
                                                 
204  Zu finden unter www.un.org/Docs/sc/committees/1373/. 
205  Siehe hierzu die Homepage des CTC unter http://www.un.org/sc/ctc/. 
206  Zu finden unter http://www.un.org/Docs/sc/committees/1267Template.htm. 
207  Zu finden unter http://www.uncjin.org/CICP/terror/index.htm. 
208  Ein umfassender Überblick zu den Maßnahmen der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus ist 
zu finden unter www.un.org/terrorism/. 







2. Einfluss der Vereinten Nationen auf die Terrorismusbekämpfung der EU 
 
Vor dem Hintergrund des Irak-Krieges und der dabei zu Tage getretenen Dissonanzen hat die 
europäische Kommission in einer Mitteilung an den Rat und das europäische Parlament vom 
10. September 2003208F209 mit dem Titel „Die Europäische Union und die Vereinten Nationen: 
ein Plädoyer für den Multilateralismus“ die herausragende Rolle der Vereinten Nationen als 
„Dreh- und Angelpunkt des multilateralen Systems“ und bei der Bewältigung globaler Her-
ausforderungen betont. Die EU und die Vereinten Nationen beeinflussen sich gegenseitig im 
Kampf gegen den Terrorismus. Der Einfluss der Vereinten Nationen auf die EU ergibt sich 
aus der Tatsache, dass sämtliche Mitgliedstaaten der EU zugleich Mitglieder der Vereinten 
Nationen sind. Resolutionen sind nach Art. 25 UN-Charta für die Mitgliedstaaten der Verein-
ten Nationen bindend. Zur Koordinierung ihrer Durchführungs- bzw. Umsetzungsverpflich-
tungen können sich die Mitgliedstaaten gemäß Art. 48 Abs. 2 UN-Charta jedoch auch geeig-
neter internationaler Einrichtungen bedienen und müssen nicht primär einzelstaatlich tätig 
werden. Diese Möglichkeit nehmen die Mitgliedstaaten der EU zumeist auf europäischer 
Ebene wahr und setzen UN-Resolutionen durch Maßnahmen im Rahmen der EU um209F210. Die 
Umsetzung der so wichtigen Resolution 1373 „zur Bekämpfung der Finanzierung des Terro-
rismus“ erfolgte beispielsweise durch Verabschiedung der gemeinsamen Standpunkte 
2001/930/GASP210F211 und 2001/931/GASP211F212 sowie der Verordnung (EG) Nr. 2580212F213 am 27. 
Dezember 2001. 
 
3. Einfluss der EU auf die Politik der Vereinten Nationen 
 
Die EU beeinflusst die Maßnahmen der Vereinten Nationen, indem sie sich gemäß Art. 302 
                                                 
209  Zu finden unter http://www.eu-kommission.de/pdf/dokumente/EU%20und%20UN.pdf. 
210  Möglich ist dies allerdings nur deshalb, weil die Mitgliedstaaten der EU die zur Umsetzung der Resolutionen 
erforderlichen Regelungskompetenzen überwiegend schon auf die EU übertragen haben. 
211  ABl. EG, L 344, 90. 
212  ABl. EG, L 344, 93. 
213  ABl. EG, L 344, 70. 







EG-Vertrag an wesentlichen Entwicklungen im Rahmen der Vereinten Nationen beteiligt und 
als ein starker europäischer Block innerhalb der Vereinten Nationen auftritt. Durch die UN-
Resolution 3208 vom 11. Oktober 1974 wurde der EG im Plenum und in den Ausschüssen ein 
unbeschränkter Beobachterstatus mit Rederecht eingeräumt, der von der Europäischen Kom-
mission und vom Rat der EU wahrgenommen wird213F214.  
Zusätzlich beeinflusst die EU die Vereinten Nationen im Rahmen des Sicherheitsrates über 
die zwei EU-Mitgliedstaaten Großbritannien und Frankreich, die zugleich ständige Mitglieder 
im UN-Sicherheitsrat sind und so europäische Ideen einbringen können. Geregelt ist diese 
Einflussnahme auf europäischer Ebene in Art. 19 Abs. 2 S. 1 und 2 EU-Vertrag, wonach sich 
die Mitgliedstaaten, die zugleich Mitglieder des Sicherheitsrates sind, untereinander abstim-
men, die übrigen Mitgliedstaaten in vollem Umfang unterrichten und sich „unbeschadet ihrer 
Verantwortlichkeit aufgrund der UN-Charta für die Standpunkte und Interessen der Union 
einsetzen“. 
 
II. Terrorismusbekämpfung durch den Europarat 
 
Auf europäischer Ebene wird die Terrorismusbekämpfung schließlich durch den Europarat 
beeinflusst. Gemäß Art. 303 EG-Vertrag führt die Gemeinschaft jede zweckdienliche Zu-
sammenarbeit mit dem Europarat herbei. Art. 303 EG-Vertrag statuiert damit eine Pflicht mit 
dem Europarat zusammen zu arbeiten214F215. Gemäß Art. 1 a) EuRat ist es seine Aufgabe, einen 
engeren Zusammenschluss der Mitgliedstaaten215F216 zum Schutze und auf der Grundlage der 
gemeinsamen politischen Ideale herzustellen, also insbesondere der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit und den wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritt zu fördern. Zu den Aufgaben des Europarates zählt damit auch die Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus, welcher die Menschenrechte, die Grundfreiheiten und gemein-
samen Werte der europäischen Staaten bedroht. Um seine Aufgaben zu erfüllen, empfiehlt der 
                                                 
214  Schmalenbach, in: Calliess, Art. 302 EGV, Rn. 5. 
215  Schmalenbach, in: Calliess, Art. 303 EGV, Rn. 2. 
216  Zurzeit umfasst der Europarat gem. Art. 26 EuRat 47 Mitgliedstaaten. Alle Mitgliedstaaten der EU sind 
zugleich Mitgliedstaaten des Europarates. 







Europarat seinen Mitgliedstaaten gemäß Art. 1 b) EuRat insbesondere den Abschluss von 
Übereinkommen216F 217 . Die wichtigsten terrorismusspezifischen Übereinkommen217F 218  sind das 
Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus vom 27. Januar 1977 samt Änderungspro-
tokoll vom 15. Mai 2003, das Übereinkommen zur Terrorismusprävention vom 16. Mai 2005 
und schließlich das Übereinkommen über Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung sowie Er-
mittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten vom 16. Mai 2005. 
Im Jahre 2003 wurde durch den Europarat das „Committee of Experts on 
Terrorism“ (Codexter) für die Koordinierung und Weiterentwicklung der Aktivitäten im 
Rahmen der Terrorismusbekämpfung ins Leben gerufen, welches im Juni 2004 seine Arbeit 
aufnahm und seither maßgeblich zur Verwirklichung der obigen Übereinkommen beiträgt218F219. 
Diese Übereinkommen zeigen zwar deutlich den Willen des Europarats, einen Beitrag zur 
Bekämpfung des Terrorismus in Europa zu leisten, sie sind allerdings für die Terrorismusbe-
kämpfung in Europa lediglich von untergeordneter Bedeutung. Grund dafür ist, dass die 
Übereinkommen des Europarates für seine Mitgliedstaaten nicht bindend sind und es letztlich 
die souveräne Entscheidung der Mitgliedstaaten ist, den Übereinkommen beizutreten und ih-
nen so Geltung zu verleihen. Da Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung in der Regel in den 
Kern staatlicher Souveränität eingreifen, sind die oben genannten Übereinkommen, mit Aus-
nahme des Übereinkommens zur Terrorismusbekämpfung vom 27. Januar 1977219F220, mangels 
Ratifizierung bisher nicht in Kraft getreten. 
 
E. Grund- und Menschenrechte im Rahmen der Terrorismusbekämpfung 
 
Die Möglichkeiten der EU im Rahmen der Terrorismusbekämpfung werden schließlich we-
sentlich durch die Grund- und Menschenrechte beeinflusst und beschränkt. 
                                                 
217  Ausführlich zu Entstehung, Struktur und Verfassung des Europarates Ambos, S. 327 ff. 
218  Daneben existiert eine Vielzahl verfahrensrechtlicher Übereinkommen zur Verbesserung der grenzüber-
schreitenden Strafverfolgung, vgl. die Aufzählung bei Ambos, S. 367 und 368. 
219  Hierzu vgl. Homepage des Europarates unter http://www.coe.int/T/E/Legal_Affairs/Legal_co-
operation/Fight_against_terrorism/default.asp. 
220  In Kraft getreten am 4. August 1978. 







I. Bindung der EU 
 
Nach Art. 6 Abs. 2 EU-Vertrag achtet die EU die Grundrechte, wie sie in der EMRK gewähr-
leistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen ihrer Mitglied-
staaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben. Gebunden ist die EU bei 
der Ausgestaltung ihrer Maßnahmen an die in der EMRK und in ihrer Grundrechtecharta ver-
ankerten Grund- und Menschenrechte. Die Bindung der EU an die Grund- und Menschen-
rechte ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 und 2 EU-Vertrag220F221. Zu beachten ist allerdings, dass es 
sich dabei nicht um eine unmittelbare Bindung handelt221F222. Die in der EMRK und der GRCh 
verankerten Grund- und Menschenrechte stellen für die EU bislang eine bloße Erkenntnis-
quelle (EMRK)222F 223  bzw. eine Zusammenfassung des in den Mitgliedstaaten gewachsenen 
grundrechtlichen Acquis und damit das „Konzentrat der Verfassungsüberlieferungen der Mit-
gliedstaaten“ (GRCh)223F224 dar. In dieser Funktion binden die EMRK und die GRCh die EU 
indirekt, so dass die EU bei der Ausgestaltung ihrer Maßnahmen die Grund- und Menschen-
rechte beachten muss. 
Nach Art. 6 Abs. 1 EU-Vertrag beruht die Union auf den Grundsätzen der Freiheit, der De-
mokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit. 
Gemäß Art. 6 Abs. 2 EU-Vertrag achtet die „Union“ die Grundrechte. Die Grundrechtsbin-
dung beschränkt sich damit nicht auf Maßnahmen der ersten Säule, sondern erstreckt sich 
auch auf Handlungen im Rahmen der intergouvernementalen Zusammenarbeit der „zweiten 
und dritten Säule“224F225, welche den Kernbereich der Terrorismusbekämpfung darstellen. 
Die Achtung der Grund- und Menschenrechte bringt die EU häufig in den einführenden Er-
wägungen zu ihren Maßnahmen zum Ausdruck. Beispielsweise in ihrem Erwägungsgrund Nr. 
12 zum Rahmenbeschluss „über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren 
                                                 
221  Ausführlicher hierzu Pechstein, in: Streinz Art. 6 EUV, Rn. 10; Hilf/Schorkopf, in: Grabitz, Band I, Art. 6 
EUV, Rn. 46 ff. 
222  Herdegen, S. 38. 
223  Ehlers, in: Ehlers, S. 30 und 385. 
224  Ehlers, in: Ehlers, S. 392. 
225  Rengeling/Szczekalla, Rn. 276. 







zwischen den Mitgliedstaaten“225F 226 oder in ihrem Erwägungsgrund Nr. 10 zum Rahmenbe-
schluss „zur Terrorismusbekämpfung“226F227 verweist sie darauf, dass die jeweilige Maßnahme 
die Grund- und Menschenrechte und die in Art. 6 EU-Vertrag anerkannten Grundsätze, die 
auch in der GRCh zum Ausdruck kommen, achtet und dass die Bestimmungen nicht dahinge-
hend ausgelegt werden dürfen, dass sie Grund- und Menschenrechte verletzen. 
 
II. Bedeutung im Rahmen der Terrorismusbekämpfung 
 
Es liegt auf der Hand, dass sich der Großteil der Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung auf 
die Grund- und Menschenrechte auswirken227F228. Denn eine effektive Terrorismusbekämpfung 
kann mit dem Anspruch auf Wahrung der Grund- und Menschenrechte kollidieren. In der 
Literatur finden sich deshalb auch Stimmen, die sich kritisch zu der Frage der Einhaltung der 
Grund- und Menschenrechte im Rahmen der Terrorismusbekämpfung durch die EU äußern228F229. 
Für die Terrorismusbekämpfung durch die EU sind die Grund- und Menschenrechte in zwei-
facher Hinsicht von Bedeutung. 
In erster Linie ist die EU im Rahmen der Ausgestaltung der Sicherheit ihrer Bürger an die 
Grund- und Menschenrechte in Form von Abwehrrechten229F230 gebunden und damit verpflichtet, 
den Bürgern Rechtssicherheit, zu bieten. Daneben zwingen die Grund- und Menschenrechte 
die EU als Leistungsrechte aber auch dazu, die Menschen in ihrem Hoheitsgebiet aktiv zu 
schützen und ihnen Sicherheit zu bieten. Insofern lassen sich aus den Grund- und Menschen-
rechten Schutzpflichten der EU ableiten, welche die EU verpflichten, rechtswidrige Eingriffe 
Dritter in die geschützte Rechtssphäre Privater zu verhindern230F231. Die EU hat die Pflicht, die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen und den europäischen Bür-
                                                 
226  ABl. EG Nr. L 190, 1. 
227  ABl. EG Nr. L 164, 1. 
228  Beispielsweise Sanktionsmaßnahmen gegen terrorismusverdächtige Personen. Ausführlich hierzu in Teil 5. 
229  U.a. Heinz/Arendt in den Studien des Deutschen Instituts für Menschenrechte; Rengeling/Szczekalla. 
230  Rengeling/Szczekalla, Rn. 267. 
231  Streuer, S. 191 ff. 







gern die tatsächliche Erfüllung ihrer Pflichten zu gewährleisten231F 232. Vor allem aus Art. 2 
EMRK hat der EuGHMR wiederholt positive Pflichten auch bezüglich der Bekämpfung des 
Terrorismus abgeleitet232F233. 
Diesen beiden Aufgaben hat sich die EU durch das in Art. 2 Spstr. 4 EU-Vertrag erklärte Ziel 
der Schaffung eines „Raumes der Sicherheit, der Freiheit und des Rechts“ selbst verpflichtet. 
Um dieses Ziel zu erreichen, ist es gerade im Rahmen der Terrorismusbekämpfung die Auf-
gabe der EU und ihrer Mitgliedstaaten, einen „gesunden Mittelweg“ zwischen Sicherheit und 
der Achtung der Menschenrechte zu finden, wobei ein Mehr an Sicherheit häufig mit einer 
Einschränkung der Grund- und Menschenrechte potentieller Terroristen und vor allem un-
schuldiger Bürger insbesondere durch präventives Handeln einhergeht. 
Zumeist sind es Vorfeldmaßnahmen, die im Rahmen der Terrorismusbekämpfung zu Eingrif-
fen233F234 in die Grund- und Menschenrechte der Betroffenen und zu einer Abwägung im Einzel-
fall führen234F235. Dabei können Eingriffe gerechtfertigt sein, wenn sie geeignet und notwendig 
sind und bei einer Abwägung das Bedürfnis an Sicherheit die Einbuße an Freiheit überwiegt. 
Zu beachten bleibt jedoch, dass es einen Kernbestand von Menschenrechten (sog. absolute 
Rechte) gibt, in den unter keinen Umständen eingegriffen werden darf235F236. Zu diesem Kernbe-
reich gehören insbesondere das Verbot der Folter und der unmenschlichen Behandlung gemäß 
Art. 3 EMRK und Art. 4 GRCh236F237. 
                                                 
232  Europäisches Parlament, S. 4. 
233  Vgl. Szczekalla, S. 730 m.w.N. 
234  Eine Gefährdung ergibt sich insbesondere für den Schutz personenbezogener Daten gem. Art. 8 EMRK 
sowie gem. Art. 7 und 8 GRCh. Vgl. hierzu Rengeling/Szczekalla, Rn. 685 m.w.N. 
235  Vgl. hierzu Reinle, S. 136-139. 
236  So schon Heinz in einem Interview unter http://www.europa-digital.de/aktuell/dossier/terror/heinz.shtml. 
237  EuGH Rs. C-112/00 (Schmidberger/AU), Urteil vom 12. Juni 2003; Rengeling/Szczekalla, Rn. 566, 584; 
Jarass, S. 136; Meyer, Art. 4 GRCh, Rn. 21. 






4. Teil: Institutionelle Strukturen der Terrorismusbekämpfung 
 
Wahrgenommen werden die der EU zugewiesenen Handlungsermächtigungen, Befugnisse 
und Aufgaben des EG- und EU-Vertrages zur Erreichung der Zielbestimmungen von den In-
stitutionen der EU. Die vier zentralen gesetzgebenden Akteure der EU sind der Europäische 
Rat gemäß Art. 4 EU-Vertrag, der Rat der EU gemäß Art. 202 ff. EG-Vertrag, die Europäi-
sche Kommission gemäß Art. 211 ff. EG-Vertrag und das Europäische Parlament gemäß Art. 
189 ff. EG-Vertrag237F238. Diese Institutionen erlassen in besonderen Verfahren entsprechend 
ihrer Kompetenzen die Rechtsakte der EU und schaffen auf diesem Wege in den Politikberei-
chen, die in ihre Zuständigkeit fallen, für alle Mitgliedstaaten gleichermaßen verbindliches 
gemeinschaftliches Recht. Im Säulensystem der EU werden diese Institutionen im Rahmen 
aller drei Säulen tätig. Unterschiede zwischen der Tätigkeit im Rahmen der EG und den inter-
gouvernementalen Politiken bestehen allerdings in der Verteilung der Befugnisse zwischen 
dem Europäischen Rat, dem Rat der EU, dem Europäischen Parlament und der Europäischen 
Kommission238F239. Als zentrale Aufgabe der EU spielt die Terrorismusbekämpfung im Rahmen 
der Tätigkeit aller vier Institutionen eine bedeutende Rolle. 
Neben diesen institutionell tätigen Organen der EU wird die Terrorismusbekämpfung durch 
operativ tätige Akteure bestimmt. Dies sind insbesondere die europäische Polizeibehörde Eu-
ropol, Eurojust als europäische Justizbehörde, sonstige Gemeinschaftsagenturen, gemeinsame 
Ermittlungsgruppen, das Europäische Justizielle Netz und der Koordinator für Terrorismus-
bekämpfung. Hauptaufgabe dieser operativen Unionseinrichtungen ist es insbesondere, im 






                                                 
238  Die sonstigen Verfassungsorgane der EU sind der EuGH und der Europäische Rechnungshof. Diese haben 
allerdings im Rahmen der Terrorismusbekämpfung keine Bedeutung. 
239  Hierzu vgl. die Ausführungen zur Säulenstruktur der EU im 3. Teil dieser Arbeit unter B.I. 






A. Terrorismusbekämpfung durch die Organe der EU 
I. Terrorismusbekämpfung durch den Europäischen Rat 
 
Im politischen System der EU nimmt der Europäische Rat eine rechtliche Sonderstellung ein. 
Gemäß Art. 4 Abs. 2 S. 1 EU-Vertrag setzt er sich aus den Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten der Kommission zusammen, so dass sowohl einzel-
staatliche Interessen als auch das Gemeinschaftsinteresse Einfluss auf die Formulierung der 
politischen Leitlinien nehmen können239F240. Gemäß Art. 4 Abs. 1 S. 13 EU-Vertrag obliegt es 
dem Europäischen Rat, der EU die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse zu geben und 
die allgemeinen politischen Zielvorstellungen für diese Entwicklung festzulegen. Häufig ge-
schieht dies durch die Erteilung von „Mandaten“240F241 in Form von politischen Grundsatzent-
scheidungen durch die Formulierung von Richtlinien, Aufträgen, Zeitplänen und konkreten 
Zielen für die Arbeit des Rates der EU und der Europäischen Kommission241F242. 
Die Leitungsaufgabe des Europäischen Rates bezieht sich auf alle drei Säulen der EU, die EG, 
die GASP und die PJZS. Dies gilt, obwohl der Europäische Rat in den Art. 29-42 EU-Vertrag 
und im Rahmen der ersten Säule nicht ausdrücklich genannt wird 242F243. Er ist damit das politi-
sche Dachorgan, unter dem die drei Säulen der EU platziert sind und die er so auf oberster 
Ebene miteinander verknüpft. 
Unabhängig von Einzelbestimmungen legt dieses Gremium die grundlegenden Leitlinien der 
gemeinschaftlichen Politik in den verschiedenen Politikfeldern fest, überprüft regelmäßig die 
erzielten Fortschritte, trifft wichtige Personalentscheidungen, verabschiedet gemeinsame Stra-
tegien und gibt gemäß Art. 13 EU-Vertrag die Richtung der Gemeinsamen Europäischen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik vor. Tagespolitische Einzelfragen gehören nicht zum Aufgabenbe-
reich des Europäischen Rates. 
Auf seiner Sondertagung am 21. September 2001 hat sich der Europäische Rat als Reaktion 
auf die Anschläge vom 11. September 2001 speziell mit der Terrorismusbekämpfung beschäf-
                                                 
240  Müller-Graff, in: Festschrift für Ulrich Everling, S. 935. 
241  Röben, in: Grabitz, Band I, Art. 36 EUV, Rn. 17. 
242  Vgl. dazu die Homepage des Europäischen Rates unter http://europa.eu.int/european_council/index_de.htm. 
243  Pechstein, in: Streinz, Art. 4 EUV, Rn. 2; Haratsch/König/Pechstein, Rn. 1145. 






tigt und damit zum Ausdruck gebracht, dass für ihn die Terrorismusbekämpfung durch die EU 
zu einer bedeutsamen Frage geworden ist, welche gemeinsamer Strategien der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der EU bedarf. Seitdem beschäftigt sich der Europäische Rat bei nahezu jedem 
seiner halbjährlichen Treffen mit der Terrorismusbekämpfung243F 244 und fordert weitere Ent-
wicklungen auf diesem Gebiet. 
 
II. Terrorismusbekämpfung durch den Rat der EU 
 
Der Rat der EU besteht gemäß Art. 203 EG-Vertrag aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaa-
tes auf Ministerebene, der befugt ist, für die Regierung des Mitgliedstaates verbindlich zu 
handeln. Eine allgemeine Aufgabenumschreibung enthält Art. 202 EU-Vertrag. Danach ob-
liegen dem Rat der EU die Rechtssetzung und die Koordinierung der Wirtschaftspolitik. Wei-
tere Zuständigkeiten ergeben sich insbesondere aus Art. 300, 310 EG-Vertrag und Art. 13 
EU-Vertrag. 
Nach Art. 300, 310 EG-Vertrag ist der Rat der EU für den Abschluss von Abkommen zwi-
schen der Gemeinschaft einerseits und Drittstaaten oder internationalen Organisationen ande-
rerseits zuständig. Nach Art. 13 Abs. 3 EU-Vertrag wird der Rat der EU in die Leitlinienkom-
petenz des Europäischen Rates eingebunden244F245. Danach empfiehlt er dem Europäischen Rat 
gemeinsame Strategien und führt diese selbst durch. Diese Aufgabe ist insbesondere für die 
Terrorismusbekämpfung von großer Bedeutung, da gerade auf diesem Gebiet aufgrund der 
säulenübergreifenden Bedeutung des Terrorismus das gemeinsame Vorgehen in Strategien 
und Plänen festgehalten wird245F246. Im Rahmen der dritten Säule bedient er sich dabei insbeson-
dere des Planungsinstruments der Aktionspläne und macht dadurch, zumeist nach Aufforde-
rung durch den Europäischen Rat, säulenübergreifende sachproblemorientierte Lösungsvor-
schläge246F247 zur Verbesserung der Terrorismusbekämpfung247F248. 
                                                 
244  Vgl. u.a. Schlussfolgerungen zum Treffen am 15./16. Dezember 2005 (15914/1/05 REV 1) und zum Treffen 
am 16./17. Juni 2005 (10255/1/05 REV 1). 
245  Kaufmann-Bühler/Meyer-Landrut, in: Grabitz, Band I, Art. 13 EUV, Rn. 11. 
246  Hierzu ausführlich später im 5. Teil dieser Arbeit. 
247  Röben, in: Grabitz, Band I, Art. 34 EUV, Rn. 6. 






Es gibt keine ständigen Ratsmitglieder, vielmehr tagt der Rat in verschiedener personeller und 
fachlicher Zusammensetzung. Je nach Beratungsgegenstand tritt der Rat der EU mit unter-
schiedlichen Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen, in der Regel mit den für die einschlä-
gigen Beratungsgegenstände zuständigen Ministern. Daraus resultieren die sogenannten Rats-
formationen, in denen die unterschiedlichen Themen behandelt werden. Aus der Anlage I zur 
Geschäftsordnung des Rates der EU ergeben sich folgende Ratsformationen: 
 
1. „Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen“ 
2. „Wirtschaft und Finanzen“ (ECOFIN) 
3. „Justiz und Inneres“ 
4. „Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz“ 
5. „Wettbewerbsfähigkeit“ 
6. „Verkehr, Telekommunikation und Energie“ 
7. „Landwirtschaft und Fischerei“ 
8. „Umwelt“ 
9. „Bildung, Jugend und Kultur“ 
 
Aufgrund seiner säulen- und politikbereichsübergreifenden Dimension kann der Terrorismus 
nicht einer Ratsformation zugeordnet werden, sondern fällt in die Aufgabenbereiche mehrerer 
Ratsformationen. So beschäftigen sich der „Rat für Allgemeine Angelegenheiten“, der „Rat 
für Wirtschaft und Finanzen“, der Rat für „Justiz und Inneres“ und der „Rat für Verkehr, Te-
lekommunikation und Energie“ mit der Terrorismusbekämpfung. Es existiert also kein spezi-
eller „Rat für Terrorismusbekämpfung“. Es gibt jedoch Terrorismusarbeitsgruppen, die sich 
speziell mit der Terrorismusbekämpfung beschäftigen248F249. Zu nennen sind hierbei insbesonde-
re die Terrorismusarbeitsgruppen „TWG“ und „COTER“. 
„TWG“ ist die Terrorismusarbeitsgruppe des Rates der Innen- und Justizminister. Sie hat eine 
operationelle Ausrichtung technischer Art und beschäftigt sich in erster Linie mit Fragen des 
Austauschs polizeilicher Techniken, Definitionen von bewährten Verfahren usw. Die Arbei-
                                                                                                                                                        
248  Zur Abgrenzung Leitlinien-Gemeinsame Strategien vgl. Haratsch/König/Pechstein, Rn. 1123. 
249  Eine Liste über die Arbeitsgruppen im Rahmen des Rates der EU enthält das Ratsdokument 8605/06 „Vor-
bereitungsgremien des Rates“. 






ten der Arbeitsgruppe „TWG“ im Rahmen der dritten Säule werden über den sog. „Art. 36-
Ausschuss“ (CATS) und den „Ausschuss der ständigen Vertreter“ (COREPER) dem Europäi-
schen Rat vorgelegt. Gemäß Art. 36 Abs. 1 S. 2 EU-Vertrag hat der „Art. 36-Ausschuss“ die 
Aufgabe, auf Ersuchen des Europäischen Rates oder von sich aus Stellungnahmen an den 
Europäischen Rat zu richten und zur Vorbereitung der Arbeiten des Europäischen Rates in 
den in Art. 29 EU-Vertrag genannten Bereichen beizutragen, also insbesondere auch zur Be-
kämpfung des Terrorismus. 
„COTER“ ist ein diplomatisches Gremium und eine Terrorismusarbeitsgruppe des die Au-
ßenminister zusammenführenden Rates „Allgemeine Angelegenheiten“. Die Aufgabe von 
„COTER“ ist es, sich mit Fragen des Terrorismus aus politischer Sicht auseinanderzusetzen, 
die politische Debatte vorzustrukturieren und die Terrorismuslisten der EU249F250 zu erstellen. 
Um diese Aufgabe zu erfüllen, bereitet „COTER“ strategische Beschlüsse der Innen-, Justiz- 
und Außenminister der Mitgliedstaaten vor. Die Arbeiten der Arbeitsgruppe „COTER“ führen 
über das „Politische und Sicherheitspolitische Komitee“ (PSK) gemäß Art. 25 EU-Vertrag 
und den „Ausschuss der ständigen Vertreter“ zum Rat „Allgemeine Angelegenheiten“. Eine 
besondere Rolle kommt im Rahmen der Terrorismusbekämpfung damit dem „Rat für Allge-
meine Angelegenheiten“ zu, welcher zur Behandlung der fach- und ressortübergreifenden 
Fragen eingerichtet wurde250F251. Ihm obliegt es im Interesse der Kohärenz und Kontinuität, die 
vielfältigen Aktivitäten der Räte zur Terrorismusbekämpfung zu koordinieren und zusam-
menzuführen. 
 
III. Terrorismusbekämpfung durch die Europäische Kommission 
 
Die Europäische Kommission besteht gemäß Art. 213 EG-Vertrag aus 20 Mitgliedern, den 
sogenannten Kommissaren, welche stets von den Mitgliedstaaten für eine Amtszeit von fünf 
Jahren ernannt werden. Ihr unterstehen verschiedene Generaldirektionen und Dienste für die 
interne Organisation und die jeweiligen Politikbereiche der EU. Die 36 Generaldirektionen 
                                                 
250  Genauer zu den Terrorismuslisten im 5. Teil dieser Arbeit im Rahmen der Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Finanzierung des Terrorismus. 
251  Vgl. Borchardt, Rn. 202. 






der EU sind vergleichbar mit nationalen Ministerien. Sie bilden mit über 17.000 Beamten den 
eigentlichen Apparat der Kommission. Geleitet wird jede Generaldirektion von einem Gene-
raldirektor. 
Für die Terrorismusbekämpfung zuständig ist die Generaldirektion „Justiz, Freiheit und Si-
cherheit“ unter der derzeitigen Leitung von Generaldirektor Jonathan Faull, die ihr nachge-
ordnete Direktion D/1 "Bekämpfung von Terrorismus, Menschenhandel und Ausbeutung: 
Zusammenarbeit im Bereich der Strafverfolgung" unter der Leitung von Joaquim Nunes de 
Almeida251F252 und Franco Frattini, dem Vizepräsident der Europäischen Kommission mit dem 
Geschäftsbereich Justiz, Freiheit und Sicherheit252F253. 
Hauptaufgabe der Europäischen Kommission ist gemäß Art. 211 EG-Vertrag die Weiterent-
wicklung und Ausweitung der Gemeinschaftspolitiken. Zu diesem Zweck besitzt sie ein Initi-
ativrecht und vereinzelte Rechtssetzungsbefugnisse. 
Da die Politiken der für die Terrorismusbekämpfung wichtigen zweiten und insbesondere 
dritten Säule kompetentiell noch von den Mitgliedstaaten selbst getragen werden, sind die 
Mitwirkungsmöglichkeiten der Europäischen Kommission an den Rechtsakten zur Terroris-
musbekämpfung jedoch eingeschränkt. Die Europäische Kommission besitzt dort, anders als 
im Rahmen der ersten Säule, keine Rechtssetzungsbefugnisse und verfügt nicht über das Initi-
ativmonopol, welches ihr im Rahmen der ersten Säule zusteht. Das Initiativrecht teilt sie sich 
deshalb im Rahmen der zweiten und dritten Säule gemäß Art. 42 EU-Vertrag mit den Mit-
gliedstaaten der EU. 
Dennoch leistet die Europäische Kommission durch eine Vielzahl legislativer Vorschläge 
ihrer Generaldirektion „Justiz, Freiheit und Sicherheit“ einen wesentlichen Beitrag zur Terro-
rismusbekämpfung innerhalb der EU und trägt maßgeblich zur Entwicklung der Terrorismus-
bekämpfung bei, indem sie dafür sorgt, dass die vom Europäischen Rat vorgegebenen Leitli-
nien und Strategien umgesetzt werden. Im Rahmen dieser Aufgabe koordiniert sie die unter-
schiedlichen Politikbereiche der drei Säulen, welche von der Terrorismusbekämpfung betrof-
fen sind, und trägt damit zur bestmöglichen Berücksichtigung der säulenübergreifenden Di-
                                                 
252  Vgl. hierzu die Homepage der Generaldirektion „Justiz, Freiheit und Sicherheit“ unter 
http://ec.europa.eu/dgs/justice_home/index_de.htm. 
253  Mehr zur Person Franco Frattini unter http://ec.europa.eu/commission_barroso/frattini/index_de.htm. 






mension der Terrorismusbekämpfung bei253F254. 
 
IV. Terrorismusbekämpfung durch das Europäische Parlament 
 
Eine für die Terrorismusbekämpfung lediglich untergeordnete Rolle spielt das Europäische 
Parlament. Gerade im Rahmen der für die Terrorismusbekämpfung so wichtigen dritten Säule 
ist die institutionelle Einbindung des Europäischen Parlaments nur sehr schwach ausgeprägt. 
Gemäß Art. 39 EU-Vertrag wird das Europäische Parlament vor Erlass einer Maßnahme le-
diglich angehört und kann eine Stellungnahme abgeben, welche gebührend berücksichtigt 
werden muss. 
Daneben ist es über die Arbeiten innerhalb der dritten Säule regelmäßig zu unterrichten und 
kann Anfragen und Empfehlungen an den Rat richten. Dazu arbeitet das Europäische Parla-
ment selbst präventive und repressive Maßnahmen der Institutionen der EU gegen den Terro-
rismus aus254F255. Wahrgenommen wird diese Aufgabe von den Ausschüssen, welche an entspre-
chenden Maßnahmen mitwirken oder solche entwickeln. Von den 20 Ausschüssen255F256 beschäf-
tigt sich insbesondere der Ausschuss für „bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres“ mit der 
Terrorismusbekämpfung und der  Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Justiz und 
Polizei. Im Rahmen der zweiten Säule thematisch betroffen ist aber auch der Ausschuss für 
„Auswärtige Angelegenheiten“. 
 
B. Europaweite Unionseinrichtungen zur Terrorismusbekämpfung 
 
Neben den Organen der EU, welche den Terrorismus durch legislative Maßnahmen bekämp-
fen, existieren auf EU-Ebene Einrichtungen, die gegen den Terrorismus durch operative Maß-
                                                 
254  Beispielsweise muss das Programm zur Verbesserung des Schutzes der Verkehrsinfrastruktur vor terroristi-
schen Anschlägen mit der Verkehrspolitik abgestimmt werden. 
255  Lehne, Schriften zur Europäischen Integration 2002, S. 20. 
256  Ein Überblick über die Ausschüsse des Europäischen Parlaments ist zu finden unter: 
http://www.europarl.de/parlament/organisation/ausschuesse.html. 






nahmen vorgehen. Da diese Unionseinrichtungen selbst durch legislative Maßnahmen der 
bereits genannten Organe ins Leben gerufen wurden, können sie auch als Teil der Terroris-
musbekämpfung durch die Organe der EU und damit als verlängerter Arm der Organe der EU 
betrachtet werden. 
 
I. Terrorismusbekämpfung durch Europol 
 
Als wichtigstes Strukturelement der Terrorismusbekämpfung ist Europol, die mittlerweile 
über 500 Mitarbeiter256F257 umfassende europäische Polizeibehörde mit Sitz in Den Haag zu nen-
nen. Europol kommt bei der Terrorismusbekämpfung eine besondere Bedeutung zu. Am 26. 
Juli 1995 wurde das Übereinkommen über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamtes 
(Europol-Übereinkommen)257F258 geschlossen, auf dessen Grundlage Europol als eine internatio-
nale Organisation mit eigener Rechtspersönlichkeit errichtet wurde258F259. Aus Art. K.1. Nr. 9 
EU-Vertrag a. F. ging bereits hervor, dass Europol neben der Bekämpfung sonstiger schwer-
wiegender Formen der internationalen Kriminalität insbesondere auch der polizeilichen Zu-
sammenarbeit „zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus“ dienen würde. Seine Arbeit 
nahm Europol zum 1. Juli 1999 auf259F260, nachdem das Ratifizierungsverfahren abgeschlossen 
war und das Europol-Übereinkommen am 1. Oktober 1998 in Kraft getreten ist. 
Die Zuständigkeit von Europol für die Bekämpfung des Terrorismus folgt zunächst aus Art. 2 
Abs. 1 des Europol-Übereinkommens. Danach hat Europol das Ziel, im Hinblick auf die Ver-
hütung und die Bekämpfung des Terrorismus die Leistungsfähigkeit der zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten und ihre Zusammenarbeit zu verbessern. Das Mandat für die Terro-
rismusbekämpfung ist Europol gemäß Art. 2 Abs. 2 des Europol-Übereinkommens in Verbin-
dung mit dem Beschluss des Rates vom 3. Dezember 1998 zur Erteilung des Auftrags an Eu-
ropol260F261 ausdrücklich erteilt worden. Daraus folgt für Europol die Aufgabe, sich mit Strafta-
                                                 
257  Vgl. die Homepage von Europol unter: http://www.europol.eu.int/index.asp?page=faq. 
258  ABl. EG Nr. C 316, 1. 
259  Vorstufe war das die 1993 durch eine Ministervereinbarung gegründete sog. Europol-Drogenstelle (EDS). 
260  Vgl. ABl. EG Nr. C 185, 1: Mitteilung der Kommission betreffend die Tätigkeitsaufnahme von Europol. 
261  ABl. EG Nr. C 26, 6. 






ten zu befassen, die im Rahmen von terroristischen Handlungen gegen Leben, körperliche 
Unversehrtheit und persönliche Freiheit sowie gegen Sachen begangen wurden oder begangen 
werden könnten. Notwendig war dies, da das Mandat gemäß Art. 2 Abs. 2 Europol-
Übereinkommen zunächst nicht die Terrorismusbekämpfung umfasste. Mit dem Beschluss hat 
der Rat von der Möglichkeit in Art. 2 Abs. 2 Europol-Übereinkommen Gebrauch gemacht, 
Europol schon vor Ablauf einer Zweijahresfrist, in welcher sich Europol mit anderen Krimi-
nalitätsbereichen befassen sollte, den Auftrag zur Terrorismusbekämpfung zu erteilen. 
Weiter ausgedehnt wurde das Mandat von Europol durch eine Empfehlung des Rates vom 9. 
Dezember 1999 bezüglich der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Finanzierung von 
terroristischen Gruppierungen261F262. Danach sollten die Mitgliedstaaten den Informationsaus-
tausch erweitern und Europol in die Zusammenarbeit einbeziehen. 
Schließlich hat der Rat der EU am 6. Dezember 2001 beschlossen262F263, dass Europol die im 
Anhang zum Europol-Übereinkommen aufgeführten schwerwiegenden Formen internationa-
ler Kriminalität bekämpfen kann, soweit die Ziele von Europol im Sinne des Art. 2 Abs. 1 des 
Europol-Übereinkommens gewahrt werden. 
Eingeschränkt wird die Tätigkeit von Europol durch Art. 2 Abs. 1 Europol-Übereinkommen. 
Danach ist Europol nur dann zuständig „sofern tatsächliche Anhaltspunkte für eine kriminelle 
Organisationsstruktur vorliegen und (…) zwei oder mehr Mitgliedstaaten in einer Weise be-
troffen sind, die aufgrund des Umfangs, der Bedeutung und der Folgen der strafbaren Hand-
lungen ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten erfordert“. Die Tätigkeit von Europol 
ist damit auf Kriminalitätsbereiche mit grenzüberschreitendem Bezug, wie insbesondere auch 
den internationalen Terrorismus, beschränkt263F264. Mit dieser Formulierung wird das Subsidiari-
tätsprinzip bekräftigt und im Hinblick auf den Terrorismus nicht nur die Notwendigkeit eines 
grenzüberschreitenden Bezugs terroristischer Aktivitäten gefordert, sondern auch die Not-
wendigkeit des Betroffenseins mehrerer Staaten264F265. 
Aufgabe von Europol ist es, die polizeiliche Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
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263  ABl. EG Nr. C 362, 1. 
264  Zur Internationalität des Terrorismus vgl. die obigen Ausführungen betreffend die Notwendigkeit der Terro-
rismusbekämpfung durch die EU im 2. Teil dieser Arbeit. 
265  Ausführlicher hierzu Warg, S. 72. 






bei der Bekämpfung aller schwerwiegenden Formen internationaler Kriminalität zu verbes-
sern. Dazu soll Europol gemäß Art. 3 des Europol-Übereinkommens den Informationsaus-
tausch zwischen den Mitgliedstaaten durch Sammeln und Analysieren von Informationen 
erleichtern und so konkrete Erkenntnisse über mögliche Bedrohungsszenarien gewinnen. Eu-
ropol informiert die Mitgliedstaaten der EU und seine Kooperationspartner umgehend über 
die neuen Erkenntnisse, damit möglichst frühzeitig geeignete Schutz- oder Strafverfolgungs-
maßnahmen ergriffen werden können. Ferner unterstützt Europol laufende nationale Ermitt-
lungsverfahren und kann Verbindungen zu anderen Ermittlungen auf europäischer oder inter-
nationaler Ebene herstellen, die die nationale Behörde nicht erkennen konnte265F266. Die Über-
mittlung und Entgegennahme der Daten erfolgt gemäß Art. 4 Europol-Übereinkommen durch 
eine nationale Stelle. Für Deutschland ist dies gemäß § 1 Nr. 1 EuropolG das Bundeskrimi-
nalamt. 
Vorgaben für Europol enthält neben dem Europol-Übereinkommen auch der EU-Vertrag in 
Art. 29 ff. Aus Art. 29 Abs. 2 EU-Vertrag ergibt sich die Bedeutung für die Terrorismusbe-
kämpfung. Art. 30 Abs. 1 EU-Vertrag enthält Vorgaben zur polizeilichen Zusammenarbeit, 
Art. 30 Abs. 2 EU-Vertrag Vorgaben für die weitere Entwicklung von Europol266F267. 
Eine zusätzliche Stärkung seines Aufgabenbereichs erfuhr Europol schließlich nach den An-
schlägen vom 11. September 2001, als von den Justiz- und Innenministern der Mitgliedstaaten 
in einer außerordentlichen Sitzung eine eigene Terrorismusbekämpfungsabteilung, das soge-
nannte „Counter Terrorism Unit“, ins Leben gerufen wurde267F268. Diese Task Force hat ihre Ar-
beit am 15. November 2001 aufgenommen und setzt sich zusammen aus den Mitarbeitern von 
Europol und den Verbindungsbeamten der Mitgliedstaaten. Die Verbindungsbeamten stam-
men aus den auf Terrorismusbekämpfung spezialisierten Einheiten sowie aus den Nachrich-
tendiensten268F269. Die Aufgabe dieser "Spezialeinheit" ist mit der allgemeinen Aufgabe von Eu-
                                                 
266  Zur justiziellen Einbindung und Kontrolle von Europol vgl. Gleß, NStZ 2001, S. 624 ff. 
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Petri S. 65 ff. 
268  Vgl. Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 20. September 2001. Zu finden unter: 
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269  Vgl. den Europol Annual Report 2001. Zu finden unter: 
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ropol vergleichbar, wobei sich die Tätigkeit auf die Bekämpfung des Terrorismus beschränkt. 
Daneben wurden zur Bekämpfung terroristischer Aktivitäten im Rahmen von Europol ver-
schiedene Programme entwickelt. Zu nennen sind in erster Linie das „Counter Terrorism Pro-
gram” und das „Counter Proliferation Program”. Unterstützt werden diese Programme durch 
das „Networking Program”, das „Preparedness Program“ und das „Training and Education 
Program“269F270. 
 
II. Terrorismusbekämpfung durch Eurojust 
 
Teilweise parallel zur polizeilichen Zusammenarbeit hat sich die justizielle Zusammenarbeit 
in Strafsachen entwickelt. In den Bereichen Terrorismus, organisierte Kriminalität und Kor-
ruption nutzen die Straftäter, wie bereits erörtert, grenzüberschreitend und gezielt die Unter-
schiede in den nationalen Strafgesetzen und Strafprozessordnungen. 
Durch Beschluss270F271 des Rates vom 28. Februar 2002271F272 wurde die Einrichtung Eurojust in 
Den Haag geschaffen, um die Ermittlungs- und Strafverfolgungsmaßnahmen der Mitglied-
staaten im Bereich der im Europol-Übereinkommen bezeichneten Straftatbestände zu koordi-
nieren272F273. Zu diesem Zweck ergreift Eurojust auf Ebene der EU Maßnahmen, die eine optima-
le Koordinierung von grenzüberschreitenden Ermittlungs- und Strafverfolgungsmaßnahmen 
erleichtern sollen. Eurojust kann die Aufnahme von Ermittlungen und Strafverfolgung in dem 
Mitgliedsstaat veranlassen, in dem aufgrund der gesammelten Informationen und Daten der 
kriminelle Organisationsschwerpunkt ausgemacht wird. Eurojust soll für einen zügigen Aus-
kunfts- und Informationsaustausch zwischen den Staatsanwaltschaften sorgen und dazu bei-
tragen, dass nebeneinander herlaufende Ermittlungsverfahren vermieden werden, zeitrauben-
de Abstimmungsprozesse zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten abgekürzt und Ermitt-
                                                 
270  Zu finden auf der Homepage von Europol unter www.europol.europa.eu/index.asp?page=publ_terrorism. 
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lungsmaßnahmen zielgerecht abgestimmt werden273F274. Im Rahmen seiner Initiativ- und Vor-
schlagsbefugnisse nach Art. 6 a) und 7 a) des Beschlusses „zur Errichtung von Eurojust“ kann 
Eurojust die Einsetzung gemeinsamer Ermittlungsteams anregen und Koordinierungstreffen 
zwischen den nationalen Ermittlungsbehörden und Europol vermitteln. 
 
III. Terrorismusbekämpfung durch FRONTEX 
 
In der Literatur zur Terrorismusbekämpfung durch die EU und in den Rechtsakten der EU 
selbst274F275 werden im Wesentlichen nur die zwei EU-Agenturen Europol und Eurojust als Ein-
richtungen zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität und insbesondere des 
Terrorismus genannt. Unstrittig sind diese die bekanntesten und für die Terrorismusbekämp-
fung innerhalb der EU bedeutsamsten EU-Agenturen. Darüberhinaus ist eine weitere EU-
Agentur275F276 zu nennen, die sich ebenfalls, wenn auch nicht in demselben Umfang, mit der Be-
kämpfung des Terrorismus beschäftigt. Es handelt sich dabei um die Europäische Grenz-
schutzagentur FRONTEX mit Sitz in Warschau. 
FRONTEX wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 
2004276F277 errichtet und hat am 1. Januar 2005 ihre Arbeit aufgenommen. Der Kampf gegen die 
terroristische Bedrohung ist zwar nicht die Hauptaufgabe der Europäischen Grenzschutzagen-
tur, dennoch haben einige Projekte direkten oder indirekten Einfluss auf die Terrorismusbe-
kämpfung der Mitgliedstaaten. 
Die Grenzschutzpolitik zielt vor allem auf die Sicherheit der Außengrenzen der EU. Durch sie 
versucht die Europäische Grenzschutzagentur zu verhindern, dass Terroristen und Mitglieder 
der organisierten Kriminalität, welche eine Gefahr für den „Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts“ darstellen, in das Hoheitsgebiet der EU eindringen. Hierzu unterstützt die 
Europäische Grenzschutzagentur die Anstrengungen der Mitgliedstaaten, indem sie Koopera-
                                                 
274  Vgl. hierzu auch v. Bubnoff, ZEuS 2002, S. 206. 
275  Beispielsweise im Beschluss des Rates der EU vom 20. September 2005 „über den Informationsaustausch 
und die Zusammenarbeit betreffend terroristische Straftaten“, zu finden im ABl. EG Nr. L 253, 22. 
276  Ein Überblick über die EU-Agenturen ist zu finden unter: http://europa.eu/agencies/index_de.htm. 
277  ABl. EG Nr. L 349, 1. 






tionen zwischen den Mitgliedstaaten koordiniert, Risikoanalysen erstellt, dabei hilft, die 
Grenzkontrollen zu verbessern und sich mit den übrigen EU-Agenturen (vor allem Europol 
und Eurojust) austauscht277F278. 
Keine Berührungspunkte mit der Bekämpfung des Terrorismus hat hingegen die Europäische 
Agentur für Flugsicherheit mit Sitz in Köln, welche durch Verordnung (EG) Nr. 1592/200227 8F279 
errichtet wurde279F280 und von der man angesichts der Anschläge am 11. September 2001 auch 
erwarten könnte, dass sie sich mit der Terrorismusbekämpfung beschäftigt. Tatsächlich ist sie 
ausschließlich für die Zulassung von luftfahrttechnischen Erzeugnissen zuständig. Nicht in 
ihren Zuständigkeitsbereich fällt deshalb die Luftsicherheit (Prävention von illegalen Hand-
lungen gegen die Zivilluftfahrt wie z.B. Flugzeugentführungen), welche vielmehr der Zustän-
digkeit der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des Gemeinschaftsrechts280F281 unterfällt281F282. 
 
IV. Terrorismusbekämpfung durch gemeinsame Ermittlungsgruppen 
 
Am 13. Juni 2002 hat der Rat der EU auf der Grundlage des Art. 34 Abs. 2 b) EU-Vertrag 
einen Rahmenbeschluss „über gemeinsame Ermittlungsgruppen“282F 283  erlassen. Dieser Rah-
menbeschluss erlaubt es den Mitgliedstaaten gemäß Art. 1 Abs. 1 zur Bekämpfung der Krimi-
nalität und insbesondere des Terrorismus in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zu einem 
bestimmten Zweck und für einen bestimmten Zeitraum gemeinsame Ermittlungsgruppen zu 
bilden und gemeinsam strafrechtliche Ermittlungen durchzuführen. In den einleitenden Erwä-
gungen Nr. 2 und 6 macht der Rat der EU deutlich, dass den gemeinsamen Ermittlungen ge-
rade auch für den Bereich der Terrorismusbekämpfung eine herausragende Bedeutung zu-
kommt. 
                                                 
278  Vgl. Art. 2 der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004. 
279  ABl. EG Nr. L 240, 1. 
280  Laut Auskunft der Pressestelle der EASA. 
281  Beispielsweise der Verordnung „zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivil-
luftfahrt“ vom 16. Dezember 2002, ABl. EG Nr. L 355, 1 und der sie ersetzenden Verordnung Nr. 300/2008 
vom 9. April 2008, ABl. EG Nr. L 97, 72. 
282  Vgl. hierzu die Homepage der Agentur für Flugsicherheit unter http://www.easa.eu.int/home/index.html. 
283  ABl. EG Nr. L 162, 1. 






V. Terrorismusbekämpfung durch das Europäische Justizielle Netz 
 
Einen Beitrag zur Terrorismusbekämpfung in Europa leistet ebenfalls das Europäische 
Justizielle Netz. Seit seiner Errichtung am 29. Juni 1998 durch die Gemeinsame Maßnahme 
des Rats der EU „zur Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes“283F284 dient es dazu, 
die Herstellung sachdienlicher Kontakte zwischen den im Rahmen der internationalen Zu-
sammenarbeit zuständigen Justizbehörden zu erleichtern, zu vereinfachen und zu beschleuni-
gen. Es umfasst sowohl nationale als auch regionale Kontaktstellen, welche in regelmäßigen 
Sitzungen zusammenkommen. Diese versorgen sowohl die örtlichen Justizbehörden ihres 
Landes als auch die ausländischen Kontaktstellen mit umfassenden Informationen. Dabei 
handelt es sich um solche Informationen, die für die reibungslose justizielle Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten in Verfahren mit grenzüberschreitenden Bezügen, insbesondere 
im Rahmen von Rechtshilfeersuchen, erforderlich sind. Bei allen schwerwiegenden Straftaten, 
insbesondere auch terroristischen Straftaten, können sich die Strafverfolgungsbehörden der 
Mitgliedstaaten des Europäischen Justiziellen Netzes bedienen, um die Durchführung ihrer 
Rechtshilfeersuchen zu erleichtern. 
 
VI. Terrorismusbekämpfung durch den Koordinator für Terrorismusbe-
kämpfung 
 
Am 19. September 2007 hat Javier Solana, Generalsekretär des Europäischen Rates und Ho-
her Vertreter für die GASP, den Belgier Gilles de Kerchove284F285 zum neuen EU-Koordinator 
für die Terrorismusbekämpfung im Rahmen des Rates der EU ernannt. Als Europas Sicher-
heitskoordinator untersteht Kerchove dem Rat der EU und ist deshalb auch seinem Sekretariat 
zugeordnet. Seine Hauptaufgaben bestehen darin, die Arbeiten der für die Terrorismusbe-
kämpfung zuständigen Ratsgremien zu koordinieren, alle der Union zur Verfügung stehenden 
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285  Sein Vorgänger war der Holländer Gijs de Vries, der am 25. März 2005 zum ersten EU-Koordinator für die 
Terrorismusbekämpfung im Rahmen des Rates der EU ernannt wurde. 






Instrumente im Auge zu behalten, die Umsetzung des EU-Aktionsplans zur Bekämpfung des 
Terrorismus fortlaufend zu überwachen. Zusätzlich soll er die Terrorismusbekämpfungspoli-
tik stärker in das Blickfeld der Öffentlichkeit rücken. In der Literatur wird der Koordinator für 
Terrorismusbekämpfung deshalb teilweise auch als „Terrorismus-Zar“ bezeichnet285F286. Es wird 
sich zeigen, ob er seine Aufgaben in ausreichendem Maße erfüllen kann, da bereits sein Vor-
gänger weder mit den notwendigen materiellen und personellen Ressourcen noch mit klaren 
und wirklich durchsetzbaren Kompetenzen ausgestattet war. 
 
VII. Terrorismusbekämpfung durch SitCen 
 
Eine weitere Unionseinrichtung zur Terrorismusbekämpfung ist das beim Rat der EU ange-
siedelte Joint Situation Center „SitCen“. Aufgabe von SitCen ist es, strategische und opera-
tionale Informationen zu bündeln, die von den Nachrichtendiensten der Mitgliedstaaten über-
mittelt werden. Schwerpunkt der Arbeiten von SitCen ist dabei die Analyse der terroristischen 
Bedrohung unter Einbeziehung der Erkenntnisse der Nachrichten- und Sicherheitsdienste. 
 
VIII. Terrorismusbekämpfung durch den Berner Club und CTG 
 
Der Berner Club ist eine geheimdienstliche Arbeitsgruppe, an der bei der Gründung 1978 fünf 
Staaten, nämlich Deutschland, Frankreich, Italien, Österreich und die Schweiz beteiligt waren. 
Mittlerweile hat der Berner Club 18 Mitgliedstaaten, die fünfzehn alten EU-Mitgliedstaaten, 
Norwegen, Island und die Schweiz. An der Counter Terrorism Group (CTG), welche sich im 
Rahmen des Berner Clubs mit der Bekämpfung des Terrorismus beschäftigt, nimmt auch die 
Europäische Kommission teil. Am Berner Club sind nur Geheimdienste und Staatsschutzor-
gane beteiligt. Der Berner Club dient dem Meinungsaustausch über die Aufgaben und Er-
kenntnisse der jeweiligen Nachrichtendienste und insbesondere auch über die aktuelle Bedro-
hung durch den Terrorismus. Über konkrete Aktivitäten ist jedoch aufgrund der Geheimhal-
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tungsinteressen der Beteiligten nicht viel bekannt. 
 
IX. Task Force der europäischen Polizeichefs 
 
Schließlich ist die im Oktober 2001 eingerichtete Task Force der europäischen Polizeichefs zu 
nennen. Diese Task Force ermöglicht in Zusammenarbeit mit Europol den Austausch von 
polizeilichen Erfahrungen, die Entwicklung gemeinsamer Bewertungen und die Planung und 
Durchführung gemeinsamer Operationen bei der Bekämpfung der grenzüberschreitenden 




Auf EU-Ebene existiert ein ausgeprägtes strukturiertes Netz zur Terrorismusbekämpfung. 
Verantwortlich dafür sind die gesetzgebenden Organe der EU, insbesondere der Europäische 
Rat als Impulsgeber, die Europäische Kommission als Initiativorgan, der Rat der EU als das 
Organ, welches die konkreten Maßnahmen beschließt, und das Europäische Parlament, wel-
ches zur Verbesserung der Terrorismusbekämpfung Empfehlungen an den Rat der EU richtet 
und Stellungnahmen abgibt. 
Behandelt wird das Thema „Terrorismusbekämpfung“ insbesondere in den jeweiligen Abtei-
lungen für „Justiz und Inneres“ und „auswärtige Angelegenheiten“. Ausschließlich für die 
Terrorismusbekämpfung zuständige Abteilungen gibt es nicht, es existieren allerdings Ar-
beitsgruppen zur Terrorismusbekämpfung, die entsprechende Entscheidungen vorbereiten. 
Die Organe der EU haben in den letzten Jahren Unionseinrichtungen geschaffen, welche sich 
mit der Terrorismusbekämpfung beschäftigen. Aufgabe dieser Unionseinrichtungen ist die 
operative Bekämpfung des Terrorismus durch eine enge Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
der EU. Auffällig hierbei ist deren dezentrale Struktur. Um die Arbeiten der einzelnen Uni-
onseinrichtungen zu koordinieren, gibt es einen EU-Koordinator für die Terrorismusbekämp-
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fung. Zu hoffen bleibt, dass er mit deutlich formulierten Kompetenzen und besseren materiel-
len und personellen Ressourcen ausgestattet wird, um dieser wichtigen und verantwortungs-
vollen Aufgabe gerecht werden zu können. 
 






5. Teil: Maßnahmen der EU zur Bekämpfung des Terrorismus 
 
Der Terrorismus stellt sich als eine Kriminalitätsform dar, die sich weiterentwickelt und ver-
sucht, auf immer neuen Wegen ihre Ziele durchzusetzen. Wer hätte denn schon vor dem 11. 
September 2001 daran gedacht, dass Terroristen ein Flugzeug entführen und dieses als ver-
heerende Waffe gebrauchen? In der Terrorismusbekämpfung gibt es deshalb keine Ruhepau-
sen. In Gestalt ihrer Organe und sonstigen Einrichtungen ist die EU stets gefordert, ihre Maß-
nahmen an neue Entwicklungen des Terrorismus anzupassen und wenn möglich antizipierend 
Entwicklungen zu erahnen. 
Da sich die Terrorismusbekämpfung im Rahmen des EG- und EU-Vertrages als säulenüber-
greifende Herausforderung darstellt287F 288  und deshalb eine Vielzahl unterschiedlicher Hand-
lungsformen, Rechtsgrundlagen und Organisationsformen existiert, ist es wichtig, dass die EU 
ihr Vorgehen koordiniert und plant, um Einzelmaßnahmen gezielt und effektiv einzusetzen. 
Um diesem Bedürfnis nach Planung und Koordination gerecht zu werden, hält die EU ihr 
Vorgehen zunächst in Plänen und Konzepten fest. Darin gibt sie insbesondere durch die Eu-
ropäische Kommission und den Rat der EU die aktuellen Leitlinien der Terrorismusbekämp-
fung für einen bestimmten Zeitraum vor und beschreibt die erforderlichen Einzelmaßnahmen, 
welche in naher Zukunft umgesetzt werden sollen. Wenn man versucht, die Maßnahmen der 
EU zur Terrorismusbekämpfung zu analysieren, ist deshalb zunächst zwischen den Leitlinien 
und den Einzelmaßnahmen zu unterscheiden. 
 
A. „Leitlinien“ der EU zur Bekämpfung des Terrorismus 
 
Für das Instrumentarium der „Leitlinien“ hat die EU bislang noch keine einheitliche Termino-
logie entwickelt. Die „Leitlinien“ der EU zur Terrorismusbekämpfung finden sich in Konzep-
ten bezeichnet als Schlussfolgerungen, Erklärungen, Aktionspläne, Programme, Strategien 
oder Mitteilungen, die zu den rechtlichen Handlungsformen zählen, welche die nicht ab-
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schließende Aufzählung des Art. 249 EG-Vertrag288F289 oder auch der Art. 12, 34 EU-Vertrag 
ergänzen. 
Diese Rechtsakte "sui generis"289F290 sind unverbindliche Rechtshandlungen, die stets revidiert 
und aktualisiert werden können. Unmittelbare Rechtswirkungen werden mit ihnen nicht ange-
strebt. Sie führen aber im Bereich der Ermessensauslegung in der Regel zu einer Selbstbin-
dung der EU und ihrer Organe290F291. 
Verantwortlich für die „Leitlinien“ sind der Europäische Rat, der Rat der EU und die Europäi-
sche Kommission, welche im Rahmen ihres Initiativrechts Gesamtkonzepte erstellt. 
Die wichtigsten aktuellen „Leitlinien“ der europäischen Terrorismusbekämpfung sind in den 
nachfolgend erläuterten Konzepten und Plänen enthalten. 
 
I. Erklärungen und Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 
 
Der Europäische Rat tritt mindestens zweimal jährlich zusammen. Die Ergebnisse der Tagun-
gen werden in Schlussdokumenten, in Erklärungen oder Schlussfolgerungen festgehalten, die 
neben politischen Grundsatzentscheidungen und allgemeinen Erklärungen zu weltpolitischen 
Fragen auch Richtlinien und Aufträge für die Arbeit des Rates der EU und der Europäischen 
Kommission enthalten. 
In zahlreichen Erklärungen und Schlussfolgerungen291F292 hat der Europäische Rat auch zur Ter-
rorismusbekämpfung Stellung genommen und Vorgaben für das weitere Vorgehen der EU im 
Rahmen der Terrorismusbekämpfung gemacht, um seiner Leitlinienkompetenz gemäß Art. 4 
EU-Vertrag gerecht zu werden. 
Die drei für die Terrorismusbekämpfung wichtigsten Erklärungen sind die Erklärung des Eu-
                                                 
289  Art. 249 EG sieht lediglich fünf verschiedene Handlungsformen vor, nämlich Verordnungen, Richtlinien, 
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290  So die Bezeichnung u.a. bei Oppermann, S. 175. 
291  Schroeder, in: Streinz, Art. 249, Rn. 33. 
292  Zu finden unter http://www.consilium.europa.eu/cms3_applications/applications/newsRoom/ loadBook.asp? 
BID=76&LANG=4&cmsid=347.  






ropäischen Rates vom 21. September 2001292F293 veranlasst durch den Anschlag vom 11. Sep-
tember 2001 in New York, die Erklärung zum Kampf gegen den Terrorismus vom 25. März 
2004293F294 als Reaktion auf die Anschläge am 11. März 2004 in Madrid und schließlich die Er-
klärung des Rates zur Reaktion der EU auf die Bombenanschläge von London am 13. Juli 
2005294F295. In diesen Erklärungen hat der Europäsche Rat zu einem effektiven Handeln der EU 
und zu einer Verbesserung der Terrorismusbekämpfung aufgerufen. 
 
II. Mitteilungen der Europäischen Kommission 
 
Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 hat die Europäische Kommission im Amtsblatt 
C zahlreiche Mitteilungen zur Terrorismusbekämpfung veröffentlicht, in welchen sie jeweils 
zu einem Spezialbereich der Terrorismusbekämpfung Stellung genommen hat. Dazu erläutert 
sie in der Regel zunächst die jeweils geltenden Rechtsvorschriften, um im Anschluss darzule-
gen, mit welcher Politik sie das Ziel der Terrorismusbekämpfung sowohl gegenwärtig als 
auch in Zukunft erreichen möchte. Dabei erfüllen die Mitteilungen zur Terrorismusbekämp-
fung vor allem politische Funktionen295F296. Mit den Mitteilungen zur Terrorismusbekämpfung 
will die Europäische Kommission zum einen ein System schaffen, durch welches der Bedro-
hung durch den Terrorismus mit einheitlichen Regelungen innerhalb der EU bestmöglich be-
gegnet werden kann, zum anderen die Anwendung der bestehenden Regelungen in ihrem Sin-
ne sicherstellen und schließlich zu einer einheitlichen Politik der Terrorismusbekämpfung 
beitragen296F297. In den Mitteilungen versucht die Europäische Kommission deshalb herauszufin-
den, wo die Schwachstellen der Terrorismusbekämpfung liegen, und sucht nach Lösungen, 
um die Terrorismusbekämpfung zu verbessern. 
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296  Zu den Funktionen der Mitteilungen im Allgemeinen Adam, S. 69 ff. 
297  Vgl. hierzu die einleitenden Erwägungen im Rahmen der Mitteilungen betreffend die Terrorismusbekämp-
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1. Mitteilung vom 29. März 2004 
 
Als Reaktion auf die Anschläge in Madrid vom 11. März 2004 erließ die Europäische Kom-
mission am 29. März 2004 die Mitteilung „über bestimmte Maßnahmen, die zur Bekämpfung 
des Terrorismus und anderer schwerwiegender Formen der Kriminalität zu treffen sind“297F298. 
In dieser Mitteilung legt die Europäische Kommission Leitlinien fest, die zum einen der Ver-
besserung des Sicherheitsniveaus und zum anderen der Achtung der Grundrechte, insbesonde-
re dem Recht auf Privatleben und Schutz personenbezogener Daten, Rechnung tragen sollen. 
Diese Leitlinien betreffen in erster Linie die Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus 
durch eine Verbesserung des Informationsaustausches zwischen den Mitgliedstaaten unter 
Einbeziehung zuständiger Stellen der EU. Um die Bekämpfung der Finanzierung des Terro-
rismus und den Informationsaustausch zu verbessern, nennt die Europäische Kommission in 
dieser Mitteilung fünf Wege: 
 
– Aufgrund der engen Verbindungen zwischen organisierter Kriminalität und Terroris-
mus298F299 sollen Maßnahmen zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität mit solchen 
zur Terrorismusbekämpfung verknüpft werden. 
– Eine elektronische Liste der Personen und Gruppen soll erstellt werden, gegen die 
entweder Antiterrormaßnahmen gerichtet sind oder gegen die strafrechtlich ermittelt 
wird. 
– In jedem Mitgliedstaat soll ein System zur Registrierung von Banknoten eingerichtet 
werden. 
– Unter Einbeziehung zuständiger Stellen der EU soll ein Mechanismus zum Sammeln 
und Übertragen von Informationen geschaffen werden. 
– Ein europäisches Strafregister soll eingeführt werden. 
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2. Mitteilung vom 18. Mai 2004 
 
Am 18. Mai 2004 folgte die Mitteilung „zum Ausbau der polizeilichen und zollbehördlichen 
Zusammenarbeit in der Europäischen Union“299F300. Diese Mitteilung besteht aus zwei Teilen, 
einem Bericht über die Fortschritte der EU in diesem Bereich und Verbesserungsvorschlägen. 
In dem Bericht stellt die Europäische Kommission insbesondere die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit der Polizei, Justiz und der nachrichtendienstlichen Behörden der Mitgliedstaa-
ten unter Einbeziehung der zuständigen Stellen der EU dar und stellt fest, dass trotz erreichter 
Fortschritte Verbesserungsmöglichkeiten bestehen. 
Die Verbesserungsvorschläge im zweiten Teil der Mitteilung zur Terrorismusbekämpfung 
betreffen die Informationsgewinnung, den Informationsaustausch und die Koordination zwi-
schen den zuständigen Diensten der Mitgliedstaaten, Europol und Eurojust, sowie die Koordi-
nation innerhalb der Organe und Institutionen der EU. 
 
3. Mitteilung vom 16. Juni 2004 
 
Am 16. Juni 2004 erließ die Europäische Kommission als Reaktion auf die Erklärung des Eu-
ropäischen Rates zum Terrorismus vom 25. März 2004 eine Mitteilung „betreffend den ver-
besserten Zugang zu Informationen für Strafverfolgungsbehörden“300F301. Darin weist der Euro-
päische Rat den Rat der EU an, gesetzgeberische Maßnahmen zur Vereinfachung des Austau-
sches von Informationen zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten zu prü-
fen. 
Kern der Mitteilung sind drei Ziele, deren Erreichung zur Verbesserung der Informationspoli-
tik in der EU beitragen soll: 
 
– Erstens sollen Schritte unternommen werden, damit die Strafverfolgungsbehörden in 
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der EU301F302 Zugang zu allen erforderlichen und relevanten Informationen erhalten, um 
u.a. den Terrorismus besser bekämpfen zu können. 
– Zweites Ziel ist die Schaffung und Nutzung einer hochwertigen verbrechensbezogenen 
Informationsauswertung innerhalb der EU. 
– Drittes Ziel ist schließlich die Stärkung des Vertrauens zwischen den Strafverfol-
gungsbehörden. 
 
4. Mitteilungen vom 20. Oktober 2004 
 
Auf der Tagung vom 17. und 18. Juni 2004 ermittelte der Europäische Rat eine Reihe vorran-
giger Themen, welche den Terrorismus betreffen und die bis Ende 2004 behandelt werden 
sollten: Verhinderung von Terroranschlägen und Bewältigung der Folgen von Terroranschlä-
gen, Schutz kritischer Infrastrukturen sowie die Finanzierung des Terrorismus. Am 20. Okto-
ber 2004 erließ die Europäische Kommission daraufhin vier Mitteilungen, welche die Be-
kämpfung des Terrorismus betreffen. 
Die Mitteilung „zur Abwehrbereitschaft und Folgenbewältigung bei der Terrorismusbekämp-
fung“302F303 gibt einen allgemeinen Überblick darüber, inwieweit die Mitgliedstaaten in der Lage 
sind, Terroranschläge zu verhüten und zu bekämpfen, die bestehende Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Zivilschutzes auszuweiten und enthält auch Vorschläge für weitere Maßnah-
men auf diesem Gebiet. 
Die Mitteilung „zum Schutz kritischer Infrastrukturen im Rahmen der Terrorismusbekämp-
fung“303F304 berichtet über die derzeitigen Maßnahmen der Europäischen Kommission zur Stär-
kung der Sicherheit kritischer Infrastrukturen und enthält Vorschläge für weitere Maßnahmen. 
In der Mitteilung erläutert die Europäische Kommission insbesondere den Begriff der kriti-
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schen Infrastrukturen. Dazu gehören beispielsweise Energieanlagen und -netze, Kommunika-
tions- und Informationstechnologien sowie der Verkehr. Der Schutz kritischer Infrastrukturen 
erfordere eine konstante und kooperative Partnerschaft zwischen den Betreibern und den Ei-
gentümern einerseits und den Behörden der Mitgliedstaaten andererseits. In einem wohl-
durchdachten Prozess, in dessen Verlauf Gefahren erkannt und Maßnahmen zur Minderung 
der Gefahr auf ein bestimmtes annehmbares Ausmaß zu einem akzeptablen Preis angenom-
men und durchgeführt werden, sollen die kritischen Infrastrukturen geschützt werden. 
In einer dritten Mitteilung „Terroranschläge, Prävention, Vorsorge und Reaktion“304F305 hat die 
Europäische Kommission dargestellt, welche weiteren Schritte in der EU unternommen wer-
den müssten, um die Vorsorge- und Reaktionsmöglichkeiten zu verbessern. Dazu zählen ins-
besondere Maßnahmen und Instrumente gegen eine Radikalisierung und Rekrutierung für den 
Terrorismus, Hilfsmaßnahmen zur Unterstützung der Opfer und ihrer Familien, die Ausdeh-
nung der Terrorismusbekämpfung auf weitere Politikbereiche wie z.B. die EU-
Außenbeziehungen und die Verkehrs- und Energiepolitik, die Vernetzung der nationalen 
Strafverfolgungsbeteiligten sowie ein verbesserter Informationszugriff für Europol und 
Eurojust. 
In einer vierten Mitteilung „über die Prävention und Bekämpfung der Terrorismusbekämp-
fung mithilfe von Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustauschs und zur Förde-
rung der Transparenz und der Rückverfolgbarkeit von Finanztransaktionen“305F306 vom 20. Ok-
tober 2004 stellt die Europäische Kommission fest, dass der Informationsaustausch, die För-
derung der Transparenz und die Rückverfolgbarkeit der Finanztransaktionen die wesentlichen 
Ziele sind, auf die die Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung ausgerichtet werden muss, 
und legt dar, durch welche Maßnahmen diese drei Ziele erreicht werden können und welche 
Defizite auf europäischer oder nationaler Ebene noch bestehen. 
 
5. Mitteilung vom 18. Juli 2005 
 
In ihrer Mitteilung vom 18. Juli 2005 „über Maßnahmen für mehr Sicherheit in Bezug auf 
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Explosiv- und Sprengstoffe, Materialien für die Bombenherstellung und Schusswaffen“306F 307 
stellt die Europäische Kommission fest, dass auch die Sicherheit in Bezug auf Explosiv- und 
Sprengstoffe, Materialien für die Bombenherstellung und Schusswaffen in der EU mit geziel-
ten Maßnahmen noch verbessert werden kann. 
Laut dieser Mitteilung sollen sich Maßnahmen gegen alle möglichen Quellen, kommerzielle 
Explosivstoffe, „selbstgemachte“ Explosivstoffe sowie solche Explosivstoffe richten, die 
nicht mehr militärisch genutzt werden. Adressaten der Maßnahmen und damit verantwortlich 
für die Verbesserung der Sicherheit sollen die Hersteller, die Verbraucher, die Transportun-
ternehmen und die Forscher sowie die Mitgliedstaaten und Europol und alle sonstigen Betei-
ligten sein. Die Europäische Kommission plant deshalb aus den Hauptakteuren auf diesem 
Gebiet eine Sachverständigengruppe „Sicherheit von Explosivstoffen“ zu bilden und dieser 
Gruppe aufzugeben, für die Kommission einen EU-Plan für mehr Sicherheit in Bezug auf 
Explosivstoffe und Schusswaffen auszuarbeiten. 
Nach Ansicht der Europäischen Kommission kann mehr Sicherheit vor allem durch die 
Überwachung der Lagerung und Beförderung und die Rückverfolgbarkeit und zwar in allen 
Phasen der Lieferkette erreicht werden. Transparenz erleichtere die Überwachung, und Rück-
verfolgungstechniken könnten nützliche Hilfsmittel für das Verfolgen von Explosivstoffen 
und die Aufdeckung verdächtiger Besitzwechsel sein. Deshalb sollten den Personen, die mit 
Explosivstoffen handeln, bestimmte Pflichten, beispielsweise Meldepflichten, auferlegt wer-
den, um die Transparenz und die Rückverfolgung zu sichern307F308. 
 
6. Mitteilung vom 12. Oktober 2005 
 
In einer Mitteilung „zur Strategie für die Außendimensionen des Raums der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts“308F309 vom 12. Oktober 2005 fordert die Europäische Kommission die 
Entwicklung einer Strategie zur weltweiten Zusammenarbeit mit Drittstaaten. Dabei betont 
die Europäische Kommission, dass die Werte, auf denen der „Raum der Freiheit, der Sicher-
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heit und des Rechts“ fußt, auch in andere Länder verbreitet werden müssen, da Bedrohungen 
wie der Terrorismus ihren Ursprung auch außerhalb der EU haben. Voraussetzung für eine 
zur Bekämpfung des Terrorismus unabdingbare gute Grenzverwaltung sei eine gute Bezie-
hung zwischen den Nachbarstaaten. Gleiches gelte für die Justiz und Polizei, damit sich Straf-
täter nicht der Strafverfolgung entziehen und den Bürgern ein umfassender Schutz garantiert 
werden könne. Im Rahmen der Terrorismusbekämpfung seien insbesondere die Unterstützung 
von Drittländern beim Institutionenaufbau und bei der Anwendung internationaler Instrumen-
te sowie die Kooperation mit Drittländern erforderlich, um gegen die Rekrutierung von Terro-
risten und deren Finanzierung vorzugehen. Hervorgehoben hat die Europäische Kommission 
zusätzlich die Unterstützung der Vereinten Nationen und den Ausbau der bestehenden Bezie-
hungen zu den USA. 
In der Mitteilung vom 10. Oktober 2005 nennt die Europäische Kommission zu diesem 
Zweck Grundsätze und Umsetzungsinstrumente, welche der Verbesserung der Zusammenar-
beit mit Drittländern dienen und Grundlage für die zu erstellende Strategie bilden sollen; sie 
verdeutlicht damit den Willen der EU, den Terrorismus bereits im Ausland zu bekämpfen, wo 
er häufig seine Wurzeln hat. 
 
7. Mitteilung vom 29. November 2005 
 
Am 29. November 2005 hat die Europäische Kommission eine zweite Mitteilung „zur Terro-
rismusfinanzierung betreffend die Prävention und Bekämpfung durch eine bessere Koordinie-
rung auf nationaler Ebene und größere Transparenz des gemeinnützigen Sektors“309F310 erlassen. 
Themen dieser Mitteilung sind die Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den zustän-
digen nationalen Behörden, den Finanzermittlungsgruppen und privaten Finanzinstituten, um 
den Informationsaustausch über die Finanzierung des Terrorismus zu erleichtern und um die 
Regelungen und die Transparenz im Zusammenhang mit gemeinnützigen Organisationen zu 
verbessern, die von Terroristen zur Finanzierung ihrer Aktivitäten missbraucht werden. Nach 
diesen zwei Themen und etwaigen Verbesserungsvorschlägen folgen im Anhang eine Emp-
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fehlung an die Mitgliedstaaten sowie ein Entwurf eines Verhaltenskodexes für gemeinnützige 
Organisationen. 
 
8. Mitteilung vom 27. Februar 2006 
 
Eine weitere Mitteilung der Europäischen Kommission betreffend die Terrorismusbekämp-
fung ist die Mitteilung „über die Verbesserung der Sicherheit der Lieferkette“310F 311. Darin 
nennt die Europäische Kommission die wesentlichen Fakten zur Sicherheit der Lieferkette, 
die jede Initiative auf diesem Gebiet zu berücksichtigen habe. Die Sicherheit der Lieferkette 
sei ein wesentlicher Bestandteil der Gefahrenabwehr im Verkehrsbereich. Kern dieser Mittei-
lung ist ein Legislativvorschlag der Europäischen Kommission zur Verbesserung der Sicher-
heit der Lieferkette innerhalb der EU311F312. 
 
III. Europäische Sicherheitsstrategie 
 
Wie bereits im Rahmen der Grundlagen im 3. Teil dieser Arbeit dargestellt, macht es die 
Vielzahl der internationalen, auch außerhalb der EU gelegenen Anknüpfungspunkte des terro-
ristischen Netzwerkes unabdingbar, gegen transnational handelnden islamistischen Terroris-
mus im Rahmen der EU auch durch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik vorzuge-
hen. Deshalb hat der Europäische Rat die vom Hohen Vertreter für die GASP Javier Solana 
ausgearbeitete  „Europäische Sicherheitsstrategie“ am 12. Dezember 2003 verabschiedet und 
darin den Terrorismus als eine der Hauptbedrohungen für die Interessen der EU genannt. Ge-
rade regionale Konflikte und das Scheitern von Staaten seien Faktoren, die Terrorismus her-
vorrufen könnten und die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen ermöglichten. Darüber 
hinaus hätten Maßnahmen zur Verhinderung etwaiger Krisen im Ausland gerade für den Ter-
rorismus große Bedeutung, da Krisenstaaten den Nährboden für Radikalisierung, die Anwer-
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bung und die Ausbildung von Terroristen bieten. Um gegenzusteuern solle die erste Verteidi-
gungslinie bereits im Ausland liegen. Durch eine Förderung der Stabilität über die EU hinaus 
solle die Sicherheit der europäischen Bürger gewährleistet werden. Wann immer möglich 
solle gehandelt werden, bevor sich eine Krise entwickelt und Frieden wie Stabilität in der un-
mittelbaren Nachbarschaft der EU geschaffen werden. Zu diesem Zweck definiert die Sicher-
heitsstrategie die Voraussetzungen für eventuelle EU-Interventionen im Interesse globaler 
Sicherheit und betont dabei insbesondere die Wichtigkeit des Völkerrechts sowie die Rolle 
der Vereinten Nationen. Ein umfassender Dialog mit anderen Staaten könne dabei zu einem 
gemeinsamen Verständnis von Terrorismus und von der von ihm ausgehenden Bedrohung 
beitragen. 
Der erste Teil der „Europäischen Sicherheitsstrategie“ nennt fünf zentrale Sicherheitsrisiken 
für Europa: Terrorismus, Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, regionale Konflikte, 
das Scheitern von Staaten und organisierte Kriminalität. Dass der Terrorismus als erstes 
Sicherheitsrisiko genannt wird, zeigt welchen hohen Stellenwert die Terrorismusbekämpfung 
mittlerweile im Rahmen der GASP innehat. Diesen vielfältigen Sicherheitsrisiken soll Europa 
mit diplomatischen, entwicklungspolitischen, humanitären und militärischen Mitteln begeg-
nen. 
Gegenstand des zweiten Teils der „Europäischen Sicherheitsstrategie“ sind die strategischen 
Ziele der EU – die Abwehr der genannten Bedrohungen, die Nachbarschaftspolitik und die 
Stärkung einer Weltordnung auf der Grundlage eines Multilateralismus. Wesentliches Instru-
ment zur Erreichung der Ziele ist die Beitrittsperspektive für Nicht-EU-Mitglieder, welche 
einen Anreiz für Reformen innerhalb der jeweiligen Länder bietet. Aber auch die Kooperation 
mit internationalen Organisationen, allen voran den Vereinten Nationen, stellt ein wesentli-
ches Instrument zur Erreichung der genannten Ziele dar. 
Der dritte Teil behandelt die Zusammenarbeit mit EU-Partnern und Maßnahmen für eine akti-
ve, handlungsfähigere und kohärentere GASP. Erreicht werden soll dies durch verschiedene 
Maßnahmen zur Konfliktverhütung und Krisenbewältigung, wie beispielsweise politische, 
diplomatische, zivile, handels- und entwicklungspolitische, aber auch militärische Mittel. Das 
Eingreifen soll insbesondere auch auf der Grundlage von Resolutionen der Vereinten Natio-
nen erfolgen. 
 






IV. „Haager Programm“ 
 
Um das neue Integrationsprojekt des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts“ auszubauen und zu stärken, hat der Europäische Rat am 4./5. November 2004 als 
Mehrjahresprogramm das sogenannte „Haager Programm zur Stärkung von Freiheit, Sicher-
heit und Recht in der Europäischen Union“312F313 angenommen313F314. Durch die Schaffung eines 
solchen Raums werden insbesondere Fragen im Zusammenhang mit den Grundrechten, der 
Unionsbürgerschaft, der persönlichen Mobilität, der Bereiche Asyl und Einwanderung, der 
Visapolitik, der Verwaltung der Außengrenzen der EU und der Zusammenarbeit zwischen 
den einzelstaatlichen Polizei-, Justiz- und Zollbehörden abgedeckt. In den einleitenden Erwä-
gungen zum „Haager Programm“ bekräftigt der Europäische Rat, dass die Sicherheit der EU 
und ihrer Mitgliedstaaten dringlicher denn je sei, insbesondere in Anbetracht der Terroran-
schläge, die am 11. September 2001 in New York und am 11. März 2004 in Madrid verübt 
wurden. Ziel des „Haager Programms“ ist damit insbesondere auch „die Verbesserung der 
gemeinsamen Fähigkeit der Union und ihrer Mitgliedstaaten zur Bekämpfung der Bedrohung 
durch den Terrorismus“. Es soll sichergestellt werden, dass neben der geltenden Politik für 
EU-Bürger, Besucher und Zuwanderer aus anderen Teilen der Welt auch die Politik gegen 




Als Leitlinie für die Politik der EU enthält das Haager Programm keine konkreten Maßnah-
menvorschläge. In ihm gibt der Europäische Rat lediglich Bereiche vor, in denen er ein 
Tätigwerden der EU, insbesondere des Rates der EU und der Europäischen Kommission, aber 
auch der Mitgliedstaaten selbst erwartet. Ausdruck verleiht der Europäische Rat seinen Er-
wartungen durch weit gefasste Vorgaben dazu, wie die Freiheit, die Sicherheit und das Recht 
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in der EU gestärkt werden können. Das „Haager Programm“ enthält Handlungsaufforderun-
gen speziell für den Bereich der Terrorismusbekämpfung und den ebenfalls die Terrorismus-
bekämpfung betreffenden Bereich der justiziellen und polizeilichen Zusammenarbeit. 
 
a) Spezifische Vorgaben zur Terrorismusbekämpfung 
 
Bei den Vorgaben zur Stärkung der Sicherheit in der EU315F316 finden sich vor allem spezifische 
Vorgaben für die Terrorismusbekämpfung neben Vorgaben zur Verbesserung des Informati-
onsaustausches, zur polizeilichen Zusammenarbeit, zur Bewältigung von Krisen mit grenz-
überschreitender Wirkung innerhalb der EU, zur operativen Zusammenarbeit, zur Kriminal-
prävention, zur organisierten Kriminalität und zur europäischen Drogenstrategie316F317. Der Eu-
ropäische Rat betont die große Bedeutung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, 
insbesondere ihrer Sicherheitsbehörden, des Informationsaustausches zwischen den Sicher-
heitsdiensten der Mitgliedstaaten und der Maßnahmen zur Bekämpfung der Finanzierung des 
Terrorismus. Zusätzlich fordert der Europäische Rat Vorschläge für eine bessere Sicherung 
von Sprengstofflagern und -transporten, zur Sicherstellung der Rückverfolgbarkeit von in-
dustriellen und chemischen Ausgangsstoffen und weist darauf hin, dass es wichtig sei, Opfern 
von Terroranschlägen in angemessener Weise Schutz und Unterstützung zu gewähren und den 
Faktoren entgegenzuwirken, die zur Radikalisierung und zur Rekrutierung für terroristische 
Aktivitäten beitragen. Zusätzlich weist er auf die besondere Bedeutung der externen Dimensi-
on des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ zur Bekämpfung des Terrorismus 
hin und betont, dass Europol und die Europäische Grenzschutzagentur FRONTEX in diesem 
Zusammenhang eine wichtige Rolle innehätten. 
Ein wesentliches Augenmerk legt der Europäische Rat bei dieser Aufzählung auf die Terro-
rismusprävention; denn alle diese Maßnahmen dienen in erster Linie der Verhinderung von 
terroristischer Aktivitäten, die etwaigen Anschlägen vorgelagert sind. Es geht darum, den 
Terroristen Gelder und sowohl technische als auch personelle Ressourcen zu nehmen, um es 
ihnen bereits im Vorfeld unmöglich zu machen, terroristische Anschläge durchzuführen. 
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b) Vorgaben zur polizeilichen Zusammenarbeit 
 
„Für die wirksame Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und 
anderer Formen der Schwerkriminalität sowie des Terrorismus ist es erforderlich, die prakti-
sche Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und den Zollbehörden der Mitgliedstaaten und 
mit Europol zu intensivieren und die auf diesem Gebiet vorhandenen Instrumente besser zu 
nutzen“. Wie sich aus dieser Formulierung im „Haager Programm“ ergibt, betreffen neben 
den terrorismusspezifischen Vorgaben auch die Vorgaben zur polizeilichen Zusammenar-
beit317F318 die Terrorismusbekämpfung. Der Europäische Rat fordert die EU und insbesondere 
die Mitgliedstaaten deshalb dazu auf, ihre polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit zu in-
tensivieren und die EU-Agenturen Europol und Eurojust miteinzubinden. Europol und 
Eurojust sollen bei der Terrorismusbekämpfung eine entscheidende Rolle spielen. Im Bereich 
dieser Vorgaben legt der Europäische Rat – im Gegensatz zu den spezifischen Vorgaben be-
treffend die Terrorismusbekämpfung – sein Hauptaugenmerk auf die Strafverfolgung und 
damit auf repressive Maßnahmen der Terrorismusbekämpfung. 
 
2. Aktionsplan zur Umsetzung des „Haager Programms“ 
 
Im „Haager Programm“ ersuchte der Europäische Rat die Europäische Kommission, dem Rat 
der EU im Jahr 2005 auf der Grundlage desselben Programms einen Aktionsplan vorzulegen, 
mit dem die Zielvorgaben des „Haager Programms“ umgesetzt werden und der einen Zeitplan 
für die Annahme und Durchführung aller Maßnahmen enthält. 
Daraufhin haben der Rat der EU und die Europäische Kommission am 2. und 3. Juni 2005 
den „Aktionsplan zur Umsetzung des Haager Programms zur Stärkung von Freiheit, Sicher-
heit und Recht in der Europäischen Union“318F319 angenommen. Dieser Aktionsplan enthält eine 
Liste der legislativen und operativen Maßnahmen, die nach Auffassung des Rates der EU und 
der Europäischen Kommission für die konkrete Ausgestaltung der Leitlinien des „Haager 
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Programms“ erforderlich sind und deren Umsetzung in den nächsten fünf Jahren erfolgen soll. 
Den Terrorismus betreffend enthält der Aktionsplan lediglich drei legislative Maßnahmen. 
Unter Punkt 3.2. fordert der Aktionsplan, sofern die Notwendigkeit und Durchführbarkeit 
festgestellt wird, einen Vorschlag zur Einrichtung eines europäischen Strafverfolgungsnet-
zes319F320, einen Vorschlag zur Verhütung des Missbrauchs karitativer Organisationen für die 
Terrorismusfinanzierung320F321 und die Entwicklung der ATLAS-Zusammenarbeit321F322 und ihres 
Rechtsrahmens322F323. 
Die übrigen Vorschläge für legislative Maßnahmen betreffen in erster Linie die Bekämpfung 
der grenzüberschreitenden Kriminalität und damit nicht speziell den Terrorismus. Hervorzu-
heben sind die Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustauschs, auf welche der 
Europäische Rat bereits im „Haager Programm“ als wichtigen Bestandteil der Terrorismusbe-
kämpfung hingewiesen hat. Insbesondere soll dem allgemeinen Grundsatz der Verfügbarkeit 
Rechnung getragen werden323F324. Diesem Hinweis entsprechend haben die Europäische Kom-
mission und der Rat der EU in den Aktionsplan Maßnahmen zur Verbesserung des Informati-
onsaustausches aufgenommen: 
 
– Die Annahme eines Rechtsakts über die Zurückhaltung von im Zusammenhang mit 
der Bereitstellung öffentlicher elektronischer Kommunikationsdienste verarbeiteten 
Daten für Zwecke der Aufdeckung, Untersuchung und Verfolgung von Straftaten; 
 
– einen Vorschlag zur Einführung des Verfügbarkeitsgrundsatzes in Bezug auf strafver-
folgungsrelevante Informationen; 
 
– einen Vorschlag für angemessene Schutzmaßnahmen und einen wirksamen Rechts-
schutz in Bezug auf den Transfer personenbezogener Daten für Zwecke der polizeili-
chen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen; 
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– die Annahme des Vorschlages für einen Rahmenbeschluss über die Vereinfachung des 
Austauschs von Informationen und Erkenntnissen zwischen den Strafverfolgungsbe-
hörden der Mitgliedstaaten der EU; 
 
– einen Vorschlag betreffend den Zugang der Strafverfolgungsbehörden zum VIS. 
 
Zudem haben die Europäische Kommission und der Rat der EU auch die für die Terrorismus-
bekämpfung wichtigen Vorgaben betreffend die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit 
in dem Aktionsplan umgesetzt: 
 
– Die Folgemaßnahmen zu der Mitteilung und dem Vorschlag zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit bei der Strafverfolgung, insbesondere an den Binnengrenzen zwi-
schen den Mitgliedstaaten; 
 
– einen Vorschlag für eine Richtlinie „zur Steigerung der Verkehrssicherheit durch Ein-
beziehung der Transeuropäischen Verkehrsnetze in die polizeiliche und justizielle Zu-
sammenarbeit“. 
 
V. Konzeptrahmen für die ESVP-Dimension der Terrorismusbekämpfung 
 
Am 18. November 2004 hat der Rat der EU einen „Konzeptrahmen für die ESVP-Dimension 
der Terrorismusbekämpfung“ erstellt324F325 und damit auf die Einbeziehung von militärischen 
Aspekten in die Terrorabwehr bei Prävention, Schutz und akutem Krisenmanagement hinge-
wiesen. Die sechs Grundprinzipien der Terrorismusbekämpfung im Rahmen der ESVP sind: 
 
– Solidarität zwischen den EU-Mitgliedstaaten; 
– freiwillige Beiträge der Mitglieder; 
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– klares Verständnis für terroristische Bedrohung und Bedrohungsanalysen; 
– säulenübergreifende Koordination im Kampf gegen Terrorismus; 
– Kooperation mit internationalen Partnern und 
– der komplementäre Beitrag der ESVP zur Terrorismusbekämpfung. 
 
VI. Strategie zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung 
 
Am 26. November 2004 hat der Rat der EU nach Aufforderung durch den Europäischen Rat 
eine „Strategie zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung“ entwickelt und damit die Be-
deutung dieses Bereichs der Terrorismusbekämpfung hervorgehoben. Diese Strategie enthält 
einen Überblick über die bisher getroffenen Maßnahmen und Empfehlungen, und wie diese 
Maßnahmen weiter verstärkt werden können. 
 
VII. Solidaritätsprogramm zu den Folgen terroristischer Bedrohungen und 
Anschläge 
 
Am 1. Dezember 2004 hat der Rat der EU ein „Solidaritätsprogramm zu den Folgen terroris-
tischer Bedrohungen und Anschläge“ beschlossen325F326. Dessen Inhalt betrifft die Erweiterung 
und Revidierung des CBRN-Programms 2002 und dient zur Verbesserung der EU-
Fähigkeiten, die Folgen chemischer, biologischer, radiologischer oder nuklearer terroristischer 
Bedrohungen zu begrenzen. Elemente dieses Programms sind: Risikoabschätzung, Schutz 
kritischer Infrastrukturen, Mechanismen zur Identifizierung terroristischer Bedrohungen und 
zur Alarmierung von Einsatzkräften und Öffentlichkeit, Abwehrbereitschaft und Kapazitäten 
im Krisenmanagement, Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten im Katastrophenschutz so-
wie internationale Zusammenarbeit. 
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VIII. Strategie zur Bekämpfung von Radikalisierung und Rekrutierung 
 
Seit den Anschlägen in Madrid am 11. März 2004 und der darauf folgenden Erklärung des 
Europäischen Rates am 25. März 2004 betont die EU regelmäßig die Bedeutung der Radikali-
sierung und der Anwerbung für den Terrorismus. Seitdem sucht sie nach Mitteln, wie sie die-
se zwei Quellen des Terrorismus bekämpfen kann. Ergebnis zahlreicher Arbeiten ist eine 
„Strategie zur Bekämpfung von Radikalisierung und Rekrutierung“, in der der Rat der EU 
darlegt, wie die EU und ihre Mitgliedstaaten die Radikalisierung und Anwerbung für den Ter-
rorismus in Zukunft bekämpfen wollen. 
Das in diesem Strategiepapier enthaltene Konzept basiert auf drei Bekämpfungsstrategien: 
Der Bekämpfung der Aktivitäten von Netzen und Personen, die Menschen für den Terroris-
mus anwerben, dem Bemühen darum, dass die Stimmen der Mehrheit die der Extremisten 
übertönen, und schließlich einem stärkeren Einsatz für Sicherheit, Recht, Demokratie und 
Chancen für alle. 
 
IX. Strategie der EU zur Terrorismusbekämpfung 
 
Im Anschluss an die im Juli 2005 verübten Anschläge von London verabschiedete der Euro-
päische Rat im Dezember 2005 eine neue „Strategie zur Terrorismusbekämpfung“, die der 
EU eine koordinierte Reaktion auf solche Taten ermöglichen soll. Diese Strategie stellt laut 
EU den Beginn der nächsten Phase des „Haager Programms“ dar. 
Die Strategie umfasst vier Schwerpunkte, sogenannte Arbeitsfelder, welche die Entwicklung 
der Terrorismusbekämpfung vorantreiben sollen, nämlich Prävention, Schutz, Verfolgung und 
Reaktion. Innerhalb dieser Arbeitsfelder macht die EU Rahmenvorgaben für Maßnahmen, die 
darauf abzielen, die Radikalisierung und die Anwerbung für den Terrorismus zu verhindern, 
die Bürger und die Infrastrukturen zu schützen, Terroristen zu verfolgen, gegen sie zu ermit-
teln und die Reaktion auf die Auswirkungen von Anschlägen zu verbessern. An die Ausfüh-
rungen zur Bedeutung jedes Arbeitsfeldes für die Terrorismusbekämpfung schließen sich je-
weils die zentralen Prioritäten für das jeweilige Arbeitsfeld an. 
 








Das erste Arbeitsfeld betrifft die Prävention. Gemäß ihrer Strategie möchte die EU Maßnah-
men entwickeln, durch welche in Europa und über Europa hinausgreifend verhindert wird, 
dass sich Menschen dem Terrorismus zuwenden. Die EU möchte bei den Faktoren ansetzen, 
die zu Radikalisierung und Anwerbung von Menschen für den Terrorismus führen können. 
Konkret betrifft das Arbeitsfeld Prävention folgende Vorhaben: 
 
– Entwicklung gemeinsamer Konzepte zur Erkennung und Bewältigung problematischer 
Verhaltensweisen, insbesondere des Missbrauchs des Internets; 
– Bekämpfung von Aufstachelung und Anwerbung (zumal in wichtigen Umfeldern wie 
Haftanstalten, Stätten religiöser Unterweisung oder Andachtsstätten), insbesondere 
durch die Umsetzung von Rechtsvorschriften, mit denen dieses Verhalten unter Strafe 
gestellt wird; 
– Entwicklung einer Medien- und Kommunikationsstrategie, damit die EU-Politik bes-
ser verständlich gemacht wird; 
– Förderung verantwortungsvoller Staatsführung, von Demokratie, Bildung und wirt-
schaftlicher Prosperität durch Unterstützungsprogramme der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten; 
– Entwicklung des Dialogs zwischen den Kulturen innerhalb und außerhalb der Union; 
– Entwicklung einer emotionsfreien Terminologie für die Debatte solcher Fragen; 
– fortgesetzte Forschung und die Weitergabe von Analysen und Erfahrungen, damit die 
Kenntnisse der EU in diesen Fragen ausgebaut und politische Antworten konzipiert 
werden. 
 
2. Schutz von Bürgern und Infrastrukturen 
 
Das Arbeitsfeld Schutz betrifft den Schutz von Bürgern und Infrastrukturen. Die EU möchte 
die Verwundbarkeit gegenüber Anschlägen verringern, indem auch die Sicherheit der Gren-
zen, des Verkehrs und kritischer Infrastrukturen erhöht wird. Mit folgenden konkreten Vorha-






ben möchte die EU den Schutz fördern: 
 
– Verbesserung der Sicherheit von EU- Pässen durch die Einführung biometrischer Da-
ten; 
– Einrichtung des Visa-Informationssystems (VIS) und des Schengener Informationssys-
tems der zweiten Generation (SIS II); 
– Entwicklung wirksamer Risikoanalysen für die EU-Außengrenzen mittels der Europä-
ischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen; 
– Anwendung vereinbarter gemeinsamer Standards für die Sicherheit des zivilen Luft-
verkehrs, der Häfen und des Seeverkehrs; 
– Annahme eines europäischen Programms zum Schutz kritischer Infrastrukturen; 
– optimale Nutzung der Forschungstätigkeit auf EU- und Gemeinschaftsebene. 
 
3. Verfolgung von Terroristen 
 
Das dritte Arbeitsfeld betrifft die Verfolgung der Terroristen. Verfolgung meint dabei nicht 
nur die Strafverfolgung von Terroristen, um diese vor Gericht zu stellen. In dieses Arbeitsfeld 
gehören auch die Anstrengungen, um Planungen, Reisen, Kommunikation, die Finanzierung 
von und den Zugang zu Anschlagsmaterial zu unterbinden. 
 
Die Vorhaben der EU in diesem Arbeitsfeld sind: 
 
– Stärkung der einzelstaatlichen Fähigkeiten zur Terrorismusbekämpfung unter Berück-
sichtigung der Empfehlungen, die im Rahmen der gegenseitigen Begutachtung der na-
tionalen Antiterrorvorkehrungen ausgesprochen wurden; 
– uneingeschränkte Nutzung von Europol und Eurojust zur Erleichterung der polizeili-
chen und justiziellen Zusammenarbeit und Einbeziehung der Bedrohungsbewertungen 
des gemeinsamen Lagezentrums bei der Gestaltung von Maßnahmen zur Terrorismus-
bekämpfung; 
– Weiterentwicklung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Ent-






scheidungen, auch durch Annahme der Europäischen Beweisanordnung; 
– uneingeschränkte Anwendung und Evaluierung der bestehenden Rechtsvorschriften 
sowie Ratifizierung der einschlägigen internationalen Verträge und Übereinkommen; 
– Entwicklung des Grundsatzes der Verfügbarkeit von Strafverfolgungsinformationen; 
– Verhinderung des Zugangs von Terroristen zu Waffen und Sprengstoffen, von selbst 
hergestellten Explosivstoffen bis hin zu CBRN-Material; 
– Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung einschließlich der Umsetzung vereinbarter 
Rechtsvorschriften, Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs des gemeinnützi-
gen Sektors und Überprüfung der Gesamtleistung der EU in diesem Bereich; 
– technische Unterstützung, um die Fähigkeit vorrangiger Drittländer zu erweitern. 
 
4. Reaktion auf bereits verübte Terroranschläge 
 
Das letzte Arbeitsfeld betrifft die Reaktion auf bereits verübte Terroranschläge. Es geht darum, 
die Folgen eines Anschlags zu bewältigen oder möglichst gering zu halten, indem die EU die 
Reaktionsfähigkeit, die Koordinierung der Reaktion und die Betreuung der Opfer verbessert. 
Dafür hat die EU in dieser Strategie folgende Vorhaben vorgesehen: 
 
– Festlegung von Vereinbarungen der EU in Bezug auf die Koordinierung im Krisenfall 
und die entsprechenden flankierenden Einsatzverfahren; 
– Überarbeitung der Rechtsvorschriften für das Katastrophenschutzverfahren der Ge-
meinschaft; 
– Entwicklung der Risikobewertung als Instrument, das dem Aufbau von Fähigkeiten 
zur Reaktion auf einen Angriff zugrunde liegt; 
– Verbesserung der Abstimmung mit internationalen Organisationen bei der Bewälti-
gung von Terroranschlägen und anderen Katastrophen; 
– Austausch von bewährten Praktiken und Entwicklung von Konzepten für die Betreu-
ung von Terrorismusopfern und ihren Familien. 
 
Wie die Prioritäten der vier Arbeitsfelder zeigen, sind die Vorgaben innerhalb der Strategie 






recht allgemein gefasst und enthalten keine konkreten Maßnahmen zur Terrorismusbekämp-
fung, sondern lediglich abstrakt gehaltene Vorhaben. Die Aufgabe der konkreten Darstellung 
aller relevanten Maßnahmen für die vier beschriebenen Arbeitsfelder dieser Strategie erfüllt 
ein ausführlicher Aktionsplan, welcher zuletzt am 13. Februar 2006 aktualisiert wurde und 
mehr als 160 Einzelmaßnahmen enthält326F327. 
 
X. Aktionspläne zur Terrorismusbekämpfung 
 
Als Reaktion auf die Anschläge vom 11. September 2001 wurde bereits wenige Tage später 
am 21. September als erste umfassende Strategie der breit angelegte „Aktionsplan zur Terro-
rismusbekämpfung“ als das Schlüsseldokument der Terrorismusbekämpfung durch die EU 
beschlossen. Der Europäische Rat trat am 21. September 2001 zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, um den Maßnahmen der EU die notwendigen Impulse zu geben. Zu die-
sem Zweck billigte er den „Aktionsplan zur Terrorismusbekämpfung“ und legte damit erste 
Leitlinien der Terrorismusbekämpfung durch die EU und ihre Mitgliedstaaten für die nächsten 
Jahre fest. Darin nannte er die fünf wichtigsten Vorhaben, um den Terrorismus innerhalb der 
EU zu bekämpfen. 
 
– Intensivierung der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit; 
– Weiterentwicklung der internationalen Rechtsinstrumente; 
– Verhinderung der Finanzierung des Terrorismus; 
– Verstärkung der Flugsicherheit; 
– Koordinierung der Gesamtaktionen der EU. 
 
Die zu ergreifenden Maßnahmen wurden in den folgenden Monaten mehrfach überarbeitet 
und danach eingeteilt, welcher Ratsformation sie innerhalb des Rates der EU zuzuordnen sind 
und welche Ratsformation bei deren Ausarbeitung die Federführung innehaben sollte. So 
wurde zwischen Maßnahmen des Rates „Allgemeine Angelegenheiten“, des Rates „Justiz und 
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Inneres“, des Rates „Wirtschaft und Finanzen“ und des Rates „Verkehr und Telekommunika-
tion“ unterschieden327F328. Maßnahmen des Rates „Allgemeine Angelegenheiten“ betrafen die 
Umsetzung einschlägiger UN-Resolutionen betreffend die Terrorismusbekämpfung, den Aus-
bau etwaiger internationaler Partnerschaften mit Nicht-EU-Staaten und sonstige politische 
Anstrengungen. Maßnahmen des Rates „Justiz und Inneres“ betrafen vor allem die Strafver-
folgung und Auslieferung innerhalb der EU und die Rechtshilfe in Strafsachen, Maßnahmen 
des Rates „Wirtschaft und Finanzen“ vor allem die Bekämpfung der Finanzierung des Terro-
rismus und Maßnahmen des Rates „Verkehr und Telekommunikation“ die Sicherheit des eu-
ropäischen Verkehrsnetzes. 
Als Reaktion auf die Anschläge in Madrid am 11. März 2004 trat der Europäische Rat zu-
sammen und nahm am 25. März 2004 eine „Erklärung zum Kampf gegen den Terroris-
mus“ an. Beschlossen wurde u.a. die Festlegung von sieben aktualisierten strategischen Zielen 
zu dem Zweck, dass der Rat der EU die Annahme eines überarbeiteten „Aktionsplans zur Be-
kämpfung des Terrorismus“ zum Abschluss bringt und dem Europäischen Rat auf seiner Ta-
gung im Juni 2004 erneut Bericht erstattet. 
Auf seiner Tagung am 17. und 18. Juni 2004 billigte der Europäische Rat schließlich den vom 
Rat der EU erstellten überarbeiteten „Aktionsplan zur Terrorismusbekämpfung“, in dem in 
über 200 Maßnahmen die folgenden sieben vorrangigen strategischen Ziele konkretisiert wur-
den, welche der Europäische Rat in seiner „Erklärung zum Kampf gegen den Terroris-
mus“ am 25. März 2004 beschlossen hatte: 
 
1. Vertiefung des internationalen Konsenses und Verstärkung der internationalen An-
strengungen zur Bekämpfung des Terrorismus; 
2. Eindämmung des Zugangs von Terroristen zu finanziellen und anderen wirtschaftli-
chen Ressourcen; 
3. Maximierung der Kapazitäten innerhalb der EU-Instanzen und Mitgliedstaaten zur 
Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von Terroristen und zur Verhinderung terro-
ristischer Anschläge; 
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4. Gewährleistung der Sicherheit des internationalen Verkehrs und wirksamer Grenz-
kontrollsysteme; 
5. Stärkung der Fähigkeiten der Mitgliedstaaten zur Bewältigung der Folgen eines Ter-
roranschlags; 
6. Untersuchung der Faktoren, die der Unterstützung und dem Anwachsen terroristischer 
Kreise Vorschub leisten; 
7. Ausrichtung der Maßnahmen der EU im Bereich der Auswärtigen Beziehungen auf 
prioritäre Drittländer, in denen die Kapazitäten bzw. die Bereitschaft zur Terrorismus-
bekämpfung gestärkt werden müssen. 
 
Auf 44 Seiten zählt dieser Aktionsplan Maßnahmen und Initiativen auf, welche dazu beitra-
gen sollen, die vorgenannten sieben strategischen Ziele zu erreichen. Festgelegt wurden Ziele 
der Terrorismusbekämpfung, Maßnahmen und Fristen sowie die für die Durchführung der 
Maßnahmen verantwortliche Einrichtung bzw. Institution der EU. Neben neuen Maßnahmen 
wurden auch Fristen für die Umsetzung von Maßnahmen festgelegt, die bereits vor längerer 
Zeit beschlossen worden waren. 
Zuletzt wurde der Aktionsplan am 13. Februar 2006 überarbeitet. Dieser aktualisierte Entwurf 
des EU-Aktionsplans zur Terrorismusbekämpfung328F329 bezieht sich auf die EU-Strategie zur 
Terrorismusbekämpfung329F330. Der Anhang beinhaltet Angaben darüber, welcher Mitgliedstaat 
welche der gesetzgebenden Instrumente implementiert hat, die in der Erklärung über Terro-




In Gestalt ihrer Organe leistet die EU umfangreiche Arbeiten zur Terrorismusbekämpfung. In 
Leitlinien gibt die EU den „roten Faden“ der Terrorismusbekämpfung vor. Die Leitlinien zur 
Terrorismusbekämpfung enthalten Vorgaben für präventive und repressive Maßnahmen, le-
gislative und operative Maßnahmen, außen- und innenpolitische Maßnahmen sowie Vorgaben 
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für Maßnahmen, die die Reaktionsmöglichkeiten der EU auf einen verübten Anschlag verbes-
sern sollen. 
Obwohl es Aufgabe dieser Pläne sein sollte, die Terrorismusbekämpfung der EU transparen-
ter und übersichtlicher zu gestalten, fällt es aufgrund der Fülle der darin vorgeschlagenen 
Maßnahmen und Vorhaben schwer, einen Überblick über die Terrorismusbekämpfung der EU 
zu gewinnen. Aus den genannten Leitlinien lassen sich jedoch vier Schwerpunkte ablesen, auf 
die die EU im Rahmen der Terrorismusbekämpfung seit den Anschlägen vom 11. September 
2001 konsequent ihr Hauptaugenmerk legt und in denen sie ihre und die Fähigkeiten ihrer 
Mitgliedstaaten zur Terrorismusbekämpfung stetig verbessern möchte. Dabei handelt es sich 
um die Bereiche: 
 
– Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus, 
– Verbesserung des Informationsaustausches, 
– Verbesserung der grenzüberschreitenden Strafverfolgung innerhalb der EU, 
– Verbesserung der Sicherheit der Infrastruktur. 
 
Das Tätigwerden der EU in diesen Schwerpunkten soll zu einer verstärkten Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten unter Einbeziehung der für die Terrorismusbekämpfung zustän-
digen EU-Agenturen Europol, Eurojust und FRONTEX führen. 
Zu diesen vier Schwerpunkten sind jüngst zwei hinzugekommen, auf die die EU in naher Zu-
kunft besonderen Wert legen möchte. Aktuell ist die EU auf der Suche nach Möglichkeiten, 
wie sie die Radikalisierung und Rekrutierung von Terroristen bekämpfen, wie sie den Schutz 
gefährdeter Infrastrukturen sicherstellen und wie sie verhindern kann, dass Terroristen in den 
Besitz von Massenvernichtungswaffen kommen. 
Wünschenswert wäre eine übersichtlichere Gestaltung der Leitlinien. Beispielsweise könnte 
sich die EU auf das Wesentliche konzentrieren und alle in Erklärungen, Schlussfolgerungen, 
Plänen, Programmen, Strategien und Mitteilungen genannten Aspekte der Terrorismusbe-
kämpfung in einem Plan zusammenfassen. Eine verbesserte Übersichtlichkeit würde eine 
koordiniertere, effektivere und mehr aufeinander abgestimmte Terrorismusbekämpfung in-
nerhalb der EU erleichtern. 
 






B. Legislative Einzelmaßnahmen der EU zur Bekämpfung des Terrorismus 
 
Zur Bekämpfung des Terrorismus wurde auf europäischer Ebene durch die EU seit den An-
schlägen vom 11. September 2001 basierend auf den vom Europäischen Rat, dem Rat der EU 
und der Europäischen Kommission aufgestellten Leitlinien eine Vielzahl von Maßnahmen 
beschlossen, die zwar noch nicht vollständig in das Recht der Mitgliedstaaten umgesetzt sind, 
aber dennoch die Entwicklung der europäischen Terrorismusbekämpfung vorangetrieben und 
verbessert haben. 
Zusätzlich gibt es eine Reihe aktueller Vorschläge der Europäischen Kommission für Maß-
nahmen zur Terrorismusbekämpfung, welche voraussichtlich in naher Zukunft von der EU 
beschlossen werden. Im Hinblick auf die Verknüpfungen mit der organisierten Kriminalität 
und den sonstigen Bedrohungen der Sicherheit330F331 wurden einige der folgenden Maßnahmen 
nicht primär zur Bekämpfung des Terrorismus, sondern allgemein zur Bekämpfung grenz-
überschreitender Kriminalität erlassen. Dennoch unterstützen auch diese Maßnahmen die EU 
in ihrem Kampf gegen den Terrorismus. 
 
I. Maßnahmen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus 
 
Die Zerschlagung der finanziellen Basis terroristischer Organisationen ist eine notwendige 
Bedingung331F332 und ein Schlüsselelement332F333 für die erfolgreiche Bekämpfung des Terrorismus. 
Terroristen benötigen Geld und sonstige Vermögenswerte, um die terroristischen Strukturen 
über einen längeren Zeitraum aufrecht zu erhalten, um Mitglieder zu rekrutieren und zu trai-
nieren, um zu kommunizieren und vor allem um Anschläge zu planen und durchzuführen333F334. 
Von entscheidender Bedeutung für Terroristen und terroristische Vereinigungen ist deshalb 
die Frage, aus welchen Quellen sie finanzielle Mittel beziehen und wie sie die finanziellen 
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Mittel nutzen und einsetzen können. 
In seinen Schlussfolgerungen vom 21. September 2001 hat der Europäische Rat daher folgen-
des festgestellt: „Ein entscheidender Aspekt ist der Kampf gegen die Finanzierung des Terro-
rismus. Damit er wirkungsvoll geführt werden kann, ist ein energisches internationales Vor-
gehen erforderlich“334F335. 
Die Bedeutung der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung wurde außerdem von der Euro-
päischen Kommission in zahlreichen Mitteilungen, insbesondere in den zwei bereits darge-
stellten Mitteilungen über die Prävention und Bekämpfung des Terrorismus335F336 betont. Die 
europäischen Staaten versuchen deshalb durch Maßnahmen auf EU-Ebene zu verhindern, dass 
Terroristen und terroristische Vereinigungen Gelder und Vermögenswerte erhalten und nutzen 
können. Einen wesentlichen Einfluss auf die Terrorismuspolitik der EU in diesem Bereich 
haben die Vereinten Nationen, welche selbst in UN-Resolutionen Vorgaben für die Bekämp-
fung der Finanzierung des Terrorismus machen. Die wichtigsten Maßnahmen der Vereinten 




– UN-Resolution 1267 vom 15. Oktober 1999336F337 
– UN-Resolution 1333 vom 19. Dezember 2000337F338 
– UN-Resolution 1373 vom 28. September 2001338F339 
– UN-Resolution 1390 vom 28. Januar 2002339F340 
 
                                                 
335  Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 21. September 2001 unter Ziffer 5. Zu finden unter 
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/ec/85097.pdf. 
336  Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über die Prävention und Bekämp-
fung der Terrorismusfinanzierung vom 20. Oktober 2004 (KOM [2004] 700) und Mitteilung der Kommissi-
on an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss über die 
Prävention und Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung vom 29. November 2005 (KOM [2005] 620). 
337  S/Res/1267 (1999). 
338  S/Res/1333 (2000). 
339  S/Res/1373 (2001). 
340  S/Res/1390 (2002). 






Maßnahmen der EU 
 
– Gemeinsamer Standpunkt 1999/727/GASP vom 15. November 1999 „über restriktive 
Maßnahmen gegen die Taliban“340F341 
– Verordnung (EG) Nr. 337/2000 vom 14. Februar 2000 „über ein Flugverbot und das 
Einfrieren von Geldern und anderen Finanzmitteln betreffend die Taliban von Afgha-
nistan“341F342 
– Gemeinsamer Standpunkt 2001/154/GASP vom 26. Februar 2001 „über restriktive 
Maßnahmen gegen die Taliban“342F343 
– Verordnung (EG) Nr. 467/2001 vom 6. März 2001 „über das Verbot der Ausfuhr be-
stimmter Waren und Dienstleistungen nach Afghanistan, über die Ausweitung des 
Flugverbots und des Einfrierens von Geldern und anderen Finanzmitteln betreffend die 
Taliban von Afghanistan“343F344 
– Gemeinsamer Standpunkt 2001/930/GASP vom 27. Dezember 2001 „über die Be-
kämpfung des Terrorismus“344F345 
– Gemeinsamer Standpunkt 2001/931/GASP vom 27. Dezember 2001 „über die An-
wendung besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus“345F346 
– Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 vom 27. Dezember 2001 „über spezifische gegen 
bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Be-
kämpfung des Terrorismus“346F347 
– Gemeinsamer Standpunkt 2002/402/GASP vom 27. Mai 2002 „betreffend restriktive 
Maßnahmen gegen Osama bin Laden, Mitglieder der Al-Qaida- Organisation und die 
Taliban sowie andere mit ihnen verbündete Personen, Gruppen, Unternehmen und 
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– Verordnung (EG) Nr. 881/2002 vom 27. Mai 2002 „über die Anwendung bestimmter 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, 
die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung 
stehen“348F349 
– Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Oktober 2005 „über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft oder 
aus der Gemeinschaft verbracht werden“349F350 
– Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 „zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung“350F351 
– Verordnung „über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei Geldtrans-
fers“ vom 15. November 2006351F352. 
 
Die Vielzahl der Maßnahmen erscheint unübersichtlich. Tatsächlich bilden die Maßnahmen 
jedoch einen Teil eines weitgehend planvollen Gesamtkonzepts der Vereinten Nationen und 
der EU zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus. 
Die UN-Resolutionen, die Gemeinsamen Standpunkte und die Verordnungen sind Grundlage 
für Sanktionsmaßnahmen, die insbesondere die Finanzierung des Terrorismus kriminalisieren, 
das Einfrieren von Geldern und Vermögenswerten anordnen und die Bereitstellung etwaiger 
finanzieller Mittel verbieten. 
Zusätzlich zu diesen Sanktionsmaßnahmen versucht die EU durch die Richtlinie vom 
26.Oktober 2005 „zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geld-
wäsche und der Terrorismusfinanzierung“, die Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 „über die Überwachung von Barmit-
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teln, die in die Gemeinschaft oder aus der Gemeinschaft verbracht werden“352F353 und die Ver-
ordnung „über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei Geldtransfers“353F354, die 




Durch das Einfrieren von Geldern, Vermögenswerten oder sonstigen finanziellen Ressourcen 
und das Verbot, den davon betroffenen Personen und Vereinigungen etwaige Vermögenswer-
te zur Verfügung zu stellen354F355, beschränken die Vereinten Nationen und die EU den Kapital- 
und Zahlungsverkehrs namentlich benannter terroristischer Einzelpersonen, Gruppen und Or-
ganisationen. Damit werden sog. Sanktionsmaßnahmen, „smart sanctions“ oder „targeted 
sanctions“ auch im Kampf gegen den internationalen Terrorismus eingesetzt. 
 
a) UN-Resolutionen als Grundlage der Sanktionsmaßnahmen 
 
Grundlage der europäischen Sanktionsmaßnahmen durch die EU bilden die UN-Resolutionen 
1267 vom 15. Oktober 1999, 1333 vom 19. Dezember 2000, 1390 vom 16. Januar 2002 und 
1373 vom 28. September 2001. Durch sie wurden die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
und damit auch die Mitgliedstaaten der EU dazu verpflichtet, Sanktionsmaßnahmen gegen 
Osama bin Laden, die Al-Qaida, die Taliban und sonstige Terroristen und terroristische Grup-
pierungen zu erlassen. 
Die Sanktionsmaßnahmen beinhalten das Einfrieren von Geldern, Vermögenswerten und 
sonstigen finanziellen Ressourcen, das Verbot, den betroffenen Personen und Vereinigungen 
etwaige Vermögenswerte zur Verfügung zu stellen, Flugverbote, die Verwehrung der Ein- 
und Durchreise und die Kriminalisierung der Finanzierung des Terrorismus im allgemeinen. 
Tatsächlich bilden die Sanktionsmaßnahmen auf der Grundlage der UN-Resolutionen in ihrer 
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Gesamtheit zwei sog. Sanktionsregime355F356. Zu unterscheiden ist zwischen dem Sanktionsre-
gime gegen Osama bin Laden, die Al-Qaida und die Taliban aufgrund der UN-Resolutionen 
1267, 1333 und 1390 und dem Sanktionsregime gegen sonstige Terroristen und terroristische 
Gruppierungen aufgrund der UN-Resolution 1373. 
 
aa) Sanktionsregime aufgrund der UN-Resolutionen 1267, 1333 und 1390 
 
Noch vor den Anschlägen vom 11. September 2001 hat der UN-Sicherheitsrat durch die UN-
Resolution 1267 vom 15. Oktober 1999 ein Sanktionsregime gegen die Taliban in Afghanis-
tan eingeführt. Gemäß Ziffer 1 der UN-Resolution sollten die Taliban geeignete Maßnahmen 
treffen, damit „ihr“ Staat nicht dazu genutzt wird, um darin Terroristen auszubilden. Gemäß 
Ziffer 2 wurde die sofortige Auslieferung von Osama bin Laden gefordert. Um diese Ver-
pflichtungen durchzusetzen, enthielt die Resolution in Ziffer 4 a) ein Flugverbot und sah in 
Ziffer 4 b) vor, dass alle Mitgliedstaaten Gelder und Finanzmittel einfrieren, die aus unmittel-
bar oder mittelbar von den Taliban kontrollierten Vermögenswerten stammen. 
Weiterentwickelt und sowohl auf Osama bin Laden als auch die Al-Qaida ausgeweitet wurde 
das Sanktionsregime durch die UN-Resolutionen 1333 vom 19. Dezember 2000 und die UN-
Resolution 1390 vom 28. Januar 2002. Gemäß den Ziffern 1 und 2 der UN-Resolution 1390 
sollten die von den UN-Resolutionen 1267 und 1333 vorgegeben Maßnahmen, insbesondere 
das Einfrieren von Geldern, fortgesetzt werden. 
Die genauen Adressaten der Sanktionsmaßnahmen ergeben sich aus einer Liste, die aufgrund 
der UN-Resolutionen 1267 und 1333 durch ein eigens dafür eingesetztes Sanktionskomitee, 
zusammengesetzt aus Vertretern der 15 Sicherheitsratsmitglieder, erstellt wurde356F357. Veröf-
fentlicht wurde eine Liste von Individuen und Organisationen, die den Taliban oder der Al-
Qaida nahe stehen357F 358. Damit die Listung der Personen und Organisationen gerechtfertigt 
bleibt, wird die Liste regelmäßig unter Berücksichtigung der Vorschläge einzelner Staaten 
                                                 
356  Unklar hierzu Schmalenbach, JZ 2006, S. 350. 
357  Vgl. Guidelines of the Committee for the Conduct of its Work, Ziffer 9, unter www.un.org/Docs/sc/ 
committes/1267/1267_guidelines.pdf. 
358  Vgl. die Liste der Vereinten Nationen unter http://www.un.org/Docs/sc/committees/1267/tablelist.htm. 






aktualisiert. Die tatsächliche Umsetzung der Vorgaben durch die Mitgliedstaaten der Verein-
ten Nationen überwacht der sog. Sanktionsausschuss (Ziffer 6 der UN-Resolution 1267). 
 
bb) Sanktionsregime aufgrund der UN-Resolution 1373 
 
Die UN-Resolution 1373 vom 28. September 2001 betrifft Sanktionsmaßnahmen gegen sons-
tige Terroristen und terroristische Gruppierungen, die nicht bereits dem Sanktionsregime auf-
grund der UN-Resolutionen 1267, 1333 und 1390 unterfallen. Mögliche Adressaten der UN-
Resolution 1373 sind damit alle Terroristen und terroristischen Organisationen mit Ausnahme 
der Taliban und der Al-Qaida. 
Gemäß Ziffer 1 a) der UN-Resolution 1373 ist die Verhütung und Bekämpfung der Finanzie-
rung des Terrorismus ein entscheidendes Element, um terroristische Gruppen eines wesentli-
chen Mittels zur Begehung ihrer Verbrechen zu berauben. Ziffer 1 b) verlangt von den Mit-
gliedstaaten die Kriminalisierung der Finanzierung des Terrorismus. Ziffer 1 c) der UN-
Resolution enthält die Verpflichtung der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, mit terroris-
tischen Aktivitäten verbundene Gelder zu ermitteln und einzufrieren, und verlangt von den 
Mitgliedstaaten, dass sie über die entsprechenden administrativen und justiziellen Mechanis-
men verfügen, um Gelder krimineller Herkunft mit der gebotenen Dringlichkeit zu blockieren. 
Ziffer 1 d) verpflichtet die Mitgliedstaaten schließlich dazu, die Bereitstellung von Geldern, 
Vermögenswerten oder sonstigen wirtschaftlichen Ressourcen an Terroristen oder an Körper-
schaften, die im Eigentum von Terroristen stehen oder von Terroristen kontrolliert werden, 
oder an Körperschaften, die für Terroristen handeln, zu verbieten. Die Ziffern 2 und 3 der 
UN-Resolution betreffen allgemeine Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus wie die 
Kriminalisierung terroristischer Handlungen und die internationale Zusammenarbeit zwischen 
den Staaten, um terroristische Angriffe abzuwehren. 
Im Rahmen dieses Sanktionsregimes erfolgt die Listung – anders als im Falle der UN-
Resolutionen 1267, 1333 und 1390 – nicht durch ein UN-Sanktionskomitee, sondern durch 
die Mitgliedstaaten selbst358F359. Grund dafür ist, dass die UN-Resolution 1373 lediglich eine 
                                                 
359  Wohl übersehen von Tomuschat, Speyerer Vorträge, Heft 85, S. 9. 






Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der genannten Maßnahmen enthält, ihnen 
aber die Adressierung der Sanktionen selbst überlässt. Die Umsetzung der Resolution wird 
durch das sog. Counter-Terrorism-Committee überwacht, welches zu diesem Zweck einge-
richtet wurde und aus allen Mitgliedern des Sicherheitsrates besteht. 
 
b) Die Umsetzung der UN-Resolutionen durch die EU 
 
Um ihren Verpflichtungen aus den genannten UN-Resolutionen nachzukommen, haben sich 
die europäischen Staaten der EU bedient359F360 und Maßnahmen auf EU-Ebene erlassen. Die 
konkrete Umsetzung der UN-Resolutionen erfolgte jeweils durch Gemeinsame Standpunkte 
im Rahmen der zweiten Säule und deren Umsetzung wiederum durch Verordnungen im Rah-
men der ersten Säule. 
Rechtsgrundlage der Sanktionsmaßnahmen ist Art. 301 EG-Vertrag. Der doppelten Umset-
zung auf EU-Ebene bedarf es, da Sofortmaßnahmen nach Art. 301 EG-Vertrag stets einen 
Gemeinsamen Standpunkt oder eine Gemeinsame Aktion voraussetzen. Gemeinsame Stand-
punkte selbst stellen keine ausreichende Umsetzungsmaßnahme dar, da sie lediglich ein Zwi-
schenergebnis festhalten und gemäß Art. 15 S. 2 EU-Vertrag erst ein Konzept für weitere 
Maßnahmen auf EU-Ebene aufstellen360F361. Sinn und Aufgabe dieses Zusammenspiels ist es, die 
Entscheidungsprärogative der Mitgliedstaaten im intergouvernementalen Bereich der GASP 
zu wahren und zu gewährleisten, dass die Maßnahmen am supranationalen Charakter des 
Gemeinschaftsrechts teilhaben361F362. 
 
aa) Maßnahmen zur Umsetzung der UN-Resolutionen 1267, 1333 und 1390 
 
Die Umsetzung der UN-Resolutionen 1267, 1333 und 1390 des UN-Sicherheitsrates erfolgte 
                                                 
360  Hierzu vgl. die Ausführungen im 3. Teil dieser Arbeit zum Einfluss der Vereinten Nationen auf die Terro-
rismusbekämpfung der EU unter D.I. 
361  Böse, in: Schwarze Art. 34 EUV, Rn. 4; Cremer, in: Calliess, Art. 15 EUV, Rn. 4. 
362  Cremer, in: Calliess, Art. 301 EGV, Rn. 2. 






durch die Annahme der folgenden Maßnahmen: 
 
– Gemeinsamer Standpunkt 1999/727/GASP vom 15. November 1999362F363 und Verord-
nung (EG) Nr. 337/2000 vom 14. Februar 2000363F364 (Umsetzung der UN-Resolution 
1267); 
– Gemeinsamer Standpunkt 2001/154/GASP vom 26. Februar 2001364F365 und Verordnung 
(EG) Nr. 467/2001 vom 6. März 2001365F366 (Umsetzung der UN-Resolution 1333); 
– Gemeinsamer Standpunkt 2002/402/GASP vom 27. Mai 2002366F367 und Verordnung (EG) 
Nr. 881/2002 vom 27. Mai 2002367F368 (Umsetzung der UN-Resolution 1390). 
 
(1) Gemeinsamer Standpunkt 1999/727/GASP 
 
Zur Umsetzung der UN-Resolution 1267 hat die EU am 15. November 1999 den Gemeinsa-
men Standpunkt 1999/727/GASP angenommen und restriktive Maßnahmen gegen die Taliban 
beschlossen. Art. 1 verbietet Flüge in das und aus dem Hoheitsgebiet der EU von Flugzeugen, 
welche im Eigentum der Taliban stehen oder von ihnen gemietet oder betrieben werden. Art. 
2 enthält die Verpflichtung, Gelder und andere Finanzmittel der Taliban einzufrieren. 
 
(2) Verordnung (EG) Nr. 337/2000 
 
Umgesetzt wurde der Gemeinsame Standpunkt 1999/727/GASP durch die Verordnung (EG) 
Nr. 337/2000 auf Grundlage der Art. 301, 60 EG-Vertrag. Entsprechend den Vorgaben des 
Gemeinsamen Standpunktes wurden die Mitgliedstaaten der EU in Art. 3 verpflichtet, Gelder 
                                                 
363  ABl. EG Nr. L 294, 1. 
364  ABl. EG Nr. L 43, 1. 
365  ABl. EG Nr. L 57, 1. 
366  ABl. EG Nr. L 67, 1. 
367  ABl. EG Nr. L 139, 4. 
368  ABl. EG Nr. L 139, 10. 






und andere Finanzmittel der Taliban einzufrieren und diesen keine Gelder und Finanzmittel 
zur Verfügung zu stellen. Zusätzlich wurden in Art. 5 Starts und Landungen von bestimmten 
Luftfahrzeugen untersagt und ein Flugverbot ausgesprochen. Aus den Anhängen I und II er-
geben sich die vom Taliban-Sanktionsausschuss bezeichneten Personen und Luftfahrzeuge 
auf die sich die Verordnung und die daran anknüpfenden Maßnahmen beziehen. 
 
(3) Gemeinsamer Standpunkt 2001/154/GASP 
 
Durch den Gemeinsamen Standpunkt 2001/154/GASP wurden die Verpflichtungen des Ge-
meinsamen Standpunkts 1999/727/GASP ausgeweitet. Zusätzlich zum Einfrieren von Geldern 
und Finanzmitteln und zum Flugverbot wurden die Lieferung, der Verkauf und die Weiterga-
be von Rüstungsgütern und Wehrmaterial jeder Art (Art. 2 Abs.1) und von technischer Bera-
tung, Hilfe oder Ausbildung im Zusammenhang mit militärischen Tätigkeiten (Art. 2 Abs. 2) 
untersagt. Außerdem wurde der Adressatenkreis erweitert und festgelegt, dass auch die Gelder 
und Vermögenswerte Osama bin Ladens und der Al-Qaida, wie vom UN-Sanktionsausschuss 
bezeichnet, eingefroren werden und diesen keine Gelder und Finanzmittel zur Verfügung ge-
stellt werden dürfen. 
 
(4) Verordnung (EG) Nr. 467/2001 
 
Umgesetzt wurde der Gemeinsame Standpunkt 2001/154/GASP auf der Grundlage der Art. 
301, 60 EG-Vertrag durch die Verordnung (EG) Nr. 467/2001. Durch diese Verordnung wur-
de die Verordnung (EG) Nr. 337/2000 aufgehoben und ohne wesentliche inhaltliche Ände-
rungen ersetzt. 
 
(5) Gemeinsamer Standpunkt 2002/402/GASP 
 
Der Gemeinsame Standpunkt des Rates vom 27. Mai 2002 „betreffend restriktive Maßnah-






men gegen Osama bin Laden, Mitglieder der Al-Qaida-Organisation und die Taliban sowie 
andere mit ihnen verbündete Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen“368F369 setzt 
schließlich die aktuellste UN-Resolution 1390 um. In Art. 1 und 3 wiederholt er die bereits in 
dem vorhergehenden Gemeinsamen Standpunkt enthaltenen Verpflichtungen (Einfrieren von 
Vermögenswerten und Lieferungsverbot). Gemäß Art. 4 soll zusätzlich die Ein- und Durch-
reise der in Art. 1 genannten Personen in und durch das Hoheitsgebiet der EU verhindert wer-
den. In Art. 1 wird auf die, durch den UN-Sanktionsausschuss aufgrund der UN-Resolutionen 
1267, 1333 und 1390 erstellte Liste Bezug genommen, in welcher Osama bin Laden, Mitglie-
der der Al-Qaida-Organisation, die Taliban sowie andere mit ihnen verbündete Personen, 
Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen aufgeführt sind. 
 
(6) Verordnung (EG) Nr. 881/2002 
 
Die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 setzt schließlich den Gemeinsamen Standpunkt 
2002/402/GASP um und hebt die Verordnung (EG) Nr. 467/2001 auf. Im Anhang enthält sie 
eine Liste der Personen, Gruppen und Organisationen gegen die sich, in Übereinstimmung mit 
der vom UN-Sanktionsausschuss erstellten Liste, die Sanktionen der EU richten sollen. In Art. 
2 Abs. 2 und 3 wird die gleiche Verpflichtung der Mitgliedstaaten aufgestellt. Um die Ver-
pflichtungen aus den Artikeln 1-3 (Einfrieren von Vermögenswerten und das Lieferungsver-
bot) sicherzustellen, sind gemäß Art. 5 Personen, Organisationen und Einrichtungen ver-
pflichtet, den im Anhang II aufgeführten nationalen Behörden Informationen über Umge-
hungsversuche zu übermitteln und mit den nationalen Behörden zusammenzuarbeiten. Für 
den Fall, dass gegen die Bestimmungen der Verordnung verstoßen wird, legen die Mitglied-
staaten gemäß Art. 10 Sanktionen fest. Gemäß Art. 7 wird die Kommission ermächtigt, die 
Liste im Anhang zur Verordnung aufgrund entsprechender Entscheidung des UN-
Sanktionsausschusses zu ändern, um deren Aktualität sicherzustellen. Bislang kam es inso-
weit bereits zu 95 Änderungen369F370. 
                                                 
369  ABl. EG Nr. L 139, 4. 
370  Vgl. die Homepage der Deutschen Bundesbank unter: 
http://www.bundesbank.de/finanzsanktionen/finanzsanktionen_taliban.php. 






Hervorzuheben ist schließlich die Verordnung (EG) Nr. 561/2003370F371 durch welche der Rat der 
EU in Art. 2 a eine humanitäre Ausnahmeklausel eingeführt hat, welche Ausnahmetatbestän-
de vorsieht. Nach diesen kann auf Antrag des Betroffenen und nach Entscheidung der zustän-
digen nationalen Behörde371F372 Art. 2 auf Gelder und wirtschaftliche Ressourcen unanwendbar 
sein, wenn diese etwa der Befriedigung bestimmter Grundbedürfnisse und Bezahlung rechtli-
cher Dienstleistungen dienen. Die letzte, jedoch unwesentliche Änderung erfolgte durch Ver-
ordnung (EG) Nr. 400/2008 der Kommission vom 5. Mai 2008372F373. 
 
bb) Maßnahmen zur Umsetzung der UN-Resolution 1373 
 
Die Umsetzung der UN-Resolution 1373 des UN-Sicherheitsrates erfolgte durch die Annah-
me der Gemeinsamen Standpunkte 2001/930/GASP373F374, 2001/931/GASP374F375 und deren Um-
setzung durch die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 über 
„spezifische, gegen bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnah-
men zur Bekämpfung des Terrorismus“375F376. 
 
(1) Gemeinsamer Standpunkt 2001/931/GASP 
 
Mit dem gemeinsamen Standpunkt des Rates vom 27. Dezember 2001 „über die Anwendung 
besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus“ hat die EU zum ersten Mal ver-
sucht, den Begriff einer „terroristischen Handlung“ zu definieren376F377. Nach Art. 1 Abs. 3 des 
Gemeinsamen Standpunkts ist darunter „eine der nachstehend aufgeführten vorsätzlichen 
                                                 
371  ABl. EG Nr. L 82, 1. 
372  In Deutschland die Deutsche Bank. 
373  ABl. EG Nr. L 118, 14. 
374  ABl. EG Nr. L 344, 90. 
375  ABl. EG Nr. L 344, 93. 
376  ABl. EG Nr. L 344, 70. 
377  Wohl übersehen von v. Bubnoff, NJW 2002, S. 2672 ff. 






Handlungen, die durch die Art oder durch ihren Kontext ein Land oder eine internationale 
Organisation ernsthaft schädigen kann und im innerstaatlichen Recht als Straftat definiert ist“, 
zu verstehen. Die aufgezählten objektiven Handlungen sind Absichtsdelikte mit überschie-
ßender Innentendenz, weil der Täter das Ziel verfolgen muss, die Bevölkerung auf schwer-
wiegende Weise einzuschüchtern, eine Regierung oder internationale Organisation zu einem 
Tun oder Unterlassen zu zwingen oder die politischen, verfassungsrechtlichen und anderen 
Grundstrukturen eines Landes oder einer internationalen Organisation ernsthaft zu destabili-
sieren oder zu zerstören377F378. 
Im Gegensatz zu der Umsetzung des Sanktionsregimes gegen die Taliban und die Al-Qaida 
erstellt der UN-Sanktionsausschuss im Rahmen dieses Sanktionsregimes keine eigene Liste, 
sondern überlässt die Listung der Betroffenen den UN-Mitgliedstaaten. Zu diesem Zweck 
enthält der Gemeinsame Standpunkt in Art. 1 Abs. 4 ein eigenes Listungsverfahren, das soge-
nannte „clearing house“-Verfahren378F379, durch welches die EU ihrer Verpflichtung nachkommt, 
selbst eine Liste aufzustellen. 
Innerhalb der EU kann danach auf Grundlage der Empfehlung eines informellen „clearing 
house“ jeder Rat der EU über eine entsprechende Listung entscheiden. Vorschläge dazu kön-
nen von allen Mitgliedstaaten gemacht werden. 
Da der Prozess nicht öffentlich ist, ist auch nicht bekannt, anhand welcher Kriterien ein Indi-
viduum oder eine Organisation auf die Liste gesetzt oder wieder gestrichen wird379F380. Im An-
hang zum Gemeinsamen Standpunkt findet sich deshalb eine Liste, in der i.V.m. Art. 1 Abs. 1 
diejenigen Personen, Vereinigungen und Körperschaften genannt sind, für welche der Ge-
meinsame Standpunkt Anwendung findet, weil sie vermutlich an terroristischen Handlungen 
beteiligt sind. Gemäß Art. 1 Abs. 4 wird diese Liste aufgrund „genauer Informationen, die 
sich entweder aus nationalen Ermittlungen eines Mitgliedstaates oder einer Strafverfolgung 
durch einen Mitgliedstaaten wegen „Terrorismus“ ergeben oder vom Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen genannt werden“, erstellt. 
Der gemeinsame Standpunkt wird fortlaufend – mindestens einmal pro Halbjahr – überprüft, 
                                                 
378  Näher zur Definition einer „terroristischen Handlung“ bei den Ausführungen zum Rahmenbeschluss zur 
Terrorismusbekämpfung im 5. Teil dieser Arbeit unter B. III. 
379  Vergleiche hierzu eingehend Bartelt, EuZW 2003, S. 713. 
380  Vgl. hierzu Heinz/Schlitt/Würth, S. 15. 






um sicherzustellen, dass der Verbleib der Personen und Körperschaften, die in der Liste ent-
halten sind, nach wie vor gerechtfertigt ist. Die Aktualisierung der Liste erfolgt im Sinne der 
Art. 1 Abs. 4 und Art. 6 durch Erlass eines neuen gemeinsamen Standpunkts bei gleichzeitiger 
Aufhebung des letzten gemeinsamen Standpunkts. Die letzte Aktualisierung erfolgte am 29. 
April 2008 durch den gemeinsamen Standpunkt 2008/347/GASP380F381. 
Der gemeinsame Standpunkt begründet die Verpflichtung der EU, dafür zu sorgen, dass die 
Gelder und sonstigen Vermögenswerte oder wirtschaftlichen Ressourcen der in der Liste ge-
nannten Personen, Vereinigungen und Körperschaften eingefroren werden, und sicherzustel-
len, dass den in der Liste genannten Personen, Vereinigungen und Körperschaften keine Gel-
der, Vermögenswerte oder wirtschaftliche Ressourcen oder Finanz- oder andere damit zu-
sammenhängende Dienstleistungen mittelbar oder unmittelbar zur Verfügung gestellt werden. 
 
(2) Gemeinsamer Standpunkt 2001/930/GASP 
 
Auch der Gemeinsame Standpunkt des Rates vom 27. Dezember 2001 „über die Bekämpfung 
des Terrorismus“381F382 richtet sich gemäß Art. 2 und 3 gegen Personen, „die terroristische Hand-
lungen begehen, zu begehen versuchen oder sich an deren Begehung beteiligen oder diese 
erleichtern“, sowie gegen Körperschaften, die Eigentum dieser Personen sind oder unter ihrer 
Kontrolle stehen, und endlich gegen Personen und Körperschaften, die im Namen oder auf 
Weisung der vorgenannten Personen handeln. Auch dieser Gemeinsame Standpunkt sieht vor, 
dass die Finanzierung dieser Personen und Körperschaften durch Einfrieren ihrer Vermö-
genswerte gemäß Art. 2 und durch sonstige Austrocknung gemäß Art. 3 unterbunden wird. 
Zusätzlich kriminalisiert dieser Gemeinsame Standpunkt die Finanzierung des Terrorismus. In 
Art. 1 wird dazu die vorsätzliche Bereitstellung oder Sammlung von Geldern unter Strafe ge-
stellt, gleich auf welchem Wege, ob mittelbar oder unmittelbar, durch Staatsangehörige oder 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten der EU mit der Absicht, diese Gelder zur Ausführung 
terroristischer Handlungen zu verwenden, oder in Kenntnis dieser Absicht. 
 
                                                 
381  ABl. EG Nr. L 116, 55. 
382  ABl. EG Nr. L 344, 70. 






(3) Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 und Beschluss 2005/930/EG 
 
Zur Umsetzung des gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP in Bezug auf die Bekämp-
fung der Finanzierung des Terrorismus382F383 und insbesondere das Einfrieren von Geldern und 
Vermögenswerten wurde am selben Tag die Verordnung des Rates vom 27. Dezember 2001 
über „spezifische, gegen bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Terrorismus“383F384 erlassen. Die EU kam mit dieser Verordnung 
ihren Verpflichtungen aus Art. 2 und 3 des gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP nach. 
Die Verordnung sieht in Art. 2 die Verhinderung der Finanzierung des Terrorismus durch 
Einfrieren, Verbot der Bereitstellung von Vermögenswerten und Untersagung der Erbringung 
von Finanzdienstleitungen vor. Nach Art. 2 Abs. 3 der Verordnung kann der Rat der EU eine 
„Liste der dieser Verordnung unterfallenden Personen, Vereinigungen oder Körperschaf-
ten“ erstellen, überprüfen oder einstimmig ändern. 
Dieser Ermächtigung entsprechend hat der Rat der EU zunächst mit Beschluss vom 27. De-
zember 2001 eine solche Liste aufgestellt und diese Liste in nachfolgenden Beschlüssen re-
gelmäßig aktualisiert. Die letzte Aktualisierung der angehängten Liste erfolgte durch den Be-
schluss 2005/930/EG des Rates vom 21. Dezember 2005 zur Durchführung von Artikel 2 Ab-
satz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 „über spezifische, gegen bestimmte Personen und 
Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2005/848/EG“384F385. 
Die Mittel, um dieser Verpflichtung aus Art. 2 nachzukommen, sind in Art. 4 der Verordnung 
genannt. Danach „übermitteln Banken, sonstige Finanzinstitute, Versicherungsgesellschaften 
und sonstige Einrichtungen und Personen Angaben, die die Anwendung dieser Verordnung 
erleichtern, unverzüglich den im Anhang aufgeführten zuständigen Behörden der Mitglied-
staaten, in denen sie ihren Sitz bzw. Wohnsitz haben, und über diese zuständigen Behörden 
der Kommission“. Darüber hinaus arbeiten Banken, sonstige Finanzinstitute, Versicherungs-
                                                 
383  Die Verpflichtung zur polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Art. 4 des Gemeinsamen Standpunk-
tes 2001/931/2001 wurde durch den Beschluss 2003/48/JI (ABl. EG Nr. L 16, 68) umgesetzt. 
384  ABl. EG Nr. L 344, 70. 
385  ABl. EG Nr. L 340, 64. 






gesellschaften und sonstige Einrichtungen und Personen mit den im Anhang aufgeführten 
zuständigen Behörden bei der Überprüfung der Angaben zusammen. Diese Zusammenarbeit 
dient dazu, die Gelder und Vermögenswerte der im Anhang des gemeinsamen Standpunkts 
2001/931/GASP genannten Personen, Vereinigungen und Körperschaften einzufrieren und 
sicherzustellen, dass ihnen keine finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
In Art. 5 und 6 ergänzt die Verordnung die Vorgaben der Gemeinsamen Standpunkte insbe-
sondere um eine humanitäre Ausnahmeklausel betreffend das Einfrieren von Guthaben und 
sonstigen Vermögenswerten. Hiernach können auf Antrag Genehmigungen zur Befriedigung 
der Grundbedürfnisse aus den eingefrorenen Geldern erteilt werden. 
 
c) Rechtliche Probleme 
 
Die Behandlung der Sanktionsmaßnahmen der EU zur Bekämpfung der Finanzierung des 
Terrorismus erfordert auch eine Darstellung der rechtlichen Problematik und der hierzu erlas-
senen Urteile des EuG sowie des EuGH sowohl in Bezug auf das Sanktionsregime aufgrund 
der UN-Resolutionen 1267, 1333 und 1390385F386 als auch in Bezug auf das Sanktionsregime 
aufgrund der UN-Resolution 1373386F387. 
In wegweisenden Urteilen hatten das EuG und der EuGH über die Listung der Kläger durch 
die Vereinten Nationen bzw. durch die EU zu entscheiden. 
Mit ihrer Klage hatten die betroffenen Personen und Organisationen die Nichtigerklärung der 
Verordnung (EG) Nr. 881/2002387F388 bzw. des Beschlusses388F389 beantragt, weil aufgrund dieser 
                                                 
386  Urteile des EuG in den Rechtssachen T-306/01 (Yusuf und Al Barakaat Foundation/Rat) und T-315/01 (Ka-
di/Rat und Kommission) vom 21. September 2005 (aufgehoben durch das Urteil des EuGH in den Rechtssa-
chen C-402/05 P und C-415/05 P vom 3. September 2008) sowie in den Rechtssachen T-253/02 (Ayadi/Rat) 
und T-49/04 (Hassan/Rat und Kommission) vom 12. Juli 2006. 
387  Urteile des EuG in der Rechtssache T-228/02 (Organisation des Modjahedines du peuple d`Iran/Rat) vom 12. 
Dezember 2006 sowie in den Rechtssachen T-47/03 (Sison/Rat) und T-327/03 (Stichting Al-Aqsa/Rat) vom 
11. Juli 2007. 
388  Betreffend das Sanktionsregime aufgrund der UN-Resolutionen 1267, 1333 und 1390 gegen Osama bin 
Laden, die Al-Qaida und die Taliban. 
389  Betreffend das Sanktionsregime aufgrund der UN-Resolution 1373 gegen sonstige Terroristen und terroristi-






Maßnahmen ihre Namen auf einer Liste von Unterstützern des internationalen Terrorismus 
erschienen und ihre Konten eingefroren wurden. 
In der Urteilsbegründung haben das EuG und der EuGH Stellung genommen zu den Rechts-
schutzmöglichkeiten der von der Listung Betroffenen, zu dem Prüfungsumfang bei Indivi-
dualsanktionen, der Kompetenz des Rates der EU, wirtschaftliche Sanktionen gegen Individu-
en zu erlassen, und zu dem möglichen Verstoß gegen Gemeinschaftsgrundrechte. 
 
(1) Problemstellung – Individualrechtsschutz gegen Sanktionsmaßnahmen 
 
Sowohl die Aufnahme in die Liste durch den UN-Sanktionsausschuss im Rahmen des Sankti-
onsregimes gegen Osama bin Laden, die Al-Qaida und die Taliban, als auch auf europäischer 
Ebene im Rahmen des Sanktionsregimes gegen sonstige Terroristen und terroristische Grup-
pierungen und die sich daran anschließenden Sanktionen greifen erheblich in die individuellen 
Rechte der Betroffenen ein. Problematisch an diesen Listen ist, dass sie aufgrund eines Ver-
fahrens erstellt werden, in dessen Verlauf die Rechte der verdächtigen Personen kaum ge-
schützt werden389F390, so dass auch unbescholtene Bürger unter Verdacht geraten können. 
Fraglich ist deshalb zunächst, wie sich Personen oder Gruppierungen gegen die Listung weh-
ren können, wenn sie sich auf den Listen des UN-Sanktionsausschusses oder des Rates der 
EU wieder finden und deshalb in der Folge Sanktionsmaßnahmen der Mitgliedstaaten ausge-
setzt sind. 
Klagen gegen die Vereinten Nationen sind nicht möglich, weil ein Rechtsschutz von Indivi-
duen vor dem IGH390F391 nicht gegeben und der Zugang lediglich Staaten vorbehalten ist. Da 
auch keine Schiedsstelle beim UN-Sanktionsausschuss oder einem sonstigen Gremium der 
Vereinten Nationen391F392 existiert, an die sich die Betroffenen wenden könnten, besteht die ein-
zige Möglichkeit der Betroffenen darin, vor dem EuG gegen die Aufnahme in die Liste zu 
                                                                                                                                                        
sche Gruppierungen. 
390  Cassani, SZW 2003, S. 308. 
391  Zur praktischen Unmöglichkeit des Rechtsschutzes gegen die Listung durch die Vereinten Nationen vor 
deutschen Gerichten vgl. Biehler, AVR 2004, S. 175-177. 
392  Albin, Studie der Heinrich Böll Stiftung 2004, S. 3. 







Richtige Klageart auf europäischer Ebene gegen Sanktionsmaßnahmen ist die Nichtigkeits-
klage gemäß Art. 230 EG-Vertrag, durch welche gemäß Art. 231 EG-Vertrag die 
Nichtigerklärung der Verordnung angestrebt wird. Überprüft wird dabei durch das EuG bzw. 
den EuGH grundsätzlich die formelle und materielle Rechtmäßigkeit der Verordnung. 
Problematisch ist jedoch, dass die Verordnungen umsetzen, was in Gemeinsamen Standpunk-
ten im Rahmen der GASP angenommen wurde, um wiederum die in Resolutionen des UN-
Sicherheitsrates enthaltenen Sanktionen umzusetzen. In diesem Zusammenhang stellt sich die 
Frage nach den Rechtsschutzmöglichkeiten und dem Prüfungsumfang des EuG bzw. des 
EuGH, wenn durch eine Überprüfung einer gemeinschaftsrechtlichen Verordnung inzident 
auch der inhaltsgleiche Gemeinsame Standpunkt und die inhaltsgleiche Resolution des UN-
Sicherheitsrates gerichtlich überprüft werden. Einer gerichtlichen Überprüfung könnte sowohl 
die Existenz eines Gemeinsamen Standpunkts als auch die Existenz einer Resolution des UN-
Sicherheitsrates entgegenstehen. Grund dafür sind zum einen die Vorrangwirkung von UN-
Resolutionen gegenüber den Regelungen des EG- und EU-Vertrages und zum anderen der auf 
EU-Ebene bewusst fehlende Rechtsschutz gegen Gemeinsame Standpunkte. 
 
(a) Vorrangwirkung der UN-Resolutionen 
 
Art. 25 UN-Charta verpflichtet die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, Beschlüsse des 
Sicherheitsrates im Einklang mit der UN-Charta anzunehmen und durchzuführen. Gemäß Art. 
27 WVK haben Beschlüsse des Sicherheitsrates dabei eine Vorrangwirkung gegenüber entge-
genstehendem innerstaatlichen Recht. Gemäß Art. 103 UN-Charta haben die Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen die Verpflichtungen aus der UN-Charta auch dann zu erfüllen, wenn 
andere völkerrechtliche Verpflichtungen diesen Verpflichtungen entgegenstehen. Insofern 
kommt den Beschlüssen des Sicherheitsrates auch eine Vorrangwirkung gegenüber anderen 
                                                 
393  Zur Möglichkeit der Streichung von der Liste im Rahmen eines sog. „de-listing-Verfahrens“ vgl. 
Schmalenbach, JZ 2006, S. 350. Dieses Verfahren stellt lediglich ein völkerrechtliches Instrument des dip-
lomatischen Schutzes dar, ohne den Betroffenen Handlungsfähigkeit auf UN-Ebene zu geben. Abhängig ist 
der Betroffene dabei von der Bereitschaft seines Heimatstaates, diplomatischen Schutz auszuüben. 






völkerrechtlichen Verpflichtungen zu. Dies gilt insbesondere auch für die Verpflichtungen aus 
EG- und EU-Vertrag393F394. Damit haben alle EG-Mitgliedstaaten die Verpflichtungen aus den 
UN-Resolutionen zu erfüllen, ungeachtet der Verpflichtungen aus EG- und EU-Vertrag. 
Da die EG-Mitgliedstaaten ihre Verpflichtungen aus den UN-Resolutionen in der Regel auf 
Ebene der EU umsetzen, stellt sich die Frage, ob auch die EU selbst an die Vorrangwirkung 
der UN-Resolutionen gebunden ist; denn die EU ist weder Mitglied der Vereinten Nationen, 
noch ist sie Adressat der UN-Resolutionen. 
Die Verpflichtung der EU, den UN-Resolutionen Vorrang vor dem Recht der EU einzuräu-
men, ergibt sich zunächst aus Art. 307 EG-Vertrag, dem europäischen Gegenstück zu Art. 103 
UN-Charta. Darin erkennt die EU ausdrücklich die Vorrangwirkung an, indem sie es den Mit-
gliedstaaten der EU erlaubt, völkerrechtliche Verpflichtungen aus älteren Verträgen zu erfül-
len, auch wenn sie dadurch gegen den EG-Vertrag verstoßen. Die Vorschrift würde ihren 
Zweck verfehlen, wenn mit ihr nicht auch stillschweigend eine Verpflichtung der EU und 
ihrer Organe begründet würde, die Erfüllung der Pflichten ihrer Mitgliedstaaten nicht zu be-
hindern394F395. 
Des Weiteren deutet Art. 297 EG-Vertrag auf die Anerkennung der Vorrangwirkung durch 
die EU hin, da er verlangt, dass sich die Mitgliedstaaten miteinander ins Benehmen setzen, 
um durch gemeinsames Vorgehen zu verhindern, dass das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes durch Maßnahmen beeinträchtigt wird, die ein Mitgliedstaat im Hinblick auf die Auf-
rechterhaltung des Friedens und der internationalen Sicherheit übernommen hat. Zusätzlich 
ergibt sich die Bindung der EU „kraft Funktionsnachfolge in die Wirtschaftbeziehungen der 
Mitgliedstaaten“, welche daraus folgt, dass die Rechtsakte, welche die UN-Resolutionen um-
setzen in besonderem Maße auf die UN-Resolutionen Bezug nehmen und sie nahezu inhalts-
gleich übernehmen395F396. Die EU lässt insofern erkennen, dass sie von einer Umsetzungsver-
pflichtung und dem Vorrang der UN-Resolutionen ausgeht. 
Schließlich ergibt sich eine Bindung der EU aus dem Grundsatz der Gemeinschaftstreue ge-
mäß Art. 10 EG-Vertrag. Denn wenn die Mitgliedstaaten im Rahmen der EU durch eine Ver-
ordnung die Vorgaben aus einer UN-Resolution umsetzen, dann ist die EU nach Art. 10 EG-
                                                 
394  Vgl. Bernhardt, in: Simma, Art. 103 UN-Charta, Rn. 16. 
395  Kokott, in: Streinz, Art. 307 EGV, Rn. 24. 
396  Kokott, in: Streinz, Art. 302 EGV, Rn. 26. 






Vertrag verpflichtet, ihre Kompetenzen so auszuüben, dass die Mitgliedstaaten ihre Verpflich-
tungen aus der UN-Charta nicht verletzen396F397. 
 
(b) Vorrangwirkung Gemeinsamer Standpunkte 
 
Die Bestimmungen des EG-Vertrages zur Zuständigkeit des EuGH und zur Ausübung dieser 
Zuständigkeit gelten nur für die in Art. 46 EU-Vertrag genannten Bestimmungen des EU-
Vertrags. Für die nicht erfassten Materien hat dies zur Folge, dass sie nicht der Zuständigkeit 
des EuGH unterworfen sind397F398. Darüber hinaus können weder die in Art. 46 EU-Vertrag nicht 
erfassten Bestimmungen noch das auf ihrer Grundlage erfasste Sekundärrecht den Entschei-
dungsmaßstab in einem sonstigen Verfahren bilden398F399. Umstritten ist allerdings die Frage, ob 
eine Berücksichtigung der nicht in Art. 46 EU-Vertrag genannten Normen inzident in Be-
tracht kommen kann, wenn im Rahmen der Sanktionsmaßnahmen die zu überprüfende Ver-
ordnung inhaltlich mit einem Gemeinsamen Standpunkt übereinstimmt. 
 
(aa) Möglichkeit einer inzidenten Prüfung durch den EuGH 
 
Vertreten wird, eine inzidente Überprüfung nicht genannter Bestimmungen sei möglich, wenn 
in einem unionsrechtlich geregelten Bereich eine Handlung eines Unionsorgans gegen Ge-
meinschaftsrecht verstößt399F400. Als Argument wird insbesondere angeführt, dass lediglich der 
Gemeinschaftsrechtsakt überprüft werde, selbst wenn er eng mit der zwischenstaatlichen 
Maßnahme verknüpft sei. Aufgrund der Wahrung des Gemeinschaftsrechts gemäß Art. 220 
EG-Vertrag müsse jeder Gemeinschaftsrechtsakt überprüft werden können400F 401 . Außerdem 
                                                 
397  So Schmalenbach, JZ 2006, S. 352; Schneider, S. 215. 
398  Cremer, in: Calliess, Art. 46 EUV, Rn. 19. 
399  Cremer, in: Calliess, Art. 46 EUV, Rn. 23. 
400  Geiger, Art. 46 EUV, Rn. 8; Krück, in: von der Groeben, Band I, Art. 46 EUV, Rn. 27; Garçon, S. 126; 
Schneider, Wirtschaftssanktionen, 1999, S. 147 und 148. 
401  Krück, in: von der Groeben, Band I, Art. 46 EUV, Rn. 27. 






spreche für eine Überprüfung die Unberührtheitsklausel des Art. 47 EU-Vertrag401F402. Danach 
könnte der EuGH ohne Einschränkungen die Verordnung überprüfen, durch die ein Gemein-
samer Standpunkt umgesetzt wird, und wäre damit auch für Klagen zuständig, im Rahmen 
deren er die Rechtmäßigkeit von Gemeinsamen Standpunkten inzident überprüfen müsste. 
 
(bb) Keine Möglichkeit einer inzidenten Prüfung durch den EuGH 
 
Die Gegenansicht402F403 verneint die Möglichkeit einer inzidenten Prüfung der nicht in Art. 46 
EU-Vertrag genannten Bestimmungen. Ausnahmsweise dürfe der EuGH für den Fall des Art. 
301 EG-Vertrag überprüfen, ob ein Gemeinsamer Standpunkt als Tatbestandsvoraussetzung 
gefasst worden sei und ob sein Inhalt ausreiche, um von Art. 301 EG-Vertrag Gebrauch zu 
machen. Nicht – auch nicht inzident – überprüft werden dürfe allerdings die Rechtsgültigkeit 
des Gemeinsamen Standpunkts403F404. Begründet wird diese Auffassung damit, dass andernfalls 
die in Art. 46 EU-Vertrag zum Ausdruck kommende Beschränkung der Gerichtsbarkeit des 
EuGH unterlaufen werde 404F405. Außerdem müsse die Entscheidungsprärogative der Mitglied-
staaten im Rahmen der GASP gewahrt werden405F406. Nach dieser Ansicht wäre der Prüfungsum-
fang des EuGH darauf beschränkt, festzustellen, ob die Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 
301 EG-Vertrag vorliegen. 
 
(2) Problemstellung – Zuständigkeit der EU 
 
Rechtsgrundlage für den Erlass von Wirtschafts- und Finanzsanktionen gegenüber Drittstaa-
ten sind Art. 301, 60 EG-Vertrag. Danach kann der Rat der EU auf der Grundlage von Ge-
                                                 
402  Schneider, S. 148. 
403  Scheuer, in: Lenz/Borchardt, Art. 46 EUV, Rn. 6; Cremer, in: Calliess, Art. 46 EUV, Rn. 21; Steinbarth, 
ZEuS 2006, S. 279. 
404  Cremer, in: Calliess, Art. 46 EUV, Rn. 22. 
405  Cremer, in: Calliess, Art. 46 EUV, Rn. 21. 
406  Steinbarth, ZEuS 2006, S. 279. 






meinsamen Standpunkten oder Gemeinsamen Aktionen, die nach den Bestimmungen des Ver-
trags über die Europäische Union betreffend die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
angenommen wurden, Sofortmaßnahmen treffen, wenn ein Tätigwerden der Gemeinschaft 
vorgesehen ist, um die Wirtschaftbeziehungen zu einem oder mehreren dritten Ländern aus-
zusetzen, einzuschränken oder vollständig einzustellen. Diese Rechtsgrundlage gilt unstreitig 
für den Erlass von Sanktionsmaßnahmen gegenüber Drittstaaten406F 407 . Nicht mit diesen 
Embargen gegen Drittstaaten zu vergleichen sind die hier genannten Sanktions- bzw. 
Embargomaßnahmen, die sich gegen bestimmte terroristische Personen, Gruppen und Organi-
sationen407F408 richten. Umstritten ist deshalb die Frage, ob auch Sanktionsmaßnahmen gegen 
Einzelpersonen von der Rechtsgrundlage der Art. 301, 60 EG-Vertrag gedeckt sind, da Art. 
301 EG-Vertrag ausdrücklich nur zu Embargomaßnahmen gegenüber „Ländern“ ermächtigt. 
Zu unterscheiden ist dabei zwischen Sanktionsmaßnahmen gegen Einzelpersonen oder Verei-
nigungen, die, ohne „Staatsgewalt“ im engeren Sinne auszuüben, tatsächlich die Kontrolle 
über ein Land oder Teile davon haben, und solchen Personen oder Vereinigungen, die sich 
ausschließlich gegen Einzelpersonen richten, die keine Verbindung zu einem bestimmten 
Staat aufweisen. Einen Fall der Sanktionsmaßnahmen gegen Personen und Vereinigungen mit 
„Staatsgewalt“ stellte bis zur im Oktober 2001 eingeleiteten bewaffneten Intervention in Af-
ghanistan das Sanktionsregime gegen die Taliban dar, da diese zum Zeitpunkt seines Erlasses 
die Staatsgewalt in Afghanistan innehatten. Im Übrigen stellen die oben genannten Sanktions-
regime Sanktionsmaßnahmen gegen Einzelpersonen und Gruppierungen ohne „Staatsge-
walt“ dar. 
 
(a) Maßnahmen gegen Personen oder Vereinigungen mit Staatsgewalt 
 
Im Falle von Sanktionsmaßnahmen gegen Einzelpersonen oder Vereinigungen, die, ohne 
Staatsgewalt im engeren Sinne auszuüben, die Kontrolle über ein Land oder Teile davon in-
nehaben, vertritt der Rat der EU die Auffassung, dass auch diese Maßnahmen von der 
                                                 
407  Vgl. hierzu die Ausführungen zum Handelsembargo gegen Libyen vom 23. November 1993. 
408  Vgl. die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 und die Verordnung (EG) Nr. 881/2002. 






Rechtsgrundlage der Art. 301, 60 EG-Vertrag gedeckt sind408F409. Zur Begründung führt der Rat 
der EU an, dass Art. 301, 60 EG-Vertrag als Rechtsgrundlage für Embargomaßnahmen aus-
reichend seien, wenn die genannten Personengruppen eine so enge Bindung an einen Staat 
hätten bzw. die vollständige oder teilweise de facto-Kontrolle eines Staatsgebiets ausübten, 
dass die eingefrorenen Gelder tatsächlich dem Staat zugute kommen würden. 
 
(b) Maßnahmen gegen Personen oder Vereinigungen ohne Staatsgewalt 
 
Anders verhält es sich mit Sanktionsmaßnahmen gegen Einzelpersonen oder Vereinigungen, 
die keinen Bezug zu einem Staat aufweisen. In diesem Fall steht der Wortlaut des Art. 301 
EG-Vertrag der Anwendung als Rechtsgrundlage entgegen, da auch im Gemeinschaftsrecht, 
wie in den nationalen Rechtsordnungen, der Wortlaut Ausgangspunkt jeder Auslegung ist409F410. 
Die Befugnis zum Erlass von Sanktionsmaßnahmen gegen Einzelpersonen oder Vereinigun-
gen „ohne Staatsgewalt“ ergibt sich damit nicht aus Art. 301, 60 EG-Vertrag, da deren Wort-
laut nur Wirtschaftssanktionen gegen „Drittstaaten“ erlaubt. 
Die EU hat deshalb zum Erlass der Verordnungen (EG) Nr. 2580/2001 und 881/2002 zusätz-
lich zur Rechtsgrundlage der Art. 301, 60 EG-Vertrag die Generalermächtigungsnorm des Art. 
308 EG-Vertrag herangezogen410F411. Die Notwendigkeit ergab sich, weil die Adressaten411F412 der 
auf den Verordnungen beruhenden Sanktionsmaßnahmen keine Hoheitsgewalt über einen 
Staat innehatten. Dies galt insbesondere auch für die Taliban, die im Anschluss an die im Ok-
tober 2001 eingeleitete bewaffnete Intervention die Hoheitsgewalt über Afghanistan verloren 
hatten. Deshalb stellt sich in Bezug auf den Erlaß der Sanktionsmaßnahmen die Frage, ob Art. 
301, 60 EG-Vertrag unter Zuhilfenahme des Art. 308 EG-Vertrag eine ausreichende Rechts-
grundlage zum Erlass von Embargomaßnahmen gegen Einzelpersonen darstellen. 
 
                                                 
409  So der Rat der EU im Fall des Sanktionsregimes gegen die UNITA in Angola aufgrund der Verordnung 
1705/88 vom 28. Juli 1988, ABl. EG Nr. L 215, 1. 
410  Wegener, in: Calliess, Art. 220 EGV, Rn. 12. 
411  Zu Art. 308 EG-Vertrag vgl. die Ausführungen im 3. Teil dieser Arbeit unter C.III.3. 
412  Osama bin Laden, Al-Qaida, die Taliban und sonstige Terroristen und terroristische Gruppierungen. 






(3) Sanktionsregime aufgrund der UN-Resolutionen 1267, 1333 und 1390 
(a) Urteile des EuG vom 21. September 2005 und 12. Juli 2006 
(aa) Vorrangwirkung der UN-Resolutionen 
 
Entsprechend den vorangegangenen Ausführungen hat das EuG in seinen Entscheidungen412F413 
die Vorrangwirkung der UN-Resolutionen 1267 und 1333 anerkannt und festgestellt, dass die 
EU die vom UN-Sanktionsausschuss erstellte Liste zu beachten habe. Weder nationale Ge-
richte noch der EuGH und das EuG dürften die formelle und materielle Rechtmäßigkeit der 
Listungen überprüfen413F414, da es sich bei der Listung und deren Folgen um Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen aus der UN-Charta handle. In den UN-Resolutionen 
1267 und 1333 hätten nämlich die Vereinten Nationen ihre Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, 
die Maßnahmen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus gegen die in der Liste 
genannten Personen und Personengruppen zu ergreifen. Das Völkerrecht sperre damit in Form 
des Art. 103 UN-Charta etwaige Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die Listungen in der Ver-
ordnung (EG) Nr. 881/2002 und ihren Folgeverordnungen, da dafür der UN-
Sanktionsausschuss und nicht die EU selbst verantwortlich sei414F415. Die Bindung der EU selbst 
hat das EuG mit einem Verweis auf den Grundsatz der Gemeinschaftstreue gemäß Art. 10 
EG-Vertrag begründet, welcher die Gemeinschaft dazu verpflichte, die Mitgliedstaaten nicht 
an der Erfüllung ihrer Pflichten aus der UN-Resolution zu behindern415F416. Allerdings hat das 
EuG den Rechtsschutz nicht völlig ausgeschlossen, sondern die Rechtskontrolle lediglich auf 
                                                 
413  Rs. T-306/01 (Yusuf und Al Barakaat Foundation/Rat) und T-315/01 (Kadi/Rat und Kommission) vom 21. 
September 2005 sowie in den Rs. T-253/02 (Ayadi/Rat) und T-49/04 (Hassan/Rat und Kommission) vom 12. 
Juli 2006. 
414  So auch Albin, Studie der Heinrich Böll Stiftung 2004, S. 3. Kritisch dazu Schmalenbach, JZ 2006, S. 352, 
353. 
415  So auch Bartelt, EuZW 2003, S. 714; EuG in seinen Entscheidungen vom 21. September 2005 zu den Rs. T-
306/01 und T-315/01. 
416  Da das EuG bereits über die Vorrangwirkung der UN-Resolution die beschränkte Rechtskontrolle hergeleitet 
hat, musste es sich zu der Frage des eingeschränkten Rechtsschutzes aufgrund des vorangegangenen Ge-
meinsamen Standpunktes nicht mehr äußern. 






eine Überprüfung der Einhaltung des sogenannten „ius cogens“416F417 beschränkt. 
 
(bb) Verstoß gegen das „ius cogens“ 
 
Im Rahmen der Überprüfung der Einhaltung des „ius cogens“ hat das EuG zur Frage der Ver-
letzung von Gemeinschaftsgrundrechten durch die Folgen der Listung Stellung genommen 
und sich mit den materiellen Einwänden der Kläger auseinandergesetzt. Als Maßstab wurden 
die Gemeinschaftsgrundrechte insoweit zugrunde gelegt, als sie einen „ius cogens“-Kern auf-
weisen. 
Das Gericht vertrat die Ansicht, dass die durch übergeordnete Normen des allgemeinen Völ-
kerrechts geschützten Gemeinschaftsgrundrechte der Kläger nicht verletzt seien. Diskutiert 
hat es die Verletzung des Grundrechts auf Eigentum unter Beachtung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes und die Verletzung der Verfahrensgrundrechte des Rechts auf rechtliches 
Gehör und auf effektiven Rechtsschutz. Nicht angesprochen hat das EuG das Recht auf Leben, 
die Begründungspflicht und den Grundsatz der Unschuldsvermutung417F418. 
Zwar werde durch das Einfrieren von Geldern und Vermögenswerten in den Schutzbereich 
des Grundrechts auf Eigentum der gelisteten Personen und Organisationen eingegriffen, je-
doch seien die Beschwerdeführer nicht willkürlich ihres Eigentumsrechts beraubt worden. Der 
Eingriff sei verhältnismäßig und greife nicht in den Wesensgehalt des Grundrechts ein, da das 
Einfrieren der Gelder mit Ausnahme- und Befreiungsmöglichkeiten versehen sei, welche ein-
deutig zeigten, dass diese Maßnahmen weder bezweckten noch bewirkten, die genannten Per-
sonen einer inhumanen und erniedrigenden Behandlung auszusetzen. Der Kampf gegen den 
Terrorismus sei ein legitimer Zweck der Sanktion. 
Hinsichtlich des Rechts auf rechtliches Gehör stellte das EuG fest, dass die UN-Resolutionen 
kein Anhörungsverfahren vorsähen und ein solches deshalb auch nicht zwingend erforderlich 
sei. Mangels eigenen Beurteilungsspielraums musste der Rat der EU die Kläger nicht selbst 
                                                 
417  Zum „ius cogens“ gehören zwingende Normen des Völkerrechts, die für alle Völkerrechtssubjekte ein-
schließlich der Organe der Vereinten Nationen gelten und von denen nicht abgewichen werden darf. 
418  Zur möglichen Verletzung dieser Rechte und Grundsätze vgl. Rengeling/Szczekalla, Rn. 1191; Bartelt, 
EuZW 2003, S. 716. 






anhören. Ausreichend sei das Verfahren der Vereinten Nationen zur Listenprüfung418F419, auch 
wenn die Initiierung von der Bereitschaft des Heimatstaates abhänge, diplomatischen Schutz 
zu gewähren. Eine Anhörung sei auch deshalb nicht geboten, weil eine Maßnahme wie das 
Einfrieren von Vermögenswerten einen Überraschungseffekt haben und sofort zur Anwen-
dung kommen müsse. 
Schließlich verletze auch die eingeschränkte Rechtsschutzmöglichkeit nicht das Recht der 
Kläger auf effektiven Rechtsschutz, da sie keine Verletzung eines „ius cogens“-
Menschenrechts darstelle. Das EuG stellte fest, dass es lediglich auf EU-Ebene an gerichtli-
chem Rechtsschutz mangele. Das Recht auf Zugang zu den Gerichten sei nicht absolut, weil 
es zum einen mit Ausnahmen versehen werden könne und zum anderen bestimmte Ein-
schränkungen diesem Recht immanent seien. Das allgemeine Interesse an der Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit überwiege das Recht des Einzelnen auf Zu-
gang zu den Gerichten. Darüber hinaus sei dem Umstand erhebliche Bedeutung zuzumessen, 
dass die Listung regelmäßig überprüft werde und der Einzelne die Möglichkeit habe, im „de-
listing-Verfahren“ die Streichung von der Liste zu beantragen. 
 
(cc) Zuständigkeit der EU 
 
In seinen Urteilen in den Rechtssachen T-306/01 (Yusuf und Al Barakaat Foundation/Rat) 
und T-315/01 (Kadi/Rat) hat das EuG dem Rat der EU zugestimmt und festgestellt, dass Art. 
60 und 301 EG-Vertrag dem Rat der EU die Befugnis einräumen, Sanktionen zu verhängen 
wie das Einfrieren von Geldern, nicht nur gegen Drittländer, sondern unmittelbar auch gegen 
Einzelpersonen oder Organisationen. Gegen Einzelpersonen oder Organisationen stellten die 
Art, 60 und 301 EG-Vertrag eine ausreichende Grundlage dar, soweit solche Maßnahmen 
tatsächlich darauf abzielten, die Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren dritten Län-
dern einzuschränken oder vollständig einzustellen. Diese Auslegung des Art. 301 EG-Vertrag 
stehe nicht im Widerspruch zum Wortlaut und sei sowohl durch Wirksamkeitserwägungen als 
auch aus humanitären Gründen gerechtfertigt. Den Ausführungen des Gerichts erster Instanz 
                                                 
419  Das sogenannte „de-listing-Verfahren“. 






folgend waren die Maßnahmen gegen die Taliban aufgrund der Verordnungen (EG) Nr. 
337/2000 und 467/2001 tatsächlich von der Rechtsgrundlage der Art. 301, 60 EG-Vertrag 
gedeckt, da die Taliban zum Zeitpunkt des Erlasses der Verordnungen noch die Kontrolle 
über das Hoheitsgebiet von Afghanistan innehatten. 
Darüber hinaus hat das EuG festgestellt, dass sich derartige Sanktionen in Verbindung mit der 
Auffangkompetenznorm des Art. 308 EG-Vertrag419F420 auch gegen Privatpersonen richten könn-
ten, ohne Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren Ländern einzuschränken420F421. In 
seiner Begründung hat das EuG auf Art. 11 EU-Vertrag hingewiesen und festgestellt, dass die 
Verordnungen dem von der EU im Rahmen der GASP durch Gemeinsame Standpunkte ge-
führten Kampf gegen die Finanzierung des Terrorismus dienten. Art. 301, 60 EG-Vertrag sei-
en ganz besondere Bestimmungen, da sie ausdrücklich vorsähen, dass sich ein Tätigwerden 
der EG zur Erreichung eines der in Art. 2 EU-Vertrag der EU zugewiesenen Ziele als erfor-
derlich im Sinne des Art. 308 EG-Vertrag erweisen könne. Nach Annahme eines Gemeinsa-
men Standpunkts im Rahmen der GASP sei das Tätigwerden der EG auf Grundlage der Art. 
301, 60 EG-Vertrag tatsächlich ein Tätigwerden der EU auf der Grundlage des Gemein-
schaftspfeilers. Im Sinne des Kohärenzgebots des Art. 3 EU-Vertrag habe die EU deshalb 
auch die von ihr selbst und ihren Mitgliedstaaten im Rahmen der GASP verfolgten Ziele zu 
berücksichtigen. „Der Kampf gegen den internationalen Terrorismus gehöre unbestreitbar zu 
den in Art. 11 EU-Vertrag festgelegten Zielen der EU im Rahmen der GASP, auch wenn er 
sich nicht speziell gegen Drittländer oder deren Machthaber richtet“. Da nun tatsächlich die 
Befugnisse der Art. 60, 301 EG-Vertrag nicht ausreichen, um die in den Gemeinsamen Stand-
punkten konkret formulierten Ziele der GASP zu erreichen, war in diesem Kontext der Rück-
griff auf Art. 308 EG-Vertrag zur Vervollständigung der Befugnisse zur Verhängung wirt-
schaftlicher und finanzieller Sanktionen gerechtfertigt, die der Gemeinschaft durch die Art. 60, 
301 EG-Vertrag verliehen werden. Insbesondere könnten die Staaten heutzutage nicht mehr 
als die einzige Quelle der Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit an-
gesehen werden. Deshalb sei der Rat der EU unter Heranziehung des Art. 308 EG-Vertrag 
auch für den Erlass der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 zuständig gewesen. 
                                                 
420  Das EuG hat auch darauf hingewiesen, dass Art. 308 EG-Vertrag alleine keine ausreichende Rechtsgrundla-
ge für den Erlass einer Verordnung betreffend Embargomaßnahmen gegen Einzelpersonen darstellt. 
421  a.A. Bartelt, S. 715 mit Literaturhinweisen; Garçon, S. 134. 






(b) Urteil des EuGH vom 3. September 2008 
 
Durch das erst kürzlich ergangene Urteil vom 3. September 2008 hat der EuGH der genannten 
Auffassung des EuG widersprochen, dessen Urteile in den Rechtssachen T-306/01 (Yusuf und 
Al Barakaat Foundation/Rat) und T-315/01 (Kadi/Rat) aufgehoben und die Verordnung (EG) 
Nr. 881/2002 für nichtig erklärt, soweit mit ihr die Gelder von Herrn Kadi und Al Barakaat 
eingefroren wurden. Hierbei ist er auf die vom EuG im Wesentlichen genannten Punkte wie 
folgt eingegangen. 
 
(aa) Vorrangwirkung der UN-Resolutionen 
 
Wie das EuG stellt auch der EuGH den völkerrechtlichen Vorrang von UN-Resolutionen 
nicht in Frage. Allerdings stellt er fest, dass das EuG einen Rechtsfehler begangen habe, in-
dem es entschied, dass die Gemeinschaftsgerichte grundsätzlich nicht für die Prüfung der ma-
teriellen Rechtmäßigkeit der angefochtenen Verordnung mit Ausnahme des "ius cogens" zu-
ständig seien. In seinem Urteil führt der EuGH aus, dass sich die Rechtmäßigkeitskontrolle 
lediglich auf den Gemeinschaftsrechtsakt beziehe und nicht auf die UN-Resolution, die mit 
dem Rechtsakt umgesetzt wird. Der völkerrechtliche Vorrang der betreffenden UN-
Resolution werde durch eine umfassende Rechtmäßigkeitskontrolle deshalb nicht in Frage 
gestellt und stehe einer umfassenden Rechtmäßigkeitskontrolle am Maßstab der Gemein-
schaftsgrundrechte nicht entgegen. Deshalb könnten die Gemeinschaftsgerichte auch diejeni-
gen Handlungen der Gemeinschaft, die der Umsetzung von UN-Resolutionen dienen, einer 
umfassenden Kontrolle der Rechtmäßigkeit im Hinblick auf die Grundrechte unterziehen. 
 
(bb) Verstoß gegen Gemeinschaftsgrundrechte 
 
Folglich hat der EuGH eine umfassende Beurteilung vorgenommen und ist dabei zu dem Er-
gebnis gekommen, dass eine ungerechtfertigte Beschränkung des Eigentumsrechts des Klä-
gers vorliege und die Verteidigungsrechte der Rechtsmittelführer, insbesondere der Anspruch 






auf rechtliches Gehör, sowie das Recht auf effektive gerichtliche Kontrolle offenkundig nicht 
gewahrt worden seien. 
Wie bereits das EuG führt der EuGH aus, dass der Kampf gegen den Terrorismus ein grund-
legendes Ziel für die Völkergemeinschaft sei. Deshalb könne er grundsätzlich einen legitimen 
Zweck darstellen, um Sanktionsmaßnahmen zu rechtfertigen. Insofern könne das Einfrieren 
von Geldern für sich genommen nicht als unangemessen und unverhältnismäßig angesehen 
werden. Allerdings müssten die anwendbaren Verfahren dem Betroffenen eine angemessene 
Gelegenheit bieten, sein Anliegen den zuständigen Stellen vorzutragen. Eine solche Möglich-
keit sei jedoch nicht vorgesehen, so dass trotz der Bedeutung des Kampfes gegen den Terro-
rismus eine ungerechtfertigte Beschränkung des Eigentumsrechts vorliege. 
Zu dem Verstoß gegen Verfahrensgrundrechte hat der EuGH wie folgt Stellung genommen:  
Der EuGH räumt zwar ein, dass eine im Voraus erfolgende Mitteilung der Gründe für die 
Listung die Wirksamkeit der Maßnahmen beeinträchtigen könnte, die naturgemäß einen Über-
raschungseffekt benötigen. Deshalb waren die Gemeinschaftsbehörden nicht verpflichtet, die 
Kläger vor der Aufnahme ihrer Namen in die Liste anzuhören. Im Sinne des Rechts auf recht-
liches Gehör sowie auf effektiven Rechtsschutz wären die Gemeinschaftsbehörden jedoch 
dazu verpflichtet gewesen, die Kläger nach Listung anzuhören und ihnen die Gründe der Lis-
tung mitzuteilen. Da dies nicht geschehen ist und die betreffende Verordnung kein Verfahren 
für die Mitteilung der Umstände vorsieht, hat der EuGH einen offenkundigen Verstoß gegen 
die Verteidigungsrechte der Kläger festgestellt. 
 
(cc) Zuständigkeit der EU 
 
Der EuGH hat in seinem Urteil bestätigt, dass der Rat der EU auf der Grundlage der Art. 60, 
301 EG-Vertrag in Verbindung mit Art. 308 EG-Vertrag für den Erlass der Verordnung (EG) 
Nr. 2580/2001 zuständig war. Er hat allerdings nur der Schlussfolgerung des EuG zugestimmt 
und angemerkt, dass die Begründung des EuG einige Rechtsfehler enthalte, welche jedoch 
nicht zur Unzuständigkeit der EU führten. 
Im Gegensatz zu den Ausführungen des EuG sei ein Tätigwerden der EG zur Erreichung ei-
nes der in Art. 2 und 11 EU-Vertrag genannten Ziele der GASP für die ergänzende Anwen-






dung des Art. 308 EG-Vertrag nicht ausreichend. Allerdings lasse sich, anders als das EuG 
entschieden habe, die Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus anhand der Sanktions-
maßnahmen einem der Ziele der EG im Sinne des Art 308 EG-Vertrag zuordnen, nämlich der 
Durchführung von im Rahmen der GASP beschlossener wirtschaftlicher Restriktionen mit 
Hilfe des gemeinschaftsrechtlichen Instruments der Art. 60, 301 EG-Vertrag. Außerdem sei 
bei Sanktionsmaßnahmen auch immer ein Bezug zum Gemeinsamen Markt als Voraussetzung 
für die Anwendung von Art. 308 EG-Vertrag gegeben. Denn würden wirtschaftliche und fi-
nanzielle Maßnahmen von jedem Mitgliedstaat einseitig verhängt, könnte ein vermehrtes Auf-
treten solcher nationalen Maßnahmen den Gemeinsamen Markt beeinträchtigen. 
 
(4) Sanktionsregime aufgrund der UN-Resolution 1373 
 
Für dieses Sanktionsregime hat bislang lediglich das EuG Entscheidungen getroffen421F422 und ist 
dabei von ähnlichen Überlegungen ausgegangen wie der EuGH in seinem Urteil vom 3. Sep-
tember 2008. 
 
(a) Vorrangwirkung der UN-Resolution 1373 
 
Im Rahmen dieses Sanktionsregimes hat der UN-Sicherheitsrat die Listung der terroristischen 
Personen und Gruppierungen der EU selbst überlassen. Die Listung erfolgt hier anhand eines 
speziellen Listungsverfahrens. Hierdurch werden die Personen und Gruppen in eine Liste auf-
genommen. Diese Liste findet sich im Anhang zum Gemeinsamen Standpunkt 
2001/931/GASP und seinen Folgestandpunkten sowie in den Durchführungsbeschlüssen zur 
Verordnung (EG) Nr. 2581/2001 und ihren Folgeverordnungen. 
Einer umfassenden Überprüfung der Listung durch das EuG anhand der Durchführungsbe-
schlüsse steht deshalb der Vorrang der UN-Resolution 1373 nicht entgegen. Gebunden sind 
die Mitgliedstaaten und die EU lediglich an die Vorgaben, welche sich aus der UN-Resolution 
                                                 
422  Rs. T-228/02 (Modjahedines du Peuple d´Iran/Rat) vom 12. Dezember 2006; Rs. T-327/03 (Al-Aqsa/Rat) 
und Rs. T-47/03 (Sison/Rat) jeweils vom 11. Juli 2007. 








(b) Vorrangwirkung des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP 
 
In seinem Urteil hat das EuG nicht dazu Stellung bezogen, ob eine Inzidentkontrolle eines 
Gemeinsamen Standpunktes durch die Gemeinschaftsgerichte möglich ist. Das EuG hat je-
doch darauf hingewiesen, dass Gemeinsame Standpunkte grundsätzlich keiner Rechtmäßig-
keitskontrolle durch die Gemeinschaftsgerichte unterliegen können. Gemeinschaftsgerichte 
könnten lediglich feststellen, ob bei Erlass eines Gemeinsamen Standpunktes die Zuständig-
keiten der Gemeinschaft verkannt worden seien, weil dieser Rechtsakt tatsächlich auf eine 
Bestimmung des EG-Vertrages hätte gestützt werden müssen. Damit hat sich das EuG der 
bereits genannten Ansicht angeschlossen, wonach keine Möglichkeit einer inzidenten Prüfung 
durch den EuGH besteht, und festgestellt, dass vorliegend keine Zuständigkeiten verkannt 
wurden. 
Darüber hinaus weist das EuG darauf hin, dass zusätzlich dahingestellt bleiben könne, ob die 
Vorrangwirkung des Gemeinsamen Standpunkts einer Rechtskontrolle des Durchführungsbe-
schlusses entgegenstehe. Wie der EuGH in seinem Urteil vom 3. September 2008 in Bezug 
auf UN-Resolutionen macht das EuG deutlich, dass es lediglich den Durchführungsbeschluss 
einer Rechtmäßigkeitskontrolle unterziehe, ohne jedoch inzident den Gemeinsamen Stand-
punkt zu überprüfen. 
 
(c) Verstoß gegen Gemeinschaftsgrundrechte 
 
Im Sinne der eingeschränkten Rechtmäßigkeitskontrolle hat das EuG lediglich die Verfah-
rensgrundrechte des Rechts auf rechtliches Gehör, des Rechts auf effektiven Rechtsschutz und 
des Rechts auf Begründung zum Prüfungsmaßstab gemacht und hierbei folgendes ausgeführt: 
Da nach Auffassung des EuG die Listung aufgrund einer Ermessensentscheidung der Ge-
meinschaft erfolge, sei es Aufgabe der Gemeinschaftsorgane – vorliegend des Rates der EU – 
die Verteidigungsrechte der Betroffenen zu wahren. 






Wie der EuGH in seinem Urteil vom 3. September führt das EuG aus, dass grundsätzlich die 
Verteidigungsrechte der Betroffenen, wie die Mitteilung der zur Last gelegten Umstände und 
die Anhörung, eingeschränkt werden könnten, um einen Überraschungseffekt zu gewährleis-
ten. Allerdings könne dies nicht mehr gelten, wenn bereits der Durchführungsbeschluss und 
eventuell sogar Folgebeschlüsse erlassen wurden, da in diesem Stadium die Gelder der Be-
troffenen bereits eingefroren seien. 
Unter Hinweis darauf, dass die Verteidigungsrechte der Betroffenen nicht gewahrt wurden, 
hat das EuG den angefochtenen Durchführungsbeschluss, soweit er den Kläger betrifft, für 
nichtig erklärt. 
 
(d) Zuständigkeit der EU 
 
Die Frage der Zuständigkeit der EU zum Erlass der Sanktionsmaßnahmen, insbesondere unter 
Heranziehung des Art. 308 EG-Vertrag, problematisiert das EuG nicht und nimmt damit die 




Die Sanktionsmaßnahmen stellen einen umfassenden Ansatz zur Bekämpfung der Finanzie-
rung des Terrorismus dar. Die Fülle der Maßnahmen lässt sich überblicken, wenn man sie 
strukturiert und sich vor Augen führt, dass es sich tatsächlich um zwei von den Vereinten Na-
tionen in Resolutionen vorgegebene Sanktionsregime handelt, welche die EU durch Gemein-
same Standpunkte und Verordnungen umsetzt. Für die Mitgliedstaaten bindend sind dabei 
lediglich die Vorgaben der Verordnungen, da die Mitgliedstaaten durch die Gemeinsamen 
Standpunkte als zwingende Voraussetzung für Sanktionsmaßnahmen gemäß Art. 301 EG-
Vertrag erst ein Konzept für das weitere Vorgehen aufstellen. 
Positiv zu bewerten ist, dass private, natürliche und juristische Personen, Organisationen und 
Einrichtungen in die Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus einbezogen werden, in-
dem sie verpflichtet werden, Konten einzufrieren und relevante Informationen an die Europäi-






sche Kommission oder die zuständigen Behörden zu übermitteln. Auf diese Weise wird die 
Anzahl der „Jäger“ erheblich gesteigert, sodass es Terroristen schwerfällt, „Schlupflöcher“ für 
ihre terroristischen Tätigkeiten zu finden. 
In seinen Entscheidungen hat das EuG zunächst die große Bedeutung der Terrorismusbe-
kämpfung für die EU bekräftigt, indem es den Rechtsschutz der durch die Sanktionsmaßnah-
men Betroffenen zugunsten der Effektivität der Terrorismusbekämpfung auf ein Minimum 
beschränkt hat. 
Auch der EuGH hat in seinem aktuellen Urteil vom 3. September 2008 die große Bedeutung 
der Terrorismusbekämpfung für die Völkergemeinschaft betont und darauf hingewiesen, dass 
dieses Ziel grundsätzlich geeignet sei, Sanktionsmaßnahmen und damit Eingriffe in Grund-
rechtspositionen zu rechtfertigen. Dass der EuGH dennoch die Urteile des EuG aufgehoben 
und die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 für nichtig erklärt hat, steht dieser grundsätzlichen 
Aussage nicht entgegen, da die Aufhebung und Nichtigerklärung aufgrund von Verfahrens-
fehlern erfolgte. Verfahrensfehler können jedoch in Zukunft von Seiten der EU vermieden 
werden, ohne die Effektivität der Terrorismusbekämpfung einzuschränken. 
 
2. Die dritte Geldwäscherichtlinie 2005/60/EG 
 
Neben den Sanktionsmaßnahmen versucht die EU mit der Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Oktober 2005 „zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsys-
tems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ den Geldfluss zu und 
von Terroristen oder terroristischen Vereinigungen zu unterbinden oder zumindest zu er-
schweren. Die auf der Rechtsgrundlage der Art. 47 Abs. 2 S. 1 und 3 EG-Vertrag und Art. 95 
EG-Vertrag beschlossene Richtlinie ist ein wichtiger Baustein der EU im Rahmen der Be-
kämpfung der Finanzierung des Terrorismus. Mit ihr wird neben der Erhöhung des internatio-
nalen Standards bei der Bekämpfung der Geldwäsche auch der Geltungsbereich der Geldwä-










a) Empfehlungen der FATF 
 
Auslöser für den Erlass der dritten Geldwäscherichtlinie waren die 1990 verabschiedeten und 
im Juni 2003422F423 überarbeiteten vierzig Empfehlungen der FATF423F424, durch welche sie den 
internationalen Standard bei der Bekämpfung der Geldwäsche erhöht und den Geltungsbe-
reich der Geldwäscherichtlinie auf die Terrorismusfinanzierung ausgedehnt hat. Zusammen 
mit den neun die Terrorismusfinanzierung betreffenden Sonderempfehlungen der FATF424F425 
stecken sie den grundsätzlichen Rahmen für die Aufdeckung, Prävention und Unterbindung 
von Terrorismusfinanzierung und terroristischen Handlungen auf internationaler Ebene ab. 
Die FATF ist das wichtigste internationale Gremium zur Bekämpfung der Geldwäsche und 
der Terrorismusfinanzierung. Es setzt Standards zur Bekämpfung der Geldwäsche, fördert die 
weltweite Verbreitung dieser Standards und überwacht die Umsetzung in den Mitgliedstaa-
ten425F426. Als Reaktion auf die Ereignisse des 11. Septembers 2001 wurde im Oktober 2001 das 
Mandat der FATF auf die Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung ausgeweitet426F427 und im 
Mai 2004 um weitere acht Jahre verlängert427F428. Die FATF veröffentlichte in diesem Zusam-
menhang acht spezielle Empfehlungen428F429 zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung. 
In seiner Erklärung zum Kampf gegen den Terrorismus vom 25. März 2004 wies der Europäi-
sche Rat darauf hin, dass der EU-Rechtsrahmen mit den acht besonderen Empfehlungen der 
FATF zur Terrorismusbekämpfung abgestimmt werden solle429F430. In diesem Sinne wurde zur 
Umsetzung der genannten Empfehlungen der FATF die dritte Geldwäscherichtlinie beschlos-
sen. 
                                                 
423  Zu finden im Annual Report der FATF 2002-2003 unter Annex A. 
424  Die FATF ist eine von den G-7 Staaten ins Leben gerufene und bei der OECD angesiedelte internationale 
Arbeitsgruppe, der inzwischen mehr als 30 Staaten und supranationale Organisationen angehören, vgl. 
www.fatf-gafi.org. 
425  Zu finden unter www1.oecd.org/fatf. 
426  Für weitere Informationen vgl. die Homepage der FATF unter www.fatf-gafi.org. 
427  FATF-Pressemitteilung vom 31. Oktober 2001. 
428  FATF-Pressemitteilung vom 14. Mai 2004. 
429  Zu finden im Annual Report 2001-2002 der FATF unter Annex A. 
430  Erklärung zum Kampf gegen den Terrorismus vom 25. März 2004, Anlage I, Ziel 2. 






b) Inhalt und Ausweitung des Anwendungsbereichs 
 
Zur Bekämpfung der Geldwäsche wurde am 10. Juni 1991 die erste Geldwäscherichtlinie 
91/308/EWG des Rates „zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche“430F431 und am 4. Dezember 2001 eine Änderungsrichtlinie 2001/97/EG431F432 erlassen. 
Mit der ersten Geldwäscherichtlinie wurden die Mitgliedstaaten verpflichtet, Geldwäsche von 
Erlösen aus Drogenstraftaten zu untersagen und dafür zu sorgen, dass in den nationalen Fi-
nanzsektoren die Identität der Kunden festgestellt wird, dass Belege aufbewahrt, interne Kont-
roll- und Mitteilungsverfahren eingeführt und den Behörden Transaktionen gemeldet werden, 
die auf Geldwäsche hindeuten. Mit der Änderungsrichtlinie wurde die Beschränkung auf 
Drogenstraftaten aufgegeben und der Anwendungsbereich auf das Waschen von Erlösen aus 
schweren Straftaten ausgeweitet, die beträchtliche Erträge hervorbringen und mit einer langen 
Freiheitsstrafe geahndet werden können. Nicht ausdrücklich umfasst war der Bereich der Ter-
rorismusbekämpfung. 
Durch die dritte Geldwäscherichtlinie wurde schließlich der Anwendungsbereich erneut er-
weitert, sodass in Ergänzung zu den vorherigen Geldwäscherichtlinien auch Maßnahmen zur 
Finanzierung des Terrorismus dem Geldwäschebegriff unterfallen432F433. 
Zusätzlich zum bisherigen Geldwäschebegriff gemäß Art. 1 Abs. 2 wurde die Terrorismusfi-
nanzierung in Art 1. Abs. 4 der Richtlinie aufgenommen und definiert. Terrorismusfinanzie-
rung ist danach „ die Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel, gleichviel auf welche 
Weise, unmittelbar oder mittelbar, mit der Absicht oder in der Kenntnis dessen, dass sie ganz 
oder teilweise dazu verwendet werden, eine der Straftaten im Sinne der Artikel 1 bis 4 des 
Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates vom 13. Juni 2002 „zur Terrorismusbekämp-
fung“433F434 zu begehen“ 
Adressaten der dritten Geldwäscherichtlinie sind gemäß Art. 2 Kreditinstitute, Finanzinstitute, 
Abschlussprüfer, externe Buchprüfer, Steuerberater, Notare und Rechtsanwälte bei bestimm-
                                                 
431  ABl. EG Nr. L 166, 77. 
432  ABl. EG Nr. L 344, 76. 
433  Vgl. hierzu Art. 1 Abs. 1 der dritten Geldwäscherichtlinie. 
434  ABl. EG Nr. L 164, 3. 






ten Transaktionen, sonstige Dienstleister für Trusts oder Gesellschaften, Immobilienmakler, 
Kasinos und alle Arten von Unternehmen, die mit Gütern handeln und Zahlungen in Höhe 
von 15.000 € oder mehr entgegennehmen. Gemäß Art. 4 wird in geeigneten Fällen eine Aus-
dehnung des Adressatenkreises durch die Mitgliedstaaten verlangt. 
Den Adressaten der Richtlinie werden in Kapitel II gegenüber ihren Kunden bestimmte Sorg-
faltspflichten auferlegt. Gemäß Art. 7 müssen sie bei Begründung einer Geschäftsbeziehung, 
bei der Abwicklung gelegentlicher Transaktionen über mehr als 15.000 €, bei dem Verdacht 
auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder bei Zweifeln an den Kundeninformati-
onsdaten eine qualifizierte Identitätsfeststellung vornehmen, Informationen über die Art und 
den Zweck der Geschäftsbeziehung einholen und die Geschäftsbeziehung kontinuierlich 
überwachen (vgl. Art. 6 bis 10). Unter bestimmten Voraussetzungen gibt es vereinfachte (Art. 
11 und 12) oder auch verstärkte (Art. 13) Sorgfaltspflichten. 
Ferner wurden in den Art. 14 bis 19 die Voraussetzungen und Konsequenzen der Einschal-
tung Dritter sowie in den Art. 20 bis 27 die Meldepflichten der Adressaten geregelt. Danach 
hat jeder Mitgliedstaat eine zentrale Meldestelle einzurichten, welche als nationale Zentral-
stelle fungiert und Informationen von den in Art. 2 genannten Instituten entgegennimmt. Ge-
mäß Art. 28 bis 29 ist es verboten, die betroffenen Kunden oder Dritte von dem Verdacht in 
Kenntnis zu setzen. Gemäß Art. 30 bis 33 haben die Adressaten über Kundendaten, Ge-
schäftsbeziehungen und Transaktionen Aufzeichnungen zu fertigen und diese mindestens fünf 
Jahre aufzubewahren. Die übrigen Vorschriften betreffen Schulungsmaßnahmen, Aufsicht, 
mitgliedstaatliche Zusammenarbeit, Sanktionen, die wirksam, verhältnismäßig und abschre-
ckend sein müssen. 
 
c) Umsetzung in deutsches Recht 
 
In Bezug auf die Terrorismusfinanzierung hat Deutschland bisher keinen eigenen Straftatbe-
stand geschaffen und auch § 261 StGB nicht geändert, sondern verweist auf die Straftatbe-
stände der §§ 129, 129 a und 129 b StGB („Bildung terroristischer Vereinigungen“, „Unter-
stützung terroristischer Vereinigungen“ und „Werbung um Mitglieder terroristischer Vereini-
gungen“), womit die Finanzierung des Terrorismus unter Strafe gestellt ist. Die geforderte 






zentrale Meldestelle in Deutschland ist das BKA, welches die gemäß Art. 21 Abs. 2 offen 





Diese Richtlinie erweist sich leider als nicht sehr transparent, da sie häufig auf andere Rechts-
akte verweist und deshalb mit mehreren anderen Rechtsakten der EU434F435 zusammen gelesen 
werden muss. Insofern ist zu hoffen, dass der deutsche Gesetzgeber die Umsetzung im Inte-
resse der Rechtsklarheit „durchsichtiger“ gestalten wird. 
Dennoch bildet diese Richtlinie ein wirksames und notwendiges Mittel zur Bekämpfung der 
Finanzierung des Terrorismus. Denn erst die dritte Geldwäscherichtlinie stellt sicher, dass 
auch die Finanzierung des Terrorismus aus legalen Quellen wirksam bekämpft wird. Während 
durch die erste und zweite Geldwäscherichtlinie lediglich Gelder aus illegalen Quellen erfasst 
waren, kriminalisiert die dritte Geldwäscherichtlinie auch die Terrorismusfinanzierung, wenn 
die Gelder aus legalen Quellen stammen und die Handlung mit der Absicht oder in Kenntnis 
dessen vorgenommen wird, dass die Gelder ganz oder teilweise zur Begehung einer der terro-
ristischen Straftaten im Sinne der Art. 1 bis 4 des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI verwendet 
werden. 
Wie im Rahmen der Sanktionsmaßnahmen stellt sich die Einbeziehung Privater, wie etwa der 
Kredit- und Finanzinstitute, in die Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus im Rahmen 
dieser Richtlinie als wichtiges und wesentliches Element dar. Unstreitig dürfte sein, dass eine 
möglichst effektive Überwachung der Finanztransaktionen nur durch diejenigen oder zumin-
dest unter Mithilfe derjenigen vorgenommen werden kann, die im Auftrag vermeintlicher 
Terrorismusfinanzierer Gelder und Vermögenswerte transferieren. 
 
                                                 
435  Beispielsweise mit dem Rahmenbeschluss 2002/475/JI in Art. 1 Abs. 4 oder mit der Richtlinie 2000/12/EG 
in Art. 3 Nr. 1. 






3. Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 
 
Aufgrund der verstärkten Kriminalisierung der Geldwäsche und Finanzierung des Terroris-
mus durch die zweite und dritte Geldwäscherichtlinie und die verstärkte Kontrolle der Finanz-
transaktionen war zu erwarten, dass sich Terroristen vermehrt über Barmittel finanzieren. 
Deshalb wurde zur Ergänzung der dritten Geldwäscherichtlinie zeitgleich die Verordnung 
(EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 „über 
die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft oder aus der Gemeinschaft ver-
bracht werden“435F436 erlassen. Ziel dieser Verordnung ist es, die Finanzierung von Kriminalität, 
insbesondere aber auch von Terrorismus, in der EU effektiver zu bekämpfen, indem die Geld-
ströme von außerhalb in das Hoheitsgebiet der EU besser kontrolliert werden. 
Die Verordnung enthält zwei Hauptbestandteile, die Einführung einer Pflicht zur Anmeldung 
von Bewegungen von Barmitteln bei einem Betrag von über 10.000 € gemäß Art. 3 und ge-
mäß Art. 6 die Übermittlung von Informationen über Transaktionen an die zuständigen Be-
hörden, bei denen ein hohes Risiko der Geldwäsche besteht. Um die Meldung der in Art. 3 
Abs. 2 festgelegten Angaben sicherzustellen, hat jeder Mitgliedstaat gemäß Art. 9 Abs. 1 die 
Sanktionen für den Fall der Verletzung der Anmeldepflicht festzulegen. 
 
4. Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 
 
Wie die dritte Geldwäscherichtlinie dient auch die Verordnung „über die Übermittlung von 
Angaben zum Auftraggeber bei Geldtransfers“436F437 der Umsetzung der FATF-Empfehlungen in 
den Rechtsrahmen der EU. Die Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 soll die genannten Maßnah-
men ergänzen, den zuständigen Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden einen unmit-
telbaren Zugriff auf die wichtigsten Informationen über den Auftraggeber einer Zahlung er-
möglichen und sie so bei der Ermittlung, Aufdeckung und strafrechtlichen Verfolgung von 
Terroristen und anderen Straftätern sowie bei der Rückverfolgung ihrer Zahlungen unterstüt-
                                                 
436  ABl. EG Nr. L 309, 9. 
437  ABl. EG Nr. L 345, 1. 










Ziel dieser Maßnahme ist die lückenlose Rückverfolgbarkeit von Geldtransfers innerhalb der 
EU437F438. Dazu werden den Zahlungsverkehrsdienstleistern in Kapitel II, III IV und V gewisse 
Pflichten auferlegt. Der Dienstleister des Auftraggebers muss sicherstellen, dass bei einem 
Geldtransfer vollständige, genaue und aussagekräftige Angaben zum Auftraggeber übermittelt 
werden (Art. 4, 5, 6, 7). Der zwischengeschaltete Zahlungsverkehrsdienstleister muss dafür 
sorgen, dass alle übermittelten Auftraggeberdaten weitergeleitet oder angemessen gespeichert 
werden (Art. 12 und 13). Der Zahlungsverkehrsdienstleister des Begünstigten muss in der 
Lage sein, bei Erhalt eines Transfers das Fehlen von Angaben zum Auftraggeber festzustellen 
und angemessene Gegenmaßnahmen zu treffen, damit die Geldtransfers nicht anonym bleiben 
(Art. 8, 9, 10, 11). Schließlich ist der Zahlungsverkehrsdienstleister gemäß Art. 11 verpflich-




Von Nutzen können die gespeicherten Informationen dann sein, wenn sie Auftraggeber be-
treffen, die im Verdacht stehen, den Terrorismus auf irgendeine Art und Weise zu finanzieren. 
In diesem Fall sind die Zahlungsverkehrsdienstleister gemäß Art. 14 verpflichtet, Anfragen 
der für die Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden 
des Mitgliedstaats, in dem der Zahlungsverkehrsdienstleister seinen Sitz hat, zu beantworten 
und Informationen preiszugeben. Wie im Rahmen der übrigen Maßnahmen werden auch im 
Rahmen dieser Maßnahme Private in die Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus mit 
einbezogen, indem ihnen die Pflicht auferlegt wird, Informationen zu sammeln und auf An-
frage weiterzugeben. Auch diese Maßnahme stellt insofern eine positive Ergänzung zum Ge-
                                                 
438  So auch der einleitenden Erwägungsgrund Nr. 4. 










Es ist nicht nötig, dass gerade im Rahmen der Sanktionsregime zusätzliche Maßnahmen ge-
gen die in der Sanktionsliste genannten terroristischen Personen und Gruppen getroffen wer-
den438F439. Ebenso wenig schadet es, dass die Finanzsanktionen lediglich diejenigen Personen, 
Gruppen und Organisationen erfassen, welche sich auf den Listen des UN-
Sanktionsausschusses und der EU befinden, und Personen und Gruppen, die sich nicht auf den 
Listen befinden, weiterhin Transaktionen vornehmen und den Terrorismus finanzieren können. 
Denn zum einen ist es nicht das Ziel der Maßnahmen zur Bekämpfung der Finanzierung des 
Terrorismus, jegliche terroristische Tätigkeit zu verhindern, und zum anderen stellen die übri-
gen drei genannten Maßnahmen Mittel zur Verfügung, um auch die Terrorismusfinanzierung 
von Personen zu verhindern, deren Namen nicht in den Listen enthalten sind. 
Die dritte Geldwäscherichtlinie kriminalisiert die Finanzierung des Terrorismus EU-weit und 
zwar unabhängig von einer etwaigen Listung und trägt in Verbindung mit den übrigen beiden 
Maßnahmen zu einer Verbesserung der Transparenz der Geldströme bei. Aufgrund einer ver-
besserten Transparenz wird es in erhöhtem Maße gelingen, verdächtige Finanztransaktionen 
aufzudecken und dagegen vorzugehen. 
Die beschriebenen Maßnahmen sind grundsätzlich präventiver Natur und sollen im Gegensatz 
zur repressiven, strafrechtlichen Pönalisierung durch die Einbeziehung Privater in die Be-
kämpfung der Finanzierung des Terrorismus erfolgen. Private werden in den Maßnahmen 
verpflichtet, zur Aufdeckung zweifelhafter Finanztransaktionen beizutragen, indem sie die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten über verdächtige Transaktionen informieren und 
sind zusätzlich dafür verantwortlich, die Konten der auf den „Terrorismuslisten“ befindlichen 
Terroristen und terroristischen Organisationen einzufrieren.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die genannten Maßnahmen der EU ein 
Konzept erkennen lassen und in ihrer Gesamtheit ein Instrumentarium darstellen, durch wel-
                                                 
439  So schon Zimmermann, Studies in Conflict & Terrorism 2006, S. 135. 






ches die Finanzierung des Terrorismus effektiv bekämpft werden kann439F 440. Die genannten 
Maßnahmen tragen dazu bei, die Finanzströme unter Einbeziehung Privater innerhalb der EU 
transparenter zu gestalten und zu verhindern, dass den Terroristen Gelder und Vermögenswer-
te aus legalen oder illegalen Quellen zugänglich gemacht werden. Zu Recht bezeichnet von 
Bubnoff440F441 die Aufdeckung inkriminierter Geldströme und die Schließung illegaler Geldquel-
len durch Einfrieren von Konten deshalb als einen „wichtigen präventiven Hebel“ der Terro-
rismusbekämpfung. 
 
II. Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustausches 
 
„Wissen ist Macht“441F442. Dieses von Francis Bacon442F443 vor gut 400 Jahren geprägte Zitat stellt 
auch für die EU eine Richtschnur dar, die ihre Terrorismusbekämpfung wesentlich mitbe-
stimmt. Denn je mehr man über seinen Gegner weiß, desto besser kann man sich auf ihn ein-
stellen, Bekämpfungsstrategien entwickeln und auf seine Pläne reagieren. 
Gerade im Bereich der Terrorismusbekämpfung sind Informationen über die aktuelle terroris-
tische Bedrohung von wesentlicher Bedeutung, weil der Terrorismus eine Kriminalitätsform 
darstellt, die in ganz besonderem Maße vom Überraschungseffekt lebt. Terroristen sind darauf 
bedacht, ihre Pläne und Vorhaben geheim zu halten und es den Strafverfolgungsbehörden zu 
erschweren, Informationen zu sammeln443F444. Es ist unbestritten, dass zur Aufklärung von Straf-
taten mit komplexer Täterstruktur, wie sie für den internationalen Terrorismus kennzeichnend 
ist, eine besonders effektive Informationsgewinnung unverzichtbar ist, um geplante Anschlä-
ge zu verhindern oder die Täter terroristischer Straftaten ausfindig zu machen. 
                                                 
440  Anders Zimmermann, Studies in Conflict & Terrorism 2006, S. 135. 
441  v. Bubnoff, NJW 2002, S. 2674. 
442  Aus „Meditationes Sacrae“, 11. Artikel, „de Haeresibus“, 1597. Ursprünglich „denn auch das Wissen ist 
eine Macht“; lat.: nam et ipsa scientia potestas est; engl.: for knowledge, too, itself is power. 
443  Francis Bacon (* 22. Januar 1561, † 9. April 1626). 
444  Insbesondere der islamistische Terrorismus macht sich in einer Art asymmetrischer Kriegsführung unsicht-
bar und dank seiner transnationalen Netzwerkstrukturen weitgehend unangreifbar. So zu Recht Pawlik, S. 16. 






In einem Arbeitsdokument zum Kampf gegen den Terrorismus vom 18. Februar 2005444F445 be-
tont die Europäische Kommission deshalb, dass in einem Raum, in dem sich natürliche Perso-
nen nach der Einreise in die EU frei über die Binnengrenzen hinweg bewegen können, auch 
Informationen über Terroristen genauso ungehindert innerhalb der Mitgliedstaaten wie zwi-
schen ihnen fließen müssen. 
Aufgrund des grenzüberschreitenden Charakters des Terrorismus beschränken sich die Infor-
mationen zu einer bestimmten terroristischen Bedrohung in der Regel nicht auf einen Mit-
gliedstaat der EU, sondern sind vielmehr über mehrere Mitgliedstaaten verstreut. Um aus den 
in den Mitgliedstaaten der EU vorhandenen Informationen ein Gesamtbild der terroristischen 
Bedrohung zu erstellen, sind insofern sowohl Maßnahmen zur Verbesserung der Informati-
onsgewinnung als auch Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustauschs zwischen 
den Mitgliedstaaten erforderlich. 
Wie bereits aus den Leitlinien zur Terrorismusbekämpfung ersichtlich hat die EU die Bedeu-
tung der Informationsgewinnung und des Informationsaustauschs erkannt und die folgenden 
Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustauschs erlassen bzw. durch die Europäi-
schen Kommission vorgeschlagen: 
 
– Beschluss vom 20. September 2005 „über den Informationsaustausch und die Zusam-
menarbeit betreffend terroristische Straftaten“445F446; 
 
– Vorschlag für einen Rahmenbeschluss des Rates vom 12. Oktober 2005 „über den 
Austausch von Informationen nach dem Grundsatz der Verfügbarkeit“446F447; 
 
– Beschluss des Rates vom 21. November 2005 „über den Austausch von Informationen 
aus dem Strafregister“447F448; 
                                                 
445  Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen – Der Kampf gegen den Terrorismus-Bericht zum Geden-
ken an die Opfer des Terrorismus, S. 6, unter http://register.consilium.eu.int/pdf/de/05/st06/st06681.de 
05.pdf. 
446  ABl. EG Nr. L 253, 22. 
447  KOM (2005) 490. 
448  ABl. EG Nr. L 322, 33. 







– Vorschlag für einen Beschluss des Rates vom 24. November 2005 „über den Zugang 
der für die innere Sicherheit zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und von Euro-
pol zum VISA- Informationssystem (VIS) für Datenabfragen zum Zwecke der Präven-
tion, Aufdeckung und Untersuchung terroristischer und sonstiger schwerwiegender 
Straftaten“448F449; 
 
– Vorschlag für einen Beschluss des Rates vom 22. Dezember 2005 „über die Übermitt-
lung von aus den Tätigkeiten der Sicherheits- und Nachrichtendienste resultierenden 
Informationen über terroristische Straftaten“449F450; 
 
– Maßnahmen zur Weiterentwicklung des SIS; 
 
– Richtlinie vom 15. März 2006 „über die Vorratsdatenspeicherung von Daten, die bei 
der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste oder 
öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden“450F451. 
 
1. Richtlinie „über die Vorratsdatenspeicherung“ 
 
Die am 5. Mai 2006 in Kraft getretene Richtlinie „über die Vorratsdatenspeicherung451F452 von 
Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikations-
dienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden“452F453, ist ein 
neueres Instrument der EU zur Bekämpfung des Terrorismus. Durch diese Richtlinie sollen 
                                                 
449  KOM (2005) 600. 
450  KOM (2005) 695. 
451  ABl. EG Nr. L 105, 54. 
452  Vorratsdatenspeicherung ist ein nur auf Deutschland bezogener Begriff, der die Verpflichtung der Anbieter 
von Telekommunikationsdiensten zur Registrierung von elektronischen Kommunikationsvorgängen ohne 
konkreten Anfangsverdacht bezeichnet. 
453  ABl. EG Nr. L 105, 54. 






die unterschiedlichen nationalen Vorschriften der EU-Mitgliedstaaten zur Speicherung von 
Telekommunikationsdaten auf Vorrat harmonisiert werden. Es soll sichergestellt werden, dass 
die Daten für einen bestimmten Zeitraum zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Feststel-
lung und Verfolgung von schweren Straftaten, insbesondere auch des Terrorismus, aufbe-
wahrt werden. Denn gerade in schweren Fällen der organisierten Kriminalität und des Terro-
rismus stellen die Daten über die Nutzung elektronischer Kommunikationsmittel ein notwen-
diges und wirksames Ermittlungswerkzeug für die Strafverfolgung dar. Es muss gewährleistet 




Die Richtlinie verpflichtet in Art. 3 die Anbieter öffentlicher elektronischer Kommunikati-
onsdienste dazu, bestimmte Arten von Daten auf Vorrat zu speichern. Die zu speichernden 
Arten von Daten sind in Art. 1 Abs. 2 Vorratsdatenspeicherungsrichtlinie aufgezählt und um-
fassen Verkehrsdaten, Standortdaten einschließlich der Teilnehmer- und Nutzerdaten, die im 
Rahmen von Telefonie, SMS, elektronischen Medien und Multimedia sowie Datentransfer-
diensten und Internetprotokollen erzeugt werden. Nicht von der Speicherungspflicht umfasst 
sind die Kommunikationsinhalte selbst. Die tatsächlich auf Vorrat zu speichernden Daten sind 
in Art. 5 aufgezählt. Gemäß Art. 6 müssen die Anbieter die in Art. 1 Abs. 2 Vorratsdatenspei-
cherungsrichtlinie aufgezählten Arten von Daten für einen vom nationalen Gesetzgeber fest-
zulegenden Zeitraum von mindestens sechs Monaten und höchstens zwei Jahren ab dem Zeit-
punkt der Kommunikation speichern und die Daten unverzüglich an die zuständigen Behör-
den weiterleiten können453F454. Art. 7 enthält Vorschriften zum Datenschutz und zur Datensi-
cherheit, deren Einhaltung durch eine von den Mitgliedstaaten gemäß Art. 9 zu benennende 
nationale Kontrollstelle überprüft und sichergestellt werden soll. 
Gemäß Art. 15 hatten die Mitgliedstaaten diese Richtlinie bis zum 15. September 2007 in 
nationales Recht umzusetzen454F455. 
                                                 
454  Siehe Art. 8 der Richtlinie „über die Vorratsdatenspeicherung“. 
455  In Deutschland ist die Vorratsdatenspeicherung im Gesetz zur Neuregelung der Telekommunikationsüber-
wachung und anderer verdeckter Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richtlinie 2006/24/EG 






b) Rechtliche Problematik auf europäischer Ebene 
 
Nach wie vor umstritten ist die Frage nach der richtigen Rechtsgrundlage für die Maßnahme 
über die Vorratsdatenspeicherung. Frankreich, Irland, Schweden und Großbritannien hatten 
zur Umsetzung eines Auftrags des Europäischen Rates vom 25. März 2004 und 28. April 
2004 einen Entwurf eines Rahmenbeschlusses auf Grundlage der Art. 31 und 34 EU-Vertrag 
erarbeitet. Am 21. September 2005 legte dann die Europäische Kommission einen Vorschlag 
für eine entsprechende Richtlinie vor, da ihrer Meinung nach die dritte Säule keine Rechts-
grundlage für ein Instrument zur Einführung EU-weit einheitlicher Speicherungsfristen und 
zur Bestimmung der zu speichernden Datentypen enthalte. Vielmehr sei die Einführung ent-
sprechender Speicherungspflichten eine gemeinschaftsrechtliche Angelegenheit und daher 
durch ein Instrument der ersten Säule zu regeln. Am 14. Dezember 2005 schlossen sich das 
Europäische Parlament455F456 und am 21. Februar 2006 der Rat der EU456F457 dieser Ansicht an, so-
dass die Maßnahme zur Vorratsdatenspeicherung als Richtlinie und nicht als Rahmenbe-
schluss beschlossen wurde. Rechtsgrundlage ist damit Art. 95 EG-Vertrag als Befugnisnorm 
der ersten Säule und nicht Art. 31 Abs. 1 c), 34 Abs. 2 b) EU-Vertrag als Befugnisnormen der 
dritten Säule. 
Am 6. Juli 2006 hat Irland vor dem EuGH Nichtigkeitsklage457F 458  gegen die Richtlinie 
2006/24/EG erhoben. Darin betont Irland, dass die Rechtsgrundlage in einem Rahmenbe-
schluss und damit in der dritten Säule der EU zu sehen sei. Art. 95 EG-Vertrag diene lediglich 
der Sicherstellung des Funktionierens des Binnenmarkts, während die geplante Maßnahme 
primär Strafverfolgungsinteressen verfolge. Die Vorratsdatenspeicherung diene der Verhü-
tung und Verfolgung von Straftaten und gerade nicht dem Schutz des Wettbewerbs und der 
wirtschaftlichen Entwicklung. 
                                                                                                                                                        
enthalten, das am 9. November 2007 vom Bundestag verabschiedet und am 26. Dezember 2007 von Bun-
despräsident Horst Köhler unterzeichnet wurde und am 1. Januar 2008 in Kraft getreten ist. 
456  Am 14. Dezember 2005 gab das Europäische Parlament seine Stellungnahme nach dem Verfahren der Mi-
tentscheidung nach § 251 EG-Vertrag ab, vgl. ABl. EG Nr. L 105, 54. 
457  Bei seiner Tagung am 21. Februar 2006 beschloss der Rat der EU die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit, 
vgl. ABl. EG Nr. L 105, 54. 
458  Rs. C-301/06 (Irland/Rat und Europäisches Parlament) vom 6. Juli 2006. 






Im Gegensatz dazu vertritt die Europäische Kommission die Ansicht, dass die Richtlinie das 
richtige Rechtsinstrument zum Erlass etwaiger Vorschriften betreffend die Vorratsdatenspei-
cherung von Daten sei. Die Vorschriften dieser Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung beträ-
fen gerade nicht den Austausch solcher Daten zwischen Strafverfolgungsbehörden und den 
Zugang zu ihnen, sondern lediglich die Pflicht zur Speicherung. Nicht betroffen sei deshalb 
die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen im Rahmen der dritten Säule. 
Es gehe einzig und allein darum, die Datenspeicherung in den Mitgliedstaaten einheitlich zu 
gestalten. 
In seinem Urteil vom 10. Februar 2009458F459 hat nun der EuGH klargestellt, dass die Richtlinie 
„über die Vorratsdatenspeicherung“ zu Recht auf der Grundlage des EG-Vertrags − Art. 95 
EG-Vertrag − erlassen wurde, da sie in überwiegendem Maß das Funktionieren des Binnen-
markts betreffe. 
 
c) Rechtliche Problematik auf nationaler Ebene 
 
Auch auf nationaler Ebene ist die Vorratsdatenspeicherung umstritten, da sie ausnahmslos in 
die Grundrechtspositionen sämtlicher Nutzer elektronischer Dienste eingreift, ohne einen 
konkreten Anfangsverdacht vorauszusetzen. Neben dem Grundrechtseingriff wird insbeson-
dere kritisiert, dass die Vorratsdatenspeicherung selbst den Terrorismus nicht verhindern kön-
ne, recht wirkungslos bleibe und zu unbefriedigenden Fahndungsergebnissen führe. Terroris-
ten hätten es leicht, die Vorratsdatenspeicherung zu umgehen. Zum einen würden sie anony-
me Kommunikationsmittel wie etwa Internet-Cafes, drahtlose WLAN-Zugangspunkte oder 
Telefonzellen nutzen, zum anderen würden sie durch Provider außerhalb der EU kommunizie-
ren, die von der Verpflichtung der Vorratsdatenspeicherung nicht erfasst sind459F460. Demzufolge 
liege auch der Verdacht nahe, dass das Thema Terrorismusbekämpfung lediglich einen Vor-
wand darstelle, um die EU-Bürger zu überwachen und in ihre Grundrechte einzugreifen. 
Am 31. Dezember 2007 wurde deshalb eine vom Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung initi-
                                                 
459  Urteil des EuGH in der Rs. C-301/06 (Irland/Rat und Europäisches Parlament) vom 10. Februar 2009. 
460  Vgl. zur Kritik an der Vorratsdatenspeicherung die Homepage des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung 
unter www.vorratsspeicherung.de. 






ierte Verfassungsbeschwerde gegen die Vorratsdatenspeicherung verbunden mit dem Antrag, 
das Gesetz bis zur endgültigen Entscheidung außer Kraft zu setzen, beim Bundesverfassungs-
gericht in Karlsruhe eingereicht460F461. Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik haben 
dabei rund 30.000 Personen einen Rechtsanwalt mit der Erhebung einer Verfassungsbe-
schwerde beauftragt. Am 11. März 2008 hat der 1. Senat des Bundesverfassungsgerichts über 
die Eilanträge entschieden und die umstrittene Vorratsdatenspeicherung eingeschränkt461F 462 . 
Eine weitere Einschränkung erfuhr die Vorratsdatenspeicherung schließlich durch Beschluss 
des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Oktober 2008462F463. Hiermit gab das 
Bundesverfassungsgericht einem Antrag auf Erlass einer erweiterten Anordnung bezüglich 
der Regelungen über die Vorratsdatenspeicherung teilweise statt. 
Bis zu einer endgültigen Entscheidung in der Hauptsache können die Daten nur dann an die 
Polizei übermittelt werden, wenn dadurch eine dringende Gefahr für die Allgemeinheit oder 
Leib, Leben und Freiheit einer Person abgewehrt werden soll oder wenn es um die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland geht. 
Die Eilentscheidungen lassen zwar noch keine Schlüsse zu, wie das Gericht in der Hauptsache 
entscheiden wird. Immerhin lässt das Gericht aber erkennen, dass die Vorratsdatenspeiche-
rung seiner Auffassung nach zu ganz erheblichen Grundrechtsbeeinträchtigungen führen kann. 
Von daher bleibt zu hoffen, dass die bisherige Linie eines konsequenten Schutzes des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung weiterverfolgt wird. 
 
2. Beschluss 2005/671/JI 
 
Eine weitere Maßnahme zur Verbesserung des Informationsaustauschs ist der Beschluss des 
Rates der EU vom 20. September 2005 „über den Informationsaustausch und die Zusammen-
arbeit betreffend terroristische Straftaten“463F464. Dieser Beschluss hebt den Beschluss des Rates 
„über die Anwendung besonderer Maßnahmen im Bereich der polizeilichen und justiziellen 
                                                 
461  Daneben wurde eine Verfassungsbeschwerde von FDP Politikern rund um Burkhard Hirsch eingereicht. 
462  BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 11. März 2008. 
463  BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 28. Oktober 2008. 
464  ABl. EG Nr. L 253, 22. 






Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus“ vom 19. Dezember 2003464F465 auf, der 
wiederum Art. 4 des Gemeinsamen Standpunktes 2001/931/GASP465F466 umsetzte. 
Dieser Beschluss sieht in Art. 2 vor, dass jeder Mitgliedstaat sowohl eine Europol- (Abs. 1) 
als auch eine Eurojust-Anlaufstelle (Abs. 2) zu benennen habe. Diese Anlaufstellen sollen zu 
allen einschlägigen Informationen Zugang haben, Informationen erfassen und an Europol bzw. 
Eurojust weiterleiten. Unter einschlägigen Informationen versteht man dabei die von den 
Strafverfolgungsbehörden durchgeführten strafrechtlichen Ermittlungen zu terroristischen 
Straftaten, die Ergebnisse dieser Ermittlungen sowie strafrechtliche Verfolgungen und Verur-
teilungen wegen terroristischer Straftaten, die zwei oder mehr Straftaten betreffen. 
Art. 3 verpflichtet die Mitgliedstaaten in geeigneten Fällen, gemeinsame Ermittlungsgruppen 
einzusetzen. Schließlich fordert Art. 4, dass Ersuchen um Rechtshilfe, um Anerkennung und 
um Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen als dringliche Angelegenheit und mit Vorrang 
zu behandeln seien, wenn sie in Zusammenhang mit terroristischen Straftaten gestellt werden. 
 
3. Beschluss 2005/876/JI 
 
Als weitere Maßnahme zur Verbesserung des Informationsaustauschs ist der Beschluss „ über 
den Austausch von Informationen aus dem Strafregister“ vom 21. November 2005466F467 zu nen-
nen. Dieser Beschluss betrifft die Verbesserung des Informationsaustauschs über ergangene 
Urteile. Verhindert werden soll dadurch vor allem, dass Terroristen und terroristische Grup-
pierungen in legale Tätigkeitsbereiche vordringen. Erst die Kenntnis über etwaige Verurtei-
lungen aufgrund terroristischer Straftaten innerhalb der EU macht es den Mitgliedstaaten 
möglich, Konsequenzen daraus zu ziehen und beispielsweise die Gewährung von Subventio-
nen oder Erteilung von Genehmigungen abzulehnen. 
Zu diesem Zwecke hat gemäß Art. 1 Abs. 1 jeder Mitgliedstaat eine Zentralbehörde zu nen-
                                                 
465  ABl. EG Nr. L 16, 68. 
466  Art. 4 wies die Mitgliedstaaten an, sich im Wege der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Straf-
sachen im Rahmen von Titel VI des EG-Vertrages möglichst weitgehend Amtshilfe bei der Prävention und 
Bekämpfung von Terroranschlägen zu leisten. 
467  ABl. EG Nr. L 322, 33. 






nen, welche gemäß Art. 2 Informationen über Verurteilungen entgegennimmt und speichert 
und gemäß Art. 3 selbst Ersuchen um Auskunft an die Zentralbehörde eines anderen Mit-
gliedstaats richtet. 
 
4. Maßnahmen zur Weiterentwicklung des SIS 
 
Einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung des Informationsaustausches auf Ebene der EU 
leistet das SIS: Eine auf dem Schengener Übereinkommen und seinem Durchführungsüber-
einkommen basierende, staatenübergreifende, computergestützte polizeiliche Datenbank, die 
den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten den Zugang zu Informationen über bestimmte 
Personengruppen und Sachen ermöglicht und die Fahndung erleichtert. Das in den Art. 92 ff. 
SDÜ geregelte SIS soll das reibungslose Funktionieren des „Raums der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts“ sicherstellen und einen Beitrag zur Umsetzung der Bestimmungen be-
treffend die Freizügigkeit innerhalb der EU in Bezug auf die justizielle und polizeiliche Zu-
sammenarbeit in Strafsachen leisten. Die berechtigten Stellen können im SIS Informationen 
anfragen und registrieren, wobei Eintragungen nur zu den in Art. 95-100 SDÜ genannten 
Zwecken erfolgen dürfen. 
Seine Bedeutung für die Terrorismusbekämpfung erlangt dieses kriminalpolizeiliche Instru-
ment dadurch, dass es neben Daten über Personen auch wichtige Informationen über gestoh-
lene Ausweise, Blankodokumente und insbesondere Waffen enthält, welche Terroristen zur 
Durchführung von Anschlägen einsetzen könnten. 
Durch zwei Rechtsakte führte die EU für das SIS einige neue Funktionen zur wirksameren 
Bekämpfung terroristischer Anschläge ein. Gemäß Art. 93 SDÜ hat das SIS zum Ziel, die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung einschließlich der Sicherheit des Staates und die Anwen-
dung der Bestimmungen im Bereich des Personenverkehrs zu gewährleisten. Da manche Be-
stimmungen des Schengener Übereinkommens gleichzeitig für beide Ziele zur Anwendung 
kommen sollen, wurden diese Bestimmungen in identischem Wortlaut mittels parallel ange-
nommener Rechtsakte geändert467F 468. Diese zwei Rechtsakte sind die Verordnung (EG) Nr. 
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871/2004 des Rates vom 29. April 2004 „über die Einführung neuer Funktionen für das 
Schengener Informationssystem, auch im Hinblick auf die Terrorismusbekämpfung“468F469 und 
der Beschluss 2005/211/JI des Rates vom 24. Februar 2005 „über die Einführung neuer Funk-
tionen für das Schengener Informationssystem, auch im Hinblick auf die Terrorismusbekämp-
fung“469F470. 
Die Verordnung basiert auf Art. 66 EG-Vertrag und ist damit ein Rechtsakt der ersten Säule. 
Mit ihr wurden Bestimmungen des SDÜ geändert, die die Gewährleistung des freien Perso-
nenverkehrs betreffen. Von weitaus größerer Bedeutung für die Terrorismusbekämpfung ist 
der Beschluss vom 24. Februar 2005. Er basiert auf Art. 30 Abs. 1 a), b), 31 a), b) und Art. 34 
Abs. 2 c) EU-Vertrag, betrifft die justizielle und polizeiliche Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und bezweckt die öffentliche Sicherheit und Ordnung im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten zu verbessern. 
Die für die Terrorismusbekämpfung wichtigsten Änderungen betreffen den Zugriff von Euro-
pol und der nationalen Mitglieder von Eurojust auf die Daten des SIS sowie die Erweiterung 
der Liste der Kategorien der abhanden gekommenen Sachen, die Gegenstand einer Meldung 
sein können. Hinzugefügt wurden Wasserfahrzeuge, Luftfahrzeuge, Container, Aufenthaltsti-
tel und Zahlungsmittel. Damit wurden die Einsatzmöglichkeiten der zwei für die Terroris-
musbekämpfung wichtigsten EU-Agenturen (Europol und Eurojust) gestärkt und die Liste der 
Kategorien an die aktuelle Bedrohung durch den Terrorismus angepasst. 
 
5. Vorschlag für einen Rahmenbeschluss „über den Austausch von Infor-
mationen“ 
 
Im „Aktionsplan zur Umsetzung des Haager Programms“470F471 riefen die europäische Kommis-
sion und der Rat der EU dazu auf, Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustau-
sches zu erlassen und dabei insbesondere dem allgemeinen „Grundsatz der Verfügbar-
keit“ Rechnung zu tragen. Diesem Aufruf folgend hat die europäische Kommission am 12. 
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Oktober 2005 einen Vorschlag für einen Rahmenbeschluss des Rates „über den Austausch 
von Informationen nach dem Grundsatz der Verfügbarkeit“471F472 vorgelegt. 
Der „Grundsatz der Verfügbarkeit“ besagt, dass die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats, 
die zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben Informationen benötigt, diese Informationen 
von dem Mitgliedstaat, der über die Informationen verfügt, zu dem erklärten Zweck erhält472F473. 
Der Grundsatz stellt damit für die Mitgliedstaaten die Verpflichtung auf, vorhandene Daten 
auszutauschen. Der Austausch von strafverfolgungsrelevanten Informationen soll überall in 




Art. 1 des Vorschlags grenzt den Gegenstand des Rahmenbeschlusses ein. Danach legt er Be-
dingungen und Modalitäten fest, nach denen die in Anhang II aufgeführten Informationen, die 
den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats zur Verfügung stehen, gleichwertigen zustän-
digen Behörden anderer Mitgliedstaaten zum Zwecke der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufga-
ben im Hinblick auf die Verhütung, Aufdeckung und Untersuchung von Straftaten zur Verfü-
gung gestellt werden. Die Mitgliedstaaten sollen verpflichtet werden, dafür Sorge zu tragen, 
dass strafverfolgungsrelevante Informationen von gleichwertigen zuständigen Behörden ande-
rer Mitgliedstaaten und Europol mitbenutzt werden können, wenn diese Informationen für die 
ihnen übertragenen Aufgaben erforderlich sind und kein Ausnahmefall vorliegt. Informatio-
nen, die nach diesem Rahmenbeschluss ausgetauscht werden, sind DNS-Profile, Fingerabdrü-
cke, ballistische Erkenntnisse, KFZ-Halterermittlungen, Telefonnummern und sonstige Ver-
bindungsdaten unter Ausschluss des Inhalts und Mindestauskünfte zur Identifizierung von 
Personen aus Personenstandsregistern. Diese sollen im Wege des Onlinezugriffs oder mit Hil-
fe einer Indexabfrage ausgetauscht werden. Die Behörde, die auf Grund des Rahmenbeschlus-
ses die Informationen erhält, soll diese ausschließlich zu dem Zweck nutzen dürfen, für den 
sie bereitgestellt wurden. Ohne vorherige Genehmigung einer Justizbehörde des Mitglied-
staats, der die Informationen zur Verfügung gestellt hat, sollen sie nicht als Beweismittel für 
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Während die Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung lediglich die Speicherung von Daten in 
den Mitgliedstaaten betrifft, soll der Rahmenbeschluss den Austausch von Daten regeln, ins-
besondere auch der auf Vorrat gespeicherten Daten. Damit stellt dieser Rahmenbeschluss eine 
sinnvolle Ergänzung zu der Richtlinie über die Vorratsdatenspeicherung dar. Denn wie bereits 
einführend dargestellt, ergibt sich die volle Wirksamkeit der europäischen Informationspolitik 
im Kampf gegen den grenzüberschreitenden Terrorismus erst aus der Kombination der Infor-
mationsgewinnung und des Informationsaustauschs. 
 
6. Vorschlag für einen Beschluss „über die Übermittlung von Informatio-
nen“ 
 
Der bereits dargestellte Beschluss 2005/671/JI „über den Informationsaustausch und die Zu-
sammenarbeit betreffend terroristische Straftaten“473F474 bezieht sich nicht ausdrücklich auf In-
formationen, welche aus der Tätigkeit der Sicherheits- und Nachrichtendienste der Mitglied-
staaten resultieren. Deshalb hat die Europäische Kommission am 22. Dezember 2005 einen 
Vorschlag für einen Beschluss des Rates „über die Übermittlung von aus den Tätigkeiten der 
Sicherheits- und Nachrichtendienste resultierenden Informationen über terroristische Strafta-
ten“474F475 vorgelegt. 
Dieser Vorschlag sieht in Art. 3 Abs. 1 und 2 vor, dass jeder Mitgliedstaat innerhalb seiner 
Sicherheits- und Nachrichtendienste eine nationale Kontaktstelle benennt, welche sachdienli-
che Informationen über terroristische Straftaten übermittelt. Übermittelt werden sollen die 
Informationen zum einen an Europol (Art. 4) und zum anderen an die nationalen Kontaktstel-
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len anderer betroffener Mitgliedstaaten (Art. 5). 
 
7. Beschluss „über den Zugang zum VIS“ 
 
Ein weiterer Vorschlag für einen Beschluss befasst sich mit dem Zugang zum VIS, einem 
System für den Austausch von Visa-Daten zwischen den Mitgliedstaaten. Das VIS ist ein Sys-
tem, in dem Visaeinträge, einschließlich biometrischer Daten, erfasst werden. Mit dem Vor-
schlag für einen Beschluss „über den Zugang der für die innere Sicherheit zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten und von Europol zum VISA-Informationssystem (VIS) für Datenab-
fragen zum Zwecke der Prävention, Aufdeckung und Untersuchung terroristischer und sonsti-
ger schwerwiegender Straftaten“475F476 möchte die Europäische Kommission die Rechtsgrundla-
ge dafür schaffen, dass auch die für die innere Sicherheit zuständigen Behörden der Mitglied-
staaten und Europol Zugang zum VISA-Informationssystem haben. Der Zugang soll Datenab-
fragen zum Zwecke der Prävention, Aufdeckung und Untersuchung von terroristischen Straf-
taten sowie der Kriminalitätsformen und Straftaten ermöglichen, auf die sich gemäß Art. 2 des 
Europol-Übereinkommens das Mandat von Europol erstreckt. Bisher konnte das VIS rechtlich 
nicht für Strafverfolgungszwecke, insbesondere die Strafverfolgung von Terroristen, herange-
zogen werden. Der uneingeschränkte Zugang auf die VIS-Datenbank kann dazu beitragen zu 
verhindern, dass Kriminelle und insbesondere Terroristen ein Visum erlangen oder ein ge-
fälschtes Visum bei der Einreise in das Hoheitsgebiet der EU verwenden und illegal in das 
Hoheitsgebiet gelangen. Insofern kann dieser vorgeschlagene Beschluss zu einer Verbesse-
rung der Bekämpfung des Terrorismus innerhalb der EU beitragen. 
 
8. Gemeinsamer Standpunkt zum Austausch bestimmter Daten mit Inter-
pol 
 
Dieser Gemeinsame Standpunkt betrifft den Austausch von Informationen über Passdaten 
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unter den Mitgliedstaaten unter Einbeziehung der internationalen kriminalpolizeilichen Orga-
nisation Interpol. Besondere Bedeutung für die Terrorismusbekämpfung kommt dabei den 
Informationen über gestohlene, verlorene oder unterschlagene Pässe zu. Gemäß Art. 3 sind 
die Mitgliedstaaten gehalten, alle bestehenden und künftigen Passdaten mit Interpol auszutau-




In ihrer Gesamtheit lassen auch diese Maßnahmen ein Konzept der EU zur Verbesserung des 
Informationsaustauschs erkennen. Die Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaus-
tauschs innerhalb der EU werden durch vier Zielvorstellungen geprägt. In den Mitgliedstaaten 
sollen Anlaufstellen und Zentralbehörden geschaffen werden, welche in den Mitgliedstaaten 
gewonnene Informationen zur terroristischen Bedrohung sammeln, auswerten und weiterlei-
ten. Der Zugriff auf die europäischen Datenbanken SIS und VIS soll intensiver, insbesondere 
zum Zwecke der Terrorismusbekämpfung, genutzt werden. Die zwei EU-Agenturen Europol 
und Eurojust sollen stärker in den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten ein-
gebunden werden und schließlich sollen die Mitgliedstaaten nach dem Grundsatz der Verfüg-
barkeit verpflichtet werden, die vorhandenen Informationen tatsächlich auszutauschen. 
Die Maßnahmen zeigen deutlich den Willen der EU, den Informationsaustausch auf den Be-
reich der Terrorismusbekämpfung auszudehnen. So sollen in Zukunft mehr Informationen zur 
terroristischen Bedrohung und über terroristische Straftaten gesammelt und ausgetauscht wer-
den. Ebenso sollen auch die für die innere Sicherheit und damit für die Terrorismusbekämp-
fung zuständigen Behörden das bestehende Informationsmaterial im Rahmen des SIS und des 
VIS nutzen dürfen. In ihrer Gesamtheit stellen diese Maßnahmen deshalb eine Verbesserung 
der Terrorismusbekämpfung in der EU dar, vorausgesetzt die Möglichkeiten werden von den 
Mitgliedstaaten umfassend ausgeschöpft. Abzuwarten bleibt jedoch die Klärung der Frage der 
Rechtmäßigkeit der Vorratsdatenspeicherung auf nationaler Ebene durch das Bundesverfas-
sungsgericht, wobei die Entscheidungen zu den Eilanträgen bereits erkennen lassen, dass die 
Vorratsdatenspeicherung zu ganz erheblichen Grundrechtsbeeinträchtigungen führen kann. 
 






III. Maßnahmen zur Verbesserung der Strafverfolgung innerhalb der EU 
 
Die europäischen Staaten betrachten den Terrorismus bislang als Straftat und behandeln Ter-
roristen dementsprechend als Straftäter. In Europa stellen deshalb strafrechtliche Maßnahmen 
– anders als in den USA476F477 – ein wichtiges Instrumentarium im Kampf gegen grenzüber-
schreitende Kriminalität und Terrorismus dar. 
Die EU verfügt hierfür nicht über eigene Strafverfolgungsorgane und ist deshalb gezwungen, 
auf die Strafverfolgungsorgane der Mitgliedstaaten zurückzugreifen, um ihre Vorstellungen 
zur Terrorismusbekämpfung zu verwirklichen. Die Rechtsgrundlagen für Maßnahmen zur 
Verbesserung der Strafverfolgung enthält Art. 31 Abs. 1 a) bis e) EU-Vertrag. 
Zu unterscheiden sind Maßnahmen zur Harmonisierung des Strafrechts einerseits sowie Maß-
nahmen zur Verbesserung der Rechtshilfe andererseits. Die Literatur bezeichnet diese zwei 
Ansätze auch als „integrativ-europäische“ Strafrechtspflege (Maßnahmen zur Harmonisierung 
des Strafrechts) und „europäisiert-kooperative nationale“ Strafrechtspflege (Maßnahmen zur 
Verbesserung der Rechtshilfe)477F478. 
Durch Anpassen der strafrechtlichen Rechtsvorschriften in Europa sollen „Reservate der 
Straflosigkeit“ innerhalb der EU beseitigt werden. Betroffen von der Angleichung der 
Rechtsvorschriften sind sowohl das materielle als auch das prozessuale Strafrecht der Mit-
gliedstaaten. Die EU hat bereits eine Vielzahl von Maßnahmen zur Harmonisierung des Straf-
rechts erlassen, welche die unterschiedlichsten Erscheinungsformen transnationaler Krimina-
lität478F479 betreffen. Die Terrorismusbekämpfung betreffen vor allem fünf Maßnahmen, welche 
zur Anpassung der strafrechtlichen Rechtsvorschriften und zur Verbesserung der Rechtshilfe, 
also der „integrativ-europäischen“ und der „europäisiert-kooperativen nationalen“ Straf-
rechtspflege innerhalb der EU, beitragen sollen: 
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478  So u.a. Kreß, JA 2005, S. 222. 
479  Vgl. hierzu die Aufstellung bei Hecker, JA 2002, S. 724. 






– der Rahmenbeschluss des Rates „zur Terrorismusbekämpfung“ vom 13. Juni 2002479F480, 
 
– der Rahmenbeschluss des Rates „über den Europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren“ vom 13. Juni 2002480F481, 
 
– der Rahmenbeschluss des Rates „über die Vollstreckung von Entscheidungen über die 
Sicherstellung von Vermögensgegenständen oder Beweismitteln in der Europäischen 
Union“ vom 22. Juli 2003481F482, 
 
– der Rahmenbeschluss des Rates „über die Europäische Beweisanordnung zur Erlan-
gung von Sachen, Schriftstücken und Daten zur Verwendung in Strafverfahren“ vom 
18. Dezember 2008482 F483 sowie 
 
– der Rahmenbeschluss des Rates „über Angriffe auf Informationssysteme“ vom 24. 
Februar 2005483F484. 
 
1. Das Rechtsinstrument des Rahmenbeschlusses 
 
Um ihre Vorstellungen umzusetzen greift die EU ausschließlich auf das Rechtsinstrument des 
Rahmenbeschlusses gemäß Art. 34 Abs. 2 Nr. 2 b) EU-Vertrag484F485 zurück, eine Handlungs-
form der dritten Säule. Mit den Rahmenbeschlüssen bezweckt die EU die strafrechtlichen 
Vorschriften der Mitgliedstaaten und die Rechtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten zum Zwe-
cke der Strafverfolgung anzugleichen. Rahmenbeschlüsse sind nicht unmittelbar im nationa-
len Strafverfahren verbindlich und bedürfen, wie Richtlinien im Rahmen der ersten Säule, der 
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Umsetzung durch die Mitgliedstaaten. Gegenüber Richtlinien haben Rahmenbeschlüsse je-
doch zwei gravierende Nachteile485F486. Zum einen sieht das EU-Recht für den Fall der Nichtum-
setzung durch die Mitgliedstaaten keine Sanktionsmöglichkeiten vor und zum anderen gilt für 
Rahmenbeschlüsse nicht das Prinzip der unmittelbaren Anwendung aufgrund fehlerhafter 
oder nicht erfolgter Umsetzung (Art. 34 Abs. 2 b) S. 3 EU-Vertrag)486F487. 
Aufgewertet wurde die Bedeutung der Rahmenbeschlüsse jedoch durch das „Pupino“-Urteil 
des EuGH vom 16. Juni 2005487F 488, in welchem das Gericht den Rahmenbeschluss als ein 
Rechtsinstrument „mit analogen Wirkungen wie im EG-Vertrag“ bezeichnet hat, das geschaf-
fen worden sei, um einen wirksamen Beitrag zur Verfolgung der Ziele der Union zu leisten. 
Darauf aufbauend bejahte der EuGH die Pflicht der nationalen Gerichte, das innerstaatliche 
Recht rahmenbeschlusskonform auszulegen488F489. Damit finden Rahmenbeschlüsse im nationa-
len Recht zwar immer noch keine unmittelbare Anwendung, allerdings wurde die Bedeutung 
des Rechtsinstruments des Rahmenbeschlusses und damit zugleich die Bedeutung der Terro-
rismusbekämpfung im Rahmen der dritten Säule gestärkt489F490. 
 
2. Maßnahmen zur Harmonisierung des Strafrechts 
 
Die Maßnahmen zur Harmonisierung des materiellen Strafrechts, durch welche die EU den 
Terrorismus bekämpfen möchte, sind der Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämpfung“ 490F491 
und der Rahmenbeschluss „über Angriffe auf Informationssysteme“ 491F492. Durch sie wird das 
Strafrecht, insbesondere das materielle Strafrecht, innerhalb der EU bezüglich terroristischer 
Straftaten weitestgehend angeglichen. 
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a) Bedeutung für die Terrorismusbekämpfung durch die EU 
 
Für die Terrorismusbekämpfung durch die EU sind Maßnahmen zur Harmonisierung des ma-
teriellen Strafrechts in Bezug auf terroristische Straftaten und insbesondere der Rahmenbe-
schluss „zur Terrorismusbekämpfung“ wichtige Bausteine, die bezwecken, innerhalb der EU 
und unter den Mitgliedstaaten ein einheitliches Verständnis darüber zu schaffen, was rechtlich 
unter terroristischen Straftaten und Vereinigungen zu verstehen ist. Damit schafft die europäi-
sche Harmonisierung des Strafrechts einen unionsweit einheitlichen strafrechtlichen Besitz-
stand zur Bekämpfung des Terrorismus und eine Basis für einen europaweiten einheitlichen 
strafrechtlichen Umgang mit dem Problem des Terrorismus492F493, der die Bildung „sicherer Hä-
fen“ für Terroristen ausschließt493F494. 
In der Literatur finden sich dennoch vereinzelte Stimmen, die eine Harmonisierung des Straf-
rechts zur Verbesserung der Terrorismusbekämpfung im Hinblick auf den Eingriff in Kernbe-
reiche nationaler Souveränität und im Hinblick auf deren Nutzen für die Strafverfolgung nicht 
für notwendig erachten494F495. Es sei nicht einzusehen, dass gerade im Bereich der Terrorismus-
bekämpfung allen Mitgliedsstaaten von einigen interessierten Staaten allgemeine Definitionen 
für terroristische Straftaten vorgeschrieben und Vorgaben für die Strafzumessung gemacht 
werden495F496. Klip verneint den Nutzen der Harmonisierung strafrechtlicher Bestimmungen, da 
sie nicht zu einer „adäquateren Bekämpfung“ der Kriminalität beitrage, keinen Vorteil für 
Straftäter beseitige und auch nicht zu einer Verbesserung der strafrechtlichen Zusammenar-
beit führe496F497. 
Dem ist nicht zuzustimmen. Tatsächlich trägt die Harmonisierung zu einer besseren Bekämp-
fung des Terrorismus in der EU bei. Zwar ist zuzugeben, dass Verbrechen nicht gerade dann 
begangen werden, wenn Strafbestimmungen unterschiedlich sind497F498. Allerdings führt die An-
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gleichung der strafrechtlichen Bestimmungen dazu, dass es innerhalb der EU keine Staaten 
mehr gibt, in denen Terroristen mangels entsprechender strafrechtlicher Regelungen „unge-
stört“ Anschläge vorbereiten und planen können. Aufgrund gleicher strafrechtlicher Bestim-
mungen sind Terroristen im ganzen Hoheitsgebiet der EU in gleichem Maße Objekt der Straf-
verfolgung. Verhindert werden kann damit das in der Literatur teilweise so genannte 
„jurisdiction shopping“498F499. Terroristen ist die Möglichkeit genommen, in einen Mitgliedstaat 
auszuweichen, in dem sie gar nicht oder weniger streng bestraft werden und sich den Unter-
schied strafrechtlichen Vorschriften zu nutze machen können499F500. 
Verfehlt ist es auch, von einem übermäßigen Eingriff in die nationale Souveränität der Mit-
gliedstaaten als Folge der Harmonisierung der strafrechtlichen Bestimmungen zu sprechen. 
Art. 29, 31 Abs. 1 e) EU-Vertrag gestatten lediglich die Festlegung von Mindestvorschriften 
über strafbare Handlungen und Strafen. Den einzelnen Mitgliedstaaten bleibt es deshalb vor-
behalten, im Sinne ihrer Rechtstraditionen über diese Mindestvorschriften hinauszugehen500F501. 
Bei der Umsetzung der Rahmenbeschlüsse verbleibt den Mitgliedstaaten damit ein gewisser 
Umsetzungsspielraum, der es ihnen ermöglicht, nationale Traditionen und Wertvorstellungen 
zu berücksichtigen. 
Schließlich stärkt das Vorhandensein identischer strafrechtlicher innerstaatlicher Regelungen 
das Vertrauen der Mitgliedstaaten in das Strafrecht anderer Mitgliedstaaten und trägt so zu 
einer Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei. 
 
b) Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämpfung“ 
 
Der Rahmenbeschluss des Rates vom 13. Juni 2002 „zur Terrorismusbekämpfung“501F502 auf der 
Rechtsgrundlage der Art. 29, 31 e) und 34 Abs.2 b) EU-Vertrag wird häufig als das „Herz-
                                                 
499  Brüner/Spitzer, NStZ 2002, S. 397. 
500  So die Europäische Kommission in dem Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen, Der Kampf gegen 
den Terrorismus – Bericht zum Gedenken an die Opfer des Terrorismus vom 18. Februar 2005, SEK (2005) 
272, S. 3. 
501 Röben, in: Grabitz, Band I, Art. 29 EUV, Rn. 27. 
502  ABl. EG Nr. L 164, 3. 






stück des Beitrags der EU zur Terrorismusbekämpfung“ bezeichnet. Durch ihn wird, wie be-
reits durch die Gemeinsame Maßnahme des Rates vom 21. Dezember 1998 „betreffend die 
Strafbarkeit der Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung in den Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union“502F503, das materielle Strafrecht der Mitgliedstaaten in Bezug auf terroristische 
Straftaten vereinheitlicht. Damit stellt er eine der wenigen Maßnahmen dar, die ausschließlich 
die Terrorismusbekämpfung503F504 betreffen. In Ziffer 6 der Einleitung des Rahmenbeschlusses 
betont der Rat der EU, dass in allen Mitgliedstaaten eine Angleichung der Definition der ter-
roristischen Straftaten, einschließlich der Straftaten, die im Zusammenhang mit terroristischen 
Vereinigungen begangen werden, erfolgen soll. Ferner soll gegen natürliche und juristische 
Personen, die eine solche Straftat begangen haben oder für eine solche Straftat zur Verantwor-
tung gezogen werden können, Strafen und Sanktionen verhängt werden können, welche der 




Art. 1 des Rahmenbeschlusses legt fest, dass jeder Mitgliedstaat die erforderlichen Maßnah-
men treffen soll, damit bestimmte vorsätzliche Handlungen, die nach den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften als Straftaten definiert sind, als terroristische Straftaten eingestuft werden, 
wenn sie mit entsprechenden Zielsetzungen begangen werden. Der Rahmenbeschluss über-
nimmt dabei die im Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP504F505 vom 27. Dezember 2001 
enthaltene Definition der terroristischen Handlungen, differenziert dabei allerdings zwischen 
terroristischen Einzeltaten in Art. 1 Abs. 1 und den in Zusammenhang mit einer terroristi-
schen Vereinigung begangenen Straftaten gemäß Art. 2. 
„Terroristische Vereinigung“ bezeichnet danach einen auf Dauer angelegten organisatori-
schen Zusammenschluss von mehr als zwei Personen, die zusammenwirken, um terroristische 
                                                 
503  ABl. EG Nr. L 351, 1. 
504  Die meisten Maßnahmen zur Verbesserung der Strafverfolgung innerhalb der EU betreffen sowohl die Be-
kämpfung des Terrorismus als auch die Bekämpfung der organisierten oder sonstigen grenzüberschreitenden 
Kriminalität. 
505  ABl. EG Nr. L 344, 93. 






Straftaten zu begehen. Ein Zusammenschluss ist organisiert, wenn er nicht nur zufällig zu 
unmittelbarer Begehung einer strafbaren Handlung gebildet wird. Dazu muss er nicht not-
wendigerweise förmlich festgelegte Rollen für seine Mitglieder, eine kontinuierliche Zusam-
mensetzung oder eine ausgeprägte Struktur aufweisen505F506. 
In den folgenden Artikeln enthält der Rahmenbeschluss zahlreiche materiellrechtliche und 
prozessuale Regelungen und erweitert die Strafbarkeit in Zusammenhang mit terroristischen 
Straftaten auf das Anführen einer terroristischen Vereinigung (Art. 2 Abs. 2 a)), die Beteili-
gung an den Handlungen einer terroristischen Vereinigung (Art. 2 Abs. 2 b)), auf Straftaten 
im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten (Art. 3), auf die Anstiftung zu einer terro-
ristischen Straftat (Art. 4 Abs. 1) und auf den Versuch der Begehung einer terroristischen 
Straftat (Art. 4 Abs. 2). 
Gemäß Art. 5 sollen die Mitgliedstaaten die terroristischen Straftaten im Sinne des Rahmen-
beschlusses mit wirksamen, angemessenen und abschreckenden Sanktionen bedrohen, welche 
gemäß Absatz 1 die Zulässigkeit der Auslieferung sicherstellen und gemäß Absatz 2 selbst 
höhere Freiheitsstrafen vorsehen, als bei vergleichbaren Straftaten ohne den besonderen in Art. 
1 Abs. 1 genannten Vorsatz. In Absatz 3 enthält der Rahmenbeschluss Vorgaben für das 
Höchst- und Mindestmaß der anzudrohenden Freiheitsstrafen. Gemäß Art. 6 kann eine Straf-
milderung bei einer endgültigen Abkehr vom Terrorismus und bei Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden vorgesehen werden. Art. 7 des Rahmenbeschlusses betrifft die Verant-
wortlichkeit juristischer Personen für die Begehung terroristischer Straftaten. Danach soll die 
Strafbarkeit juristischer Personen sichergestellt werden, wenn gemäß Absatz 1 eine „Füh-
rungsperson“ eine der terroristischen Straftaten begeht oder gemäß Absatz 2 eine Begehung 
durch mangelnde Überwachung oder Kontrolle ermöglicht hat. Entsprechend der in Art. 5 für 
natürliche Personen geltenden Regelung fordert Art. 8 auch wirksame, angemessene und ab-
schreckende Sanktionen gegen juristische Personen506F507. 
                                                 
506  Zur gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung des Vereinigungsbegriffs in den §§ 129 ff. StGB vgl. bei-
spielsweise von Heintschel-Heinegg, in: Festschrift für Friedrich-Christian Schroeder, S. 799-808. 
507  Dies steht im Gegensatz zum deutschen Strafrecht, wonach Akte juristischer Personen mangels psychisch-
geistiger Substanz keine strafrechtlich relevanten Handlungen darstellen. Tatsächlich können nur menschli-
che „Organe“ für juristische Personen handeln. Bestraft werden dann die menschlichen „Organe“, nicht aber 
die juristischen Personen selbst. Vgl. beispielsweise Roxin, S. 262 und 263 und Joecks, in: Münchener 






Art. 9 betrifft die Gerichtsbarkeit und Strafverfolgung. Nach Art. 9 Abs. 1 kann ein Mitglied-
staat im Einzelfall seine Gerichtsbarkeit auf das Territorialitätsprinzip (a), das Flaggenprinzip 
(b), das aktive Personalitätsprinzip (c), das Sitzprinzip (d) und das Realprinzip (e) stützen507F508. 
Bei einem Kompetenzkonflikt sollen gemäß Art. 9 Abs. 2 die Mitgliedstaaten zusammenar-
beiten und einvernehmlich entscheiden, wer die Strafverfolgung übernimmt. Dazu können sie 
sich europäischer Koordinationsstellen bedienen, insbesondere auch Eurojust als Koordinie-
rungsstelle für grenzüberschreitende Ermittlungs- und Strafverfolgungstätigkeit. Um zu einer 
Entscheidung hinsichtlich der Gerichtsbarkeit zu gelangen, sind das Territorialitätsprinzip, das 
aktive und passive Personalitätsprinzip und das Prinzip des Ergreifungsstaates in dieser Rei-
henfolge zu berücksichtigen. Bei Ablehnung der Auslieferung hat der Mitgliedstaat gemäß 
Art. 9 Abs. 3 die Aburteilung des Straftäters selbst vorzunehmen. Dies entspricht dem Prinzip 
„aut dedere aut judicare“, wonach der Aufenthaltsstaat Terroristen entweder selbst zu verfol-
gen oder die Verdächtigen an einen verfolgungsbereiten Staat auszuliefern hat. Gemäß Art. 9 
Abs. 4 soll es für die Gerichtsbarkeit nicht darauf ankommen, wo die juristische Vereinigung 
ihre Operationsbasis hat, sondern einzig darauf, dass deren Taten ganz oder teilweise im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaates begangen wurden. 
Festzuhalten ist, dass der Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämpfung“ terroristische 
Straftaten und Straftaten im Zusammenhang mit einer terroristischen Vereinigung und Strafta-
ten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten sowie Teilnahme und Versuch im Ein-
zelnen beschreibt. Diese Definitionen dienen als Grundlage für die Verpflichtung der Mit-
gliedstaaten, sie als terroristische Straftaten einzustufen (Art. 1 Abs. 1) und mit Strafen zu 




Ausgangspunkt für die Frage der richtigen Rechtsgrundlage ist das Prinzip der begrenzten 
Einzelermächtigung gemäß Art. 5 Abs. 1 EG-Vertrag, wonach jeder Rechtsakt der EU eine 
ausdrückliche oder aber zumindest im Wege der Auslegung zu gewinnende Ermächtigungs-
                                                                                                                                                        
Kommentar, Band 1, Vor § 25, Rn. 16. 
508  Ausführlich zu diesen Prinzipien des internationalen Strafrechts Hecker, S. 30 ff. 










Der Rat der EU hat früher die Auffassung vertreten, die Rechtsangleichung des materiellen 
Strafrechts müsse ausschließlich im Rahmen der dritten Säule erfolgen. Der EuGH hat jedoch 
mit Urteil vom 13. September 2005 in der Rechtssache C-176/03509F510 den Rahmenbeschluss 
2003/80/JI des Rates vom 27. Januar 2003 „über den Schutz der Umwelt durch das Straf-
recht“510F511 als nichtig aufgehoben, weil Maßnahmen, die den Umweltschutz zum Ziel haben, 
auch dann in die Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen, wenn es sich um Maßnahmen in Be-
zug auf das Strafrecht der Mitgliedstaaten handelt, die daher nur im Rahmen des Gemein-
schaftsrechts getroffen werden dürfen511F512. 
Aufgrund seiner allgemeinen Bedeutung für die Europäisierung des Strafrechts könnte dieses 
Urteil Auswirkungen auch auf sonstige auf der Grundlage von Titel VI EU-Vertrag beschlos-
sene Rechtsakte zur Angleichung strafrechtlicher Bestimmungen und insbesondere auch den 
Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung haben, der im Rahmen der dritten Säule auf 
die Art. 31, 34 EU-Vertrag gestützt wurde. Hätte der Rahmenbeschluss bei Übertragung der 
Grundsätze der Entscheidung auf eine Rechtsgrundlage der ersten Säule gestützt werden müs-
sen? 
 
(2) Ausführungen des EuGH in der Rechtssache C-176/03 
 
Einleitend führt der EuGH aus, dass der EU-Vertrag gemäß Art. 47 EU-Vertrag den EG-
Vertrag unberührt lasse und sich gleiches für den Titel VI des EU-Vertrages aus Art. 29 Abs. 
                                                 
509  Vgl. hierzu Grundlagen und Wirkungen des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung im 3. Teil dieser 
Arbeit. 
510  Urteil des EuGH in der Rs. C-176/03 (Kommission/Rat) vom 13. September 2005. 
511  ABl. EG Nr. L 29, 55. 
512  Ausführlich zu dem Urteil mit kritischer Anmerkung Heger JZ 2006, S. 307-313. 






1 EU-Vertrag ergebe. Dementsprechend habe der EuGH darüber zu wachen, dass die Hand-
lungen, von denen der Rat behauptet sie fielen unter Titel VI, nicht in die Zuständigkeiten 
eingriffen, die die Bestimmungen des EG-Vertrages der Gemeinschaft zuweisen. Es sei daher 
zu prüfen, ob der Inhalt des Rahmenbeschlusses die Zuständigkeit der Gemeinschaft berühre 
und deshalb auf Grundlage einer der Bestimmungen des EG-Vertrages hätte erlassen werden 
können. In seiner Entscheidung stellt der EuGH fest, dass der Hauptzweck des Rahmenbe-
schlusses im Schutz der Umwelt bestehe und dass dessen Vorschriften wirksam auf der 
Grundlage des Art. 175 EG-Vertrag hätten erlassen werden können. 
 
(3) Auswirkungen auf den Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung 
 
Überträgt man diese Rechtsprechung auf den Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung, 
ist zu prüfen, ob der Inhalt des Rahmenbeschlusses einen Sachbereich des EG-Vertrages und 
damit die Zuständigkeit der Gemeinschaft berührt. Wie bereits festgestellt512F513, beschränkt sich 
die Terrorismusbekämpfungspolitik nicht auf die zweite und dritte Säule der EU, sondern 
unterfällt teilweise auch dem sachlichen Anwendungsbereich der ersten Säule. Voraussetzung 
ist, dass die Maßnahmen der EU finanz-, wirtschafts-, verkehrspolitische oder sonstige Frage-
stellungen der ersten Säule betreffen. 
Der Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämpfung“ dient gemäß Art. 29 EU-Vertrag einzig 
der Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus durch die Verbesserung der Strafverfolgung 
in der EU im Wege einer Annäherung der Strafvorschriften der Mitgliedstaaten nach Art. 31 e) 
EU-Vertrag. Berührungspunkte zum sachlichen Anwendungsbereich etwaiger Politikbereiche 
der ersten Säule, wie der Umweltpolitik im Falle des oben genannten Urteils, sind nicht er-
kennbar. Damit hat das Urteil in der Rechtssache C 176/03 keine Auswirkungen auf den 
Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämpfung“. Der Rahmenbeschluss wurde damit zu 
Recht auf Art. 29, 31 e), 34 Abs. 2 b) EU-Vertrag gestützt und im Rahmen der dritten Säule 
erlassen. 
 
                                                 
513  Vgl. insbesondere die Ausführungen im 3. Teil dieser Arbeit unter C. 






cc) Die besondere Bedeutung der Terrorismus-Definition 
 
Die in dem Rahmenbeschluss enthaltene Definition terroristischer Straftaten und Handlungen 
ist nicht nur für den Rahmenbeschluss selbst von Bedeutung. In vielen Rechtsakten der EU 
zur Terrorismusbekämpfung wird auf den Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämp-
fung“ Bezug genommen. Er bildet sozusagen einen „Fixpunkt“ für eine Vielzahl weiterer 
Maßnahmen, die an die Definition terroristischer Straftaten und Handlungen anknüpfen513F514. 
Zusätzlich bietet die sekundärrechtliche Definition der terroristischen Straftat und Handlung 
eine wesentliche Auslegungshilfe für die Begriffsbestimmung des Terrorismus in Art. 29, 31 
e) EU-Vertrag. Damit begründet sie Rechtssicherheit im Hinblick auf polizeiliche und 
justizielle Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus, indem sie den Anwendungsbereich 
dieser zwei Vorschriften genauer festlegt514F515. 
 
dd) Die Umsetzung des Rahmenbeschlusses in das Recht der BRD 
 
In Deutschland hat der Gesetzgeber den Rahmenbeschluss bereits durch das „Gesetz zur Um-
setzung des Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung 
und zur Änderung anderer Gesetze“ vom 22. Dezember 2003515F516 in nationales Recht durch 
Änderungen der StPO516F517, des GVG517F518 und insbesondere durch eine Anpassung des Art. 129a 
StGB518F519 umgesetzt. Das Umsetzungsgesetz hat § 129a Abs. 2 StGB neu gefasst, indem Nr. 1, 
3, 4 und 5 eingefügt wurden und Nr. 2 erweitert wurde. Damit wurde die Gründung einer neu-
                                                 
514  Beachte auch die obigen Ausführungen zu A.I. im 3. Teil dieser Arbeit. 
515  So schon Wasmeier, in: von der Groeben, Band I, Art. 31 EUV, Rn. 60; Hecker, S. 382. 
516  BGBl. I 2003, 2836. 
517  Betroffen waren insbesondere Änderungen der gerichtlichen Zuständigkeit. 
518  Betroffen war vor allem die Anordnung der Untersuchungshaft. 
519 Zuvor wurde bereits Art. 129b StGB durch das 34. Strafrechtsänderungsgesetz vom 22. August 2002 (BGBl. 
I 2002, 3390) eingefügt, durch welches die Gemeinsame Maßnahme des Rates vom 21. Dezember 1998 „be-
treffend die Strafbarkeit der Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung in den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union“ (ABl. EG Nr. L 351, 1) in deutsches Recht umgesetzt wurde. 






en Kategorie terroristischer Vereinigungen strafbewehrt. Die neu eingefügten Katalogtaten 
umfassen bestimmte Angriffe auf die körperliche Unversehrtheit (Nr. 1), die schwere Gefähr-
dung durch Freisetzen von Giften (Nr. 2), bestimmte Delikte nach dem Kriegswaffenkontroll-
gesetz und dem Waffengesetz (Nr. 4 und 5) sowie bestimmte Sachbeschädigungsdelikte und 
gemeingefährliche Delikte, ergänzt durch weitere typische Begleitdelikte, wie etwa die Stö-
rung von Telekommunikationsanlagen (Nr. 2). Der neu eingefügte § 129a Abs. 3 StGB erfasst 
auch Vereinigungen, deren Zwecke oder Tätigkeit auf das Androhen terroristischer Taten 
gerichtet sind. Schließlich wurden die früheren Absätze 3 und 7 als Absätze 5 und 9 neu ge-
fasst und die Strafdrohungen den Anforderungen des Rahmenbeschlusses entsprechend ange-
hoben519F520. 
 
ee) Schaffung von Organisationsdelikten 
 
In Art. 2 Abs. 2 wird das Anführen einer terroristischen Vereinigung und die Beteiligung an 
Handlungen einer terroristischen Vereinigung einschließlich der Bereitstellung von Informa-
tionen oder materiellen Mitteln oder durch jegliche Art der Finanzierung ihrer Tätigkeit unter 
Strafe gestellt. Voraussetzung hierfür ist allerdings das Wissen, dass diese Beteiligung zu den 
strafbaren Handlungen der terroristischen Vereinigung beiträgt. Damit verlangt der Rahmen-
beschluss eine Bestrafung selbständiger Organisationshandlungen520F521. 
Dementsprechend sind die §§ 129a und 129b StGB in Deutschland als sog. Organisationsde-
likte ausgestaltet. § 129a StGB schützt die Rechtsgüter, die durch den Versuch und die Voll-
endung der vom Vereinigungszweck umfassten Straftaten beeinträchtigt würden. Diese 
Rechtsgüter müssen zwar noch nicht notwendigerweise verletzt sein, jedoch lässt der Täter 
bereits erkennen, dass er zumindest in Kauf nimmt und unterstützt, dass sie verletzt werden, 
wenn die Vereinigung entsprechend ihrer Zweckbestimmung aktiv wird. Den Schutzbereich 
des § 129a StGB erweitert § 129b StGB auf solche kriminellen und terroristischen Vereini-
                                                 
520  Kritisch zum harten Strafrahmen des § 129a StGB mit Hinweis auf eine Übersanktionierung im Hinblick auf 
das Schuldprinzip Pawlik, S. 33. 
521  Fischer, Art. 129a StGB, Rn. 6a. 






gungen, die lediglich im Ausland bestehen521F522. Nach § 129b Abs. 1 S. 2 StGB werden aller-
dings Beteiligungshandlungen in außereuropäischen kriminellen oder terroristischen Vereini-
gungen nur dann erfasst, wenn sie einen spezifischen Inlandsbezug aufweisen z.B. wenn der 
Täter im Inland betroffen wird (3. Variante) oder wenn das Opfer Deutscher ist (4. Variante). 
Durch die Ausgestaltung als Organisationsdelikte wird der Strafrechtsschutz in das Vorberei-
tungsstadium einer Straftat vorverlagert522F523, um so den erhöhten Gefahren durch in- und aus-
ländische terroristische Vereinigungen zu begegnen, die im Falle der Planung und Begehung 
von Straftaten seitens festgefügter Organisationen ausgehen523F524. 
 
c) Rahmenbeschluss „über Angriffe auf Informationssysteme“ 
 
Eine zweite, weniger bekannte Maßnahme der EU, welche die einzelstaatlichen Strafrechts-
vorschriften in den Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Terrorismusbekämpfung angleichen 
soll, ist der Rahmenbeschluss des Rates vom 24. Februar 2005 „über Angriffe auf Informati-
onssysteme“524F525. In seinen Erwägungen zu diesem Rahmenbeschluss weist der Rat der EU auf 
die wachsende Besorgnis über das Potenzial an Terroranschlägen auf Informationssysteme als 
Teil der kritischen Infrastruktur hin und stellt fest, dass das Strafrecht in diesem Bereich an-
geglichen werden müsse. Durch eine Angleichung in diesen Bereichen soll eine möglichst 
effiziente polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit bei Straftaten in Verbindung mit An-
griffen auf Informationssysteme sichergestellt und ein Beitrag zur Bekämpfung der organi-
sierten Kriminalität und des Terrorismus geleistet werden. 
In Art. 2-5 legt die EU fest, dass unter Strafe gestellt werden: „der vorsätzliche und unbefugte 
Zugang zu einem Informationssystem als Ganzes oder zu einem Teil eines Informationssys-
                                                 
522  Vgl. OLG München, Beschluss vom 8. Mai 2007 - 6 St 1/07: Bildung einer ausländischen terroristischen 
Vereinigung − Verfassungskonformität der Norm, in NJW 2007, S. 2786. 
523  Zur Problematik der Vorfeldkriminalisierung innerhalb der EU aufgrund unterschiedlicher innerstaatlicher 
Ausgestaltung vgl. Kreß, JA 2005, S. 221 und 222. 
524  So schon OLG München, Beschluss vom 8. Mai 2007 - 6 St 1/07: Bildung einer ausländischen terroristi-
schen Vereinigung − Verfassungskonformität der Norm, in NJW 2007, S. 2788. 
525  ABl. EG Nr. L 69, 67. 






tems“ (Art. 2 Abs. 1), „die unbefugte vorsätzliche schwere Behinderung oder Störung des 
Betriebs eines Informationssystems, durch Eingeben, Übermitteln, Beschädigen, Löschen, 
Verstümmeln, Verändern, Unterdrücken oder Unzugänglichmachen von Computerdaten“ (Art. 
3), das unbefugte vorsätzliche Löschen, Beschädigen, Verstümmeln, Verändern, Unterdrü-
cken oder Unzugänglichmachen von Computerdaten eines Informationssystems“ (Art. 4) so-
wie die Anstiftung, die Beihilfe und der Versuch von den Mitgliedstaaten. Art. 6-9 enthalten 
Vorgaben über Sanktionen, mit denen die Straftaten bedroht werden sollen, und über die Ver-
antwortlichkeit juristischer Personen. Art. 10 und 11 regeln schließlich die gerichtliche Zu-
ständigkeit und den Informationsaustausch über die genannten Straftaten. Insbesondere sollen 
die Mitgliedstaaten das Netz operativer Kontaktstellen nutzen. 
 
3. Maßnahmen betreffend die Verbesserung der Rechtshilfe in Strafsachen 
 
Neben dem Rahmenbeschluss „zur Terrorismusbekämpfung“ und dem Rahmenbeschluss 
„über Angriffe auf Informationssysteme“ hat die EU zur strafrechtlichen Bekämpfung des 
grenzüberschreitenden Terrorismus und zur Stärkung der inneren Sicherheit des europäischen 
Unionsgebietes Maßnahmen zur Verbesserung der Rechtshilfe innerhalb der EU erlassen. 
Anders als durch die Maßnahmen zur Harmonisierung des Strafrechts wird durch diese Maß-
nahmen nicht das in den Mitgliedstaaten bestehende Strafrecht abgeändert. Vielmehr ersetzt 
die EU bestimmte Bereiche des bisherigen Rechtshilfeverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten 
durch die folgenden Vorschriften: 
 
− Rahmenbeschluss „über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwi-
schen den Mitgliedstaaten“525F526; 
− Rahmenbeschluss „über die Vollstreckung von Entscheidungen über die Sicherstel-
lung von Vermögensgegenständen oder Beweismitteln in der EU“526F527; 
− Rahmenbeschluss „über die Europäische Beweisanordnung“527F528. 
                                                 
526  ABl. EG Nr. L 190, 1. 
527  ABl. EG Nr. L 196, 45. 
528  ABl. EG Nr. L 350, 72. 






a) Bedeutung für die Terrorismusbekämpfung durch die EU 
 
Anders als die Maßnahmen zur Harmonisierung des Strafrechts betreffen die Maßnahmen zur 
Verbesserung der Rechtshilfe in den Mitgliedstaaten nicht in erster Linie die Bekämpfung des 
Terrorismus, sondern dienen der Bekämpfung jeglicher grenzüberschreitender Kriminalität, 
insbesondere der schweren organisierten Kriminalität. Dennoch werden diese Maßnahmen, 
allen voran der Rahmenbeschluss „über den Europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten“ in der Literatur zu den Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Terrorismus gezählt528F529. Die Bedeutung der Rechtshilfe für die Terrorismus-
bekämpfung ergibt sich aus dem „Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung“ im Bereich 
terroristischer Straftaten, aus ihrer allgemeinen Zielsetzung sowie der Schaffung eines 
„Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ als Zielbestimmung der EU. 
 
aa) „Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung“ 
 
Basis für die Maßnahmen zur Verbesserung der Rechtshilfe in Strafsachen ist der „Grundsatz 
der gegenseitigen Anerkennung“. Auf diesem Grundsatz beruhen die Rahmenbeschlüsse der 
EU, welche die bisherigen Instrumente der Rechtshilfe529F530 in den Bereichen der Auslieferung, 
der Vollstreckung von Entscheidungen zur Sicherstellung von Vermögensgegenständen oder 
Beweismitteln und der Beschlagnahme von Sachen, Schriftstücken und Daten ersetzen. Die-
ser Grundsatz besagt, dass Entscheidungen anderer Mitgliedstaaten innerhalb der EU stets 
anzuerkennen sind530F531, d.h. eine Anordnung aus einem anderen Mitgliedstaat ist ohne Prüfung 
der beiderseitigen Strafbarkeit anzuerkennen und zu vollstrecken. Dieser Grundsatz verlangt 
                                                 
529  Vgl. beispielsweise Archick, S. 5; Zimmermann, Studies in Conflict & Terrorism 2006, S. 131. 
530  Bisher war die Rechtshilfe vor allem in Europaratsabkommen, Übereinkommen der EU mit Zusatzprotokol-
len und bilateralen Übereinkommen geregelt. 
531  Das Konzept der „gegenseitigen Anerkennung“ stammt ursprünglich aus der vergemeinschafteten Regelung 
des Warenverkehrs, wo der Abbau der so genannten technischen Schranken zur Verwirklichung des Bin-
nenmarktes im Regelfall durch das „Prinzip der gegenseitigen Anerkennung“ erreicht werden sollte, vgl. 
Kahl, in: Calliess, Art. 14 EGV, Rn. 18. 






von allen auf nationaler Ebene am Strafverfahren beteiligten Akteuren Vertrauen in die mit-
unter fremd anmutende Rechtsordnung anderer Staaten531F532. Deshalb haben mehrere Mitglied-
staaten verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber der Methode der gegenseitigen Anerken-
nung erhoben532F533. 
In allen drei vorgenannten Rahmenbeschlüssen533F534, die der Verbesserung der Rechtshilfe zwi-
schen den Mitgliedstaaten dienen, wurde der Terrorismus in die Liste der Straftaten534F535 aufge-
nommen, für die vom Erfordernis des Vorliegens der beiderseitigen Strafbarkeit535F536 abgesehen 
wird536F537. 
 
bb) Zielsetzung der Rechtshilfe 
 
Ziel der Rechtshilfe ist es, Fälle von weltweitem und regional übergeordnetem Interesse und 
kriminelles Verhalten gegenüber gemeinsamen fundamentalen Rechtsgütern nicht straflos zu 
lassen537F538. Es soll dafür gesorgt werden, dass Beschuldigte in einem international arbeitsteili-
gen System der Strafrechtspflege durch Souveränitätsgrenzen weder besser noch schlechter 
gestellt werden als dies in einem innerstaatlich geführten Verfahren der Fall wäre538F539. Betrof-
                                                 
532  Esser, ZEuS 2004, S. 298. 
533  So u.a. Österreich und die BRD im Hinblick auf die Umsetzung des „Europäischen Haftbefehls“, vgl. hierzu 
die folgenden Ausführungen. 
534  Vgl. Art. 2 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses „über den Europäischen Haftbefehl“, Art. 3 Abs. 2 des Rahmen-
beschlusses „über die Vollstreckung von Entscheidungen“ und Art. 16 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses „über 
die Europäische Beweisanordnung“. Zu beachten ist jedoch der Vorbehalt der Bundesrepublik Deutschland 
in Bezug auf die Anwendung des Rahmenschlusses „über die Europäische Beweisanordnung“. Vgl. hierzu 
die Ausführungen im 5. Teil dieser Arbeit unter B.III.3.d). 
535  Kritisch zur Auflistung unbestimmter, blankettartiger Deliktsgruppen u.a. Schünemann, ZRP 2003, S. 185 
ff.; von Heintschel-Heinegg/Rohlff, GA 2003, S. 48; Ahlbrecht, NStZ 2006, S. 71 ff.., Ambos, S. 442. 
536  Genauer zum „Prinzip der beiderseitigen Strafbarkeit“ Schomburg/Lagodny, in: Schomburg/Lagodny, Ein-
leitung, Rn. 64. 
537  Vgl. Ambos, S. 370 und 371. Eine Zusammenfassung der kritischen Stimmen in der Literatur zur Aufgabe 
des „Prinzips der beiderseitigen Strafbarkeit“ ist zu finden auf den S. 446-448. 
538  Vgl. Schomburg/Lagodny, in: Schomburg/Lagodny, Einleitung, Rn. 15. 
539  Mokros, in: Lisken/Denninger, Teil N, Rn. 9. 






fen sind deshalb alle Sachverhalte, die nicht ausschließlich auf nationale, materielle und ver-
fahrensrechtliche Problemlösungen gestützt werden können539F540. Gerade für die Terrorismus-
bekämpfung der EU sind Maßnahmen zur Verbesserung der Rechtshilfe deshalb von besonde-
rer Bedeutung540F541, da Terroristen und terroristische Gruppierungen in der Regel grenzüber-
schreitend tätig sind541F542. 
 
cc) Der „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ 
 
Eine wesentliche Zielbestimmung der EU liegt darin, einen „Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts“ zu schaffen542F543. Dazu gehört ein einheitlicher Strafrechtsraum, in dem es kei-
ne Unterschiede zwischen der innerstaatlichen Rechtshilfe und der Rechtshilfe für einen ande-
ren Mitgliedstaat gibt. Durch die Maßnahmen der EU zur Verbesserung der Rechtshilfe sollen 
die strafrechtlichen Rechtsvorschriften angepasst und die Strafverfolgung innerhalb der EU 
optimiert werden. 
 
b) Rahmenbeschluss „über den Europäischen Haftbefehl“ 
 
Ergeht auf nationaler Ebene ein Haftbefehl und befindet sich der darin Beschuldigte im Aus-
land, so kann der Staat, der den Haftbefehl erlassen hat, mangels Hoheitsgewalt und wegen 
des völkerrechtlichen Gebots der Achtung der Gebietshoheit543F544 nicht gegen diese Person im 
Aufenthaltsstaat vorgehen und den Haftbefehl durchsetzen. Ohne entsprechende Regelungen 
auf internationaler Ebene wäre es für Kriminelle ein Leichtes, durch Verlegung ihres Aufent-
haltsortes der Strafverfolgung oder dem Strafvollzug in einem Staat zu entgehen. Deshalb 
haben die europäischen Staaten multilaterale, bilaterale sowie EU-rechtliche Übereinkommen 
                                                 
540  Vgl. Schomburg/Lagodny, in: Schomburg/Lagodny, Einleitung, Rn. 15. 
541  So schon Dieckmann, NStZ 2001, S. 619. 
542  Vgl. hierzu die Ausführungen zur Internationalisierung des Terrorismus im 2. Teil unter A. 
543  Vgl. hierzu die Ausführungen zum „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ im 3. Teil unter C.I.3. 
544  Zippelius/Würtenberger, S. 28; Mokros, in: Lisken/Denninger, Teil N, Rn. 8. 






zur gegenseitigen Auslieferung Beschuldigter oder Verurteilter abgeschlossen544F545. 
Die europäischen Staaten hatten die Auslieferung zunächst multilateral auf die Ebene des Eu-
roparats545F546 durch das Europäische Auslieferungsabkommen vom 13. Dezember 1957546F547, das 
Zusatzprotokoll zu diesem Übereinkommen vom 15. Oktober 1975, das zweite Zusatzproto-
koll vom 17. März 1978 sowie das Europäische Übereinkommen vom 27. Januar 1977 „zur 
Bekämpfung des Terrorismus“547F548 geregelt. 
Auf EU-Ebene waren vor dem Rahmenbeschluss „über den Europäischen Haftbefehl“ im We-
sentlichen drei Übereinkommen für die Auslieferung von Bedeutung: Das Schengener Durch-
führungsübereinkommen (SDÜ) vom 19. Juli 1990548F549, das Übereinkommen „über das verein-
fachte Auslieferungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union“ vom 
10. März 1995549F550 sowie das Übereinkommen „über die Auslieferung zwischen den Mitglied-
staaten der Europäischen Union“ vom 27. März 1996550F551. Alle drei Übereinkommen bauen auf 
dem vorgenannten Europäischen Übereinkommen vom 15. Oktober 1975 auf und sehen eine 
Erleichterung und Vereinfachung des Auslieferungsverfahrens in der EU vor. 
Aus Anlass der Terroranschläge am 11. September 2001 wurde am 13. Juni 2002 der Rah-
menbeschluss des Rates „über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwi-
schen den Mitgliedstaaten“551F552 auf der Rechtsgrundlage der Art. 31 a), b), 34 Abs. 2 b) EU-
Vertrag beschlossen. 
In der Folge führte dieser Rahmenbeschluss zu heftigen Diskussionen in der Literatur. Die 
wesentlichen Streitpunkte waren insbesondere das Fehlen eines effektiven Rechtsschutzes 
                                                 
545  Unter Auslieferung versteht man allgemein die Übergabe eines im Hoheitsgebiet eines Staates aufgegriffe-
nen Ausländers zum Zwecke der Strafverfolgung bzw. des Strafvollzugs an die ausländischen Behörden. 
546  Der Europarat ist eine internationale Organisation, die zurzeit aus als 47 Mitgliedsstaaten besteht und seit 
1949 Leitlinien für ein demokratisches Europa schafft. Diese internationale Organisation sollte nicht ver-
wechselt werden mit dem Europäischen Rat und dem Rat der EU. Vgl. die Homepage des Europarats unter 
http://www.coe.int/. 
547  BGBl. II 1964, S. 1369. 
548  BGBl. II 1978, S. 321. 
549  BGBl. II 1993, S. 1013. 
550  ABl. EG Nr. C 78, 2. 
551  ABl. EG Nr. C 313, 12. 
552  ABl. EG Nr. L 190, 1. 










Art. 1 Abs. 1 und 2 des Rahmenbeschlusses „über den Europäischen Haftbefehl“ definiert den 
Europäischen Haftbefehl als eine justizielle Entscheidung, die in einem Mitgliedstaat ergan-
gen ist und die Festnahme und Übergabe einer gesuchten Person durch einen anderen Mit-
gliedstaat zur Strafverfolgung oder zur Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer frei-
heitsentziehenden Maßregel der Sicherung auf der Grundlage der gegenseitigen Anerken-
nung553F554 bezweckt. 
Um die Auslieferung zu erreichen, muss der ersuchende Staat gemäß Art. 2 Abs. 1 entweder 
in der Vorphase zum Strafprozess oder zum Zwecke der Vollstreckung rechtskräftiger Urteile 
ein Auslieferungsersuchen an den Staat richten, von dem er die Auslieferung verlangt. An das 
Auslieferungsersuchen ist der ersuchte Staat grundsätzlich nicht gebunden, sondern kann ge-
mäß Art. 2 Abs. 4 die Übergabe ablehnen, wenn ihr das „Prinzip der beiderseitigen Strafbar-
keit“ entgegensteht. Diese Möglichkeit hat der Staat gemäß Art. 2 Abs. 2 jedoch nicht für 
gewisse Straftaten wie den Terrorismus554F555. Dies ist auch der entscheidende Unterschied zu 
den davor bestehenden Auslieferungsregeln – die Entscheidung einer Justizbehörde eines 
Mitgliedstaates, welcher die Übergabe einer Person ersucht, muss in der Regel vom ersuchten 
Mitgliedstaat automatisch anerkannt und vollstreckt werden. Weitere Gründe, um die Voll-
streckung des Europäischen Haftbefehls abzulehnen, enthalten die Art. 3 und 4 und geben 
dem Vollstreckungsstaat eine eigenständige Prüfungs- und Beurteilungskompetenz555F556. Wenn 
                                                 
553  Vgl. beispielsweise Schünemann, ZRP 2003, S. 188; Kretschmer, Jura 2005, S. 780; Ahlbrecht NStZ 2006, 
S. 72 ff.; von Heintschel-Heinegg/Rohlff, GA 2003, S. 48. 
554  Zur Entstehung und Bedeutung des Prinzips der gegenseitigen Anerkennung vgl. Schünemann, ZRP 2003, S. 
186 und 187. 
555  Kritisch zur fehlenden Systematik und Bestimmtheit bezüglich des Straftatenkatalogs u.a. von Heintschel-
Heinegg/Rohlff, GA 2003, S. 48; für die meisten der im Katalog aufgeführten Straftaten wurde allerdings in 
letzter Zeit per Rahmenbeschluss eine Annäherung des materiellen Strafrechts der Mitgliedstaaten erreicht, 
so dass die Kritik in letzter Zeit abgenommen hat. 
556  So schon Ambos, S. 444. 






einer der Gründe des Art. 3 vorliegt, ist die Vollstreckung zwingend abzulehnen, bei Vorlie-
gen eines der Gründe des Art. 4 steht die Entscheidung der Ablehnung im Ermessen der voll-
streckenden Justizbehörde. Art. 5 enthält gewisse Garantien, welche der Ausstellungsstaat 
dem Betroffenen zu seinem Schutz gewähren muss. 
Das Übergabeverfahren selbst, welches in Deutschland das traditionell zweistufige, aus Zu-
lässigkeitsprüfung und Bewilligungsentscheidung bestehende Auslieferungsverfahren erset-
zen soll, ergibt sich aus den Art. 9 ff556F557. 
 
bb) Umsetzung in Deutschland 
 
Deutschland hat den Rahmenbeschluss durch das „Europäische Haftbefehlsgesetz“557F558 vom 21. 
Juli 2004 umgesetzt. Dieses Gesetz wurde allerdings bereits am 18. Juli 2005 durch den Zwei-
ten Senat des Bundesverfassungsgerichts für nichtig erklärt558F559. Damit war eine Verfassungs-
beschwerde gegen einen auf einem europäischen Haftbefehl des Amtsgerichts Nr. 5 der 
Audencia Nacional in Madrid beruhenden Auslieferungsbeschluss des Hanseatischen Ober-
landesgerichts erfolgreich. Der von der Entscheidung des BVerfG betroffene Europäische 
Haftbefehl erging gegen einen deutsch-syrischen Bürger, dem als Unterstützer des Terror-
netzwerks Al-Qaida die Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung und Terrorismus vor-
geworfen wurden. 
In seiner Begründung führt das Bundesverfassungsgericht aus, dass der deutsche Gesetzgeber 
bei der Umsetzung des Rahmenbeschlusses „über den Europäischen Haftbefehl“ die Anforde-
rungen des qualifizierten Gesetzesvorbehalts des Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG nicht erfüllt habe und 
deshalb das „Europäische Haftbefehlsgesetz“ gegen das Auslieferungsverbot des Art. 16 Abs. 
2 S. 1 GG verstoße. Zusätzlich verletze die fehlende Anfechtbarkeit der Auslieferungsbewilli-
gungsentscheidung die in Art. 19 Abs. 4 GG verankerte Rechtsweggarantie. 
Art. 16 Abs. 2 S. 1 GG regele, dass kein Deutscher an das Ausland ausgeliefert werden dürfe. 
Jeder deutsche Staatsbürger, der sich in Deutschland aufhalte, solle dadurch vor den Unsi-
                                                 
557  Eine ausführliche Zusammenstellung findet sich bei Ambos, S. 441. 
558  BGBl. I, S. 1748. 
559  BVerfG, 2 BvR 2236/04. 






cherheiten einer Aburteilung unter einem ihm fremden Rechtssystem bewahrt werden. Aller-
dings enthalte Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG einen Gesetzesvorbehalt, wonach abweichende Rege-
lungen durch Gesetz und unter Wahrung der rechtsstaatlichen Grundsätze getroffen werden 
könnten. Dies war der Ansatzpunkt für die wesentlichen rechtlichen Ausführungen des 
BVerfG. 
Nach den Ausführungen des BVerfG ist der deutsche Gesetzgeber grundsätzlich dazu ver-
pflichtet, die Umsetzungsspielräume eines Rahmenbeschlusses im Bereich der PJZS in einer 
grundrechtsschonenden Weise auszufüllen. Dieser Pflicht sei er bei der Umsetzung des Rah-
menbeschlusses nicht nachgekommen. Der Rahmenbeschluss sehe in Art. 4 Nr. 7 vor, dass 
ein Staat die Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls dann ablehnen könne, wenn sich 
der Europäische Haftbefehl auf Straftaten erstreckt, die nach den Rechtsvorschriften des Voll-
streckungsmitgliedstaats ganz oder zum Teil in dessen Hoheitsgebiet oder an einem diesem 
gleichgestellten Ort begangen werden. Diese Bestimmung lasse eine Begrenzung der Auslie-
ferung durch innerstaatliches Recht zu, welche der deutsche Gesetzgeber in seinem Umset-
zungsgesetz hätte vornehmen müssen. Das BVerfG stützte sich dabei auf Art. 16 Abs. 2 S. 1 
GG und äußerte sich wie folgt: „Das Vertrauen des Verfolgten in die eigene Rechtsordnung 
ist von Art. 16 Abs. 2 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip dann in besonderer 
Weise geschützt, wenn die dem Auslieferungsersuchen zu Grunde liegende Handlung ganz 
oder teilweise auf deutschem Staatsgebiet (…) begangen wurde. Straftatvorwürfe sind bei 
tatverdächtigen deutschen Staatsangehörigen prinzipiell im Inland durch deutsche Strafermitt-
lungsbehörden aufzuklären“. Den hier formulierten Inlandsbezug nimmt das BVerfG für die 
Fälle an, in denen wesentliche Teile des Handlungs- und Erfolgsortes auf deutschem Staats-
gebiet liegen. Um den Umsetzungsspielraum in einer grundrechtsschonenden Weise auszufül-
len, hätte der deutsche Gesetzgeber diese Sachverhaltseventualität in seinem Umsetzungsge-
setz als Ablehnungsgrund aufnehmen müssen. Da er dies nicht getan hat, war das Gesetz für 
nichtig zu erklären. 
Kritisiert wird das Urteil des BVerfG insbesondere im Hinblick auf die „Pupino-
Entscheidung“ des EuGH vom 16. Juni 2005559F560. Die Nichtigerklärung stehe mit dem verfas-
sungs- und unionsrechtlichen Gebot, Verletzungen des EU-Vertrags möglichst zu vermeiden, 
                                                 
560  EuGH, Rs. C-105/03. 






nicht im Einklang. Das BVerfG setze sich in Widerspruch zu der Rechtsprechung des EuGH, 
der in seinem „Pupino-Urteil“560F561 den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten bei der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen auch und gerade für die Umset-
zung von Rahmenbeschlüssen hervorgehoben habe. Die mit dem Auslieferungsverbot des 
Grundgesetzes verfolgten Schutzziele würden durch den Rahmenbeschluss und das Europäi-
sche Haftbefehlsgesetz erreicht561F562. 
Eine Stärkung erfuhr die Terrorismusbekämpfung jedoch in den Ausführungen des BVerfG 
dadurch, dass das Gericht einen Auslandsbezug für solche Taten annahm, die von vornherein 
eine typische grenzüberschreitende Dimension innehaben und eine entsprechende Schwere 
aufweisen. Dazu zählte das BVerfG insbesondere den internationalen Terrorismus. Denn wer 
sich in solche verbrecherischen Strukturen einbinde, könne sich auf den Schutz der Staatsan-
gehörigkeit vor Auslieferung nicht in vollem Umfang berufen. 
Auf dieses Urteil hat der deutsche Gesetzgeber mit dem 2. Europäischen Haftbefehlsgesetz 
reagiert, welches am 2. August 2006 in Kraft getreten ist562F563. Der Gesetzeber hat sich dabei 
eng an das 1. Europäische Haftbefehlsgesetz angelehnt und dieses über die strikt an der Ent-
scheidung des BVerfG orientierte Korrektur seiner verfassungsmäßigen Teile hinaus nur in 
Einzelpunkten modifiziert563F564. 
 
c) Rahmenbeschluss „über die Vollstreckung von Entscheidungen" 
 
Am 22. Juli 2003 hat der Rat der EU auf der Rechtsgrundlage der Art. 31 a), 34 Abs. 2 b) EU-
Vertrag den Rahmenbeschluss „über die Vollstreckung von Entscheidungen über die Sicher-
stellung von Vermögensgegenständen oder Beweismitteln in der EU“564F565 erlassen. 
Gemäß Art. 1 bezweckt dieser Rahmenbeschluss, Vorschriften festzulegen, nach denen ein 
                                                 
561  Vgl. hierzu die allgemeinen Ausführungen zum Rechtsinstrument des Rahmenbeschlusses im 5. Teil dieser 
Arbeit unter B.III.1. 
562  Sondervotum des Richters Gerhardt – BVerfG 2 BvR, 2236/04. 
563  BGBl. I, S. 1748. 
564  Vgl. hierzu Hackner/Schomburg/Lagodny/Gleß, NStZ 2006, S. 664 ff. 
565  ABl. EG Nr. L 196, 45. 






Mitgliedstaat eine Sicherstellungsentscheidung in seinem Hoheitsgebiet anerkennt und voll-
streckt, die von einer Justizbehörde eines anderen Mitgliedstaats im Rahmen eines Strafver-
fahrens erlassen wurde. Es soll eine schnelle Sicherung von Beweismaterial ermöglicht wer-
den, damit Beweismittel, die in einem anderen Staat belegen sind, nicht infolge langwieriger 
Rechtshilfeverfahren verloren gehen. In Art. 2 werden die Begriffe „Entscheidungsstaat“, 
„Vollstreckungsstaat“, „Sicherstellungsentscheidung“, „Vermögensgegenstand“ und „Be-
weismittel“ definiert. 
Art. 3 konkretisiert den Geltungsbereich und nennt die Straftaten, für die vom Erfordernis der 
„beiderseitigen Strafbarkeit“ abgesehen wird. Betroffen ist hiervon insbesondere auch der 
Terrorismus. 
Art. 4 ff. enthalten Vorschriften, die das konkrete Verfahren zur Vollstreckung von Sicherstel-
lungsentscheidungen betreffen: Die Übermittlung von Entscheidungen (Art. 4), die Anerken-
nung und Vollstreckung (Art. 5), die Dauer der Sicherstellung (Art. 6), Gründe für die Versa-
gung der Anerkennung oder Vollstreckung (Art. 7), Gründe für den Aufschub der Vollstre-
ckung (Art. 8), die Bescheinigung über die Richtigkeit des Inhalts (Art. 9), die weitere Be-
handlung des sichergestellten Gegenstandes (Art. 10), Rechtsbehelfe der betroffenen Personen 
(Art. 11) und die Erstattung von Beträgen, die der Vollstreckungsstaat gezahlt hat (Art. 12). 
Der Rahmenbeschluss dient der vorläufigen Sicherstellung und überlässt die weitere Behand-
lung des sichergestellten Materials und Vermögens dem bisher geltenden Rechtshilfeinstru-
mentarium. Deshalb betrifft er nicht die Übermittlung von Beweismitteln aus einer Rechts-
ordnung in eine andere, sondern nur Maßnahmen der Beweiserhaltung565F566. 
 
d) Rahmenbeschluss „über die Europäische Beweisanordnung“ 
 
Mangels Hoheitsgewalt und aufgrund des völkerrechtlichen Gebots der Achtung der Gebiets-
hoheit566F 567 kann grundsätzlich kein Staat Sachen, Schriftstücke und Daten im Ausland be-
schlagnahmen, selbst wenn bekannt ist, in welchem ausländischen Staat sich diese Gegen-
stände befinden. Angewiesen sind die Staaten deshalb auf die Rechtshilfe der Staaten, in de-
                                                 
566  Vgl. Esser, ZEuS, S. 301. 
567  Zippelius/Würtenberger, S. 28; Mokros, in: Lisken/Denninger, Teil N, Rn. 8. 






nen sich die Gegenstände befinden. 
Die EU hat sich, um diese Situation zu verbessern, durch das Übereinkommen vom 29. Mai 
2000 „über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union“567F568 sowie dessen Protokoll vom 16. Oktober 2001568F569 bemüht, diese Materie umfassend 
für alle Mitgliedstaaten zu regeln. Dieses Übereinkommen ist allerdings bisher mangels Rati-
fizierung durch die EU-Mitgliedstaaten nicht in Kraft getreten und gelangt lediglich teilweise 
bilateral zur Anwendung. Deshalb richtete sich der Rechtshilfeverkehr in diesem Bereich bis-
her nach Übereinkommen des Europarats569F570 und vereinzelten bilateralen Verträgen. Um die 
Übereinkommen des Europarats abzulösen und eine eigene Regelung zu schaffen, wurde am 
18. Dezember 2008 − in Ergänzung zum Rahmenbeschluss „über die Sicherstellungsentschei-
dungen“ − der Rahmenbeschluss 2008/978/JI „über die Europäische Beweisanordnung zur 
Erlangung von Sachen, Schriftstücken und Daten zur Verwendung in Strafverfahren“ be-
schlossen570F571. Betroffen sind Sachen, Schriftstücke und Daten, die durch verfahrensrechtliche 
Maßnahmen wie Vorlage-, Durchsuchungs- oder Beschlagnahmeanordnungen erlangt werden. 
Durch den Rahmenbeschluss sollen bestehende Vorbehalte im Rechtshilfeverkehr abgebaut 
werden, indem Verfügungen von Richtern und Staatsanwälten zur Erlangung von Sachen, 
Schriftstücken und Daten als Beweismittel in Strafverfahren in den anderen Mitgliedstaaten 




Gemäß Art. 1 Abs. 1 ist die Europäische Beweisanordnung eine von einer zuständigen Behör-
de eines Mitgliedstaats erlassene justizielle Entscheidung, die die Erlangung von Sachen, 
                                                 
568  ABl. EG Nr. C 197, 3. 
569  ABl. EG Nr. C 326, 2. 
570  Hervorzuheben sind hierbei das „ Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen“ vom 20. 
April 1959, dessen Zusatzprotokolle vom 17. März 1978 und 8. November 2001 sowie das „Europäische 
Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus 
Straftaten“ vom 8. November 1999. 
571  ABl. EG Nr. L 350, 72. 






Schriftstücken und Daten aus einem anderen Mitgliedstaat zur Verwendung in den in Art. 5 
genannten Verfahren bezweckt. Nicht vom Anwendungsbereich der Beweisanordnung erfasst 
sind „Beweiserhebungen in Echtzeit“571F572, Beweismittel, die sich erst aus weiteren Untersu-
chungen oder Analysen ergeben können, und Vernehmungen von Verdächtigen, Angeklagten, 
Opfern und Zeugen572F573. 
Gemäß Art. 5 kann die Europäische Beweisanordnung sowohl im Straf- als auch im Verwal-
tungsverfahren erlassen werden. Inhalt und Form der Europäischen Beweisanordnung ergeben 
sich aus Art. 6. Der Rahmenbeschluss sieht in Titel II Verfahren und Schutzgarantien für den 
Anordnungsstaat und in Titel III Verfahren und Schutzgarantien für den Vollstreckungsstaat 
vor. Titel II enthält die Voraussetzungen (Art. 7 ff.) für den Erlass einer Beweisanordnung 
durch den Anordnungsstaat (Art. 2 a). Die wesentlichen Voraussetzungen sind, dass die ange-
forderten Daten, Schriftstücke oder Sachen für den Zweck des Verfahrens notwendig und 
angemessen sind, dass sie auch nach dem Recht des Anordnungsstaates unter ähnlichen Um-
ständen erlangt573F574 und für das Verfahren zugelassen werden können. Der Anordnungsstaat 
muss sich vor Erlass einer Europäischen Beweisanordnung vergewissern, dass diese Voraus-
setzungen auch vorliegen. 
In Titel III weist der Rahmenbeschluss darauf hin, dass der Vollstreckungsstaat (Art. 2 b) ver-
pflichtet ist, die Beweisanordnung zu vollstrecken (Art. 11). Die Vollstreckung muss inner-
halb der von Art. 15 vorgegebenen Fristen erfolgen und kann nur unter den in Art. 16 genann-
ten Gründen vorübergehend aufgeschoben werden. Die Vollstreckung einer Europäischen 
Beweisanordnung kann gemäß Art. 13 grundsätzlich nur dann abgelehnt werden, wenn ein 
grenzüberschreitender Strafklageverbrauch (ne bis in idem) geltend gemacht werden kann 
oder aufgrund einer Immunität oder eines Vorrechts nach dem Recht des Vollstreckungsstaa-
tes eine Vollstreckung nicht möglich ist. Im Rahmen der Vollstreckung hat der Vollstre-
ckungsstaat die Schutzgarantien des Art. 11 zu berücksichtigen. Als sog. Schutzgarantien 
                                                 
572  Dazu zählen Kontobewegungen, körperliche Untersuchungen wie die Erlangung von DNA-Proben und 
Telefonüberwachungen. 
573  Hierzu  Esser, ZEuS 2004, S. 302 m.w.N. 
574  Dadurch soll verhindert werden, dass die Europäische Beweisanordnung zum sog. „Befugnis-
Shopping“ benutzt wird. 






schreibt Art. 11 den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, den „Nemo-tenetur-Grundsatz“574F575 sowie 
bestimmte staatliche Informations- und Dokumentationspflichten vor, insbesondere bei der 
Durchsuchung von Wohnungen. 
Maßgeblich für den Erlass der Europäischen Beweisanordnung ist damit das Recht des 
Anordnungsstaates, für die Vollstreckung bzw. die Beweiserhebung das Recht des Vollstre-
ckungsstaats575F576. Ausnahmsweise kann die Anordnungsbehörde (Art. 2 c) allerdings von der 
Vollstreckungsbehörde (Art. 2 d) gemäß Art. 12 die Einhaltung eines konkreten Verfahrens 
und konkreter Formalitäten verlangen, soweit dem nicht wesentliche Rechtsgrundsätze des 
Vollstreckungsstaates entgegenstehen576F577. 
Wie bereits die vorgenannten Rahmenbeschlüsse zur Verbesserung der Rechtshilfe verzichtet 
auch dieser Rahmenbeschluss auf das Prinzip der „beiderseitigen Strafbarkeit“ für die in Art. 
14 genannten Straftaten. Hierzu gehört insbesondere auch der Terrorismus. 
 
bb) Rechtsschutz der Betroffenen 
 
Art. 18 enthält Regelungen zum Rechtsschutz für die von Zwangsmaßnahmen des Vollstre-
ckungsstaates Betroffenen. Art 18 Abs. 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, sicherzustel-
len, dass Betroffene über ausreichende Rechtsmittel verfügen, um ihre Interessen zu wahren. 
Dabei handelt es sich um eine sehr vage Verpflichtung577F578. Bedenklich erscheint, dass gemäß 
Art. 18 Abs. 2 eine Überprüfung der sachlichen Gründe für die Anordnung und der Einhal-
tung der Voraussetzungen des Art. 7 nur bei einem Gericht des Anordnungsstaates beantragt 
werden kann. Übereinstimmend weist die Literatur darauf hin, dass es einem nichtbeschuldig-
ten Dritten, der von Zwangsmaßnahmen betroffen ist, nicht zugemutet werden könne, auf-
                                                 
575  Der Nemo-tenetur-Grundsatz bedeutet, dass niemand verpflichtet ist, sich selbst anzuklagen oder gegen sich 
selbst Zeugnis abzulegen (nemo tenetur se ipsum accusare), vgl. Meyer-Goßner, Einleitung, Rn. 29 a. 
576  Sowohl Ahlbrecht (NStZ 2006, S. 72), als auch Gleß (StV 2004, S. 680) bezeichnen den Rahmenbeschluss 
„über die Europäische Beweisanordnung“ deshalb zu Recht als „hybride Maßnahme“. 
577  Das Entgegenstehen wesentlicher Rechtsgrundsätze stellt neben den in Art. 15 ausdrücklich genannten einen 
weiteren Versagungsgrund dar. 
578  So schon Gleß, StV 2004, S. 682. 






grund der Entfernung, des finanziellen, sprachlichen und logistischen Aufwands sowie der 
fehlenden Kenntnis über die fremde Rechtsordnung Rechtsschutz in einem fremden Land zu 
suchen578F579. 
 
cc) Einschränkungen in Deutschland 
 
In Deutschland unterliegt die Anwendung des Rahmenbeschlusses zwei Einschränkungen, 
einer Territorialitätsklausel und der Opting-out-Möglichkeit. Zum einen kann die Vollstre-
ckung einer europäischen Beweisanordnung in Deutschland versagt werden, wenn die betref-
fende Straftat ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet des Vollstreckungsstaats, also in Deutsch-
land, begangen wurde (Versagungsgrund der Territorialität), zum anderen wurde Deutschland 
in Art. 23 Abs. 4 des Rahmenbeschlusses die Möglichkeit eingeräumt, den „Grundsatz der 
gegenseitigen Anerkennung“ bei sechs Deliktsgruppen nicht anzuwenden. Eine dieser 
Deliktsgruppen ist der Terrorismus579F580. Von dieser Möglichkeit hat Deutschland per Erklärung 
Gebrauch gemacht580F581. Danach behält sich die Bundesrepublik Deutschland das Recht vor, die 
Vollstreckung einer Europäischen Beweisanordnung − u.a. bei terroristischen Straftaten − von 
der Überprüfung der beiderseitigen Strafbarkeit abhängig zu machen, sofern für die Vollstre-
ckung der Europäischen Beweisanordnung eine Durchsuchung oder Beschlagnahme erforder-
lich ist. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Anordnungsbehörde erklärt hat, dass die betreffende 
terroristische Straftat nach dem Recht des Anordnungsstaats bestimmte Kriterien erfüllt. Zur 
Bestimmung des Vorliegens einer terroristischen Straftat in diesem Sinne verweist die Erklä-
rung auf internationale Übereinkommen581F 582, den bereits genannten Rahmenbeschluss „zur 
                                                 
579  Siehe Gleß, StV 2004; S. 682, Esser, ZEuS 2004, S. 302; Ahlbrecht, NStZ 2006, 74; Garlick, S. 3. 
580  Vgl. Erklärung der Bundesrepublik Deutschland ABl. EG Nr. L 350, 92 
581  ABl. EG Nr. L 350, 92. 
582  Internationales Übereinkommen „zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen“ vom 13. April 2005 
(BGBl. II 2007, S. 1587) und Internationales Übereinkommen „zur Bekämpfung der Finanzierung des Ter-
rorismus“ vom 9. Dezember 1999 (BGBl. II 2006, S. 851) plus Übereinkommen, die in dessen Anlage auf-
geführt sind. 






Terrorismusbekämpfung“ und auf die UN-Resolution 1624 vom 14. September 2005582F583. In 
diesen Maßnahmen wurde festgehalten, was unter einer terroristischen Handlung zu verstehen 
ist. 
Hintergrund obiger Erklärung der Bundesrepublik Deutschland ist, dass der Rahmenbeschluss 
„über die Europäische Beweisanordnung“ in Art. 14 Abs. 2 Straftaten aufzählt, bei deren Vor-
liegen vom Erfordernis der beiderseitigen Strafbarkeit abgesehen wird („Grundsatz der ge-
genseitigen Anerkennung“). Als eine dieser Straftaten nennt der Rahmenbeschluss den Terro-
rismus, ohne jedoch den Tatbestand einer terroristischen Handlung näher zu umschreiben. 
Aus diesem Grund hat sich die BRD vorbehalten, den „Grundsatz der gegenseitigen Anerken-
nung“ nur dann anzuwenden, wenn eine terroristische Handlung im Sinne der obigen Maß-
nahmen vorliegt. 
 
e) Bewertung der Rahmenbeschlüsse 
 
Die vorgenannten Rahmenbeschlüsse dienen einer effektiven Weiterentwicklung der Rechts-
hilfe und der Terrorismusbekämpfung in der EU583F584. Die Entscheidung des BVerfG zum Eu-
ropäischen Haftbefehl macht allerdings deutlich, an welche Grenzen die EU im Rahmen der 
Verbesserung der Strafverfolgung und Terrorismusbekämpfung stößt. Bei der Umsetzung 
sind die Mitgliedstaaten an ihr nationales Recht gebunden. Ihre Aufgabe ist es, die Vorgaben 
in ein bestehendes Rechtssystem unter Beachtung der Verfassungsgrundsätze einzubauen. 
Offensichtlich ist dem deutschen Gesetzgeber die Umsetzung der europäischen Vorgaben 
unter Beachtung der unabänderlichen Verfassungsgrundsätze äußerst schwer gefallen. 
Problematisch erscheint die bedingungslose Aufgabe der tradierten Auslieferungsvorausset-
zung der beiderseitigen Strafbarkeit für einige Straftaten wie den Terrorismus. Wie bereits 
                                                 
583  S/Res/1624 (2005). Durch diese Resolution bekräftigten die UN ihre Resolution 1267 vom 15. Oktober 1999, 
vgl. hierzu die Ausführungen zu den Maßnahmen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus im 5. 
Teil dieser Arbeit unter B.I.1. 
584  Bereits von Heintschel-Heinegg/Rohlff, GA 2003, S. 51, haben auf die Vereinfachung der hochkomplexen 
und verwirrenden Rechtslage und des Verfahrens durch den Europäischen Haftbefehl hingewiesen. 






ausgeführt584F 585  ist eine allgemeingültige Terrorismusdefinition im Hinblick auf den Be-
stimmtheitsgrundsatz rechtsstaatlich unverzichtbar als Grundlage zur Schaffung gleichläufiger 
Strafbestimmung gegen terroristische Handlungen sowie für Folgeregelungen wie in den obi-
gen Rahmenbeschlüssen vorgegeben. Erst ein Konsens darüber, was innerhalb eines Rechts-
kreises unter Terrorismus zu verstehen ist, ermöglicht die Bildung von Vertrauen in die Straf-
rechtsordnungen anderer europäischer Staaten. Ein solches Vertrauen wird insbesondere dann 
vorausgesetzt, wenn die europäischen Staaten aufgrund der genannten Rahmenbeschlüsse auf 
das Prinzip der „gegenseitigen Strafbarkeit“ zugunsten des „Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung“ verzichten sollen. In den Rahmenbeschlüssen wurde nicht definiert, was unter 
Terrorismus bzw. einer terroristischen Handlung zu verstehen ist. Die Rahmenbeschlüsse ge-
ben lediglich vor, dass beim Vorliegen der Straftat des Terrorismus nicht die beiderseitige 
Strafbarkeit überprüft werden darf. Unter Berücksichtigung der vorgenannten Überlegungen 
ist es deshalb nachvollziehbar, dass die BRD von ihrer in dem Rahmenbeschluss „über die 
Europäische Beweisanordnung“ eingeräumten Opting-out-Möglichkeit Gebrauch gemacht 
und über den Verweis auf Terrorismus-Definitionen die Voraussetzungen für die Anwendung 
des „Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung“ konkretisiert hat. Erstaunlich ist jedoch, 
dass weder der Rahmenbeschluss „über den Europäischen Haftbefehl“ noch der Rahmenbe-
schluss „über die Vollstreckung von Entscheidungen über die Sicherstellung von Vermögens-
gegenständen oder Beweismitteln in der EU“ eine solche Opting-out-Möglichkeit vorsehen. 
 
4. Strafrechtsharmonisierung und Rechtshilfe in Strafsachen 
 
Sowohl die Maßnahmen zur Harmonisierung des Strafrechts als auch die Maßnahmen zur 
Verbesserung der Rechtshilfe betreffen die Strafverfolgung von grenzüberschreitenden Kri-




                                                 
585  Vgl. die Ausführungen zur Begriffsbestimmung des Terrorismus im 3. Teil dieser Arbeit unter A.I. 






a) Notwendigkeit der Strafrechtsharmonisierung  
 
Um zu verhindern, dass Terroristen Unterschiede in den Rechtssystemen der Mitgliedstaaten 
ausnutzen und sich so einer gerechten Strafe entziehen, stehen der EU grundsätzlich zwei 
Möglichkeiten zur Verfügung. Entweder sie gleicht die Strafrechtssysteme der Mitgliedstaa-
ten in Bezug auf terroristische Straftaten an oder sie setzt eine radikale gegenseitige Anerken-
nung von Entscheidungen zwischen den Mitgliedstaaten unter Ausschaltung des Grundsatzes 
der „beiderseitigen Strafbarkeit“ durch. 
Die EU macht von beiden Möglichkeiten Gebrauch und verzichtet insbesondere auch im Be-
reich der Terrorismusbekämpfung auf das Erfordernis der „beiderseitigen Strafbarkeit“. Haft-
befehle müssen in der ganzen EU vollstreckt, Vermögensgegenstände und Beweismittel si-
chergestellt und in Zukunft müssen auch Sachen, Schriftstücke und Daten aufgrund der Ent-
scheidung eines Mitgliedstaates beschlagnahmt werden. 
Kreß stellt deshalb die Frage, „ob sich die Strafrechtsharmonisierung innerhalb der EU im 
Bereich der kooperativen Strafrechtspflege noch in demselben Umfang wie zuletzt als not-
wendig begründen lassen wird“585F586. 
Ausgangspunkt für diese Überlegung ist Art. 29 Abs. 2 Spstr. 3 EU-Vertrag, der für die An-
näherung der Strafvorschriften der Mitgliedstaaten die Voraussetzung der „Erforderlich-
keit“ aufstellt. Für die Verbesserung der Strafverfolgung innerhalb der EU bedeutet dies, dass 
für eine Harmonisierung der strafrechtlichen Bestimmungen kein Raum mehr ist, wenn die 
Verbesserung der Rechtshilfe durch die genannten Rahmenbeschlüsse den gleichen Erfolg hat. 
Für die Erforderlichkeit der Harmonisierung der strafrechtlichen Bestimmungen spricht je-
doch, dass sie trotz und gerade auch wegen des Verzichts auf den Grundsatz der „beiderseiti-
gen Strafbarkeit“ in den genannten Rahmenbeschlüssen zu einer verbesserten Zusammenar-
beit der Mitgliedstaaten in der EU führt. Denn unabhängig von der Existenz etwaiger Rechts-
hilfeinstrumentarien tragen gleiche Straftatbestände und Regelungen zu mehr Verständnis für 
das Strafrechtssystem anderer Staaten bei und führen damit zu einem erhöhten Vertrauen un-
tereinander586F587. Je intensiver angeglichen ist, desto eher besteht die Bereitschaft zur Anerken-
                                                 
586  Kreß, JA 2005, S. 223. 
587  Nicht ganz zutreffend ist deshalb Weigend, ZStW 2004, S. 293, der darauf hinweist, dass das Rechtshilfe-






nung der im Ausland getroffenen Entscheidungen587F588. 
Der geeignetste Weg, dieses Vertrauen zu bilden, ist die Rechtsangleichung innerhalb der EU. 
Dies zeigt deutlich den engen Zusammenhang zwischen den Maßnahmen zur Harmonisierung 
des Strafrechts und denen zur Verbesserung der Rechtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten auf 
der Grundlage des „Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung“588F589. Bestätigt wird dieser 
enge Zusammenhang zusätzlich dadurch, dass für die Delikte, die der europaweiten Straf-
rechtsharmonisierung gemäß Art. 31 e) EU-Vertrag unterliegen, in den Rahmenbeschlüssen 
zur Verbesserung der Rechtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten vom Erfordernis der beider-
seitigen Strafbarkeit abgesehen wird. Dass diese Maßnahmen einander bedingen589F590, ist nicht 
ganz zutreffend, vielmehr stellen Maßnahmen der Harmonisierung die Grundlage und Bedin-
gung für eine Verbesserung der Rechtshilfe dar. 
 
b) Gesteigertes Bedürfnis nach Vorfeldermittlungen 
 
Organisationsdelikte führen dazu, dass der Bedarf an Vorfeldermittlungen steigt, da man an 
eine rechtswidrige Handlung im Vorbereitungsstadium einer Straftat durch Mitglieder der 
terroristischen Vereinigung anknüpft. Da es sich beim Terrorismus häufig um eine grenzüber-
schreitende Kriminalitätsform handelt, können mögliche Indizien für das Vorliegen einer sol-
chen rechtswidrigen Handlung über mehrere Länder verteilt sein, so dass eine grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit durch gegenseitige Rechtshilfe und durch Informationsaus-
tausch590F591 erforderlich ist, um die Begehung einer Straftat nachzuweisen. 
 
                                                                                                                                                        
system das voraussetzt, was es zu schaffen vorgibt, nämlich Vertrauen auf der Basis prinzipiell überein-
stimmender rechtlicher Maßstäbe. 
588  Vgl. Esser, ZEuS 2004, S. 306. 
589  So ähnlich auch das BVerfG in seinem Urteil zum „Europäischen Haftbefehlsgesetz“; 
Streinz/Ohler/Herrmann, S. 106; Wasmeier, ZEuS 2006, S. 32. 
590  So Esser, ZEuS 2004, S. 306. 
591  Vgl. hierzu die Ausführungen zu den Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustauschs im 5. Teil 
dieser Arbeit unter B.II. 








Die Maßnahmen zur Harmonisierung des Strafrechts und die Maßnahmen zur Verbesserung 
der Rechtshilfe ergänzen sich und tragen gemeinsam zu einer verbesserten grenzüberschrei-
tenden Strafverfolgung von Terroristen bei. Entscheidend wird allerdings sein, wie die Mit-
gliedstaaten die in diesem Bereich erlassenen Rahmenbeschlüsse in ihr nationales Recht um-
setzen. Dies stellt die einzelnen Mitgliedstaaten vor mehr oder weniger große Probleme, weil 
Maßnahmen zur Verbesserung der Strafverfolgung mehr als andere Maßnahmen in Kernbe-
reiche nationaler Souveränität eingreifen. 
Es ist festzustellen, dass der Verzicht auf den Grundsatz der beiderseitigen Strafbarkeit jeden-
falls in den Kriminalitätsfeldern keinen Bedenken begegnen dürfte, in denen das Strafrecht 
der Mitgliedstaaten in ausreichendem Maße durch Vorgaben der EU und die Umsetzung in 
den Mitgliedstaaten harmonisiert wurde. Bedenklich ist es jedoch, wenn Probleme der Straf-
rechtsharmonisierung vornehmlich durch die affirmative Bekräftigung des Grundsatzes der 
gegenseitigen Anerkennung umgangen werden sollen. Gegenseitiges Vertrauen in die Gleich-
heit der Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten lässt sich auf diesem Weg sicherlich nicht bil-
den. 
 
IV. Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit von Infrastrukturen 
1. Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit des Verkehrs 
 
Die Anschläge vom 11. September 2001 in den USA, am 11. März 2004 in Madrid und am 7. 
Juli 2005 in London belegen, wie verwundbar der Verkehr zu Lande, zu Wasser und zu Luft 
ist. 
Das Verkehrswesen in Europa prägt eine eng miteinander verknüpfte Vernetzung. Zwischen-
fälle in einer Region können zu EU-weiten Folgewirkungen führen. Moderne Verkehrsmittel 
wie Eisenbahnen, Flugzeuge und Schiffe bilden einerseits Ziele für Terroristen, andererseits 
sind sie aber auch geeignete Instrumente terroristischer Gewalttaten. Deshalb versucht die EU 
in erhöhtem Maße, die Sicherheit des Verkehrs innerhalb der EU sicherzustellen. Einen we-






sentlichen Beitrag dazu leistet die Europäische Kommission durch die eigens dafür geschaffe-
ne Abteilung der Generaldirektion „Verkehr und Energie“. Sie gibt die entscheidenden Impul-
se für Maßnahmen zugunsten eines besseren Schutzes der Verkehrsinfrastruktur. 
Die Maßnahmen und Vorschläge der Europäischen Kommission betreffen nicht nur den Be-
reich der Luftsicherheit, sondern auch die Verbesserung der Sicherheit der Seeverkehrs, des 
Personenverkehrs zu Lande und des Güterverkehrs. Wesentliches Mittel zur Sicherstellung 
der Sicherheit des Verkehrs sind einheitliche Sicherheitsvorschriften und Regelungen. Denn 
nur durch Sicherheitsvorschriften in der gesamten EU ist es möglich zu verhindern, dass mög-
liche Attentäter verschärfte Sicherheitsvorschriften eines Mitgliedstaates umgehen und weni-
ger effektive Sicherheitsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates nutzen, um ihre An-
schlagspläne in die Tat umzusetzen. 
 
a) Verbesserung der Luftsicherheit 
 
Vor dem 11. September 2001 gab es keine bindenden Maßnahmen der EU im Bereich der 
Luftsicherheit. Nach dem Terroranschlag beschloss der Rat der EU, dass es auch auf diesem 
Gebiet zwingende europäische Gesetzgebung geben sollte591F592. 
 
aa) Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 
 
Erste Maßnahme zur Verbesserung der Luftsicherheit innerhalb der EU war die Verordnung 
(EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 
„zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Luftfahrt“592F593. Nach den 
einleitenden Erwägungen zu dieser Verordnung sollte der Schutz der Bürger in der Zivilluft-
fahrt innerhalb der EG jederzeit gewährleistet werden, indem unrechtmäßige Eingriffe ver-
hindert werden. Die Umsetzung dieser Verordnung erfolgte in Deutschland durch das Luft-
                                                 
592  Vgl. hierzu umfassend Seebohm, S. 25. 
593  ABl. EG Nr. L 355, 1. Zuletzt abgeändert durch die Verordnung (EG) Nr. 849/2004 vom 29. April 2004, 
ABl. EG L 229, 3. 






fahrtbundesamt u.a. in Form von Leitfäden für die beteiligten Unternehmen593F594. Als unmittel-
bare Reaktion auf die terroristischen Anschläge vom 11. September 2001 beabsichtigte diese 
Verordnung vor allem, der aktuellen Bedrohung durch den internationalen Terrorismus zu 
begegnen594F595. 
 
bb) Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
 
Am 29. April 2008 ist die Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. März 2008 über gemeinsame Vorschriften für die Sicherheit in der Zivil-
luftfahrt und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 in Kraft getreten595F596. Hierbei 
handelt es sich um eine Rahmenverordnung, welche grundsätzliche Vorgaben für Maßnahmen 
in Bezug auf die Verbesserung der Luftsicherheit macht. Die beiden Hauptaspekte, welche die 
Sicherheit in der Zivilluftfahrt gewährleisten bzw. verbessern sollen, liegen in der Bereitstel-
lung von gemeinsamen grundlegenden Normen für Maßnahmen im Bereich der Luftsicherheit 
und im Schaffen geeigneter Verfahren, um die Einhaltung der Vorschriften zu überwachen 
(Art. 1 Abs. 1 und 2). Die gemeinsamen und der Rechtsvereinheitlichung im Bereich der Si-
cherheit dienenden grundlegenden Normen sind gemäß Art. 4 im Anhang zu der Verordnung 
niedergelegt und stützen sich auf die derzeit geltenden Empfehlungen des Dokuments 30 der 
Europäischen Zivilluftfahrtskonferenz. Art. 4 des Anhangs enthält Anforderungen an die 
Flughafensicherheit (Ziffer 1), abgegrenzte Bereiche von Flughäfen (Ziffer 2), die Sicherheit 
von Luftfahrzeugen (Ziffer 3), Fluggäste und Handgepäck (Ziffer 4), aufgegebenes Gepäck 
(Ziffer 5), Fracht und Post (Ziffer 6), Post und Material von Luftfahrtunternehmen (Ziffer 7), 
Bordvorräte (Ziffer 8), Flughafenlieferungen (Ziffer 9), Sicherheitsmaßnahmen während des 
Flugs (Ziffer 10), Einstellung und Schulung von Personal (Ziffer 11) und schließlich Leitli-
                                                 
594  Zur konkreten Umsetzung in Deutschland vgl. Mendel, in: Frohnmeyer/Mückenhausen, Nr. 114, Rn. 43. Vgl. 
hierzu auch die Homepage des Luftfahrtbundesamts unter: www.lba.de. 
595  Zur Entstehungsgeschichte der Verordnung ausführlich Mendel, in: Frohnmeyer/Mückenhausen, Nr. 114, 
Rn. 1 ff. 
596  ABl. EG Nr. L 97, 72; zu den Gründen, weshalb eine neue Verordnung erlassen wurde, statt die bestehende 
Verordnung zu ändern, vgl. Seebohm, S. 28. 






nien für die Ausrüstung (Ziffer 12). Gemäß Art. 10 bis 13 werden die Mitgliedstaaten der EU, 
Flughafenbetreiber sowie Luftfahrtunternehmen dazu verpflichtet, entsprechend den in der 
Anlage und in Art. 4 aufgestellten Grundstandards, Sicherheits- und Qualitätskontrollpro-
gramme aufzustellen. Den Mitgliedstaaten obliegt es jedoch gemäß Art. 6, strengere Maß-
nahmen zu erlassen. Zum einen ist diese Möglichkeit Ausfluss des Subsidiaritätsprinzips, zum 
anderen soll einzelnen Ländern die Möglichkeit erhalten bleiben, erhöhte Anforderungen zu 
stellen, soweit es unterschiedliche Risikoeinschätzungen gibt596F597. Ob die von den Mitglied-
staaten ergriffenen Maßnahmen ausreichend sind, überprüft gemäß Art. 15 Abs. 1 die Europä-
ische Kommission. 
Gemäß Art. 9 haben die Mitgliedstaaten eine geeignete Stelle zu nennen, die für die Koordi-
nierung und Überwachung der Durchführung von Programmen gemäß Art. 4 zuständig ist597F598. 
Zusätzlich führt die Europäische Kommission gemäß Art. 15 in Zusammenarbeit mit der nati-
onalen Behörde Inspektionen durch, um die Einhaltung der Vorschriften durch die Mitglied-
staaten sicherzustellen. 
Für die neue Verordnung (EG) Nr. 300/2008 sind zur Konkretisierung Durchführungsverord-
nungen erforderlich, die von der Europäischen Kommission vorgeschlagen und beschlossen 
werden. Die Europäische Kommission steht auf dem Standpunkt, die Verordnung 2320/2002 
und die darauf basierenden Durchführungsverordnungen598F599 würden in ihrer zuletzt geänderten 
Version erst außer Kraft treten, wenn die neuen Durchführungsverordnungen vorliegen. Bis-
her hat die Europäische Kommission keine neuen Durchführungsverordnungen erlassen. 
Die geplanten und gerade noch rechtzeitig vereitelten Anschläge vom 9. August 2006 in Lon-
don599F600 haben gezeigt, dass der Luftverkehr ein gefragtes Angriffsziel der Terroristen darstellt, 
so dass die Bedeutung entsprechender Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit des Luft-
                                                 
597  Seebohm, S. 26. 
598  In Deutschland das Bundesministerium für Verkehr-, Bau- und Wohnungswesen und das Bundesministeri-
um des Innern. 
599  Hierzu vgl. die Durchführungsverordnungen Nr. 622/2003 vom 4. April 2003 (ABl. EG Nr. L 89, 9), Nr. 
1217/2003 vom 4. Juli 2003 (ABl. EG Nr. L 169, 44), Nr. 1486/2003 vom 22. August 2003 (ABl. EG NR. L 
213, 3), Nr. 1138/2004 vom 21. Juni 2004 (ABl. EG Nr. L 221, 6). 
600  Nach Angaben von Scotland Yard wollten Selbstmordattentäter mehrere Flugzeuge auf dem Weg von Groß-
britannien in die Vereinigten Staaten mittels Flüssigsprengstoff zur Explosion bringen. Vgl. unter: 
 http://cms.met.police.uk/news/major_operational_announcements/anti_terrorist_operation. 






verkehrs nicht oft genug betont werden kann. Aufgabe der EU ist es, die Sicherheitsvorschrif-
ten in allen Mitgliedstaaten auf ein gleiches hohes Niveau zu bringen, um zu verhindern, dass 
Terroristen Sicherheitslücken der einzelnen Mitgliedstaaten nutzen können. Die Verordnung 
Nr. 2320/2002 und die Folgeverordnung Nr. 300/2008 sind ein Anfang. Weitere Maßnahmen, 
insbesondere ein rascher Erlass der Durchführungsverordnungen in Bezug auf die Verord-
nung Nr. 300/2008, sind jedoch geboten. 
 
b) Verbesserung der Seesicherheit 
 
Rund 95 % des Ferngütertransports im Welthandel werden über den Seetransport abgewi-
ckelt600F601, der weltweite Kreuzfahrtmarkt verzeichnet stetig Zuwachsraten601F602. Passagiere der 
Kreuzfahrtschiffe sind häufig Passagiere aus Staaten, die im Fadenkreuz des islamistischen 
Terrorismus stehen, wie beispielsweise Amerikaner, Briten, Israelis und Deutsche602F603. Auf-
grund der enormen Bedeutung der Meere für den Welthandel und der hohen Verwundbarkeit 
von zivilen Seefahrzeugen ist die Seeschifffahrt ein geeignetes Ziel für den islamistischen 
Terrorismus603F604. Bewiesen haben dies insbesondere bereits vereinzelte terroristische Anschlä-
ge auf Seeziele604F605: 
 
– Am 12. Oktober 2000 wurde ein Bombenanschlag mittels eines sog. Speed-Boots auf 
den US-amerikanischen Zerstörer USS Cole im Hafen von Aden/Jemen verübt. 
 
– Am 6. Oktober 2002 erfolgte vor der jemenitischen Küste ein ähnlicher Anschlag auf 
den französischen Tanker Limbourg. 
 
                                                 
601  Flottenkommando, S. 1-1. 
602  Flottenkommando, S. 2-21. 
603  Flottenkommando, S. 2-21. 
604  Vgl. hierzu auch Stehr, S. 108 ff. 
605 Vgl. hierzu den Artikel „Djihad-Terrorismus: Noch unbekannte Gefahren auf See“ vom 31. Januar 2006 unter 
http://www.sicherheit-heute.de/politik,187,Djihad-Terrorismus_Noch_unbekannte_Gefahren_auf_See.htm. 






– In 2005 konnten Anschlagsplanungen gegen israelische Schiffe in der Türkei aufge-
deckt werden. So erklärte der am 10. August 2005 in der Türkei festgenommene Syrer 
Luai Sakra, ein mutmaßliches Mitglied der Al-Qaida, er habe Anschläge auf israeli-
sche Kreuzfahrtschiffe geplant605F606. 
 
Die Terrorangriffe konzentrieren sich auf die Seegebiete am Horn von Afrika, das Mittelmeer, 
die Strasse von Hormuz und die Philippinen-See. Gerade die EU ist gefordert, durch geeigne-
te Maßnahmen die Sicherheit der Seeschifffahrt sicherzustellen, da ein Drittel der Schiffsbe-
wegungen aufgrund der langen Küsten der EU und der Menge an wirtschaftsrelevanten Regi-
onen mit direktem Meerzugang ihren Ziel- oder Abfahrtshafen in der EU haben606F607. Daneben 
kann die See den Terroristen als Transportweg logistische Vorteile bieten, um beispielsweise 
Waffen oder Sprengstoff zu schmuggeln. 
 
Stehr607F608 nennt vier Szenarien, in denen die Terroristen die See zu Ihrem Vorteil nutzen kön-
nen: 
1. Nutzung der See durch Terroristen als Transportweg; 
2. Terrorangriffe auf Schiffe und andere Objekte auf See; 
3. Terrorangriffe mit Hilfe von Schiffen von See gegen Landziele; 
4. Verschärfung beider Angriffsszenarien durch Nutzung von Massenvernichtungsmitteln. 
 
Aktuell versucht die EU im Wesentlichen durch drei Maßnahmen die See- und Hafensicher-
heit zu verbessern: 
 
– Verordnung (EG) Nr. 725/2004 vom 31. März 2004 „zur Erhöhung der Gefahrenab-
wehr auf Schiffen und in Hafenanlagen“608F609. 
 
                                                 
606  Vgl. hierzu den Artikel „mutmaßlicher Terrorist bestätigt Anschlagspläne“ in „Spiegel Online“ unter 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,369268,00.html. 
607  Flottenkommando, S. 1-1. 
608  Vgl. Stehr, S. 108-109 mit weiteren Beispielen. 
609  ABl. EG Nr. L 129, 6. 






– Verordnung (EG) Nr. 884/2005 vom 10. Juni 2005 „zur Festlegung von Verfahren für 
die Durchführung von Kommissionsinspektionen zur Gefahrenabwehr in der Schiff-
fahrt“609F610. 
 
– Richtlinie 2005/65/EG vom 26. Oktober 2005 „zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in 
Häfen“610F611. 
 
– Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP vom 10. November 2008611F612. 
 
aa) Verordnung (EG) Nr. 725/2004 
 
Am 12. Dezember 2002 hat die Diplomatische Konferenz der IMO besondere Maßnahmen 
zur Änderung des Übereinkommens von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See 
(SOLAS-Übereinkommen) sowie zur Einführung des internationalen Codes für die Gefahren-
abwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen (ISPS-Code) angenommen. Um diese Maßnahmen 
und den ISPS-Code verbindlich für alle Mitgliedstaaten einzuführen, hat die EU am 31. März 
2004 angesichts der Bedrohung durch vorsätzliche rechtswidrige Handlungen die Verordnung 
(EG) Nr. 725/2004 „zur Erhöhung der Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen“612F613 
erlassen. Die Bedeutung der Verordnung für die Bekämpfung des Terrorismus ergibt sich aus 
den Erwägungsgründen (1) und (2) und der Bestimmung zur Abwehr vorsätzlicher rechtswid-
riger Handlungen, die durch die spezielle Art ihrer Begehung oder nach den jeweiligen Um-
ständen geeignet sind, die im internationalen oder nationalen Seeverkehr eingesetzten Schiffe, 
ihre Fahrgäste oder ihre Fracht sowie die ihnen dienenden Hafenanlagen zu schädigen (Art. 1 
Abs. 1 i.V.m. Art 2 Nr. 13). 
Aus der Verordnung folgt für die Mitgliedstaaten die Verpflichtung, die Maßnahmen des 
SOLAS-Übereinkommens zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in der Schifffahrt, genannt in 
                                                 
610  ABl. EG Nr. L 148, 25. 
611  ABl. EG Nr. L 310, 28. 
612  ABl. EG Nr. L 301, 33. 
613  ABl. EG Nr. L 129, 6. 






Anlage I, den Teil A des ISPS-Codes, genannt in Anlage II, und einzelne in Art. 3 Abs. 5 ge-
nannte Absätze des Teils B des ISPS-Codes, genannt in Anlage III, einzuhalten. Durch diese 
Vorschriften werden die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, Schiffe und deren Fracht in allen 
Häfen der EU zu überprüfen. Die Mitgliedstaaten haben beispielsweise dafür zu sorgen, dass 
auf jedem Schiff ein Sicherheitsbeauftragter für die Sicherheitsbelange verantwortlich ist und 
diesen zu jedem Zeitpunkt die nötige Aufmerksamkeit schenkt. Gemäß Art. 2 Abs. 7 haben 
die Mitgliedstaaten eine zuständige Behörde für die Gefahrenabwehr im Seeverkehr zu be-
nennen, die die vorgeschriebenen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr koordiniert, umsetzt und 
überwacht. Zusätzlich zu dieser nationalen Überwachung kontrolliert die Europäische Kom-
mission, unterstützt von dem Regelungssausschuss gemäß Art. 11, die Anwendung dieser 
Verordnung durch die Mitgliedstaaten und inspiziert Hafenanlagen, Schiffe, Unternehmen, 
anerkannte Sicherheitsorganisationen sowie die für die Sicherheit auf See zuständigen natio-
nalen Behörden (Art. 9 Abs. 4 bis 6). 
 
bb) Verordnung (EG) Nr. 884/2005 
 
Ergänzend zur obigen Verordnung hat die EU am 20. Juni 2005 die Verordnung (EG) Nr. 
884/2005 „ zur Festlegung von Verfahren für die Durchführung von Kommissionsinspektio-
nen zur Gefahrenabwehr in der Schifffahrt“613F614 erlassen. Diese Verordnung bezweckt die Um-
setzung der Verordnung in den Mitgliedstaaten zu überprüfen und legt hierzu das Inspekti-
onsverfahren fest. 
 
cc) Richtlinie 2005/65/EG 
 
Um einen möglichst umfassenden Schutz für das Seeverkehrsgewerbe und die Hafenwirt-
schaft zu erzielen, hat die EU am 26. Oktober 2005 auf der Rechtsgrundlage von Art. 80 Abs. 
2 EG-Vertrag die Richtlinie „zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in Häfen“614F615 erlassen. Auch 
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in dieser Richtlinie nimmt die EU in ihren einleitenden Erwägungen Bezug auf terroristische 
Handlungen und macht deutlich, dass diese Maßnahme auch der Bekämpfung des Terroris-
mus dienen soll. Hauptziel ist gemäß Art. 1 Abs. 1 die Einführung gemeinschaftlicher Maß-
nahmen zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in Häfen angesichts der Bedrohung durch sicher-
heitsrelevante Ereignisse. Diese Richtlinie stellt damit eine Ergänzung zu der Verordnung 
(EG) Nr. 725/2004 dar, durch welche die Gefahrenabwehr in Hafenanlagen erhöht werden 
soll. 
Zur Verbesserung der Gefahrenabwehr in Häfen haben die Mitgliedstaaten, nach Festlegung 
der Hafengrenzen (Art. 2 Abs. 3), Risikobewertungen für die Häfen zu erstellen (Art. 6) und 
sicherzustellen, dass unter Berücksichtigung der Ergebnisse Pläne zur Gefahrenabwehr in den 
Häfen ausgearbeitet, fortgeschrieben und aktualisiert werden (Art. 7 Abs. 1). Dabei müssen 
die Mitgliedstaaten die Vorgaben der Art. 7 Abs. 2 bis 7 beachten. 
 
dd) Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP – Operation „Atalanta“ 
 
Hervorzuheben ist schließlich die Operation „Atalanta“, eine multinationale Mission der EU 
zum Schutz der freien Seefahrt und zur Bekämpfung der Piraterie vor der Küste Somalias am 
Horn von Afrika. Die Mission ist die erste Marineoperation der EU. Rechtsgrundlage dieser 
Mission ist die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP des Rates der EU vom 10. November 
2008 basierend auf dem Seerechtsübereinkommen der UN vom 10. Dezember 1982615F616 sowie 
den UN-Resolutionen 1814 vom 15. Mai 2008616F617, 1816 vom 2. Juni 2008617F618, 1838 vom 7. 
Oktober 2008618F619 und 1846 vom 2. Dezember 2008619F620. Der Auftrag des Marineverbands ist 
der Schutz humanitärer Hilfslieferungen nach Somalia, der Handelsseefahrt im Golf von 
Aden und Bekämpfung jeglicher Piraterie. Laut Beschluss des Rats der Europäischen Union 
ist die Mission zur Abwehr von Überfällen auf See zu allen notwendigen Mitteln befugt, um 
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ihre Aufgabe zu erfüllen. Diese Mission dient jedoch in erster Linie der Bekämpfung der Pira-
terie und nicht unmittelbar der Bekämpfung des Terrorismus620F621. Dennoch kann die Bekämp-
fung der Piraterie auch der Bekämpfung des Terrorismus dienen, da der grenzüberschreitende 
internationale Terrorismus von Piraterie und organisierter Kriminalität nicht zu trennen ist 
und für terroristische Organisationen Piraterie eine Möglichkeit darstellt, um sich finanzielle 




Die genannten Maßnahmen verbessern die Seesicherheit in Bezug auf die terroristische Be-
drohung. Der herausragenden Bedeutung der Seeschifffahrt entsprechend wären allerdings 
weitere, insbesondere speziell die Terrorismusbekämpfung betreffende Maßnahmen wün-
schenswert. Auch nach Ansicht der Europäischen Kommission ist die EU nicht genügend auf 
terroristische Angriffe von See aus vorbereitet. Dies bekräftigte sie in ihrem Grünbuch zur 
Meerespolitik622F623, welches sie am 7. Juni 2006 in Brüssel vorgestellt hat und das als Diskussi-
onsgrundlage für künftige sicherheitspolitische Entscheidungen der Europäischen Kommissi-
on in der Meerespolitik gilt623F624. Um terroristische Aktivitäten in Küstengewässern überwachen 
zu können, sind danach bessere Daten erforderlich. Zu erwarten sind damit weitere terroris-
musspezifische Maßnahmen der EU zur Verbesserung der Sicherheit des Seeverkehrs. 
 
                                                 
621  Anders die Operation „Enduring Freedom“, welche ausschließlich der Bekämpfung des Terrorismus dient 
und in Afghanistan, ebenfalls am Horn von Afrika, auf den Philippinen und in Afrika innerhalb und südlich 
der Sahara durchgeführt wird. Im Gegensatz zur Operation „Atalanta“ wird die Beteiligung der europäischen 
Staaten jedoch nicht von der EU koordiniert, sondern von den USA. Weitere Informationen sind zu finden 
unter www.enduringfreedom.com. 
622  Vgl. zur Verknüpfung des Terrorismus mit organisierter Kriminalität die obigen Ausführungen im 3. Teil 
dieser Arbeit unter A.III. 
623  KOM (2006) 275. 
624  Daneben befasst sich das Grünbuch mit sonstigem illegalen Verhalten wie etwa dem „Schmuggel“, mit der 
ökonomischen Situation der europäischen Werftindustrie, mit dem Schutz der Küsten vor Fluten und den 
Gefahren des Seetransports von Rohstoffen. 






c) Verbesserung der Sicherheit des Land- und Güterverkehrs 
aa) Personenverkehr zu Lande 
 
Von nicht so großer Bedeutung für die EU und deren Terrorismusbekämpfung ist die Sicher-
heit des Personenverkehrs zu Lande, da der öffentliche Personenverkehr zumeist kommunal 
oder regional organisiert ist und deshalb grundsätzlich keine Berührungspunkte zur Tätigkeit 
der EU aufweist. Dennoch bemüht sich die EU, ohne allerdings zwingende Maßnahmen zu 
erlassen, ihre Kenntnisse über die Sicherheit vor terroristischen Angriffen weiterzugeben und 
so zur Verbesserung des öffentlichen Personenverkehrs innerhalb der EU beizutragen. 
 
bb) Güterverkehr zu Lande 
 
Von größerer Bedeutung ist der Güterverkehr innerhalb der EU. Denn spätestens seit der Mit-
teilung der Europäischen Kommission vom 27. Februar 2006 „über die Verbesserung der Si-
cherheit der Lieferkette“624F 625 ist neben der Luft- und Seesicherheit auch die Sicherheit des 
Landverkehrs in Form des Güterverkehrs zu einem Thema der Terrorismusbekämpfung der 
EU geworden. In dieser Mitteilung hat die Europäische Kommission eine Verordnung „ zur 
Verbesserung der Sicherheit der Lieferkette“ vorgeschlagen, um den Güterverkehr besser vor 
terroristischen Angriffen zu schützen und die Lieferkette des Landverkehrs zu sichern. Der 
Vorschlag bezweckt den Schutz vor terroristischen Angriffen in der EU zu verbessern, indem 
Güterbeförderungen auf der Strasse, auf der Schiene und auf Binnengewässern besser gesi-
chert werden. 
Rechtsgrundlage der vorgeschlagenen Verordnung ist Art. 71 EG-Vertrag. Keine Anwendung 
findet Art. 80 Abs. 2 EG-Vertrag, da diese Rechtsgrundlage lediglich zum Erlass von 
Maßnamen zur Verbesserung der See- und Luftsicherheit ermächtigt. Bereits in den Erwä-
gungsgründen Nr. 1 und Nr. 2 stellt die Europäische Kommission fest, dass es ein wesentli-
ches Ziel dieser Verordnung ist, die Lieferkette vor dem Terrorismus, als eine der schwersten 
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Bedrohungen für die Sicherheit, zu schützen. Dieses Ziel soll gemäß Art. 1 Abs. 2 durch die 
Einrichtung eines Verfahrens, nach dem die Mitgliedstaaten Unternehmen der Lieferkette den 
Status „ zuverlässiges Unternehmen“ gewähren können, durch die Festlegung von Mindest-
sicherheitsanforderungen, die für die Gewährung dieses Status zu erfüllen sind, und durch 
Schaffung geeigneter Überwachungsinstrumente erreicht werden. „Zuverlässigen Unterneh-
men“ sollen die in Art. 6 genannten Privilegien und Vorteile, insbesondere eine geringere 
Belastung mit strengen Sicherheitskontrollen, eingeräumt werden. Dadurch will die Europäi-
sche Kommission den Unternehmen, die dem Geltungsbereich der Verordnung gemäß Art. 3 
unterfallen, einen Anreiz bieten, die Sicherheitsvoraussetzungen für den Erhalt des Status 
„zuverlässiges Unternehmen“ gemäß Art. 8 Abs. 1625F626 zu schaffen und gemäß Art. 5 Abs. 2 zu 
beantragen. Verliehen werden soll der Status gemäß Art. 10 von der für die Sicherheit der 
Lieferkette zuständigen Behörde gemäß Art. 4. Im Übrigen enthält der Vorschlag Regelungen 
zum Entzug oder der Aussetzung des Status (Art. 9), zum Vergabeverfahren (Art. 10) und zur 
Kontrolle durch die Mitgliedstaaten (Art. 12). 
 
2. Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit der Energieinfrastruktur 
 
Weil auch das Energiewesen in Europa nicht auf die einzelnen Mitgliedstaaten beschränkt ist, 
sondern wie das Verkehrswesen von eng miteinander verknüpften Netzen geprägt ist, möchte 
die EU auch in diesem Bereich tätig werden und die Energieversorgung gegen Terrorakte 
schützen. In erster Linie geht es darum, Unterbrechungen der Energieversorgung zu verhin-
dern, da diese in der Lage wären, der europäischen Wirtschaft erheblichen Schaden zuzufügen. 
Zu diesem Zweck arbeitet die Europäische Kommission in Gestalt ihrer Generaldirektion 
„Verkehr und Energie“ an einem Konzept zum Schutz der grenzüberschreitenden Energie-
infrastruktur. Auch in diesem Bereich sind insofern weitere Maßnahmen der EU zu erwarten. 
 
                                                 
626  Von besonderer Bedeutung sind die in den Anhängen zur der Verordnung enthaltenen Sicherheitsanforde-
rungen, auf die Art. 8 Abs. 1 d) verweist. 








Der Aufbau aller Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit der Infrastruktur ist nahezu 
identisch. Die Maßnahmen enthalten Sicherheitsvorschriften und zugleich Vorgaben, wie de-
ren Einhaltung gesichert werden kann. Damit führen die Maßnahmen zu grundlegenden Än-
derungen des bisherigen Umgangs mit Verkehrsmitteln und Infrastrukturen. 
Ein Defizit der Maßnahmen besteht darin, dass sie nicht ausschließlich den Schutz vor terro-
ristischen Anschlägen bezwecken, sondern auf den Schutz vor Kriminalität im Allgemeinen 
abzielen. Doch gerade die versuchten Anschläge vom 9. August 2006 haben deutlich vor Au-
gen geführt, dass es Terroristen in besonderem Maße auf den Verkehr abgesehen haben. Die-
ser Gefahr entsprechend wäre es wünschenswert, dass die EU weitere Maßnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit des Verkehrs unter Einbeziehung der Besonderheiten des Terroris-
mus erlässt. 






6. Teil: Der „Vertrag von Lissabon“ 
 
Beim EU-Gipfel am 18. und 19. Oktober 2007 einigten sich die Staats- und Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten der EU auf den endgültigen Vertragstext des „Vertrags von Lissabon“, der 
am 13. Dezember 2007 in der portugiesischen Hauptstadt unterzeichnet wurde626F627. Dieser er-
setzt den gescheiterten „Vertrag über eine Verfassung für Europa“627F628, welcher am 29. Okto-
ber 2004 von den Regierungsvertretern der Mitgliedstaaten der EU in Rom unterzeichnet 
wurde, mangels Ratifizierung durch alle Mitgliedstaaten jedoch nie in Kraft getreten ist. Im 
Gegensatz zum „Vertrag über eine Verfassung für Europa“ handelt es sich bei dem „Vertrag 
von Lissabon“ um einen klassischen Änderungsvertrag, da er auf der Struktur der bestehenden 
Verträge aufbaut und lediglich diese modifiziert. Dementsprechend sieht er in Art. 1 die Än-
derungen des EU-Vertrags und in Art. 2 die Änderungen des EG-Vertrags vor, welcher um-
benannt wird in „Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union“. Die letzte formale 
Hürde für den Vertrag von Lissabon wurde genommen, als die Tschechische Republik ihre 
Ratifizierungsurkunden in Rom hinterlegte. Entsprechend ist der Vertrag von Lissabon am 1. 
Dezember 2009 in Kraft getreten. 
Hervorzuheben ist vorweg, dass der Vertrag von Lissabon die Säulengliederung der EU auf-
hebt und die Bereiche der intergouvernementalen Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten im Rahmen der GASP und der PJZS den supranationalen Regeln des Gemeinschafts-
rechts unterstellt. Die für die Terrorismusbekämpfung wesentlichen Änderungen durch den 
Vertrag von Lissabon betreffen den „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ sowie 
die „Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“. 
 
A. Der Politikbereich „Justiz und Inneres“ 
 
Der Vertrag von Lissabon vereinheitlicht die den „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
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Rechts“ betreffenden verstreuten Bestimmungen des EG- und EU-Vertrages628F629 und fasst da-
mit die gesamten Regelungen der europäischen Justiz und Innenpolitik im dritten Teil unter 
Titel IV in den Art. 61 ff. zusammen. Damit wird die dritte Säule mit dem Titel IV des EG-
Vertrages über „Visa, Asyl, Einwanderung und andere Politiken betreffend den freien Perso-
nenverkehr“ zusammengeführt. Auswirkungen hat das vor allem auf die Gesetzgebung und 
den Rechtsschutz. Abgesehen von einigen Ausnahmen werden der Rat der EU und das Euro-
päische Parlament künftig im Wege des sogenannten ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens 
Verordnungen, Richtlinien und Beschlüsse gemäß Art. 249a erlassen. Abgeschafft wird damit 
das Rechtsinstrument des Rahmenbeschlusses, welches bisher im Bereich der Terrorismusbe-
kämpfung häufig eingesetzt wurde629F630. Anders als bisher630F631 wird der EuGH auch gegenüber 
diesen Maßnahmen eine uneingeschränkte Rechtskontrolle wahrnehmen. Da der „Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ allerdings Kernbereiche staatlicher Souveränität be-
trifft, lässt der Vertrag von Lissabon gemäß Art. 240b vorerst einzelne Vorbehalte und Son-
derregeln der intergouvernementalen Zusammenarbeit fortbestehen, sodass nicht zu erwarten 
ist, dass mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon die geführte Debatte zur fehlenden 
demokratischen Legitimation der Rechtsakte im Rahmen der dritten Säule631F632 beendet sein 
wird632F633. 
Die terrorismusspezifischen Handlungsermächtigungen des „Raums der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts“ haben sich nicht wesentlich gegenüber denen des EG- und EU-Vertrages 
geändert. Auch der Vertrag von Lissabon setzt im Rahmen der justiziellen Zusammenarbeit 
zur Bekämpfung des Terrorismus auf Maßnahmen zur Harmonisierung des Strafrechts (Art. 
69b, 69c) und Maßnahmen zur Verbesserung der Rechtshilfe auf der Grundlage des „Grund-
satzes der gegenseitigen Anerkennung“ (Art. 69a). 
                                                 
629  Vgl. hierzu die Ausführungen im 3. Teil dieser Arbeit unter B. und C. 
630  Damit erledigt sich auch die Problematik der rahmenbeschlusskonformen Auslegung von innerstaatlichem 
Recht. Hierzu vgl. die Ausführungen zum Rechtsinstrument des Rahmenbeschlusses im 5. Teil dieser Arbeit 
unter III.1. 
631  Zur bisherigen Rechtskontrolle durch den EuGH siehe Art. 35 EU-Vertrag. 
632  Zur Diskussion über die fehlende demokratische Legitimation im Rahmen der dritten Säule vgl. Wolf, ZEuS 
2003, S. 381. 
633  Wolf, ZEuS 2003, S. 396. 






Eine Aufwertung erfährt die justizielle europäische Anlaufstelle Eurojust, die künftig auch 
strafrechtliche Ermittlungsmaßnahmen einleiten und strafrechtliche Verfolgungsmaßnahmen 
vorschlagen darf, welche dann von den nationalen Strafverfolgungsbehörden durchgeführt 
werden (Art. 69d). 
Keine Bedeutung für die Terrorismusbekämpfung hat die in Art. 69e vorgesehene Möglich-
keit, eine Europäische Staatsanwaltschaft einzusetzen, da sich ihr Mandat lediglich auf die 
Bekämpfung von Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union bezieht. Im 
Rahmen der polizeilichen Zusammenarbeit erwähnenswert ist lediglich die Möglichkeit von 
Europol-Bediensteten, nun auch operativ tätig zu werden, allerdings mit der Einschränkung, 
dass die Einsätze nur in Verbindung und in Absprache mit den Behörden der Mitgliedstaaten 
zulässig sind (Art. 69f). 
In Bezug auf die Terrorismusbekämpfung durch die EU hervorzuheben ist schließlich Art. 
61h, der ausdrücklich eine Rechtsgrundlage für Maßnahmen zur Bekämpfung der Finanzie-
rung des Terrorismus schafft, wie insbesondere das Einfrieren von Geldern. Die Einführung 
dieses Artikels ist erfreulich, da dadurch das Kompetenzproblem der EU633F634 in Bezug auf sol-
che Maßnahmen gelöst wird. 
 
B. Der Politikbereich der „Außen- und Sicherheitspolitik“ 
I. „Die Solidaritätsklausel“ 
 
Das für die Terrorismusbekämpfung wesentliche Instrument des Europäischen Verfassungs-
vertrages im Rahmen der GASP ist die in Art. 188r ausführlich normierte sog. „Solidaritäts-
klausel“. Der terrorismusspezifische Teil der „Solidaritätsklausel“ lautet wie folgt: 
 
„Die Union und die Mitgliedstaaten handeln gemeinsam im Geiste der Solidarität, wenn ein 
Mitgliedstaat von einem Terroranschlag … betroffen ist. Die Union mobilisiert alle ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel, einschließlich der ihr von den Mitgliedstaaten bereitgestellten 
militärischen Mittel, um 
                                                 
634  Hierzu vgl. die Ausführungen zum Kompetenzproblem der EU im 5. Teil dieser Arbeit unter B.I.1.c). 






a) − terroristische Bedrohungen im Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten abzuwenden; 
    – die demokratischen Institutionen und die Zivilbevölkerung vor etwaigen Terroran-
schlägen zu schützen; 
    – im Falle eines Terroranschlags einen Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner politischen 
Organe innerhalb seines Hoheitsgebietes zu unterstützen; 
…“. 
 
Diese Klausel ist eine dem Art. 5 des NATO-Vertrages vergleichbare Beistandsklausel, wel-
che die Mitgliedstaaten im Falle eines Terroranschlags zu einem Handeln im Geiste der Soli-
darität verpflichtet. Der Wortlaut zeigt bereits ihre besondere Bedeutung für die Terrorismus-
bekämpfung und dass die Mitgliedstaaten den Terrorismus nun als wesentliche Verfassungs-
aufgabe ansehen. Unterstrichen wird dies zusätzlich dadurch, dass die in Art. 28a Abs. 1 vor-
gesehenen Missionen gemäß Art. 28b Abs. 1 auch als Mittel zur Bekämpfung des Terrorismus 
genutzt werden können. 
Die besondere Bedeutung der „Solidaritätsklausel“ haben die Mitgliedstaaten der EU bereits 
nach den Anschlägen in Madrid am 11. März 2004 erkannt und sich auf eine frühzeitige abge-
schwächte Durchführung der Solidaritätsklausel geeinigt. Als Annex zu der „Erklärung des 
Europäischen Rates zum Kampf gegen den Terrorismus“ vom 25. März 2004634F635 haben die 
Mitgliedstaaten eine „Erklärung zur Solidarität gegen den Terrorismus“ abgegeben, welche 
wie folgt lautet: 
 
„Gemäß der Solidaritätsklausel des Artikels 42 des Vertrages über eine Verfassung für Euro-
pa handeln die Mitgliedstaaten und die beitretenden Staaten entsprechend gemeinsam im 
Geiste der Solidarität, wenn einer von ihnen Opfer eines Terroranschlags wird. Sie mobilisie-
ren alle ihnen zur Verfügung stehenden Mittel, einschließlich der Mittel, um 
 
− terroristische Bedrohungen in ihren Hoheitsgebieten abzuwenden; 
− die demokratischen Institutionen und die Zivilbevölkerung vor etwaigen Terroran-
schlägen zu schützen; 
                                                 
635   Zu finden unter http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/ec/79640.pdf. 






− im Falle eines Terroranschlages einen Mitgliedstaat oder einen beitretenden Staat auf 
Ersuchen seiner politischen Organe innerhalb seines Hoheitsgebiets zu unterstützen. 
 
Die Mitgliedstaaten und die der Union beitretenden Staaten wählen selbst die am besten ge-
eigneten Mittel, um dieser Solidaritätsverpflichtung gegenüber den betroffenen Staaten nach-
zukommen.“ 
 
Durch die „Solidaritätsklausel“ wird die Terrorismusbekämpfung insbesondere im Bereich 
der „Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik“ in zunehmendem Maße gestärkt. Damit 
macht die EU deutlich, dass die Terrorismusbekämpfung vermehrt in den militärischen und 
internationalen Bereich verlagert und Terrorismus ähnlich wie von den USA auch als militäri-
sche Bedrohung angesehen wird635F636. 
 
II. Die Sanktionsmaßnahmen 
 
Gerade im Hinblick auf die Terrorismusbekämpfung werden durch den Vertrag von Lissabon 
die Möglichkeiten zur Ergreifung von Sanktionsmaßnahmen gegen natürliche und juristische 




Bislang konnten Sanktionsmaßnahmen gegen natürliche und juristische Personen sowie 
Gruppierungen „ohne Staatsgewalt“ nicht allein auf Art. 301, 60 EG-Vertrag gestützt werden, 
so dass die EU zusätzlich Art. 308 EG-Vertrag heranziehen musste636F637. Nachdem diese Vor-
gehensweise durch das EuG sowie den EuGH bestätigt worden war637F638, enthält der Vertrag 
von Lissabon in Art. 61h und Art. 188k Abs. 2 nun ausdrücklich die Ermächtigung, zur Be-
                                                 
636  So bereits Neisser in Bezug auf die Solidariätsklausel im Europäischen Verfassungsvertrag, S. 234. 
637  Vgl. hierzu die Ausführungen zur Problematik der Kompetenz der EU im 5. Teil dieser Arbeit unter B.I.1.c). 
638  Vgl. die Ausführungen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus im 5. Teil dieser Arbeit unter B.I. 






kämpfung des Terrorismus Sanktionsmaßnahmen auch gegenüber natürlichen und juristischen 
Personen und Gruppierungen ohne Staatsgewalt zu erlassen638F639. Nach wie vor ist der Erlass 
der Sanktionsmaßnahmen jedoch an eine Entscheidung im Rahmen der GASP gebunden. Dies 
ergibt sich aus dem Hinweis auf Finanzbeziehungen in Art. 188k Abs. 1, wodurch klargestellt 
wird, dass auch die Bereiche abgedeckt sind, die unter Art. 61h fallen. Bezeichnet wird diese 
Entscheidung nunmehr als Europäischer Beschluss gemäß Art. 14. Die Umsetzung Europäi-
scher Beschlüsse erfolgt durch Verordnungen. Die Möglichkeit, Sanktionsmaßnahmen zu 




In Bezug auf den Rechtsschutz stellt sich insbesondere die Frage, inwieweit der Vertrag von 
Lissabon die Rechtsschutzmöglichkeiten der von Sanktionsmaßnahmen betroffenen vermeint-
lichen Terroristen oder terroristischen Gruppierungen verbessert. Sowohl Art. 61h Abs. 3 als 
auch Art. 188k Abs. 3 weisen darauf hin, dass in Rechtsakten, die restriktive Maßnahmen 
gegen natürliche und juristische  Personen enthalten, die erforderlichen Bestimmungen über 
den Rechtsschutz vorgesehen sein müssen. Gemäß Art. 230 Abs. 4 wird der Rechtsschutz 
erweitert. Jede natürliche oder juristische Person kann danach sowohl gegen an sie gerichtete 
Handlungen als auch gegen Rechtsakte mit Verordnungscharakter klagen, die sie unmittelbar 
betreffen und keine Durchführungsmaßnahmen nach sich ziehen. Eine individuelle Betroffen-
heit ist danach nicht nötig. Gegen alle übrigen Handlungen ist weiterhin eine Klage Einzelner 
nur dann zulässig, falls diese ausnahmsweise unmittelbar und individuell betroffen sind. In 
allen anderen Fällen sind die Rechtsuchenden weiterhin darauf beschränkt, sich vor den nati-
onalen Gerichten gegen die einzelstaatlichen Durchführungsakte zu wehren. Wie der Rechts-
schutz konkret ausgestaltet wird, ist bislang offen639F640. Klar ist lediglich die Verpflichtung der 
EU, gemäß Art. 188k Abs. 3 und Art. 61h Abs. 3 in den Durchführungsakten Bestimmungen 
                                                 
639  Art. 188k Abs. 1 übernimmt den Regelungsgehalt der Art. 301, 60 EG-Vertrag und hält nach wie vor am 
Drittlandsbezug fest. 
640  Steinbarth befürchtet in Bezug auf den Verfassungsvertrag, dass als „ erforderliche Bestimmungen über den 
Rechtsschutz“ bereits humanitäre Ausnahme- und Befreiungstatbestände genügen könnten, S. 285. 






über den Rechtsschutz vorzusehen. 
 
a) Vorrangwirkung der UN-Resolutionen 
 
Aufgrund der weiterhin bestehenden Vorrangwirkung von UN-Resolutionen werden die 
Rechtsschutzmöglichkeiten gegen Verordnungen, welche UN-Resolutionen umsetzen, nicht 
verbessert. Die europäischen Gerichte sind auch weiterhin an den eingeschränkten Kontroll-
umfang gebunden. 
 
b) Vorrangwirkung der Europäischen Beschlüsse 
 
Grundsätzlich bleibt auch nach den Regelungen des Vertrags von Lissabon der im Rahmen 
der GASP angenommene Europäische Beschluss gemäß Art 240a I der Zuständigkeit des Ge-
richtshofes entzogen640F641. Aufgrund der Beeinträchtigung subjektiver Rechtspositionen durch 
diese Sanktionsmaßnahmen erstreckt der Vertrag von Lissabon nun allerdings gemäß Art. 
240a Abs. 2 die Kontrolle durch den EuGH auf restriktive Maßnahmen gegenüber natürlichen 
und juristischen Personen, die der Rat der EU im Rahmen der GASP erlassen hat. Der Ansicht, 
dass der Vertrag von Lissabon damit die Lücke im Individualrechtsschutz schließe641F642, kann 
allerdings nur teilweise gefolgt werden, da Art. 240a Abs. 2 und Art. 230 Abs. 4 lediglich 
natürlichen und juristischen Personen eine Klagebefugnis einräumen, nicht aber Personen-





                                                 
641  Steinbarth in Bezug auf den Verfassungsvertrag, ZEuS 2006, S. 284. 
642  So Herdegen in Bezug auf den Verfassungsvertrag, S. 427. 






C. Der Politikbereich der „Finanz-, Wirtschafts- und Verkehrspolitik“ 
I. Wirtschafts- und Finanzpolitik 
 
Als politikübergreifendes Instrument der Terrorismusbekämpfung unterfallen die Sanktions-
maßnahmen neben dem Politikbereich der „Außen- und Sicherheitspolitik“ auch der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik“. Deutlich wird dies im Vertrag von Lissabon dadurch, dass er 
diesbezügliche Rechtsgrundlagen sowohl in Titel IV (Restriktive Maßnahmen) in Art. 188k 




Im Rahmen der Verkehrspolitik hat der Vertrag von Lissabon die Regelungen des EG-
Vertrages in Art. 71-80 ohne wesentliche Änderungen übernommen. 
 
III. Art. I-18 
 
Die Generalermächtigungsnorm des Art. 308 EG-Vertrag bleibt bestehen. Hervorzuheben ist, 
dass der neue Art. 308 einerseits weiter, andererseits aber auch enger gefasst ist. Zum einen 
bezieht er sich nunmehr auf alle Politikfelder der Union und nicht allein auf diejenigen des 
EG-Vertrages, zum anderen verlangt er jedoch zusätzlich die Zustimmung des Parlaments und 
stellt außerdem klar, dass die auf ihn gestützten Maßnahmen keine Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten in solchen Bereichen betreffen, in 










D. Fazit  
 
Der Vertrag von Lissabon führt zwar keine weiteren Kompetenzen im Rahmen der Terroris-
musbekämpfung ein, er enthält jedoch Neuerungen, die der Terrorismusbekämpfung durch 
die EU einen Schub geben und zur Verbesserung der Transparenz beitragen können. Auch 
wenn man aufgrund der Auflösung der Säulenstruktur der EU im Rahmen des Europäischen 
Verfassungsvertrages nicht mehr von einer säulenübergreifenden Dimension der Terroris-
musbekämpfung sprechen kann, betrifft die Terrorismusbekämpfung nach wie vor unter-
schiedliche Politikbereiche. 
Ob die „Solidaritätsklausel“, wie von Monar angedeutet642F643, als eine alle Teile des Verfas-
sungsvertrages umfassende Handlungsgrundlage ausgelegt werden kann, wird sich zeigen. 
Jedenfalls wird die Terrorismusbekämpfung durch die „Solidaritätsklausel“ entsprechend ih-
rer Bedeutung für die EU als wesentliche Verfassungsaufgabe fest im Europäischen Verfas-
sungsvertrag verankert. Beseitigen wird der Europäische Verfassungsvertrag Zweifel hinsicht-
lich der Rechtmäßigkeit von Sanktionsmaßnahmen gegen Terroristen und terroristische Grup-
pierungen, indem er hierfür nun eine ausdrückliche Rechtsgrundlage einführt. Unverständli-
cherweise klärt der Vertrag von Lissabon die Problematik des Rechtsschutzes gegen Sankti-
onsmaßnahmen nicht umfassend, indem er für terroristische Gruppierungen weiterhin offen 
lässt, wie sich diese gegen Sanktionsmaßnahmen bzw. die Aufnahme in die Liste der EU zu 
Wehr setzen können. 
Dennoch kann man festhalten, dass der Vertrag von Lissabon die Terrorismusbekämpfung der 
EU voranbringen wird, indem er sie, ihrer Bedeutung entsprechend, häufiger als bisher in EG- 
und EU-Vertrag geschehen, als einen wichtigen Politikbereich bezeichnet. 
                                                 
643  Monar, S. 167. 






7. Teil: Schlussbetrachtung 
 
Zusammenfassend lassen sich zur Terrorismusbekämpfung durch die EU folgende Feststel-
lungen treffen: 
 
1) Seit dem 11. September 2001 hat die Terrorismusbekämpfung auf europäischer Ebene 
durch die EU herausragende Bedeutung erlangt. Die EU ist entschlossen, der Bedro-
hung durch den internationalen und insbesondere durch den islamistischen Terroris-
mus entgegenzutreten. Dies macht die Vielzahl der getroffenen Maßnahmen deutlich. 
Dabei setzt die EU zwei Schwerpunkte: (1) Schaffung europäischer Einrichtungen zur 
Bekämpfung des Terrorismus, wie beispielsweise Europol, Eurojust und Koordinator 
für Terrorismusbekämpfung, und (2) den Erlass gemeinsamer Vorschriften zur Terro-
rismusbekämpfung in Form von legislativen Maßnahmen zur Bekämpfung der Finan-
zierung des Terrorismus, zur Verbesserung des Informationsaustausches, der Strafver-
folgung, der Sicherheit des Verkehrs sowie sonstiger gefährdeter Infrastrukturen. Die 
EU hat erkannt, dass die Bekämpfung des Terrorismus nicht nur ein Tätigwerden der 
Strafverfolgungsbehörden und der Justiz erfordert, sondern darüber hinaus eine Einfü-
gung in einen umfassenden, auch die Prävention einschließenden Rahmen verlangt. 
Die beschriebenen Maßnahmen zeigen, dass auch solche Projekte betrieben werden, 
die lediglich einen mittelbaren Bezug zur Bekämpfung des Terrorismus aufweisen, 
von den handelnden Akteuren aber dennoch als unverzichtbar empfunden werden643F644. 
Dementsprechend hat die terroristische Bedrohung innerhalb der EU dafür gesorgt, 
dass die Bildung eines einheitlichen europäischen Raums der inneren Sicherheit in ei-
nem Umfang betrieben wurde, der weit über das akute Problem des Terrorismus hin-
ausgeht. 
 
2) In ihren Bemühungen zur Terrorismusbekämpfung begegnet die EU jedoch zahlrei-
chen politischen, rechtlichen und kulturellen Hürden. Beschränkt ist die EU auf das 
                                                 
644  So auch Knelangen, in: Pradetto, S. 180. 






Instrumentarium, welches ihr im Rahmen von EG- und EU-Vertrag zur Verfügung ge-
stellt wird. Ein umfassendes Mandat zur Terrorismusbekämpfung ergibt sich weder 
aus diesen Verträgen noch aus dem Vertrag von Lissabon, der auf der Struktur der be-
stehenden Verträge aufbaut und diese modifiziert. Überwiegend ist die EU darauf an-
gewiesen, auf solche Befugnisnormen auszuweichen, die nicht primär die Bekämp-
fung des Terrorismus bezwecken. Wie das Beispiel der Richtlinie „über die Vorratsda-
tenspeicherung“ und die Sanktionsmaßnahmen zur Bekämpfung der Finanzierung des 
Terrorismus zeigen, sind Diskussionen über die richtige Rechtsgrundlage für Maß-
nahmen zur Terrorismusbekämpfung nichts Ungewöhnliches. 
Darüber hinaus betrifft die Terrorismusbekämpfung der EU überwiegend den Bereich 
der intergouvernementalen Zusammenarbeit der dritten Säule. Als supranationales Ge-
bilde tritt die EU im Rahmen der Terrorismusbekämpfung als Akteur selten in Er-
scheinung und bildet zumeist eine multilaterale Plattform für Beratungen zwischen 
den Mitgliedstaaten der EU. Mangels eigener Exekutivbefugnisse beschränkt sich die 
Rolle der EU im Rahmen der Terrorismusbekämpfung insofern auf die Koordination 
der heterogenen Aktivitäten der einzelnen Mitgliedstaaten unter Einbeziehung der neu 
geschaffenen EU-Einrichtungen. Aus diesem Grund fällt es schwer, von einem aus-
drücklichen Mandat der EU zur Terrorismusbekämpfung zu sprechen. Den Hauch ei-
ner originären EU-Terrorismusbekämpfung lassen jedoch die umfassenden Bemühun-
gen der Europäischen Kommission erkennen, die durch viele Legislativvorschläge und 
Mitteilungen zur weiteren Entwicklung der Terrorismusbekämpfung durch die EU bei-
tragen. 
 
3) Wie die dargestellten Maßnahmen zeigen, hat die EU trotz der genannten Hürden 
Fortschritte gemacht und den Mitgliedstaaten viele Instrumente an die Hand gegeben, 
durch welche sie ihre Aktivitäten koordinieren und aufeinander abstimmen können. 
Richtig wäre es deshalb, in Europa nicht von einer Terrorismusbekämpfung durch die 
EU zu sprechen, sondern von einer Europäisierung der Terrorismusbekämpfung der 
Mitgliedstaaten. 
Die genannten Maßnahmen stellen ein Instrumentarium dar, durch welches die Terro-
rismusbekämpfung in der EU ohne Zweifel verbessert werden würde. Voraussetzung 






ist allerdings die zügige Umsetzung der Maßnahmen durch die Mitgliedstaaten der EU. 
Hier tut sich allerdings eine noch größere Hürde für die EU-Terrorismusbekämpfung 
auf. Nicht alle Länder sind bereit, ihre Sicherheit so weit in die Hände der EU zu legen, 
sie wollen primär selbst für ihre Sicherheit verantwortlich sein. Aus diesem Grunde 
werden Maßnahmen der EU überhaupt nicht oder nur unzureichend umgesetzt. Primä-
re Aufgabe der Zukunft sollte es deshalb nicht sein, weitere neue Aufgaben und Maß-
nahmen zu beschließen, sondern dafür zu sorgen, dass die bereits bestehenden Maß-
nahmen durch alle Mitgliedstaaten der EU umgesetzt werden. Nur dann können sich 
die Maßnahmen der EU gegenseitig ergänzen und auch in der Praxis ein umfassendes 
Konzept darstellen, durch welches der Terrorismus möglichst effektiv bekämpft wird. 
Die Mitgliedstaaten müssen durch ihre Umsetzungsmaßnahmen dafür sorgen, dass die 
Maßnahmen der EU ihre volle Wirkung entfalten und zur Bekämpfung des Terroris-
mus beitragen können. Abzuwarten bleibt, wohin der Weg der Terrorismusbekämp-
fung innerhalb der EU führt. Entscheidend für weitere Fortschritte wird sein, ob sich 
die Mitgliedstaaten mit dem Gedanken anfreunden können, zunehmend auf ihre Sou-
veränität im Bereich der Innen- und Rechtspolitik zu verzichten. Bedauerlich wäre es 
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